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VIII 

ZWEITE KONIGSBERGER AMTSZEIT 

Juni bis Dezember 1808 

710. Stein an Beyme [Königsberg,] 2. Juni [1808] 
Druck: Alte Auogabe II S. 431. Danach hier. 
Ehem. Pn:uß. Staatoarchiv Stettin, Nachlaß Bcyme: Auoferligtmg, Verbleib tmbekannl. 

Bevorstehender Abgang Beymes nac/i Berlin. Froriep. 

Ew. Hochwohlgeb. haben nach der mir von General Scharnhorst gegebenen 
Nachricht den gewünschten Urlaub erhalten - und zweifle ich nicht, daß 
die Anträge wegen des Geh. Kabinetts-Personals gleichfalls genehmigt 
werden. 
H. Froriep1 scheint ein Mann von Verdienst, ich wünschte aber, daß er von 
der Akademie gewählt und nicht ernannt würde - der letzte Weg scheint 
mir dem Geist eines wissenschaftlichen Vereins am angemessensten. 

711. Beyme an Stein Königsberg, 2. Juni 1808 
Druck: Alte Autgabe II S. 431 C. - Danach hier. 
Ehem. PreuO. Staallarcbiv Stettin, Nachlaß Beyme: Konzept, Verbleib unbekannt. 

Meldet seine bevorstehende Abreise nac/i Berlin. Bedauert, von Stein nicht mehr 
empfangen worden zu sein. Beste Wünsche für den Fortgang der Reform. Anerken­
nung der Einsatzbereitschaft Steins. Beklagt, sein Vertrauen nicht gewonnen zu haben. 

Ew. Exz. würde ich gleich selbst von dem von S. M. dem Könige mir aller­
gnädigst bewilligten Urlaub ganz ergebenst benachrichtigt haben2, wenn ich 
nicht des Königs Handschreiben erst spät abends erhalten und gehofft 
hätte, Denselben solches in der Stunde, worum ich gebeten, selbst vorlegen 

1 L. F. Froriep, Prof. der Medizin in Halle, dann in Tübingen. 
1 Beyme hat schon am 10. Mai gebeten, nach Berlin abgehen ztt dürfen, wurde aber am 
12. l\1ai vom J(önig ersucht., bis zu Steins Rückkehr zu bleiben. Nachdem diese erfolgt war, 
suchte er erneut um die Erlaubnis zur Reise nach Berlin nach, die ihm am 1. Juni erteilt. 
wurde. 
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zu können. Ich bedauere es r ec11t sehr, daß es Denselben n icht möglich ge­
wesen ist , mir solche zu bewilligen. Meine Wünsche für das Gedeihen aller 
Ihrer m ühevollen Arbeiten zum Besten des best en K önigs und des Vat er­
landes werden auch abwesend Sie u mgeben , und, wenn der Himmel Ihre 
Bemühungen segnet , n icht allein, sondern auch im ungünstigeren Falle 
werde ich zu den dankbar sten MitbÜl"gern geh ören, nie vergessend, daß nur 
wabre Größe der Seele Sie bestimmen konnte, in der unglücklichen Lage, 
worin der Staat sich befindet , die Leitung der Geschäfte zu übernehmen . 
I ch wÜl"de ganz beruhigt vom Sch auplatz abtreten , wenn es mir h ätt e ge­
lingen wollen, ganz und ausdauernd Ihr Vertrauen zu erwerben. Da dies 
nicht m öglich war, so danke ich Ihnen doch innigst , daß Sie mir Beweise von 
Ihrer Acht ung gegeben, und h abe das frohe Bewußtsein, daß Sie mich dessen 
in der Folge nicht weniger würdig find en werden. Schließlich überreiche ich 
beikommend die ferneren K abinetts-Verhandlungen aus meiner E xpedi­
tion. 
Im Dran ge der Unruhe, womit jede wichtige R eise verbunden ist, habe ich, 
wie ich sehe, meine Gedanken nicht sorgfältig geordnet. Ew. Exz. bitte ich, 
sich an den Geist zu h alten, der dennoch darin sich deut lich aussprechen 
wird und die R einheit m einer Absicht bewähr t. 
[Nachschrift:] Da morgen noch einige Sachen zu expedieren sind, so habe ich 
es für besser gehalten, alles zugleich abliefern zu lassen und werde dazu den 
H. G. K. S. Allondery beauftragen. 

712. Stein an Beyme 
Druck: Alte Auogobc II S. 132. - Donach hier . 
Ehem . Sch.JoO J>areow, Noch.laß ß cymc: Ausfertigung. 
Verbleib unbekannt. 

Abschiedsbesuch ßeymes bei S tein. 

Königsberg, 2. Juni 1808 

Prcuß. Stnatao.rchiv Stettin, Nachlaß Beymc: Ab1chrift. 

E s ist mir von der Absicht Ew. H ochwohlgeb., mit mir eine Unterredung 
zu ha ben, nichts bekannt geworden; vielleicht geschah die Anfrage während 
meiner Abwesenheit von Hause und finden Sie v ielleicht morgen noch eine 
Stunde, die Sie zu diesem Zweck bestimmen könnten, nur bitte ich, mich 
davon zu benachrichtigen. 

713. lmmediatbericht des Ministers Voß Berlin, 2. Juni 1808 
PrGStA. , jetzt DZA II Merseburg, R ep. XI 89 Foaz. 429, Frankreich Vol. 5 : Au•fcrtigung (Kuuzlcihond). 

](Lage iiber die „hernbsctzende Abstufung" seiner Dienststellung gegenüber S tein 
bei seiner Bestallung als P räsident der Friedenslrommission. 

Durch die an die St aatsminister Freiherrn vom Stein und mich erlassene 
höchste Kabinettsordre vom 16. v . M.l haben E . K . M. mir die Leitung 

1 S iehe oben N r. 700. 
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Höchstdero hiesiger Angelegenheiten anzuvertrauen geruht. Ich erkenne 
H öch stdero mir bei dieser Gelegenheit versichertes Vertrauen und die 
Genehmhaltung der Wünsche, unter welchen ich diesen Auftrag nur über­
nehmen konnte, mit alleruntertänigst em Dank. In der gegenwärtigen Zeit , 
wo hier ein jeder Familienvat er, von Sorgen für die Subsistenz der Seinigen 
gedrängt, mit so vielen Verlegenheiten zu kämpfen hat, konnt e m ich nur 
die uneigennützigst e Anhänglichkeit an meinen Landesherrn und den 
Staat bewegen , E. K . M. Dienst meine Kräfte ehrerbietigs t von neuem zu 
widmen . 
Meine Beh arrlichkeit in diesem Vorsatz bedarf inzwischen, um nicht unter ­
zuliegen, E . K. M. ausgezeichneter Achtung und Vertrauen. E s hat mich 
daher sehr bekümmert, wenn ich die Beweise des letzteren mit einer in 
H öchstdero Dienst verhältnis mich herabsetzenden Abstufung gegen den 
Staat sminister Freiherrn vom Stein verbunden gefunden habe . Daß E. K. 
M. den letzteren, zugleich mit dem ihm jetzt anvertrauten ausgedehnten 
Wirkungskreis, übe r a ll e Höc h s tde ro St a at s mini st e r erheben und 
diese demselben nachordnen würden, habe ich gewiß nicht erwarten können. 
Der Staat sminister Freiherr vom Stein b at mir davon in den hier genom­
menen Verabredungen nichts eröffnet, und Schutz bei ihren in der Verfas­
sung gegründeten Vorrechten, der, von E. K . M„ allen früher patentierten 
Staatsministern zugesichert ist, h aLe ich von Höchstdero bekannten Ge­
rechtigkeitsliebe mit vollem Vertrauen erwarten dürfen. Degradation ist 
nur rechtliche Folge von Verschuldung ; dem treuen schuldlosen Diener 
darf sie nicht gleichgültig sein, wenn er sich selbst achtet, denn es steht 
damit die öffentliche Achtung und das öffentliche Vertrauen in unzertrenn­
lich er Verbindung. Beide zu besitzen, darf ich mir schmeicheln, und ihre 
Aufrechterhaltung m uß mir in dem Geschäftsverhältnis, wozu mich jetzt 
E. K. M. zu bestimmen geruht haben, besonders t euer sein. 
E. K . M. Gerechtigkeit wird daher auch keine Mißbilligung eines Gefühls 
zulassen , welches so n atürlich ist und dem Mann von Ehre eigen sein muß. 
So b ereit ich daher auch in dieser Angelegenheit zu jedem Opfer gewesen 
hin, so werden mir H öch stdieselheu doch ein so unverletzliches nicht zu­
muten wollen. 
Da E. K. M. mir erteilte Vollmacht von der bezeichnet en Abstufung nichts 
enthält, so habe ich, um keine Stockung in den hiesigen Geschäften zu ver­
ursachen, mich bei den französischen Behörden zu legitimieren, keinen 
Anst and nehmen wollen. Auch Höchstdero die erstere bezeichnende 
Kabinettsordre ist bis jetzt nicht aus meinen H änden gekommen. 
Daher darf ich die alleruntertänigste Bitte wagen: daß E. K. M. bis nach 
Wieder auflösung meines gegenwärtigen vorübergehenden Dienst verhält­
nisses die öffentlichen Beweise der dem Staatsminister Freiherrn vom Stein 
zugedachten Erhebung ausgesetzt und das ehemalige Verhältnis Höchst­
dero Staatsminister gegeneinander bestehen zu lassen geruhen wollen. Ich 
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verbinde damit auch noch die alleruntertänigst e Bitte, mein gegenwärtiges 
Dienstverhältnis für aufgelöst achten zu wollen, sobald Höchstdero Staat s­
minister Freiherr vom Stein selbst wieder hier anwesend sein wird, weil es 
alsdann in der Tat meiner Mitwirkung nicht mehr bedarf und ich auch, 
indem ich mich gegen den Freiherrn vom Stein bereit erklärt habe, hier an 
seine Stelle zu tret en, in diesem Versprechen nur diesen Sinn vor Augen 
gehabt habe. 
E. K. M. Staatsminist er Freiherr vom Stein denkt zu edel, um nicht die 
Billigkeit meiner E. K. M. alleruntertänigst vorgetragenen Ansicht zu 
erkennen, und Allerhöchstdieselben sind zu gerecht und gnädig, um nicht 
das mir übertragene Geschäft nur an solche Bedingungen zu knüpfen, durch 
die es für mich ehrenvoll wird. 
In dem fest en Vertrauen darauf, werde ich E. K . M. hiesige Geschäfte mit 
dem Eifer und der Sorgfalt fortsetzen, die ich in meinem bald neunzehn­
jährigen Minist erialverhältnis jederzeit bewiesen zu h aben glaube. Auch 
bescheide ich mich sehr gern, daß ich als ein besonders Abgeordneter von 
E. K. M. dortigen Ministerio Reskripte und Verfügungen anzunehmen habe, 
welches von dem gegenseitigen persönlichen Verhältnis Höchstdero Staats­
minister beständig unabhängig ist 1. 

714. Immediatbericht Steins Königsberg, 3. Juni 1808 
PrGStA., jetzt DZA II Meneburg, R ep. 89 a XL 2: Au1fertigung (Kanzleiband). 
Druck: Alte Auogabo 11 S. 432 (Rogut). 

Beantragt, nach Abreise B mJmes den J(abinettsvortrag in minder erheblichen A n­
gelegenheiten des Innern und der Finanzen an J(lewitz zu übertragen und ihm Sack 
als Fachjuristen zur Seite zu stellen . 

Bei der bevorst ehenden Abreise des Präsidenten Beyme2 halte ich mich ver­
pflichtet, bei E. K. M. verschiedene Anordnungen rücksichtlich der Be­
arbeitung der Kabinettsvortrags-Sachen ehrfurchtsvollst in Antrag zu 
bringen: 
1. Es liegt in dem von Allerhöchstdenselben vorläufig bereits genehmigten 
Organisationsplan, daß künftig ein Kabinettsrat die minder erheblichen 
Sachen des Minist ers des Innern und der Finanzen vortragen und das 
Expeditionswesen mit den dazu vorhandenen Kabinettssekret ärs besorgen 
soll. 
Bei den vielen jetzt vorkomm enden außerordentlichen Geschäften, die 
meine volle Aufmerksamkeit und Tätigkeit erfordern, wird es sehr zu 
m einer Erleichterung gereichen, wenn E. K. M. jetzt sogleich diese Ein­
richtung interimistisch treffen zu lassen geruhen. Der Geh. Ober-Finanzrat 
v. Klewitz hat in meiner Abwesenheit den Vortrag zu E . K . M. Zufrieden-

1 Beantwortet durch J( abinettsordre vom 11. Juni 1808, unten N r. 721. 
1 Vgl. oben N r. 710 und 711. 

744 



Quelle: Freiherr vom Stein (Neubearb.), Bd. 2,2, Berlin 1931 / Internet-Portal "Westfälische Geschichte" 
URL: http://www.westfaelische-geschichte.lwl.org 

3. JUNI 1808 

heit besorgt, ich halte ilm zu der Kabinettsratsst elle, wie solche der Organi­
sationsplan annimmt, für qualifiziert. Seine Art vorzutragen ist gut, er 
besitzt die hierzu erforderlichen Kenntnisse und ist ein rechtlicher und an­
ständiger Mann. E. K. M. kennen ihn bereits, und er ist mit der Stelle 
bekannt. Es würde ihn schmerzen, wenn ein anderer interimistisch beige­
zogen werden sollte, und ich glaube daher bei Allerhöchstdenselben auf 
seine fernere Beiziehung ehrerbietigst antragen zu dürfen. Der kleine Ge­
schäftsgang im Kabinett wird durch ihn besser in Ordnung gehalten werden 
können, als ich es, ohne wichtigere Obliegenheiten zu versäumen, imstande 
wäre, und er wird für den Fall, daß die Umstände meine abermalige Ent­
fernung erheischen\ im Zusammenhang der Geschäfte sein. 
2. Der Geh. Ober-Finanzrat v. Klewitz besitzt inzwischen zu wenige 
juristische K enntnisse, um auch den Vortrag in den häufig vorkommenden 
rechtlichen Gegenständen zu besorgen. Künftig wird solchen nach der 
Organisation an bestimmten Tagen der Justizminister übernehmen. In­
zwischen stelle ich E. K. M. ehrerbietigst anheim, ob Allerhöchstdieselben 
nicht behufs dieser Vorträge den Geh. Ober-Finanzrat Sack beizuziehen 
geruhen wollen. Es ist solcher ein sehr guter Jurist und kennt doch auch, 
worauf es in diesem Augenblick sehr viel ankommt, das Innere und die 
Finanzen . Er ist gegenwärtig nicht beschäftigt und verdient diese Aus­
zeichnung als einen Beweis E. K. M. Vertrauens. Übrigens wird er auf diese 
Beziehung keinerlei Art von Ansprüchen auf die Fortdauer dieses Verhält­
nisses gründen. 
Ich unterwerfe das Ganze E. K. M. allerhöchsten Prüfung und Entscheidung 
ehrfurchtsvol12• 

715. lmmediatbericht der Kombinierten lmmediatkommission 
Königsberg, 3. Juni 1808 

PrGSlJ\., jetzt DZA II Meneburg, Rep. 89a XXXIV 3 : Au1fertigung mit Randverfügung Stein• vom 5. Juni. 

Unterstützung der notleidenden Bevölkerung in Ost- und Westpreußen durch die 
Milit.ärmagazine. Pflicht der Gutsbesitzer, ihren Anteil bei der Versorgung der Land­
bevölkerung zu leisten. 

[Die Kommission wird gemäß der Kabinettsordre l'Om 30. Mai alle über· 
schüssigen Magazin11orräte feststellen und dem Minister Schroetter zur Dis­
position stellen. 24000 Scheffel M ehl und Roggen sind bereits an S chroetter 
überwiesen worden.] Das ganze von il1m geforderte Quantum von 90000 
Scheffeln wird zwar in keinem Fall von uns ihm überwiesen werden können. 

1 Zum A bschluß der J(ontributionsverhandlungen mit Daru. 
1 Randverfügung des J(önigs: „Ich finde den Vorschlag ganz zweckmüßig und meiner Ab­
sicht entsprechend." - Randverfügung Steins vom 4. Juni: „Expediatur vice versa das 
nötige an H. v. Klewitz mit Rücksicht auf den Inhalt des Organisationsplans und an 
H. Geh. Rat Sack." Entsprechende J(abinettsordres an Sack und J(lewitz vom 5. Juni 1808. 
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AJJein das Land wird dieser Summe auch nicht bedürfen, wenn die bemittel­
t en Gutseigentümer, welche noch Kredit und Erbuntertanen h aben, ge­
nötigt werden, ihr Pflicht gegen d ie von ihnen so lange als Erbuntertanen 
benutzten Menschen zu erfüllen und nur derjenige die Unterstützung er­
hält, der weder Getreide noch Kredit hat, um seinen E insassen helfen zu 
können. Da den uns zugekommenen Nachrichten nach die Getreidepreise 
an der Grenze des Herzogtums Warschau bedeutend sinken sollen, so kann 
es den bemittelten Gutsbesitzern auch nicht an Gelegenheit fehlen, Brot­
getreide zu erhalten. 

[RandfJer/iigimg Steins fJOm 5. J uni:] 
Dem Staatsminister von Schroetter wird aufgegeben, den Gutsbesitzern 
ihre Pflicht, für die Unterstützung der Untertanen zu sorgen, bei jeder Ge­
legenbei t [ ?] in Erinnerung zu bringen 1• 

716. Stein an Frau vom Stein 
Ste in·A. : Ausfertigung (cigcuhündig). 
T eildruck: Alte Ausgabe II S. 432 [, 

Königsberg, 5. Juni 1808 

Reise von Berlin nach J(önigsberg. Gute Au.f nahme bei Hof. St.e1:ns Gesundheits­
zustand. H äusliche Angelegenheiten. Druck der Besatzung in Berlin. J\1arianne 
vom Stein. 

J 'ai quitte Berlin, ma chere amie, le 26 la nuit a 11 heurcs e t suis arrive 
le 31, m'etant a rrct e le 30 a Marienwerder et a Finckenstein, en suivant 
la route ci-jointe nouvellement etablie - ou, cependant, il n 'y a des gites 
qu'a Cüstrin, Landsberg, Conitz, Maricnwerder, Riesenburg, Preußisch 
Mark, Preußisch Holland, Braunsberg, et que vous voudrez aussi suivre en 
son temps comme la plus courtc et la mieux servic. Mon voyage a c te trcs 
heureux, et j'ai etc rei;u ici par le Roi, toute la famille royale avec hien de la 
honte, de la confiance et de l ' interct. La Princesse Louise partira dans peu 
pour Teplitz, mais la Princesse Guillaume nous reste. - La Reine et le Roi 
s'etablissent a la Campagne a une petite dist ance de la ville. 
J e commencerai a me servir de baius sous la direction de Hufeland. 11 veut 
que je les prenne Ie soir a 8 heures einen Tag um den anderen, e t j 'espere 
qu'ils me feront du bicn, n'ctant point encore enticrcment quitte de mes 
sentiments de goutte dans Ja main e t lc genou [ . .. ] 
Donnez-moi, ma chere amie, quelques nouvelles de ma soeur Marianne et 
informez-la de ma situation - que ne puis-je la revoir ! 
Nos amis a Berlin souffrent beaucoup des E inquartierungen , et toutes les 
fortunes se detruisent, alles häusliche und öffentliche Glück wird zerstört -
die Anhänglichkeit der Nation an ihren Landesherrn bleibt groß, und man 
duldet ohne zu murren den unerträglichsten Druck. 

1 Entsprechende J(abinettsordre an Schroelter vom 5. Juni 1808 {J(onzcpt, Paraphe Steins , 
Abgangsvermerk: 7.) ebenda. 
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[Häusliche und wirtschaftliche A ngelegenheiten.] 
Marianne a-t-elle des projets de venir vous voir? La societ e de cette bonne 
e t excellente femme qui est Ja r aison et la douceur m eme, vous conviendrait 
pour le temps que vous restez la-bas [ ... ]. 

717. Stein an Baersch 1 Königsberg, 6. Juni 1808 
PrGStA„ jetzt DZA ll Meneburg, Rep. ß9n XXIV 2: K onzept (Altenstein), Pnrnphe St eins, Abgnngavermerk : 6. 
Druck: Alte Ausgabe II S. 433. 

B illigt Tendenz und Schreibweise des ihm übersandten ersten Bogens des „Volks­
freundes", des Organs des Tugendbundes. 

Ew. Wohlgeb. danke ich verbindlichst für die gefälli ge Mitteilung des ersten 
Bogens der \Vochcnschrift, welche Sie unter dem Titel des „Volksfreundes" 
herausgeben und mir mittels Schreiben vom 4. Juni2 übersandt haben. 
Ich lasse Ihrer guten Absicht sowie auch der Ausfühnmg, insoweit sich 
solches aus dem ersten Bogen beurteilen läßt, gerne Gerechtigkeit wider­
fahren und werde mich freuen, wenn ich Ihnen solches bei sich ergehender 
Gelegenheit zu betätigen [ !] imstande hin. 

718. Votum Steins zum Finanzplan der Kombinierten lmmediatkommission 
vom 18. Mai 1808 Königsberg, 7. Juni 1808 
PrGStA., jetzt DZA II Merseburg, Rcp. ß9a XLV l Vol. 2: eigenhündig. 
Teildruck: Alte Ausgabe ll S. 434. 

Prüfung und J( ritilc des Finanzplans der J(ombinierten Immediatlwm.mission für 
die M onate Juli b1:s Olctober 1808. Gesichtsptmlcte f iir eine interimistische Neuge­
staltung der obersten Staatsbehörden nach l\1aßgabe der im Organisationsplan vom 
Februar 1808 auf gestellten Grundsätze. 

Die zu beantwort ende Frage über die Suffizienz der St aat seinnahmen bezieht 
sich auf den augenblicklichen K assenzustand und auf die Einrichtungen, 
welche überhaupt dem Militär- und Zivil-E t at zu geben sind in Hinsicht 
auf innere Ruhe, ä ußere Achtung, auf Vorbereitung zur neuen Organisa tion 
und Wahrscheinlichkeit einer günstigen oder ungünstigeren Entwicklung 
der äußeren Verhältnisse. 
W as nun den Kassenzustand anbetrifft, so berechnet die l mmediatkommis­
sion den Ausfall der Einnahme gegen die Ausgabe für die Mona te Juli, 
August, September auf 289 000 Tlr. und setzt dabei die Vereinnahmung der 
Oppenheimerschen Forderung mit einem Verlust von 180000 Tlr. voraus. 

1 Damals Leu.tnant, später A diutant Schills bei dessen A uszug aus B erlin, zuletzt Re­
gierungsrat in Trier, gest. 1866. Vgl. A . L ehmann, T ugendbund S . 53, A nm. l, außer­
dem B aerschs eigene „Beiträge zur Geschichte des sogen. Tugendbunds". 
2 Ebenfalls Rep. 89a. XXJV. 2. 
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Die E rklärungen des Oppenheimers1 sind immer noch sehr unbefriedigend­
er will durch Bankobligationen und Retradition eines Teils der russischen 
Papiere zahlen, einen geringen Teil des Verlustes tragen, den übrigen Teil 
auf die Staatskassen werfen. Man wird ihn durch gerichtliche Zwangsmittel 
zur Zahlung der 550000 Tlr. anhalten müssen, es wäre denn, daß H. Klein2 

den ihm unter dern 31. Mai a . c. gemachten Antrag annehmen werde. 
Zur Übersicht des Kassenzustandes pro ultimo Juni sind noch mehrere 
Vorarbeiten nötig, die ich noch vermisse. 
Man hat bei der Einnahme des gedachten Finanzplans abgesetzt: 
Schuld der Haupt -Staatskasse an die Bank und 
Seehandlung 461836 Tlr. 
ferner die dem Land gehörige russische Abschlags-
zahlung der 300000 Tlr. 300000 Tlr. 

Man hat bei der Ausgabe ein Extraordinarium von 
angenommen, worunter 
westpreußische Promessen stecken, die soviel ich mich 
extra acta erinnere - welche j edoch nachzusehen sind -
von der Provinz ersetzt werden müssen . Es ist also auf 
einen Vorschußersatz von 
ein Extraordinarium von 

gerechnet. 

761836 Tlr. 
429069 Tlr. 

76356 Tlr. 

761856 Tlr. 
429069 Tlr. 

1191905 Tlr. 

Der V orschußersatz ist nicht nötig und kann erforderlichenfalls aus anderen 
Quellen der Einnahme gescheh en, als aus denen, so im Finanzplan angenom­
m en sind, und die Verwendung des Extraordinariums ist t eils schwankend, 
muß also noch r echnungsm äßig n achgewiesen werden, t eils wird ein Teil 
ersetzt aus den westpreußisch en Promessen. 
Man h ätte wohlget an, bei den Überschlägen des Finanzplans Kassenex­
trakte statt willkürlicher Zusammenstellungen von Zahlen zugrunde zu 
legen. Dieses muß also noch geschehen und hierüber mit dem H errn Geh . 
R at v. Schlabrendorff zusammengetret en werden . 
Die Bestände am Schluß des März waren gewiß ganz verschieden von dem, 
was in dem Finanzplan pro April supponiert wurde. 
D er Vorschuß bei der Bank und Seehandlung kann aus den bei den Kassen 
befindlichen Dokumenten beider Institute hinreichend gedeckt werden, 
wovon die General-Kriegskasse allein 481514 Tlr. besitzt. Wird also der 
Vorschuß der B ank und Seehandlung gar nicht oder durch Zurückgabe von 
Papieren gedeckt, wird nachdrücklich dafür gesorgt, daß die Oppenheirner­
sche Schuld ganz oder zurn Teile eingehe, wird endlich genau ausgemittelt, 

1 Bankier in Berlin. Vgl. Granier, Franzosenzeit S. 126. 
1 Bankier in Riga. 
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wie viel von dem zu 429069 angenommenen Extraordinario noch disponibel 
bleibt, so wird sich der Kassenzustand anders ergeben, als er im Bericht der 
Immediatkommission d . d. 18. Mai a. c. angenommen ist. 
Eine wahre Ausmittlung des K assenzustandes muß aber nur vorgenommen 
werden, um das Verhältnis zwischen Ausgabe und Einnahme beurteilen zu 
können. Auch sind außer den berechneten Beständen und Einnahmen noch 
außerordentliche Hilfsmittel übrig, die ich mir anzugeben vorbehalte. 
Nicht allein in Hinsicht auf Ersparung sondern in vielfachem andern Be­
tracht wird es aber nötig sein, die hiesige Verwaltung der einzelnen unzu­
sammenhängenden Behörden, die zum Teil der Zufall hergeführt oder die 
teils das momentane Bedürfnis gebildet hat, zu vereinigen und zu verein­
fachen und auf diese Art einen zusammenhängenden Geschäftsgang zu be­
wirken, auch die Militär-Organisationskommission zu beauftragen, Vor­
schläge zur Abänderung der Verwaltung der Militär-Angelegenheiten und 
zu Ersparungen bei den Ausgaben zu machen. 
Es sind gegenwärtig vorhanden: 
1. ein Kabinett, 
2. ein Auswärtiges Departement, 
3. ein Preußisches Departement, 
4. ein Justiz-Departement, 
5. Kombinierte Immediatkommission, 
6. General-Verpßegungs-Intendantur (kann dem Preußischen Departe­
ment übertragen werden), 
7. Kassen-Departement, 
8. Akzise- und Zoll-Departement, 
9. Post-Departement, 
10. Bank, 
11. Seehandlung, 
12. ein Ober-Kriegskollegium mit allen seinen Unterabteilungen, 
13. eine General-Staatskasse und mehrere Ausgaben-Kassen. 
Unter diesen Behörden ist keine Verbindung vorhanden als durch K orre­
spondenz und ihren gemeinschaftlichen Endpunkt, das Oberhaupt des 
Staates. 
Man würde eine interimistische Organisation mit Anwendung der dem 
Haupt-Organisationsplan zugrunde liegenden Ideen, die dem hiesigen ver­
engten Wirkungskreis angemessen ist, schon jetzt entwerfen und ausführen 
können. 
Das wesentlichste dieser Umwandlung bestünde also: 
1. in einem Pleno oder Vereinigungspunkt aller Verwaltungsbehörden, 
2. in der Geschäftsverteilung nach den natürlichen Grenzen der Geschäfte 
selbst, 
3. in einer vollständigen Umbildung der Provinzial-, Kreis- und Munizipal­
Behörden der geräumten Provinzen, 
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4. in einer interimistischen Anstellung von Geschäftsmännern. 
Hieraus folgt Umbildung sämtlicher Departements, Auflösung der lmme­
dia tkommission 1 . 

719. Stein an Wittgenstein Königsberg, 9. Juni 1808 
Housnrchiv, je tzt Hnuptnrchiv llcrlin-Dnblcm, Rcp. 192 \Vittgcustcin 11 10: Ausfertigung (cigenhündig). 
Druck: Alte Ausgabe 11 S. 434 f. 

S teins Rüclrlrnhr 11ach J(ü nigsberg. A bstellung der franzüsischen Beschwerden iiber 
den Schleichlwndel mit England. Cllirembault . Fort.gang der R eform. lloflnung auf 
die in Auss1:cht gestellte Anleihe des Hurfürslcn von Hessen. Voß. Ausweisung vo1i 
L c Rou:i; aus Paris. Die ostpreußische lfriegslronlribution. 

Ew. Fürst!. Durch!. bitte ich zuerst um die Erlaubnis, die Eingangs-Kuria­
lien abkürzen zu dürfen und setze voraus, daß Sie meine Bitte nicht ab­
schlagen werden. 
Meine H erreise war sehr glücklich, ich erreichte K[önigsberg] in 5 Tagen, 
nämlich den 31. bei sehr guter Zeit[ ... ]. Hier fand ich alles sehr beschäftigt 
mit dem H. G. Konsul2, der mich besuchte, sehr höflich war, übrigens ein 
seichter aufgeblasener Narr ist. Wir haben nun ein Reglement über den 
e~glischen Handel entworfen, welches hoffentlich dem Streit ein Ende 
macht, oder die Streitfragen wenigstens bes timmt.- \Vir werden es ihm 
mitteilen, desgleichen n ach Paris, Berlin, Hamburg u. s. w. schicken an die 
dortigen französischen Machthaber. 
Der König ist auf manches gefaßt und im ganzen ruhig, lebt nach der ge­
wöhnlichen Art, er hat ein kleines Landgut bezogen und kommt täglich zum 
Vortrag iu die Stadt. Zu Mithelfern bei dem Vortrag ist H. v. Klewitz we­
gen der administrativen Sachen und wöchentlich einmal der G. St. R. Sack 
für juristische Sachen interimistisch gewäblt3 • Mehrere Reformen werden 
nötig, ganz ohne Anleihen wird es aber nicht geh en , und rechne ich wenig­
stens vom August an auf eine Unterstützung von 100000 [Tlr.] monatlich 4 • 

Es lassen sich gute Papiere hicvor deponieren . Ich rechne auf Ew. Durchl. 
Beistand und die mir zugesagte kräftige und einsichtsvolle Unterstützung. 
Ew. Durchl. werden die Ansichten des Kurfürsten gewiß berichtigen. Er 
könnte am besten in Königsberg oder einem nahe gelegenen Landsitz, z. B. 
Holstein, Friedricb stcin, Albeiten [?] wohnen und dort alle seine Um­
gebungen h aben. Dieser Aufenthalt ist sehr anständig, unabhängig, und 
man hat die S ec und Rußland . Die spanische Geschichte5 beweist, wie gut 
es ist, den Rücken frei zu haben. Wirken E w. Durchl. hierauf, denn dieses 
Mittel sichert gegen die Chateaux cn Espagne. 

1 Stein trug diese Gedanken am 10. J iini dem J(ünig vor, vgl. unten N r. 720. 
2 Der französische J(ons itl Clilrambault in J(ünigsberg. 
3 Vgl. oben Nr. 714. 
4 V gl. oben N r. 718. 
6 Die Vorfälle in Bayonne. 
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Das für den Herrn Kurfürsten bestimmte Schreiben des K(önigs ?] werden 
Ew. Durchl . längst durch H. v. Krüdener1, der in 6 Tagen a nzukommen 
versprach , erhalten ha ben . 
H . St. M. v. Voß hat einige Bedenklichkeiten geäußert wegen einer mir 
gegen ihn eingeräumten Suprema tie. - E w. Durchl. kennen mich hinläng­
lich , um zu glauben, daß mir dergleichen Dinge sehr gleichgültig sind, da ß 
ich bat, alles n ach dem Begehren des Wünschenden einzurichten, mir nur 
eine bestimmte Teilnahme am Abschluß selbst v orzubehalten . - Dieses ge­
schieht , und wird hoffentlich H . v. Voß zufrieden gestellt werden2• 

H. Le R oux wurde mit v ielen Versicherungen der Achtung gegen Preußen 
u. s. w. hinweg gewiesen als eine dem K aiser mißfällige P erson 3. 

Ich hoffe, d aß die kleinen Streitigkeiten mit dem Konsul beigelegt sein wer­
den und daß dieser D aru wenigs tens aus dem Fuß gegangen ist. Das Königs­
berger K ontributionsgeschäft ist vollkommen berichtigt und die Promessen 
eingelöst; würde das Land geräumt, so könnte ohne Bedenken das Kontri­
butionsgeschäft der übr igen Provinzen berichtigt werden. 
Den Abschluß über den Betrag der emittierten T(resor-] S[cheine] werde ich 
hoffentlich heute noch erhalten und beischließen . 
Mögen die Bemühungen Ew. Fürstl. Durchl. doch vom glücklichst en Erfolg 
sein. 

720. Aufzeichnung Steins über den Kabinett svort rag vom 10. Juni 1808 
(Königsberg, 10. Juni 1808] 

PrCStA., jet zt DZA II Meracburg, Rcp. 89 a X LV 1 Vol. 2: cigcnbiindig. 
Druck: Alte Ausgabe II S. 436 (Rege• t). 

Der F inanzplan. Maßnahmen zur Vereinfachung der Behürdenorganisation 4• 

Des K önigs Majestät haben bei dem heutigen Vortrag zu beschließen ge­
ruht: 
a) daß der Finanzplan pro A(pril], M[ ai], J[ uni] auch auf Juli extendiert 
werden und geltend bleiben solle - bis dahin 
b) daß die lmmediatkom mission einen neuen P[lan] für August-September 
ausgearbeitet habe; 
c) daß sie für die Einziehung der Oppenheim (schen] Forderungen n ach­
drücklich zu sorgen h abe. 
d) Die l mmediatkommission soll Vorschläge tun zur Kombinierung und Zu­
sammenziehung der vielen hier vereinzelt stehenden Behörden 5 • 

1 Russischer Geschäf tstriiger in Berlin. 
2 S iehe N r. 713 und 721. 
3 Vgl. dazu H assel, Preußische Politilc S. 160 f. 
' Vgl. dazu die ausführl ichen A ufzeichnungen Steins vom 7. J uni, oben N r. 718. 
6 E ntsprechende J( abinett sordre an die J(ombinierte lmmediatlrommission vom 10. Jwii 
1808 ( Rep. 117 a V 2). Der von der J(ommission neu bearbeitete F inanzplan wurde am 
4. Juli vorgelegt ( Rep. 89 a X L V 1) und durch J(abinettsordre vom 11. Juli genehmigt 
( Rep. 117 a V 2). Vgl. Lehmann, Stein II S . 266. 
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e) Dem Gen. Scharnhorst und Oberstlt. v. Lottum wird aufgetragen, wegen 
Vereinfachung der Geschäfte bei dem Ober-K[ riegs-]Kollegio und den dabei 
zu machenden Ersparnissen an Verwaltungskosten, 
f) der Organisations-Kommission wegen Ersparungen bei dem Militär Vor­
schläge zu tun. 

721. Kabinettsordre an Voß Königsberg, 11. Juni 1808 
PrGStA., Jetzt DZA Il Merseburg, R ep. XI Nr. 89 Fasz. 429 Frankreich Vol. 5: Konzept (Kanzleihand) mit Korrek­
turen und Paraphe S teins, Abgo.ngavcrmcrk: 11. 

Bcschwicht.igung seiner !( lagen über die „ Zurücksetzung" seiner Dienststellung 
gegenüber Stein. 

Ihr habt in Eurem Berichte vom 2. d . M.1 Meine Absicht bei dem Euch 
durch Kabinettsordre vom 16. v. M.2 er teilten Auftrage nicht richtig be­
urteilt. \Veit entfernt, Euch bei dieser Gelegenheit zurücksetzen zu wollen, 
erkannte Ich vielmehr dankbar die Bereitwilligkeit, womit Ihr Euch einem 
so mühsamen Geschäfte unterzogen habt. Ich fand nötig, an die Spitze der 
gesamten Staatsverwaltung den Minister von Stein provisorisch3 zu setzen, 
und dieser Beruf gab ihm nach der N atur d er Sache die erst e Stelle unter 
Meinen Staatsministern. Nach seinem Wunsch e blieb die Bekanntmachung 
ausgesetzt und würde bei seiner letzten R eise nach Berlin erfolgt sein, wenn 
er nicht ohnehin dort der einzige aktive Minister gewesen wäre. In dieser 
Bekanntmachung konnte aber um so weniger für Meine noch aktiven Mi­
nist er eine Zurücksetzung liegen, als die Anciennete offenbar auf diese neue 
Stelle keinen Anspruch begründen kann, und der Freiherr von Stein zu 
solcher bei seinem Wiedereintritt in Meinen Dienst bestimmt und berufen 
worden war. Am wenigst en konnte aber für Euch eine Zurücksetzung darin 
liegen , nachdem Ihr auf Euer Ansuchen Meiner Dienste entlassen wart. 
Es würde einest eils unmöglich gewesen sein, mit Eurer Wiederannahme 
eines Staatsgeschäfts eine Wiederherstellung der vorigen Verfassung der 
Ministerialressorts zu verbinden, andernteils der Natur eines Auftrages und 
Eurer Bedingung des Zurücktritts widersprochen haben, wenn Euer gegen­
wärtiger Auftrag als ein neues Dienstverhältnis oder eine Rückkehr in Euer 
voriges betrachtet worden wäre. 
Übrigens erkenne Ich das verdienstliche Eures patriotischen Entschlussei> 
bei Übernahme Eures gedachten Auftrages zu sehr, als daß Ich nicht Euren 
Wunsch , daß Euch d abei der vormals gehabte Vorrang vor dem Minister 
von Stein zustehe, gerne und um so unbedenklicher erfüllen sollte, als 
letzterer selbst solches mit vollkommener Anerkennung des Opfers, d as Ihr 
Mir und dem Staate bringt, sehr wünscht. 

1 Siehe oben N r. 713. 
2 Siehe oben N r. 700. 
3 Eigenhändiger Zusatz Steins. 
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Ich geneh mige auch nach E urem anderweiten Wunsche, daß bei der behufs 
d es Abschlusses und der Ausführung der R ä umungskonvention erfolgenden 
Wiederankunft des Staatsministers von Stein zu Berlin Ihr von dem über­
nommenen Geschäfte wieder befreit sein sollt, und wünsche Euch zu be­
weisen, daß Ich Eurem patriotischen Diensteifer Gerechtigkeit widerfahren 
lasse. 

722. Denkschrift Steins „Über die Verleihung des Eigentumsrechts an die 
lmmediatbauern" Königsberg, J4.. Juni 1808 
PrGSLA .• jetz t DZA II Merseburg. Re p. 89 n XXVII 1 : K onzep t (cigcnhündig). 
Druck: Pcrtz, Stein II S. 634ff.; Thinunc, Stnat~schriftcn S. 39ff. (gekürzt); Thicdc, Ausgcw . Schriften S. 65 ff.; 
Alte Ausgabe II S. 436ff.; K leine Ausgabe Nr. 57. 

Zu.sam.men/assende und kritische Darstellung der bisherigen Verhandlungen über 
cüe Verleihung des Eigentumsrechts an die Domiinenbauern. J( ritische Analyse der 
seil. dem 12. Dezember c1:ngegnngenen G'utachten. Stein erklärt sich /iir die Vorschläge 
des J\1inisters Schroetter, d. h. für unentgeltliche Verleihung des Eigentumsrechts 
gegen Verzicht der Banern auf die bisherigen staa tlichen Vergünstigungen, wie R e­
missionen und Servituten. Be/ii1wortet, über Scltroetter hinausgehend, die F ort­
ge1viihnmg der bisherigen Vergünsti:gwigen an die ßltl.wrn während einer zwe1:­
jährigen Übergangsfrist. Schroel/.er mit der Ausarbeitung des Eclilrts benu/t.ra.gt. 

Die Erteilung des vollen und uneingeschränkten Eigentums der besessenen 
Grundfläche an die Domänenbauern in Ostpreußen , Li tauen und W est­
preußen ist eine Maßregel der Staatsverwaltung von der größten Wichtig­
keit, da sie den Wohlstand von 37000 bäuerlichen Familien in den beiden 
erst en Prov inzen und von wenigstens 10000 in W estpreußen betrifft, zu 
einer Zeit, wo er durch Krieg, Viehseuchen und Sterblichkeit unter den 
Menschen auf das äußerst e erschüttert ist. Rechnet man nur auf jede bäuer­
liche Besitzung dreißig magdeburgische Morgen bebautes Land und zwei­
mal sov iel Gemeinheit, so beträgt die Fläche, auf die sich die Frage bezieht, 
4230000 Morgen oder 195 D Meilen, die Meile zu 22000 Morgen gerechnet, 
und ihr W ert kann berechnet werden zu 16920000 Tlr., wenn man den ur­
baren Morgen Landes zu einem Kaufwert von 10 Tlr. und den eines Morgen 
Gemeinheitslandes zu 1 Tlr. annimmt. 
Es ist also gegenwärtig die R ede von dem Wohlstand von 47000 Fami]jen, 
von dem Kaufwert einer Grundfläche von 4·230000 Morgen und der Art, 
wie diese von jenen sollen besessen werden . 
Der Antrag zur Übereignung des besessenen Landes au den besitzenden 
Bauern geschah zuletzt in einem anonymen d. d. 12. Dezember a. pr. 
immediate eingereichten Aufsatz, dessen Verfasser wahrscheinlich der 
Kriegsrat Wloemer in Marienwerder ist1 . 

Der Besitz tand der Bauern ist nach dem K. R. Wloemer zwa r erblich, er 

1 Vgl. oben N r. 495. Die Denfrschri/t Wloe111ers ist anal!Jsiert bei Leh111ann, Stein 11 S. 
318/. und J( napp, Die Bauembe/reitmg 11 S . 179 /. 
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h at aber kein R echt, seine Stelle zu belasten oder zu veräußern, und er läßt 
daher keinen andern als den persönlichen Kredit zu. Es unterbleiben also 
alle landwir tschaftlich en Unternehmungen, die Benutzung eines fremden 
Kapitals durch Kredit erfordern, daher eine schwache Kultur, geringes E in­
kommen, kümmerliches Dasein und Bedürfnis der unmittelbaren Unter­
stützung des Staats bei dem geringsten Unglücksfall. Diese Unterstützung 
kann nur zwecklos sein, da sie ohne subjektive K enntnisse erteilt und als 
ein Almosen empfangen wird, und die Ungew·ißheit des Eigentums flößt 
Gleichgültigkeit dagegen ein. 
Der Krieg hat die ganze wirtsch aftliche Verfassung aufgelöst, der Bauer 
erwartet Hilfe vom Staat, die t eils nicht erfolgen kann, t eils die Wieder­
herstellung einer kümmerlichen Existenz zum Zweck hat. Das einzige Mit­
tel, diesem unglücklichen Stand zu hel fen , ist Verleihung des uneingeschränk­
ten Eigentums. Man wollte schon früherhin diese Verleihung mit anderen 
Zwecken verbinden, z. B . Einkaufsgelder, Gemeinheitst eilung u. s. w., es 
schreckte aber die Menge der Bedingungen von Erlangung des Eigentums 
ab, sie vereitelte den beabsichtet en Zweck, und ein Eigentumsrecht, das 
keinen Inhaber h at, blieb fortdauernd für die Welt verloren. 
Es werde daher gegenwärtig zur Wiederherstellung der Bauern das Eigen­
tum ihnen mit den bisherigen Lasten übertragen, und der Staat gehe ferner 
nichts zu Erhaltung der wirtschaftlichen Exist enz der Grundstücke . 
Das Gutachten des Ministers von Schroetter1, der drei preußischen Kammer­
präsidenten 2 und der Immediatkommission3 wurde über diese Materie ein­
gezogen, und alle hielten eine V erl e ihun g d es Eigentum s an die gegen­
wärtigen Besitzer für das wirksamst e Mittel, ihnen Kredit und Kapital und 
hiedurch die nötige Hilfe zur Wiederherstellung ihrer wirtschaftlichen Exi­
stenz zu versch affen . 
Die Meinungen über die Bedingungen, unter welchen diese Verleihung ge­
schehen sollte, waren abweichend. 
E s schlägt vor: 
a) Der Präsident Broscovius4, eine Bezahlung für das übertragene Eigen­
tum auszubedingen und die Gemeinheitst eilung und Ausgleichuug der Do-
mänenabgaben damit zu verbinden. · 
b) Der Präsident v. Auerswald und v . Dohna 5 die unentgeltliche Über­
lassung an die Bauern gegen Einziehung der R emissionen, B auunter­
stützung und W eidegerechtigkeit. 
c) Die Immediatkommission beabsichtigt hauptsächlich die unvermögenden 

1 Vom 20. Dezember 1807. Vgl. Lehmann a. a. 0 . S. 322 fl. und J(napp a. a. 0. S.181/. 
1 A uerswald, Broscovius, Dohna. 
3 Vom 2. J amu1r 1808. Vgl. Knapp a. a. 0 . S.181 f. 
' Vgl. obe1i Nr. 216. Dazu J(napp a. a. 0 . S.182 fl. 
6 Zu den V orschlägen A uerswalds und Dohnas vgl. J(napp a. a. 0 . S. 182 ff. 
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Bauern zu verdrängen, das Eigentum in die Hände der wohlhabenderen 
Klasse zu bringen und die Gemeinheitsteilung mittelbar zu befördern. 

Fo1gendes ist der Plan des Präsidenten von Broscovius in seinem Bericht 
d. d. Gumbinnen den 18. Januar a . c.1• 

1. Die Gemeinheitsteilung wird in Verbindung gebracht mit der Verleihung 
des Eigentums an die lmmediatbauern; 
2. es wird eine Vermessung der Dorfsfeldmarken vorgenommen und der 
T eilungsplan entworfen, und die 
3. zur Entschädigung der Eingesessenen nicht erforderlichen Ländereien 
bleiben zur Disposition des Staats; 
4. alle Scharwerks- und Domanial-Dienst e werden aufgehoben und 
5. die Dien stgelder sowie alle verschiedenen Domanial-Prästationen in eine 
Abgab e verwandelt und diese auf die Grundstücke nach Maßgabe ihrer 
Güte ohne Rücksicht des bisherigen Betrags verteilt. 
6. Für das Eigentum zahlt der Bauer ein Kaufgeld, das er in dreißigjährigen 
Ratis abträgt. 
Dieser Plan würde als R esultate liefern: Erhaltung eines Kapitals für die 
Staa tskassen, eine gleichförmige, dem Ertrag des Hofes angemessene Ver­
t eilung sämtlicher Domänenabgaben, eine Verwandlung der Gemeinheiten 
in privatives Eigentum. 
Der St.M. v. Schroetter läßt dem Plane selbst in Hinsicht auf die Wichtig­
keit seiner Resultate Gerechtigkeit widerfahren 2 ; er setzt nur der Aus­
führung selbst folgende Einwürfe entgegen: 
a ) da man mehrere Operationen verbindet, Vermessung, Ausgleichung der 
Abgaben, Gemeinheitsteilung, Vereinigung der im Gemenge liegenden 
Grundstücke, so wird die Hauptsache, nämlich Verleihung des Eigentums, 
um die Wirtschaftsverfassung wiederherzustellen, auf eine zu entfernte Zeit 
ausgesetzt; 
b) die Vermessung ist kostbar und langwierig; 
c) die Gemeinheitsteilungen erfordern in den meisten Fällen Versetzung der 
Gebäude, wozu es den Bauern an Vermögen fehlt; 
d) die Ausgleichung der Abgaben. ist zwar nützlich, aber nicht notwendig, 
denn sie haben bisher ohne Beschwerde aufgebracht werden können; 
e) die unentgeltliche Überlassung des Eigentums an den Bauern gestattet 
ihm die Verwendung seines Kredits und Kapitals auf die Landwirtschaft, 
die er sonst auf den Ankauf verwenden muß; es finden sich alsdann leichter 
Annehmer verwüsteter Bauernhöfe. 
Die Richtung der d. 6. April abgegebenen Vorschläge der lmmediatkom­
mission3 geht eigentlich dahin, die Bewirtschaftung aus den Händen der 

1 R ep. 89a XXVJJ 1. Vgl. /(napp a. a. O. S.182. 
2 111 seinem Gutachten vom 23. Februar 1808. Auszug bei J<napp a. a. 0 . S.184fl. 
8 Ebenfalls R ep. 89a XXV 11 1. V gl. /(napp a. a. 0. S. 186. 
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armen und unvermögenden Bauern in die H ände der vermögenderen Klasse 
der Landleute zu bringen, die Gemeinheitst eilung zu befördern, dem Staat 
ein Einkaufskapital zu verscha ffen. 
E s sollen nach dem Antrag der Immediatkommission: 
1. alle Remissionen, Bauunterstützungen aufhören; wer ohne diese Hilfe 
seine Wirtsch aft nicht wiederherstellen kann und die schuldigen Dom anial­
abgaben nicht m it dem letzten Tag des Etatsjahrs zahlt, der verliert seinen 
Hof; 
2. alle Hütungsgerechtigkeit der Immediatbauern in den königlichen Wal­
dungen hört auf, und es wird ihnen 1/ 6 des alten Zinses abgesetzt ; 
3. der Dorfschaft werden die so vakant werdenden Ländereien überlassen, 
sie muß aber eine zusammenhängende Fläche Landes anweisen , welche die 
Abgaben des vakanten H ofes t rägt und ein mäßiges Einkaufsgeld bringt; 
4. von den bleibenden Bauern, die wohlhabend sind, kann ein Einkaufsgeld 
geford ert werden ; 
5. für das zessierende Weiderecht erhält der Bauer ein Drittel Erlaß vom 
alten Zins. 
Die R esultate dieses Plans sind: Übergang der Höfe aus den Händen des 
Armen in die des R eichen und daraus entstehende bessere Kultur, Einkaufs­
geld für die Staatskassen, Verkleinerung der Gem einheiten. 
Diesen Plan prüft der St.M. v . Schroetter in seinem d . 30. Mai abgesta tte-
t en Bericht1. , 

Der Domänenbauer hat durch das Edikt d. d. Berlin den 25. März 1790 ein 
Besitzrecht auf den H of, er hat einen Anteil an den Gebäuden, indem er 
vom Domänenamt als Gutsherrn nur Freiholz und einige Remission erhält. 
E s ist zu vermuten, daß das Erbrecht und ein beschränktes E igen tum schon 
in früheren Zeiten bestanden. Friedrich \Vilhelm I. verlieh den Domäncn­
bauern das Eigentum bereits durch ein E dikt d. d. 16. J anuar 1719, das 
zwar nicht zur Ausübung kam, jedoch vom Gesichtspunkt zeugt, aus dem 
man die Immediateinsassen schon damals ansah. 
Ein Direktorialreskript anno 1766 bestimmt den Preis, für welchen ein 
Hochzinsb auer sein Erbe zu überlassen befugt ist . Die Annahmeb r iefe ver­
sichern dem Bauer seinen Besitz, so lange er die Abgaben erlegt. 
Da der Bauer ein Erbrecht hat, einen An spruch auf das Gebäude und ein 
R echt zu einem Abstand, wenn er seinen H of an einen andern überläßt, so 
ist es eine Ungerechtigkeit, ihn ohne irgend eine Entschädigung vom Hof zu 
verdrängen, wenn er kein Einkaufsgeld zahlen, den Unterstützungen nicht 
entsagen will, und wenn er unterläßt, auf den T ag die Abgaben abzutragen. 
Wenn man aber auch die R echte des Landmanns ganz außer Augen setzt , 
so stehen der Ausführung noch folgende staatswirtschaftliche Gründe ent­
gegen. 

1 Ebenda. 
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Die Anzahl derjenigen, die ihre Höfe kaufen und prompt ihre Abgaben 
zahlen können, wird bei dem gegenwärtigen erschöpften Zusta nde des Lan­
des sehr geringe sein, es werden also von den 30-40 000 Familien viele 
ihrer Höfe entsetzt werden. Welche sollen nun die leerstehenden Höfe be­
wirtschaften, die übrigen verarmten Mediatbauern oder Eigentümer? Wer 
soll die neuen Ansiedlungen ausführen, wo soll das Geld hergenommen wer­
den zu ihrem Ankauf? 
Der Erlaß 1/ 3 am alten Zins für die Aufhebung der Hütungsgerechtigkeit 
wird einen bedeutenden Ausfall der königlichen Revenuen machen. 
Die Vorschläge des St.M. v. Schroetter über die Bedingungen, worunter 
das Eigentum verliehen werden kann, sind folgende: 
a) das Eigentum wird dem Immediatbauern verliehen, statt des Kaufpreises 
entsagt er den Unterstützungen an Remissionen und Freiholz zum Bau und 
Brand und der Waldweide, wodurch die Forst en von einer Menge Servituten 
befreit und ihre Veräußerung erleichtert wird, den Staatskassen aber ein 
jährlicher Vorteil von ppter 100000 Tlr. zufließt; 

b) die Domänendienste und Naturalabgaben werden in Geld verwandelt 
und samt den Zinsen des Inventariums der bisherigen Geldabgabe zugesetzt. 

c) der viert e Teil der Gesamtabgaben, in Getreideswert fixiert, wird als 
Grundsteuer festgesetzt, die übrigen 3/ 4 sind aber in 30jährigen Ratis ab­
lösbar; 

d) will der Besitzer den Hof nicht unter diesen Bedingungen annehmen, so 
wird er öffentlich verkauft und das erlöste Kaufgeld ihm zur Entschädigung 
gegeben; 
e) die destruierten Höfe müssen aus der Gemeinheit gesetzt werden; 
f) es wird bei der Verleihung des Eigentums zur Bedingung gemacht, sich 
binnen 10 Jahren aus der Gemeinheit zu setzen, und wenn dieses nicht 
nach der vorgeschriebenen Form geschehen, so setzt sie die Kammer aus­
einander , und es erhält jeder so viel an Grundfläche, daß der zukünftige 
Ertrag die bisherige Nutzungen seines Hofes in der Gemeinheit erreicht. 

Dieses wären die verschiedenen Pläne, welche bei der Verleihung des Eigen­
tums an die l mmediateinsassen vorgeschlagen werden, bei deren Beurtei­
lung es hauptsächlich auf die Frage ankommt, ob die Verleihung unentgelt­
lich oder gegen gewisse lästige Bedingungen geschehen solle, ob man den 
Immcdiatbaucrn einen rechtlichen Besitzstand einräumen und ob m an die 
Zwecke des Abbauens, Gemeinheitsteiluug, Verdrängung der unvermögen­
den Bauern, Ausgleichung der Abgaben damit verbinden wolle. 
Der Zahlung eines Einkaufsgeldes steht nach den Bemerkungen der Präsi­
denten v . Dohna, v. Auerswald und des Ministers v . Schroetter die Er­
schöpfung der Eingesessenen entgegen, die teils ihre Höfe ganz verlassen, 
teils ihre Vermögen der Kultur entziehen und auf Bezahlung des Einkaufs-
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gelds verwenden müssen, wodurch die Fortschritte der Kultur aufgeh alten 
würden. 
Man ist nicht berechtigt, den Bauern solche lästigen Bedingungen auf­
zulegen, die sie von ihren Höfen verdrängen, da ihnen ein rechtlicher Be­
sitzstand sowohl nach der älteren Geschichte der hiesigen Rustikalverhält­
nisse als nach dem Edikt anno 1719 und 1790 zustand, nach welchem die 
Höfe vererbt, das Besitzrecht selbst zum Vorteil des Abziehenden verkauft 
wurde. D aß ursprünglich der preußische Bauer ein R echt auf den H of hat t e, 
ergibt sich aus folgenden Tatsachen : 
Die Bewohner Preußens waren t eils neubekehrte Preußen, t eils deutsche 
Kolonisten; den ersteren erteilte der Orden das Privilegium anno 1249 den 
7. Oktober , wonach sie volles Eigentum und Erbrecht erhielten (Baczko1 

T . 1. p. 230); die deutschen Kolonist en besaßen nach der kulmischen Hand­
fest e anno 1233, 1251 die Höfe eigentümlich unter Verpflichtung zu Kriegs­
dienst en und Erlegung gewisser Abgaben. 
Auch noch in der P eriode von 1310 bis in das 15. Jahrhundert war der 
Acker dem Bauer eigen, und zahlte er nur seine Zinsen . (Baczko T. II, p. 
355. T. 111.) 
In den unruhigen Zeiten der bürgerlichen Kriege unter der schwachen Re­
gierung der Markgrafen, unter dem Einfluß der polnischen R egierung wurde 
der preußische Bauer für seine Person leibeigen und verlor sein Eigentum 
am H ofe (Baczko T . IV p. 10, p. 170), welches Bauernkriege veranlaßte 
(p. 199, 488). 
Die Beh andlung der Domänenbauern war überhaupt im ganzen preußischen 
Staat milder als der Privatbauern, und sie war es auch in Preußen, da man 
ihnen anno 1719 das volle Eigentum erteilte, nach dem Edikt anno 1790 
ihnen ein Erbrecht einräumte und ihnen den Verkauf des Besitzes zuließ. 
Maßregeln der Regierung, wodurch bei dem gegenwärtigen Zust and der 
Erschöpfung des Landbewohners ein großer Teil derselben verdrängt würde, 
sind ungerecht, sie stören die Kultur, indem sie den bleibenden Landmann 
m ehr als bish er belast en und ein großer Teil des Eigentums der abziehenden 
herrenlos wird. E s ist allerdings wünschenswert, daß die Landwirtsch aft von 
vermögenden Besitzern betrieben werde ; dieses erwarte man aber vom fort­
schreitenden Wohlstand und dem freien Gebrauch des Eigentums, welcher 
durch das Edikt d. d. 9. Oktober a. pr. eingeführt worden, und nicht von 
einer durchgreifenden Maßregel. 
Die Verbindung der vom Präsident Broscovius beabsichtigten Zwecke der 
Gemeinheitst eilung, der Ausgleichung der Domanialabgaben verschieben 
die Ausführung der Verleihung des Eigentums auf eine entfernte Zeit und 
machen sie ungewiß und von nicht vorherzusehenden Zufälligkeiten ab­
hängig. 
1 Ludw. Franz A dolf Josef v. Baczlw (1 756- 1823), Geschichte Preußens, Bd. 1-6, 
1792-1800. 
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Der Plan des Staatsministers v . Schroetter würde also zu genehmigen und 
ihm noch folgende Bestimmungen zu geben sein: 
1. den Eingesessenen wird zwar das Eigentum sogleich verliehen, und sie 
entsagen ihren Ansprüchen auf Remission, Freiholz und Waldweide; 
2. um ihnen aber ihre Wiederherstellung zu erleichtern, werden ihnen diese 
Unterstützungen noch auf zwei J ahre, nämlich 1809 und 1810, als ein 
Gnadengeschenk erteilt, um ihnen ihre Wiederherstellung zu erleichtern, 
und weil es eines gewissen Zeitraums bedarf, um von dem erhaltenen Eigen­
tum zur Erlangung von Kredit und zur zweckmäßigen Anwendung Ge­
brauch zu machen. 
Die übrigen Vorschläge des Staatsministers v. Schroetter, so in seinen Be­
richten d. d. 23. Februar und 30. Mai1 a. c. enthalten, sind also zu ge­
nehmigen und er zu beauftragen, ein die bäuerlichen Verhältnisse der 
Immediat einsassen bestimmendes Edikt zu entwerfen und einzureich en, da­
bei aber auf die Vererbung der Bauernhöfe und die Erleichterung des V er­
kehrs mit denselben im Ganzen oder vereinzelt, besonders in Hinsicht auf 
die den Bauernhöfen zufallenden Teile aus der Gemeinheit Rücksicht zu 
nehmen2• 

723. Lehmann, v . Both, Velhagen, Mosqua und v. Tepper als Vertreter des 
Tugendbundes an Stein Königsberg, 18. Juni 1808 
PrCSt.A., jcut DZA II Merseburg, Rep. 92 Lehmann Nr. 3: Konzept. 
Druck: Lehmann, Der Tugendbund S. 86 ff. Donach alte Ausgabe U S. 443f. 

Überreichung der Satzungen des Tugendbunds. Grundsätze und Ziele dieser Ver­
einigung. 

Ew. Hochfreih. Exz. wagt eine Gesellschaft von Männern, welche durch die 
Unterschriebenen repräsentiert wird, ihre Verfassung vorzulegen, durch 
welche sie sich selbst und durch sie den edleren Teil des Volkes an Ew. H . 
Exz. in dem großen und würdigen Geschäft, das Vaterland wieder herzu­
stellen, inniger anschließen will. E s ist dies die Entwicklung jener Grund­
gesetze, welche wir H ochdenselben durch den H errn Geh. Oberfinanzrat 
von Beguelin gehorsamst überreichten3 • 

Unter der Leitung eines kraftvollen Mannes muß den Preußen durch sich 
selbst geholfen werden. Diese Notwendigkeit und die Überzeugung glück­
lichen Erfolges beseelt viele H erzen, und in ihr liegt der einzige Trost, der 
uns übrig bleibt. Der Mann ist gefunden, hat sich willig den Geschäften hin­
gegeben; so muß auch das Volk sich dankbar und regsam zeigen und in 
seinem eignen Flor den Ruhm seines R etters bewähren. 

1 Im J(o nzept fälschlich „März". 
1 Entsprechende K abinettsordre an Minister Schroetter vom 17. Juni 1808, J(onzept Schön 
(Rep. 89a XXVII 1). Ebenda auch der Entwurf zur V erordnung, den Schroetter am 1. 
Juli einreichte. 
1 Vgl. oben Nr. 689. 
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Das wahre Interesse der Staatsbürger wird jetzt allgemeiner gefühlt, und seit 
wir in Trümmern daliegen, leuchtet der Wert der Einheit und Einigkeit 
allen ein. Diese Einigkeit zu befördern, sie auf Übung öffentlicher Tugenden 
und Tätigkeit im Allgemeinen nützlicher zu leiten, ist der Zweck unseres 
sittlichen und wissenschaftlichen Vereins. Darum halten wir uns Hochdero 
Protcktiou so gewiß, daß wir auf eine förmliche Autorisation des Staats 
nicht Anspruch machen. Vielmehr wollen wir durch die unverhohlene Dar­
legung unserer Zwecke und Mittel uns nur bei Ew. H. Exz. vor jeder Ver­
kennung unsrer Absichten verwahren und öffentlich und frei, wie unser 
Schaffen und Wirken ist, auch die W ege benennen, auf welchen wir uns dem 
Ziele zu nahen hoffen. Wir wollen nicht herrschen, wir wollen geschickter 
dienen ; wir wolJen nicht bauen nach Willkür und Dünkel , sondern uns 
selbst geschickt machen zu brauchbaren Materialien und zu guten \Verk­
zeugen; wir wollen erziehen, aber zunächst uns selbst. Die Veredlung des 
gegenwärtigen Geschlechts, die Ausbildung m enschlicher Schönheit in dem 
künftigen , die Erweckung von Mut, Glauben , Selbstvertrauen und .An­
hänglichkeit an Fürsten und Verfassung, endlich die Vertretung des ewigen 
Guten gegen die unsittliche Richtung dieses verderbten Zeitalters, dieses 
sind die Gegenstände, würdig der Tätigkeit rechtgesinnter Männer. 
Durch unsere Einrichtungen haben wir künftigem Mißbrauch vorgebeugt 
und, wie für uns selbst, auch dem Staate einen Wächter unter uns auf­
gestellt, welcher mit aller Kraft, die wir ihm beilegen können, das Interesse 
des Staates gegen uns wahrnehmen soll. 
Möchte es uns gelingen, was wir wünschen, und wohin wir streben; dann 
würde das preußisch e Volk an allgemeiner Würdigkeit zu Macht und Glanz 
gewinnen, was es wirklich eingebüßt. W er aber würdig ist, stark zu sein, ist 
auf dem \Vege, es zu werden. 
Möchte Ew. H. Exz. in unserm unbegrenzten Vertrauen, in unsrer Hingebung 
den Beweis annehmen, daß wir Hochdieselben als den Beschützer und das 
Haupt alles Wahren, Edlen und Würdigen anerkennen, verehren, und nur 
Hochdcnselben angehören wollen. Zugleich halten wir uns verpflichtet an­
zuzeigen, daß wir ein ähnliches Exemplar S. M. dem Könige unterm heuti­
gen Datum untertänigst überreicht haben1• 

724. Stein an Frau vom Stein Königsberg, 19. Juni 1808 
Stein·A. : Ausfertigung (cigcnhiindig). 
Teildruck : Pertz, Stein )I S. 174f. (in Übenct•ung); Alte Ausgabe II S. 444. 

E rnste und pessimistische Beurteilung der politischen Lage. lläwiliclw und wirt­
scha/tlic/w Angelegenheiten. Die Steinsehe Familiengruft in Friicht. 

1 lmmediatcingabe vom 18. Juni 1808, Rcp. 89a XXV 11 3. Gedruckt bei L ehmarm a. a. 0. 
s. 84 //. 
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[Zunächst unbedeutende Familiennachrichten.] J e partage sinccrement le 
chagrin que Ja separation de votre aimabJe soeur a du vous causer - elJe 
n'est certainement point faite pour ctre malheureuse et, cependant, elle 
l'a ete, et qui sait a quoi nous devons nous attendre et quand le calice qui 
nous est destine sera viele. - Attendons-nous, ma chcre amie, a t out, en­
visageons l'avenir avec courage, il peut cncore nous m ettre a des rudes 
cpreuves. 
II faut cependant tacher de prevcnir que Ja sensibilitc d' Henriette nc dc­
gencre en faibJessc, et travailler physiquement et moralem ent a Ja calmer, a 
lui donner l'habitude de se beherrschen und sich nicht ihren Empfindungen 
zu überlassen, da wahrscheinlich in ihren zukünftigen Verhältnissen mehr 
ihre Kraft und Mut als ihre Gefühle werden in Anspruch genommen werden. 
Je suis bien charme que vous soyez contente de Frücht. Les champs sont 
bien cuJtives, Ja foret est belle et soignee, et j'aime de preference cette pos­
session, mes parents s'y trouvant enterres. J e vous prie de me dire si Wieler 
a fait prcparer un petit emplacement pres du cimeticre ou je veux faire 
placer le cercueil de mes parents, m'y prcparer une place a leur cöte - et 
faire le tout entourer mit dem roten Ceder oder piniferus Virginiana, dem 
Lebensbaum, Babylonischen Weiden und ein paar Zypressen . [ . .. ] Hufe­
land me fait prendre des bains qui me font grand bien. [ ... ) 
L'incertitude la plus desolante continue toujours, et je dois rester a mon 
prcmier plan de vous proposer de partir les derniers jours d'aout ou les pre­
miers de septembre pour vous rendre la ou je me trouve, puisse ctre Berlin. 

725. Stein an Rehdiger Königsberg, 20. Juni 1808 
Druck: Alte Ausgabe II S. 445. Donach !1icr. 
Ehcm, Prcuß. Stnutsnrclliv ßrcslou: Ausftrtigung, Verbleib unbekannt. 

Einladung nach /(önigsberg zur Besprechung seiner Verfassungspläne. 

Der H err Kriegs- und Domänen-Rat Merckel hat mir einen Aufsatz Ew. 
Hochwohlgeb. über die Repräsentation in Schlesien mitgeteilt1, den ich mit 
vielem Interesse gelesen habe. Sehr angenehm wird es mir sein, Ihre per­
sönliche Bekanntschaft zu machen, und ich lade Sie crgebenst ein, Ihre Reise 
nach Königsberg, sobald es Ihre dortigen Angelegenheiten nur immer ge­
statten, anzutreten. Um über den Zweck Ihrer Reise jedoch jedes unpassen­
de Urteil ZLl vermeiden, wünsche ich, daß Ew. Hochwohlgeb. solche Vor­
kehrungen treffen, wodurch alles Aufsehen entfernt wil:d. 

1 Diese A rbeit stammt nicht von R c/uliger. Über die Verwechslung, die Stein hier unter­
laufen ist, vgl. Ritter, S tein S. 280 Anm. 21 und ausf ührlichcr in der Erstauflage Bd. 1 
S. 429 Anm. 21. 
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726. Stein an Wittgenstein Königsberg, 20. Juni 1808 
Hausarchiv, jetzt Hnuptnrchiv Berlin·Dohlem, Rcp. 192 Wittgcnatcin 1 1 10: Ausfertigung (dccl1iffricrt). 
Teildruck: Alte Au•gnbe II S. 445. 

Verhandlungen mit dem J( ur/ürsten von H essen. Unerträglicher Druclc der /ran· 
zösischen Besatzung. Ungewißheit der politischen Lage Preußens. }(eine Antwort 
auf die Vorschläge in der J(ontributions/rage. 

Ew. Durchl. werden mein Schreiben1 und das Königliche an den Herrn 
Kurfürsten gerichtete bereits durch Herrn von Krüdener erhalten haben 
und vielleicht jetzt schon die Unterhandlungen beschafft sein, die uns in den 
Stand setzen werden, wenn die Konvention vollzogen ist, unsere darin ein­
gegangenen Verbindlichkeiten zu erfüllen. Ich bin sehr begierig zu erfahren, 
wie sich der Kurfürst erklären wird, und was man von ihm J1offen darf. Er 
würde sein eigenes Interesse mißkcnnen, wenn er nicht alles von seiner 
Seite beitragen wollte, um uns zu halten. 
Die Ungewißheit über unsere Lage dauert unversehens [ ?] fort, und die 
Antwort wird von einem Tage zum andern hingehalten. Der Druck des 
Landes wird unerträglich, und der Kredit der Provinzen und der Kommuni­
täten bis zum Brechen gespannt. Was der Kaiser hiebei beabsichtigt, ist 
mir unerklärlich, denn alle seine militärischen und Welteroberungszwecke 
würde er erreichen können, wenn er nur der Konsumtion seiner Armee 
engere Grenzen setzte und drei bis vier Millionen Taler auf Generallasten 
wendete, die jetzt den Städten und Kreisen zur unerträglichen Last fallen. 
[ ... ] 

727. Stein an Sch effner Königsberg, 24. Juni 1808 
Druck: Pertz, Stein II S. 177. Danach Alte Auegnbc II S. 445f. und hier. 

Die Erziehung des J(ronprinzen. Ancillon und Delbrück. 

Wenn die Geschmeidigkeit des Verstandes und Fertigkeit des Willens u.s.w. 
in Charakterlosigkeit ausartet , in ein Aufgeben seiner Neigungen und Ge­
fühle, wo man durch Pflicht aufgefordert wird, sie zu äußern, ist dies ein 
häßlich er Fehler. Wenn diese Eigenschaften als Gewandtheit und Ge­
schmeidigkeit im. Behandeln der Menschen und dem Lenken ihres Willens 
zu unseren Zwecken erscheinen, so sind sie der Unbiegsamkeit, die das 
Große nicht erhält, weil sie das Kleine nicht aufgibt, oder der Unbehilflich­
keit vorzuziehen. Ich wünsche, daß der Prinz jene Gewandtheit, wozu er 
keine Anlage zu haben scheint, erlange, und diese Unbehilflichkeit, die er 
zu besitzen scheint, ablege. Ich glaube, daß H err A[ncillon] einen großen 
Vorrat von praktischer und historischer W elt- und Menschenkenntnis be· 
sitzt und einen gesellschaftlichen Ton und Takt, dessen Mitteilung seinem 
Eleven sehr nützlich und vielleicht nützlicher ist als die Berechnung der 

1 Vom 9. Juni, siehe oben Nr. 719. 
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Verhältnisse, worin die Portion Freiheit und Notwendigkeit jedem Zeit­
alter aufgetischt wurden - übrigens ehre ich das Verdienst des Herrn 
D[elhrück]1. 

728. Stein an Kriminalrat Brand Königsberg, 26. Juni 1808 
Druck: Alte Ausgabe II S. 446; Kleine Ausgabe Nr. 60. - Danach hier. 
Ehem. Prcuß. S tontsnrchiv K önigsberg, ArcWv der König1bcrgcr Kuuünnnnschoft: Ausfertigung (cigcnhiindig), Ver· 
bleib unbekannt. 

Die ersten Beratungen über die Städteordnung. 

Ich bin mit Ew. Wohlgeb. von der Notwendigkeit überzeugt, den städti­
schen Kommunitäten eine zweckmäßige Munizipalverfassung zu geben, be­
schäftige mich damit, um Materialien zu einem Entwurf zu sammeln und 
glaube, daß die Einreichung des von Ew. Wohlgeb. verfaßten Plans bei des 
K . M. Höchst selbst durch die Bürgerschaft von Nutzen sein wird2• 

729. Stein an Minister Schroetter Königsberg, 27. Juni 1808 
PrGSLA., jetzt DZA II Merseburg, Rcp. 77 Tit. 192 1 u . la Vol. 1: Konzept (Altcosteiu), P araphe Steins, Abgangs· 
vermerk : 28.; ebenda: Ausfertigung. - Noch dem Konzept. 
Druck: Pcrlz, Stein 1( S. 670ff.; Tllimmc, Stontaachriften S. 41ff. (gekürzt); Thicdc, Amtgcw. Schriften S. 84ff. ; Ahc 
Ausgabe II S. 4468".; Kleine Ausgabe Nr. 66. 

Durchführung des Organisationsplanes für die Unterbehörden. Hauptgesichtspunkte 
der Organisation: V erein fachung des Geschäftsganges, B eteiligung der Nation am 
Staatsleben, Verminderung des bürokratischen Apparates. 1-loflnung auf Ersparung 
an V erwaltungs/rosten. Schroetter mit der Durchführung dieses Planes für Ostpreußen 
beauftragt. S tein iibermittelt ihm die bereits vorliegenden Pläne und Cu.lachten über 
die Organisation der J(ammern und Unterbehörden zur S tellungnahme und als Unter­
lage für seine fernere Arbeit. Ernennung eines Oberpräsidenten für Ostpreußen vor­
läufig ausgesetzt. Richtlinien f iir die Organisation der J(ammern. Die von Stein 
grundsätzlich gewünschte Zuziehung ständischer Repräsentanten sei erst nach der 
Festlegung der Grundsätze ü.ber die Nationalrepräsen/.ation und der Organisation der 
/(reis- und J(ommunalbehörden auf der Basis der Selbstverwaltung möglich. Deshalb 
sei zunächst die R eorganisation der J(ammern unter Vermehrung ihrer Selbstiindig­
Treit und Stärlcung ihrer 11'irlcsamlceit in Angrifl zu nehmen. Verweis auf Vinc/ws 
Denkschrift über die lwllegialische Form der Polizei- und Finanzverwaltung. 
Die Bildung der J(reisbehörden . Überreichung tmd J( ritik der daztL vorliegenden 
Pläne von Itzenplitz, R eden und Vinclre, insbesondere der Denkschrift des letzteren 
über die Organisation der Unterbehörden fiir die Polizeiverwaltung und seines „Ver­
such s einer Darstellung der inneren Verwaltung Großbritanniens". Die englische 
Selbstverwaltung des platten La.ndes (Friedensrichter} als gemeinsam.es, aber nicht 
realisierbares I deal Vinckes uncl Steins. Schroetters frühere Pliine über die Organi­
sation des Landratsamtes in Ostpreußen als zu stark bürolrratisch abgelehnt. Die 
Stellung der J( reisdeputierten. 
Schroetter außerdem mit dem Entwurf einer neuen Stiidteordnung bea1.tf tragt. Richt­
linien dafür auf Grund der Ausf iihrungen der Nassauer Denkschrift über die städti-

------
1 Bei Pertz, wohl irrtü.m.lich, „A" = A[ncillou]. 
2 Vgl. dazu L ehmann, Stein II S . 449 Anm. 5; Ritter, S tein S. 251fl.; Winkler, F rey 
S.111fl. 
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sehe Selbst.verwaltung. D1:e Frage der N eubildung der Verfassung der L andgemeinden. 
Schlesisches Vorbild. Die Organisation der unteren Organe für die Pol1:zei. Englisches 
Vorbild auch 1:n dieser Hinsicht. D ie lw mmww le elbst.verwaltung als Grundlage und 
Vorstufe der T eilnahme von V olksvertretern an den A rbe1:ten der Staatsbehörden w ul 
der für d1:e gesamte Jl!fonarchie geplanten ständischen V erfassung. 

Unter ganz ergebenst er Beziehung auf m ein Schreiben vom 23. d . M. erfülle 
ich hierdurch meine Zusicherung, mit Ew. Exz. über die Organisation 
sämtlicher Unterbeh örden mit Einschluß der Kammern nähere Rücksprache 
zu nehmen. Ich habe m ich in dem erstbemcrkten Schreiben bereits über den 
Zweck bei der jetzt vorseienden Veränderung mit d en obersten Behörden 
geäußert. Die ganze Einrichtung kann bloß interimistisch sein. Bei den 
Unterbehörden wird dies zwar auch t eilweise der F all sein müssen, es läßt 
sich aber doch schon mehr auf eine bleibende Organisation hinarbeiten. 
Indem so rücksichtlich der Unterbehörden mit der Ausführung der Organi­
sation in Preußen der Anfang gemacht wird, erlangt man sogleich für diese 
Provinzen, deren Ad ministration frei ist, alle die Vorteile, welche sich von 
dem neuen Plane erwarten lassen, und erhält zugleich Gelegenheit, alle die 
Mängel kennen zu lernen, welche sich er st bei einer wirklichen Ausführung 
zeigen und die bei einer weiteren Ausdehnung der Organisation vermieden 
werden können , so wie sie sich leicht in Preußen selbst nach und nach , so 
wie sie sich zeigen, werden abstellen lassen. 
E s ist daher ratsam , der Organisation der Unterbehörden sogleich den 
größtmöglichen Grad der Vollkommenheit, sowohl rücksichtlich des dabei 
zu Grunde zu legenden Plans, als auch der Ausführung selbst zu geben . Da 
der Zweck vorzüglich ist , den ganzen Geschäftsgang möglichst zu ver­
einfachen, der Nation selbst einen Anteil an der Verwaltung zu geben und 
alle überflüssige und schädliche Einmischung der R egierung bei Gegen­
ständen , welche der Fürsorge jedes Einzelnen überlassen werden können, 
abzust ellen, so läßt sich , wenn auch nicht für den ersten Augenblick, doch 
künftig eher eine Verminderung als Erhöhung der Verwaltungskosten er­
warten. Es werden daher die K ost en der neuen Einrichtung, welche an sich 
durch eine verbesserte Administration reichlich gedeckt werden, um so 
leichter aufgebracht werden können, da von der Verbesserung des Zustandes 
des Einzelnen in der R egel nicht die Rede sein kann, so lauge d as Ganze so 
sehr leidet , und da nur angeschafft werden muß, was zur Administration 
durchaus erforderlich ist. Über die künftige Organisation der K ammern ist 
bereits ein Plan entworfen 1, und behufs der Organisation der übrigen Unter­
behörden h abe ich Materialien gesammelt. 
E w. Exz. ist die Individualität und Lokalität von Preußen ganz genau be­
kannt. Dieselben werden daher die Ausführung mit gefälliger Berücksichti­
gung der vorstehenden Gesichtspunkte zu leiten haben. Indem ich mir 

1 Der Organisa tionsplan fiir die Unterbehörden fiir die spezielle Leitung der Geschäfte in den 
Provinzen. S ielte oben N r. 519. 
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ganz ergebenst vorbehalte, Ew. Exz. in Verfolg dieses meines Schreibens den 
vorst ehenden Plan für die Organisation der K ammern und die Materialien 
zur Entwerfung eines Organisationsplans für die übrigen Unterbehörden 
mit meinen speziellen Ansichten mitzuteilen, ersuche ich Dieselben, mir ge­
fälligst über den erstem D ero Ideen wegen der Ausführung und über die 
letztem vorläufige Pläne zukommen zu lassen 1, damit wir gemeinschaftlich 
das Ganze des Königs Majestät zur Genehmigung vorlegen können. 

Ich gebe mir nunmehr die Ehre, Ew. E x z. nachst ehende Aktenstücke ganz 
ergebenst zu kommunizieren und folgendes speziell zu bemerken: 

l. Die Or g a nis a tion d e r Kammern b e treff end füge ich eine Abschrift 
des Denselben im allgemeinen bereits bekannten, für diesen Zweck ent­
worfenen Organisationsplans bei. E s wird 
1. die Ernennung eines Oberpräsidenten für Preußen fü glich au sgesetzt 
bleiben können, da d as Provinzialdepartement vorerst noch beibehalten 
wird. 
2. Das wichtigste scheint die Anordnung der H auptabteilungen und des 
Plenums bei den Kammern zu sein. E s wird zugleich eine feste Bestimmung 
erforderlich werden, welche Geschäfte von den einzelnen Mitgliedern oder 
Deputationen selbständig, wenngleich in der genauest en Verbindung m it 
den Hauptabteilungen, bearbeitet werden sollen. 
3. Die B eiziehung der Repräsentanten wäre sehr zu wünschen. Inzwischen 
läßt sich deshalb nichts beschließen, bis vorerst die Grundsätze über die 
Nationalrepräsentation feststehen. E s wird die Organisation der Kreis­
behörden und die H erstellung besserer K ommunitätsverfassungen d azu 
führen . Inzwischen dürfte doch die Organisation der Kammern bis dahin 
nicht auszusetzen, sondern die Beiziehung der R epräsentanten nur erst, 
wenn jene Grundsätze feststehen , nachzuholen sein. 
4·. Das ungleich wichtigste ist , daß den Kammern sogleich meh r Wirksam­
keit und Selbständigkeit, verknüpft mit mehr R esponsabilität gegeben 
wird . Nur dadurch kann mehr kräftiges Handeln b ewirkt und unfruchtbare 
Schreibereien vermindert werden. Die Grundsätze werden deshalb ganz 
speziell ausgemittelt und durch ein R eglement bestimmt werden müssen . 
Die allgemeinen Grundsätze enthält bereits der Plan. 
Ich wünsche von Ew. Exz. außer dem Plan zur AusfüJ1rung cles Organi­
sationsplans bei sämtlichen preußischen Kammern auch noch die Entwürfe 
zu den erforderlichen R eglements und Instruktionen zu erhalten. 
Dieselben werden zu diesem Behufe verschiedene interessante Data in den 
beifolgenden Bemerkungen des Geh . Kammerpräsidenten von Vincke die 
kollegialische F orm der P olizei- und Finanzverwaltung2 betreffend finden, 
und erbitte ich mir solche nach dem gemachten Gebrauch gefälligst zurück. 

1 Geschah cun 15. A u.gust 1808. J(onze pt in Rep. 77 T it„ 192, 1. 
2 Vom 24. M ärz 1808. Vgl. oben S. 690 A nm. 1. 
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II. Üb er di e Bildung d e r Krei s b ehörde n oder die Organisa ti o n 
der Landräte habe ich verschiedene Vorschläge erhalten. 
1. Einen Plan, wonach diese Kreisbehörden aus kleinen Kollegien bestehen 
sollen. E s ist dieser Plan näher ausgeführt in den gleichfalls unter ganz er­
gebenster Zurückerbittung beigefügt en 2 Aufsätzen des Landrat s von Itzen­
plitz1 und in den anliegenden 3 Aufsätzen Sr. Exz. des H errn Grafen von 
R eden2 • 

Die hiernach zu organisierenden Behörden würden zu zahlreich sein. Die 
Instanz, welche vorzüglich exekutieren soll, würde dadurch zu einer schwer­
fälligen und doch immer nur sehr unvollkommenen, deliberierenden Behörde 
gemacht werden. 
2. In der weitern Anlage einen Aufsatz des H errn Kammerpräsidenten von 
Vincke über die Organisation der Unterbehörden, zunäch st für die Polizei­
verwaltung3. Er schlägt nach dem Beispiel der Friedensricht er in England 
die Ansetzung sehr vieler Landräte mit konkurrierender Autorität vor. Ich 
füge einen Aufsatz von desselben Verfassers Versuch einer Darstellung der 
innern Verwaltung Großbr itanniens ganz ergebenst unter Zurückerbittung 
be.i, da solch er Ew. Exz. in jeder Rücksicht interessant sein wird und solcher 
zur Erläuterung seines Plans die Organisation der Landräte betreffend 
dient. 
Es wäre sehr zu wünschen, daß alle Verhältnisse, der Zust and des Volks, 
unsere Gesetzgebung und unsere ganze Lage die Ausführung dieses Plans 
gest attet en. Bei der Ungewohntheit der N ation, an öffentlichen Gesch äften 
t eilzunehmen, bei dem wenigen Interesse eines großen Teils selbst der ge­
bildet en Stände an solchen und der in dieser Hinsicht sehr vernachlässigten 
Bildung dürfte es schwer fallen, die erforderlich e Anzahl qualifizierter Indi­
viduen sogleich zu erhalten. Unsere ganze Gesetzgebung müßte verändert 
werden, um den Landräten die vorgeschlagene Wirksamkeit zu geben, und 
eine solche Abänderung kann nie plötzlich ohne Nach t eil eintret en. 
So viel sich auch Schwierigkeiten von dieser Seite zeigen , so wichtig scheint 
es mir doch, diesem Plan eine ganz vorzügliche Aufmerksamkeit zu widmen 
und ihn so viel möglich schon jetzt so in Ausführung zu bringen, daß künftig 
sich der Erreichung des Ideals immer mehr genähert wird. Endlich 

1 „Ged anken über die Verwaltung der öffentlieheu Angelegenheiten in der Kurmark", dat. 
27. M ärz 1808. M it R andbemerku.ngen Steins ( Rep. 77. Tit.192, 1). Die zweite Denk­
schrift ohne Überschrift , dat. 20. A pril (ebd.) . 
2 E rstens ein A ufsatz „ Organisation der Provinzial-Administra tion oder Verwaltung der 
öffentlichen Angelegenheiten durch die Unterbehörden". Dat. 6. April 1808. Zweitens ein 
A ufsatz „Organisation der Unterbehörden III". Drittens ei1i Aufsatz „Organisation der 
Unterbehörden . - Provinzial-Administration" . Die beiden letzten A ufsätze undatiert, sämt­
liche in R ep. 77. Tit. 192, l a.. 
3 Vom 4. A pril 1808. A bschrift Rep. 77. Tit.192, 1. A ußerdem befindet sich bei diesen An­
lagen noch eine A bschrift von V inckes Denkschrift „Über die Organisation der Unterbe­
hörden für die Finanzverwaltung". 
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3. haben mir Ew. E x z. den zur Organisa tion der Landräte in Preußen 
bereits früher entworfenen Plan mitgeteilt1 . 

E s p aßt solcher , wie Dieselben selb t zu bemerken geruhen werden, nicht 
zu dem Geis te der neuen Orga nisa lion, da er ganz a uf besoldete Diener 
berechnet ist. Die Dis t rikte würden zu groß bleiben . Der Landrat ha t nach 
solchem zu wenig ihn unterstützende P ersonen , und es fehlt ganz an einer 
Verbindung mit den Ständen. 
Durch eine bessere Organisa t ion der Magistrate werden die Kammer­
Kommissarien zur Aufsicht auf das städtische Vermögen überflüssig, und 
es ist wohl kein Grund vorhanden, den Landräten die Aufsicht hierauf und 
die Einwirkung auf die städtischen Gewerbe zu entziehen. 
Ich glaube, daß es ratsam sein wird, vorers t einen Plan zu entwerfen, 
wodurch das Beste aus allen den bisherigen Vorschlägen, so weit es an­
wendbar ist , ausgewählt wird. Die Beibehaltung der Landräte, j eder mit 
einem tüchtigen Kalkulator und Kreiskopist en, würde immer stattfinden 
können, es müssen solchen nur Krcisdeputierte in größerer Anzahl als 
Gehilfen, allenfalls mit konkurrierender Autorität, beigegeben und den Land­
räten, welche sonach die Stelle des Quorum2 in England vertreten würden, 
einige Hauptgeschäfte ausschließlich, die übrigen aber zu gleichen R echten 
mit den Kreisdeputierten und darunter alle beigelegt werden, welche nach 
der englischen Verfassung die Friedensrichter haben und welche nach 
u11Serer Gesetzgebung sich dazu eignet en. Ew. E xz. werden einen solchen auf 
die Individualität und Lokalität der hiesigen Prov inzen gegründeten Plan 
ganz vorzüglich zu entwerfen imstande sein und m ich durch dessen ge­
fällige Mitteilung v erpflichten. 

III. Üb e r di e künfti ge Organisa tion d e r Ma gi s tr a t e und d e r 
Kommun a l verwal t un ge n h abe ich mehrere Gutachten erfordert, bis­
her aber noch nichts erhalten. Ich überlasse daher E w. Ex z. lediglich ganz 
ergebenst, einen Plan hierzu gcfä1ligst zu entwerfen, der zu dem Ganzen 
paßt. Schon dadurch werden die H auptgrundsätze, und d aß so wenig als 
möglich dabei auf besoldete Diener zu rechnen ist , bestimmt. In dem Auf­
satze des Herrn Präsidenten von Vinckc find en sich auch sch on m ehrere 
Mat erialien dazu. 
Ein nur auf gewisse J ahre gewählter Magistrat mit ein paar permanenten 
Offizianten, dem Sekretär und Kämmerer, beide in einer P erson vereint 
oder getrennt, Bürgerschaftsvorsteher zur Beratung und K on trolle und 
eine gut organisierte Bürgerscha ft, nämlich feste Besti mmungen, wer dazu 
gehören und was die Bürgerschaft für E influß und R echte haben soll, 
scheint mir die H auptsach e. 

1 V om 5. Jl!färz 1806. Vgl. Meier, Verwaltungsorganisation (2. Aufl.) S. 350/. 
2 Beschluß/ält.iges Gerichts- bzw. Behördenkollegium. 
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IV. Sehr wichtig ist die Ei n ri c h t un g d es Schulze n wese n s a uf d e m 
pl a t te n Lande. Auch hierüber hat H err Präsiden t von Vincke schon viel 
Gutes angeführt . Die hiesige Verfa ssung ist m ir nicht genau bekann t , allein 
die schlesische, welche ich genauer kenne, scheint mir sehr viel Gutes zu 
haben . Sollt en E w. Exz. solche n.icht genau kennen, so würden Dieselben 
solche aus der Sammlung schlesischer Gesetze leicht ersehen können, und 
ersuche ich Dieselben bei dem hierüber zu entwerfenden Plan gefälligst dar­
auf Rücksicht zu nehmen. Endlich: 
V. Verdient die Organisation der untern Organe für die ausübende Gewalt 
noch vorzügliche Aufmerksamkeit. 
In Frankreich bedient m an sich der Gensdarmerie oder besoldeter Indivi­
duen . Die englische Verfassung geht aus dem A ufsa tz des H errn Präsiden­
t en von Vincke über die innere Verwaltung Englands deutlich hervor. Die 
Constables, welche aus der Nation selbst gewählt sind, versehen die Dienste 
der Gensdarmerie in Frankreich unentgel tlich und beziehen nur Spor teln. 
Die letztere Verfassung ist ungleich weniger kostbar und gewiß wirksamer. 
Sie scheint mir mit der ursprünglich beinahe in ganz Deutschland statt ge­
fundenen Verfassung, wonach Schützen oder Ausschüsse, und wie sie sonst 
immer genannt wurden, aus der Bürgerschaft diese Dienst e t eilweise ver­
richteten, mehr übereinzustimmen. E s würde darauf ankommen, auch in 
Preußen diese Verfassung wieder herzustellen und auszubilden . 
Durch die Ausbildung bestimmter Grundsätze für die Wahl der Individuen 
aus der Bürgerschaft und auf dem platten Lande zu gewissen Stellen und 
für die Geschäftsführung der einzelnen Behörden werden sich die Data 
ergeben, die eigentliche Volksrepräsentation bei den höhern Behörden 
näher zu bestimmen und einen vollst ändigen Plan für die ständische V er­
fassung zu entwerfen, welchen mir für Preußen mitzuteilen, Ew. E x z. mir 
bereits Hoffnung gemacht haben. 
Sollten Ew. Exz. über den einen oder den andern Punkt meine nähere An­
sicht und Gutachten zu erhalten wünschen, so bin ich mit Vergnügen zu 
j eder Mitteilung bereit. 

730. K abinettsordre an Borgstede, Gerlach und Bismarck 
Königsberg, 27. Juni 1808 

PrCStA., jetzt DZA II Merseburg, Rcp. 89 a X XII 3; Konzept (Altenstein) mit Korrekturen und Paraphe Steina, 
auf Grund der cigcnhündigcu Anweisung SteiWJ vorn gleichen Tage (ebenda), AbgR.ngsvermerk: 29. 

Vorbere1:tungen zur Ausclelmung cles Edikts l'Om 29. März ( Att/hebung des Mühlen­
zwangs) auf alle Pro1Jinzen . 

Aus dem anliegenden Edikt vom 29. März werdet Ihr ersehen, was Ich 
wegen der Müblengerechtigkeit und der durch gängigen Aufhebung des 
Mühlenzwanges für Ostpreußen, Litauen, Ermland und den Marienwerder­
schen landrätlichen Kreis erlassen habe. Da es Mein ernstlicher Wille ist, 
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die in der bish erigen Verfassung gelegene schädliche Einschränkung der 
Gewerbefreiheit und diese so lästige Art der Ahgabe auch in allen übrigen 
Provinzen aufzuheben, sobald Ich wieder in Besitz der Landes-Adroinistra· 
tion bin, so gebe Ich Euch hierdurch auf, alle erforderlichen Materialien zu 
sammeln und alles dergestalt vorzubereiten, daß mit dem Eintritt jenes 
Zeitpunkts der Beschluß wegen der Ausführung erfolgen und der wohl­
tätige Zweck vollständig erreicht werden kann. 

731. Kabinettsordre an Freiherrn von Hoverbeck 
Königsberg, 29. Juni 1808 

PrGStA., jetzt DZA II Merseburg, R cp. 890 XXIII 3: Konzept (Snck), Pnrnphc Steins, Abgnugsvcrmcrk: 29. 

D1:e von ihm bean.trogte A uflwbung der bisherigen L ehnsverfassung erfordere eine 
grii.ndliche Vorbereitung, „da sie in die bestehenden Privatrechte eingreift". Der 
f(önig werde aber die Behandlung dieser „für die Landeskultur so wichtigen An­
gelegenheit", die man bereits in Angrifl genommen habe, beschleunigt vorantreiben 
lassen1

• 

732. Kabinettsordre an Minist er Schroetter Königsberg, 30. Juni 1808 
PrGStA., jetzt DZA II Mcr&cburg, Rcp. 89n VIII Vol. 2 : Konzept (Klcwit7.), nuf Grund der Randbemerkungen Steins 
zum lmmcdiutbcricht vom 14. Juni 1608, mit Korrekturen und Porophc Steins, Abgangsvermerk: 7. 
Druck: Alte Au•gobc II S. 452 (Regest) . 

Stein erklärt sich mit Schroetters Vorschlägen über die Attflwlmng des staatlichen 
Obereigentu.ms an den vererbpachteten Domänen gegen eine entsprechende noch fest­
zusetzende E ntschädigung durch die Erbpächter einverstanden. Schroetter mit dem 
Entwurf einer allgemeinen Vorschrift über die Veriiußeru.ng der Domänen und das 
dabei zu bea,chtende Verfahren beauftragt. 

Auf Euren Bericht vom 14. d. M. gebe Ich Euch zu erkennen, daß bei Ver­
äußerung des Obereigentums von vererbpachteten Domänen-Grundstücken 
und Ablösung des Canons allerdings die zur Sprache gebrachten vier Erb­
pachtsbedingungen zu berücksichtigen sind. Was die erste wegen der vor­
behaltenen anderweiten Regulierung des auf Getreideswert reduzierten 
Canons von 30 zu 30 Jahren nach den Durch schnitts-Marktpreisen betrifft, 
so wird in jedem einzelnen F all über deren Ahkauf nach den verschiedenen 
Lokal- und sonstigen Verhältnissen eine Vereinigung mit dem Erbpächter 
stattfinden müssen und bei derselben, außer der nach den Getreidepreisen 
der letzten 30 Jahre fixierten Rente (welche, da in dieser Periode Kriege und 
Handelskonjunkturen einen sehr hohen Preis bestimmt haben, als Verkaufs­
objekt anzunehmen ist) noch der dreißigste Teil der Differenz des 30jähri­
gen Durch schnitts-Marktpreises gegen die Kammertaxe zur Ermittelung 

1 En tsprechende J(abinettsordre an J(anzler Schroetter vom gleichen Tage, ebenda. Vgl. 
auch untw Nr. 742. 
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des Kapitalbetrages in Ansatz zu bringen sein. Hiebei kann Ich jedoch, 
obgleich im vorliegenden Fall die Erfahrung genügt, nachdem durch poli­
tische Verhältnisse und den Ertrag der Ernten in den letzten dreißig J ahren 
so ansehnliche Preise verursacht worden, nicht unbemerkt lassen, daß es 
eine sehr unnatürl iche Erscheinung wäre, wenn unter gleich günstigen 
Umständen die Bevölkerung in einem geringeren Verhältnis wie die Produk­
tion zunähme, vielmehr der umgekehr te Fall eintritt und dann der lang­
same Gang der Produktion der Bevölkerung Grenzen setzt. 
Für die wegfallende Natural-Roggenlieferung ist die jährliche Geldleistung, 
von welcher der Erbpäch t er das Kapital zu bezahlen hat , gleichfalls nach 
der Differenz des 30jährigen Durchschnitts-Marktpreises gegen die Kam­
m ertaxe festzusetzen . Die Erbpächter gewinn.en alsdann immer noch die 
Transportkosten nach den Maga zinen . 
Der W ert des Laudemiums wird dessen Verwandlung in eine jährliche 
Rente, die wieder den zu entrichtenden K apitalbetrag bestimmt, am rich­
tigsten ergeben . Sie läßt sich, wenn nur die Fälle, wo es bezahlt werden muß, 
es sei bei jeder Veräußerung oder bei der Vererbung, bekannt sind und der 
Satz· der Abgabe, z. B. ob sie in der E innahme eines J ahres-Canon oder in 
gewissen Prozenten von dem Kaufgeld besteht, konstiert, dadurch bewir­
ken, daß nach Wahrscheinlichkeitsberechnungen, die auf gewissen Erfah­
rungssätzen beruhen, in jedem gegebenen Fall der Zeitraum, mit dessen 
Ablauf die Zahlung eintr itt , ausgemittelt wird, und daß man das im ein­
tret enden Fall bezahlte auf die Jahre, die die Epoche ausmachen in der er 
eintritt, verte ilt. Um für die Erbpächter , welche sich nach ihren Kontrakten 
bei einer Erhöhung der Kammer-Getreidetaxe die verhältnismäßige Steige­
rung des Canons gefallen lassen müssen, den Kaufpreis des Obereigentums 
und der jährlichen Abgabe mit Rücksicht auf diese Bedingung zu bes tim­
men ist, wie Ihr ganz richtig bemerkt, die anderweite F estsetzung jener zur 
neuen Berechnung des Canons auf den Grund der bei der Vererbpachtung 
zum Grunde gelegten Anschläge unumgänglich nötig. Ich bill ige es daher, 
daß die Kammertaxe : 

beim W eizen auf einen T aler, 
beim Roggen und Erbsen auf fünfund siebzig preuß. Grosch en, 
für die Gerste auf sechzig preuß. Groschen, 
für den Hafer auf sech sunddreißig preuß. Groschen 

erhöht werde, und genehmige übrigens Eure speziellen Vorschläge in dieser 
Angelegenheit mit dem Beifügen, daß Ihr auf die zu 8, wegen Annahme von 
Pfandbriefen ingleichen Bank und Seehandlungs-Obligationen bei Berichti­
gung des Kaufgeldes, gemachte Anfrage besonders beschieden seid, die zu 
9 erwähnte Schulden-Ablösung aber von dem in Rede st ehenden Domänen­
Ver äußerungs-Geschäft ganz getrennt ist und mit demselben n ichts gemein 
ha t. 
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Ihr habt nun eine allgemeine Vorschrift über die Veräußerung der Domänen 
(welche deren Gegenstände, die Ausmittelung ihres Werts, auch das Ver­
fahren bei der Veräußerung selbst umfassen muß) zu entwerfen und Mir 
solche zu seiner Zeit einzureichen. 

733. K abinettsdekret an Professor Lehmann, Major v . Both, Kriegsrat 
Velbagen, R ektor Chifflard1 und Assessor Bardelebcn2 

Königsberg, 30. Juni 1808 
PrGStA., jetzt DZA II Merseburg, Rcp. 89a XXVII 3 : K onzept (Klcwitz) mit Korrekturen und P araphe Steins ; 
Rcp. 77 X VII 1 1/ 1 : Abschrift. - Nach d em K onzept. 
Druck: Alte Ausgabe ll S. •15lf. 

Genehmigung der Bestrebungen und Satzungen des T ugendbunds unter gewissen 
staatlichen Vorbehalten und staatlicher M itgliederlw ntrolle. 

Die Belebung von Sittlichkeit, R eligiosität, ernstem Geschmack und Ge­
m eingeist ist allerdings sehr löblich, und insofern die unter dem Namen eines 
Tugendvereins entstehende Gesellschaft sich hiermit ganz in den Grenzen 
der Landesgesetze und ohne alle Einmischung in Politik und Staatsver­
waltung beschäftigt, billigen S. K. M. von Preußen den Zweck und die 
Verfassung der Gesellschaft. 
Dies eröffnen Allerhöchstdieselben den Vorst ehern des Vereins, Lehmann, 
v. Both, Velhagen, Chifflard und Bardeleben, auf ihre E ingabe vom 18. d. 
M., in der Erwartung, daß sie jede Ausartung der GeselJschaft, welche 
sogleich ihre Auflösung herbeiführen würde, vermeiden werden, und haben 
sie ein Verzeichnis ihrer Mitglieder nicht allein jetzt, sondern auch viertel­
jährlich einzureichen. 

734. Bemerkungen Steins zu Gneisenaus Entwurf der Kriegsartikel 
[E nde Juni 1808] 

Stein·A. : eigcnhündig. 
Druck: Alte Ausgubc II S . 452f. ; Voupcl, Die Reorgoniso tion Nr. 178; K.Jeioc Ausgahc Nr. 69. 

Neufassung des Fahneneids . S tein f ür Beibehaltung der Prügelstrafe in der Armee. 

Art. 4 . Warum soll Selbsthilfe eintreten bei der Widersetzlichkeit in Frie­
denszeiten, wo die Bestrafung einem Kriegsrecht3 überlassen werden 
kann 4 ? 
Art. 6. Der Idee des Kriegsherrn entspricht die des Söldners ; wird die 
Leistung des Kriegsdienstes als eine Folge des Verhältnisses des Bürgers 

1 J ean. David Chifllard, R ektor. 
2 H ein.rich H arl L1u /1 vig JJardcleben., R egierungs-A ssessor. 
8 V erschrieben für „ Kriegsrat" ? 
4 R andbcmer/n 111g G11eise11r111s : „Ist nur von drin genden F üllen die R ede. Aufruhr ist z. B. 
dem Kriegszustande wohl gleichzuachtcn." 
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gegen den Staat angesehen, so erscheint der K önig als Oberhaupt des 
Staats und nicht als Kriegsherr, der Soldat gelobt ihm als einem solchen 
und seinem Vat erla nde Treue1. 

Art. 21. Das Brandmal kann jeder sehen und muß bei der Visitation des 
Rekruten in die Sinne fallen; warum soll der Rekrut bestraft werden wegen 
der Nachlässigkeit eines dritten? 
Art. 50. Das Prügeln ist eine ganz p assende Strafe2 und wurde sowohl zu 
Zeiten der R ömer als selbst im Mittelalter bei den Ver gehen der Geistlichen 
und Ri tter (v id. die Statuten des Deutschen Ordens) angewandt. Der Miß­
brauch des Prügelns best and nicht in der Strafe , sondern [darin], daß ihre 
Anwendung der Willkür, der Unbesonnenheit, der Leidenschaftlichkeit 
überlassen war . 
Aus dem Eid würde ich den Kriegs h errn hinweglassen und an seine 
Stelle setzen: dem König und dem Vaterlande usw. 

735. Randbemerkung Steins zu Staegemanns Promemoria über Gueisenaus 
Ent\vurf der Kriegsartikel [Königsberg, Juni 1808) 
Stcin·A.: Rcin.schrift dc1 Promemoria (Stnegemnnn'). 
Druck : Alle Ausgabe U S. 153. 

Stellung S teins zur allgemeinen l1Vehr p fl icht. 

[Staegemann:] „E s wäre ein Rückschritt in die Barbarei, wenn der Mensch 
den Zwang, die Beschwerden, die Gefahren des Soldat enlebens, sobald er in 
die Jahre der ruhigen Besonnenheit tritt, nicht gern gegen eine friedliche 
Laufbahn vertauschen sollte." 
[Stein:] „Ich halte es für ein tiefes Versinken im Egoismus, wenn man den 
Soldatenstand nicht für den ehren vollst en hält zu jeder Zeit sein es Lebens." 

1 R andbemerlrung Gneiscnaus: „Ich pflichte diesem bei". 
2 R andbemerlm ng Gneisen.aus: „Jede Nation m uß sich selbst ehren und keine E inrich­
tungen dulden, die sie in den Augen anderer herabset zen. Bei den Römern herrsch ten 
andere Begriffe. Dort ha tte man auch nich t den Zweikampf, und die Senatoren schlugen 
oft mit ihren langen Stäben drein. Die Gracchen wurden t ot geprügelt. Bei den Rit ter­
turnieren waren ebenfalls Priigelknech te, die die Ritter, wenn sie sich unsit tlich betrugen, 
derb a bbliiuten. Alle Nationen um uns her, ausgenommen die Russen, h aben die Stock­
priigcl abgeschafft , sollen wir die einzigen sein, die nicht ohne Stockprügel gezogen wer­
den könnten ? Indessen will ich nicht leugnen, daß bei einer R egeneration des Staats oder 
in gefahrvollen Krisen der Stock Wunder tun könnte, nu r müßte er auch in den übrigen 
Stiinden eingeführt werden. In China liißt der erst e Mand arin seine Untermandarine 
niederwerfen und derb abprügeln, wenn sie sich Pflichtverlet zungen haben zu schulden 
kommen lnssen, diese entsch ädigen sich wiederum an ihren Untergebenen. Man sagt, 
China sei durch diese korrektive Gewalt vortrefflich regiert." 
3 Vollständig gedruclrt m it den Bemerlrungen Steins und Gne1:senau.s bei Va upel, die R e­
organisatiori N r. 179. 
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736. K abinettsordre an Bismarck Königsberg, 1. Juli 1808 
PrGSLA., jetzt DZA II Merseburg, Rep. 87 B Regul. Gen. Nr. l h Bd. 2 : Konzept (Altenstein) mit Zu111tz und Paraphe 
Ste ins, Abgangsvermerk: 8. 
Druck: Alte Auognbe II S. 456 f. (Regeot). 

M aßnahmen gegen die .M ißdeutung des Oktober-Edikts durch die Glogauer J(ammer. 

[Hinweis auf ein 11on der Clogauer K ammer an den Landrat des H irschberg­
schen Kreises erlassenes R eslcript, betreffend „die Einziehung von Rustikal­
Grundstücken in Verfolg des Edikts vom 9. Okt ober v. J ."] 
Das bei dieser Gelegenheit [ .. . ] von gedachter K ammer aufgest ellte 
R aisonnement ist dem Geist des Edikts so zuwider, daß, wenn m an hierbei 
nicht Mangel an Einsicht voraussetzt, [man] annehmen muß, daß solche das 
Publikum vorsätzlich gegen die Vorschrift jenes Gesetzes habe einnehmen 
wollen . 
[Die einzelnen Behauptungen der K ammer über die schädliche Auswirkung 
des Gesetzes zum gegenwärtigen Z eitpunkt.] 
Es ist dringend notwendig, daß Ew. H ochwohlgeb. das Präsidium der Glo­
gauisch en K ammer auf diese durchaus falschen Ansichten und deren nach­
t eilige Folgen ernstlich aufmerksam machen, da sich solche durch solche 
Schritte der größten Verantwortung aussetzt und1 eine Kammer, die so 
eine solche gänzliche Unwissenheit der st aat swirtschaftlichen Grundsätze 
beweist und ihre Meinungen denen des Geset zgebers substituieren will, eine 
ernstliche Ahndung und eine gänzliche Umformung erfordert. 

737. Stein an das Komitee der ostpreußischen Stände 
Königsberg, 1. Juli 1808 

PrGStA., jetzt DZA II Meroeburg, Rcp. 87 B R cgul. Geo. Nr. 1 h Bd. 2: Konzept (Stnegcrnano) auf Grund eines Vo­
tuuu von Schön', Paraphe S tcina. 
Druck: Thlede, Auogew. Schriften S. 60ll'. (gekürzt); Alte Awgabc II S. 4530'.; Cooze, Bauernbefreiung Nr. 27 (ge­
kürzt). 

Scharfe A blehnung und W iderlegung ihrer in der E ingabe vom 15. Juni 1808 vor­
getragenen Einwendungen gegen die Verordnung vom 14. Februar 1808. Verteidigung 
der bevöllcerungspolitischen, auf die Schaflung eines starken und lebensfähigen 
Bauernstandes ausgehenden 'Tendenz der Februarverordnung. D ie L andarbeiter/rage. 

Einern st ändischen Komitee erwidere ich auf das an mich gerichtete 
Schreiben vom 15. v. M. ergebenst, daß ich den Antrag auf Deklara t ion des 

1 Der folgende P assus von Stein eigenhändr:g zugefügt. 
2 Schön hatte sein Votum am 25. Juni Stein überreicht. „Ich schäme mich meiner L nnds­
leutc", bernerlrt er in dem daztt gehörigen Anschreiben. Die A usarbeit.rm g der A ntwort an das 
J(ornitee übernahm dann Staegemann. Die Kontroverse ging weiter, da das ständische 
/(omitee am 3. August in einem neuen, vom 1. August dat. A ufsatz seinen Standpunkt zu 
rechtfertigen versuchte. S tein erwiderte am 10. August in einem von Schön entworfenen 
scharfen Schreiben , siehe unten N r. 781. Vgl. L ehmann, Stein II S . 332 fl. Vgl. dazu auch 
noch das Schreiben Stein s an die schlesischen Adels-Deputiertm vom 24. September 1808 
( J( o11zept S chön}, siehe unten N r. 829. 
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§ 6 der Instruktion vom 14. F ebruar d . J . nicht unterstützen kann. I ch h abe 
mich 
I. aus der preußischen Geschichte und Verfassung überzeugt, daß die 
Bauernhöfe, sie mochten zu den Domänen oder zu Privatbesitzungen ge­
hören, ursprünglich erblich an die Bauern verliehen waren und daß nur in 
späteren Zeiten ein t adelhafter Mißbrauch, dem keine Verjährung die geset z­
liche Sanktion verscha ffen konnte, die R echte der Bauern unterdrückt und 
ihr Erbrecht in einen der Willkür des Grundherrn preisgegebenen Zeitbesitz 
verwandelt h abe. Ich finde 
II. die unter den hiesigen Gutsbesitzern herrsch ende Meinung, als ob die 
Vergrößerung der Hof- und Vorwerksländereien den Wert des Gutes ver­
m ehre, so unTichtig und sch ädlich, daß ich darin eine der H auptursachen 
find e, we1che das Fortschreiten der Kultur und Bevölkerung in Preußen 
so sichtbar zurückgehalten haben . Bei dem J ahrhunderte langen Ruhe­
st ande der Provinz wäre dieses Zurückbleiben in der Kultur - selbst die 
Erbuntertänigkeit, den früheren Lehnsnexus, die Beschränkungen des 
freien Verkehrs, die P est usw. als mitwirkend in Anschlag gebracht -
d och kaum zu erklären, da das von h äufigen Kriegen zerrüttete Deutsch­
land durch die Zerstückelung der Ländereien in kleine, von freien bäuer · 
lichen Eigent ümern bewirtschaftet e H öfe dennoch in der Kultur v or ge­
gangen ist. Die Meinung, die ein ständisches K omitee in dem beigefügt en 
Aufsatz geltend m achen will, als ob die Bevölkerung durch die Vermehrung 
der kleinen Familien der Instleute usw. gewinne, widerspricht dem Gange 
der Natur und aller Erfahmng. Die Bevölkerung st eigt nicht durch die 
Vermehrung der Familien , insoweit Kinder produziert, sondern nur inso­
weit als die produzierten Kinder als ein Zuwach s der Volksmenge erhalten 
werden . Wenn auf einer Fläche von 10 kulmischen Hufen 5 wohlhabende 
Bauernfamilien angesessen sind, die zusammen 20 Kinder erziehen, so gibt 
es fül' die Volksvermehrung ganz andere Resultate, als wenn auf derselben 
Fläche 20 lnstfamilien et abliert worden, die zusammen zwar viermal soviel 
Kinder produzieren als die b äuerlichen, aber bei einer fÜI' die Eltern selbst 
nur kümmerlichen Existenz höchst ens nur ebenso viel erziehen . In jenem 
Fall wird die Bevölkerung in der ersten Genera tion verdoppelt, in diesem 
um die Hälfte vermindert . 
Daß Preußen eine solche Verminderung nich t erlitten, ist nur der Vorsorge 
der Regierung in Erhaltung der b äuerlichen Besitzungen zuzuschreiben, 
und diese Vorsorge hat bei der Neigung der Grundherren, die Vorwerks­
ländereien wider ihr eigenes, richtig berechnet es Interesse zu vermehren , in 
Abfassung des Edikts vom 9. Oktober 1807 und der Instruktion vom 14. F e­
bruar 1808 nicht aus den Augen verloren werden können . Der Widerspruch 
gegen die wohlerwogene Maßregel der Regierung, gerade jetzt, da die K ala­
mitäten der Zeit dem Landmann durch den Verlust der Menschen, des 
Viehes, der Gebä ude, des Wirtschaftsgeräts ein so großes K apital entzogen 
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haben , hat mich in der Überzeu gung best ärkt, d aß die Güterbesitzer durch 
ein mißverstandenes Interesse geleitet worden, indem sie die Kräfte, mit 
deren Verwendung sie nicht einmal zur Kultur einer kleineren Ackerfläche 
ausreichen, noch auf eine größere verteilen wollen. 
Ein st ändisches Komitee wird durch diese Bemerkungen alles erledigt 
finden, was der mir mitgeteilte Aufsatz gegen die Verordnung erinnert, 
denn 
1. war der Staat den Grundherren, welche n och E rbuntertanen haben, für 
die Aufhebung der Erbuntertänigkeit keine Entsch ädigung schuldig. 
Hätte m an ihnen aber auch wegen der vermeinten Notwendigkeit, Ge­
spanne, Gesinde, Tagelohn, Geb äude zu vermehren, eine Entschädigung 
schaffen wolJen, so konnte solches nicht zweckwidriger geschehen als durch 
die E rlaubnis, ihre Vorwerksländereien zu vergrößern, weil sie alsdann 
noch m ehr Angespann, Gesinde usw. bedurft haben würden. 
Die K ost envermehrung ist aber auch nur eingebildet, da ein freier und im 
Verhältnis seiner Arbeit gut bezahlter Arbeiter bessere und krä ftigere 
Dienste leist et a]s ein verdrossener schlecht bezahlter Erbuntertan. W as 
man mehr bezahlt, spart man reichlich an der Zahl der Arbeiter, und nur da 
ist eine blühende Ackerkultur, wo der Boden von freien Menschen bearbeitet 
wird. Der W ert der Güter in Preußen wird daher durch die Aufhebung der 
Erbuntertänigkeit st eigen , und die Grundherren werden nicht mehr , son­
dern weniger Dienstvolk bedürfen. 
2. Die Instrukt ion vom 14·. Februar c. ha t an der Verordnung vom 9. Oktober 
so wenig etwas geändert als in der K abinettsresolution vom 3. September pr ., 
da in beiden von der willkürlichen Einziehung der B auernhöfe gar nicht die 
R ede ist und die Disposition über solche in der Verordnung vom 9. Ok­
tober pr. von der Zustimmung der Kammer und einer ihr zu erteilenden In­
struktion ausdrücklich abhängig gemacht wird. W er daher, ohne die Ein­
willigung der K ammer zuvor erlangt zu haben, willkürlich Dispositionen 
getroffen hat, muß die F olgen, falls die Einwilligung verweigert wird, bloß 
seiner Übereilung beimessen. 
3. Die Behauptung, d aß die Instruktion vom 14. F ebruar eine noch lästigere 
Beschränkung enthalte als die früh ere Verfassung, ist ganz falsch. Nach der 
früheren Verfassung war die Disposition über Bauernhöfe unbedingt unter­
sagt und die K ammer nicht berechtigt, in die n achgesuchte E inziehung zu 
willigen . Daß die höheren Behörden in einzelnen Füllen Au snahmen von 
dem Gesetz machten , hebt das Gesetz selbst nicht auf, und ein st ändisches 
Komitee kann sich davon versichert h alten, d aß, wenn es auch bei der 
früheren Verfassung geblieben wäre, der Vorwand einer vermehrten Ein­
setzung von Tagelöhnerfamilien mit kleineren Besitzungen, unter welchem 
manche Einziehungen bäuerlicher Grundstücke erschlichen worden, als der 
Kultur und Bevölkerung gerade entgegen, nicht weiter beachtet sein 
würde. 
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W er jetzt die Hälfte der bäuerlichen Ländereien nicht erblich oder eigen­
tümlich machen will, setzt sich dadurch nur in den Fall der früheren Ver­
fassung, nach welcher er nicht das Mindeste von seinen Bauernländereien 
einziehen konnte, zurück. 
4. Ehen daher kann die Bedingung, daß dem Akquirenten des erblichen 
Bauernhofes auch Dienst-, Getränk- und Mahlfreiheit zu statten kommen 
müsse, eine Aufhebung der bisherigen Verfassung und Gesetze (obwohl diese 
als fehlerhaft und dem allgemeinen W ohl schädlich durch das Edikt vom 
9. Oktober eben aufgehoben werden sollen) nicht genannt werden, weil es 
von jedem Gutsbesitzer abhängt, ob er es bei der alten Verfassung lassen 
oder auf eine der neuen gemäße Art herrschen will. 
5. Die Besorgnis, daß Bauernhöfe wüst bleiben werden, ist ganz unbe­
gründet. Wenn der Grundbesitzer die Hälfte des Bauernlandes mit seinem 
Vorwerk vereinigt, so werden sich zu der etwa unbesetzten Hälfte entweder 
in demselben Dorfe noch Wirte finden, die solche annehmen wollen und die 
Kräfte dazu besitzen, oder es werden andere Erbpächter auftreten, denen 
bei dem Vorteil, den der Gutsherr aus der anderen Hälfte zieht, sehr billige 
Bedingungen gestellt werden können und müssen, denn bei der Konkurrenz 
mehrerer zu Kauf und Erbpacht gestellter Höfe wird allerdings auf lästige 
Bedingungen nicht kontrahiert werden, und selbst die R egierung könnte es 
nicht dulden, wenn ein Gutsherr in Umgehung des Gesetzes nur auf Be­
dingungen vererbpachten wollte, die kein Akquirent zu erfüllen imstande 
ist. [ ... ] 
Ich finde daher überall nichts in dem vorliegenden Aufsatz, was mich 
veranlassen könnte, statt eines wohlüberlegten, auf die Kultur und den 
Wohlstand der Provinz hinwirkenden Gesetzes einen Vorschlag zu begün­
stigen, der die allerschlechtest e Verfassung - Tagelöhner-Etablissements 
statt der Bauernhöfe und dreijährige Zeitpacht statt Eigentum oder Erb­
pacht - als wohltätig empfiehlt. 

738. Scharnhorst an Stein Königsberg, 3. Juli 1808 
Steio-A.: Au1fcrtigung (eigenhüodig). 
Druck: Alte Au1gahc ll S. 457; Vaupcl, Die R eorganisation Nr. 198. 

Gründe für die Abschaflung der lrürperlichen Strafen in der A rmee. Unlösliche V er­
bindung eines neuen soldatischen Ehrbegri fls mit der Idee der allgemeinen W ehr­
pflicht. Die letztere als ein allgemeiner Nationa livwisch. 

Wir sind nicht für Stockschläge gewesen, weil sie den Zustand des Soldaten 
in der allgemeinen Meinung zu dem unglücklichsten aller Menschenklassen 
gemacht haben. J eder meint, sobald man Soldat sei, könne man ohne 
bedeutende Ursache halb zu Tode geprügelt werden. Dazu kommt nun 
noch , daß bei Erwach senen die körperlichen Strafen entehrend sind; ein 
Offizier, der einen Schlag bekommen, kann nicht dienen; im Zivil wird 
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niemand ausgepeitscht, der nicht die entehrendsten Verbrechen begangen 
hat, wenigstens wird er durch das Auspeitschen selbst unter dem Pöbel 
äußerst verachtet . Diese Angelegenheit ist überdies eine Nationalsache 
geworden - kein Soldat ist so erbärmlich gepeitscht worden als der 
preußische, und keine Armee hat weniger geleistet. Die französischen, die 
englischen Truppen, die ersten in der Welt, haben diese Strafen nicht, die 
nach unsern Begriffen und Anordnungen nur bei Sklaven sta ttfinden . 
Eine allgemeine Konskription, das Avancement vom Gemeinen zur höch­
sten Stufe erfordert Rücksichten und würde sich nicht gut mit dem jetzi­
gen Prügelsystem vertragen. Man muß der Nation den Soldatenstand ange­
nehm machen und das Verhaßte aus ihm entfernen . - Alle Anordnungen 
müssen zu diesem großen allgemeinen Zweck sich die Hand bieten und den 
soldatischen Geist von neuem beleben - dazu gehört aber sehr wesentlich 
die Abschaffung der Stockschläge. 
Ich darf von der Einführung einer allgemeinen Konskription nicht sprechen, 
sie ist ein Nationalwunsch, alle Schriften sprechen davon, allen bisherigen 
Konskribierten muß sie angenehm sein - allen, bei denen Vaterlandsliebe, 
Haß gegen die Unterdrücker gefühlt wird, wird sie willkommen sein - die 
wenigen übrigen schwachen und eigensüchtigen Individuen werden nicht in 
Betracht kommen. Übrigens werden nicht alle Menschen m einer Meinung 
sein, und diejenigen am wenigsten, welche nur beiläufig einmal einen Blick 
auf einen Gegenstand werfen, ohne ihn in seinen Beziehungen untersucht 
zu haben - dies wird um so seltener bei einem Gegenstande der Fall sein, 
den wir gewissermaßen von Jugend auf aus einem falschen Gesichtspunkt 
angesehen haben. 

739. Stein an Frau vom Stein 
Stcin-A.: Ausfertigung (eigenhändig). 
Druck : Alte Ausgabe 11 S. 458. 

Königsberg, 6. Juli 1808 

Rücklrehr S teins nach f(önigsberg. Die Übersiedlung seiner Familie dorthin soll erst 
nach der für den H erbst erhofften J(lärr.uig der politischen Verhältnisse erfolgen. Bittet 
seine Frau aitf der Ditrchreise in Berlin nur kurz Station z tt machen, um dort nicht 
zum Besuch der französischen und f ranzosenfreim dlichen Gesellschaft genötigt zu sein. 

[ ... ] Vous serez d eja instruite que mon voyage a ete heureux, ma sante tres 
bonne, mais cet etat a etwas gelitten durch eine Verkältung, die mir eine 
giehtige Rose am Kopf zuzog und mich vier Tage im Bett erhielt, je suis 
eependant leve et sort depuis hier, et Hufeland que j'aime beaucoup me 
soigne avec beaucoup d'exaetitude. Eine Schachtel mit Bernstein ist 
bereits bei Gelegenheit eines [nach] Paris gehenden Kuriers abgegangen 
und wahrscheinlich in Deinen Händen. 
J'ai cru que vous feriez bien, m a chere amie, de retarder encore un peu votre 
arrivee parce que les evenement s doivent en attendant encore s'eelaircir 
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d'avantage, et que Ja reeolte faite, on saura probablement les intentions de 
l'Eu1pereur pour cette annee. J e ch erche une m aison pour Je l. de septembre 
et tout sera arrange pour vous recevoir ce jour-Ja clone que, si v ous dirigez 
votre route par Hanovre, Berlin (ou cependant je n 'aimerais point que v ous 
VOUS arretiez Jongt em ps parce C[UC VOUS Seriez obligee de VOUS jeter danS 
la soeiet c fran r;aise, ce qui n e ferait qu'occasionner des clabaudages et n e 
serait agreable pour aucune des personnes interessees) vous pourrez etre 
ici v ers Ja mi de septembre. 

[ B edeul11 ngslose häusliche und wirtsc!taf tliche Anweisungen .] 

74·0. K abinettsordre an Minister Schroetter K önigsberg, 8. Juli 1808 
PrGStA., jetz t DZA II Merseburg, R ep. 89 0 XXXIV 3: Konzept (K.lewit.z) nuf Grund d er R ondverfüguug Steins zum 
lmmedintl>ericht Schrocllcrs vom 25. Juni 1808 (ebcnd o), Puruphe S teios, Abgangsvermerk : 11. 

Billigt die von S chroetter vorgeschlagenen fiskalischen Maßnahmen gegen Gu.ts­
besitzer, d1:e sich we1:gern , ihre durch den f(ricg unverschuldet in Not geratenen E in­
gesessenen zu unterstiit=en. 

74·1. Knesebeck an Stein Carwe bei Ruppin , 8. Juli 1808 
Hnusnrchiv, jet zt DZA II Merseburg, Friedrich Wilhelm IV. Rep. X 50 A 2 Nr. I: Ausfert igung (eigenbündig). 
Druck: Alte Ausgabe II S. ·158 f. 

V erzichtet au f die ihm angetragene Stelle als m ilitärr:scher Er=ieher des f(ronprinzen 
f iir den F all, daß seine gegenwärtige Erkran/w .ng eine rechtzeitige Auswahl der n euen 
Instruktoren des J( ronprinzen verhin dern oder erschweren sollte. 

742. Kabinettsordrn an K anzler Schroetter Königsberg, 13. Juli 1808 
PrGStA., jetzt DZA II Merseburg, Ilep . 890 XXlll 3: Konzept (Snck) nuf Grund der Ilondverfügung Steins zum 
lmmcdiolbcricht Schroettcrs vom 6. Juli 1808 1 Porophe S teins, Abgangsvermerk : 15. 
Druck : Alte Ausgabe 11 S. 459 (Regest). 

Die Aufhebung der L e/wnsverfassu.ng der adligen Güter in P ommern, S chlesien w ul 
den fl!larlren. Fordert das Gutachten der Gerichtshöfe dieser Provinzen iiber diese Frage, 
insbesondere auch iiber die R echte der A gn aten, damit nach der H' iederlrehr geordneter 
Zus tände die Frage den S tänden unterbreitet werden !rön ne. i n Ostpreußen und Li­
tauen !rönne die Sache nu.r wenig Schwierig/reiten haben, da die R echte der Agnaten 
gering u.nd ein erheblicher l'l'1:derspru.ch von ihnen also n icht zu. bef iirchten sei. Der 
nächst.e Gen erallandtag werde sich mit der A ngelegenheit zu befassen haben, vor­
bereitend seien die Gutachten der Landes-J u.stiz-J( olleg1:en einw lwlen 1• 

743. Stein an Frau vom Stein Königsberg, 14. Juli 1808 
Stein·A. : Auofertigung (eigenhüodig). 
Teildruck: Pcrtz, Stein II S. I 75 (in Überoctzung); Alte Ausgabe II S. 459. 

Die geplante Übersiedlung seiner Familie nach J(önigsberg. S teüis Gesundheit .• 

1 Vgl. dazu oben die Nr. 638, 731. 
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[Familiennachrichten.] 

L'incertitude dans laque1le nous continuons de nous trouver m'a engage a 
prendre provisoirement une maison de Madame de Schorlemer meublce, 
clont voici Je plan - je crois que vous en serez contente. Les chambres ont 
doubles fenetres et sont bonnes, il y a egalement un tres grand jardin, dont 
meme en hiver Oll tirera parti. Mme. de Schorlemer est une bonne et brave 
personne que vous avez peut-etre vue a Berlin. [ ... ] 
J'espere que vous aurez comrnence vos bains de rneme que lcs enfants et 
qu'ils vous auront fait grand bien - Je continue a prendre die Schwefel­
bäder qui sont extremement bienfaisants contre la matiere goutteuse et 
l'ont presqu'entierement chassee de ma main droite et du genou. J'en ai 
pris 18 et en prendrai encore 12, pour faire apres usage de bains forti­
fiants . [ ... ] Le prince Radziwill a ete a Varsowie et est revenu hier[ ... ) 

744. Stein an Schlabrendorffund Staegemann Königsberg, 15. Juli 1808 
PrGSlA., jetzt DZA II Mcrecburg, Rcp. IS!n Tit. I Scot. I Nr. 3 Vol. 2: Konzept (Altenstein) mit Korrekturen Steins, 
auf Grund der cigenhündigcu Anweisung Steins vorn gleichen Tage (ebenda), Paraphe Steins, Af>gnngsvcrmcrk: 16. 

V erminderung des P ersonals und Sparmaßnahmen bei der General-l(riegslrasse , der 
General-Domänen/wsse sowie der Hofstaats- und Dispositionslw sse dringend not­
wendig. Schlabrendorfl und Staegemann werden angewiesen, umgehend einen Plan 
zur V ereinfachung des J(assenwesens zu entwerfen und einzureichen. 

74-5. Stein an Minister Schroetter Königsberg, 17. Juli 1808 
PrGSlA., jetzt DZA II Merseburg, R cp. 77 'l'it. 479 Gen. Nr. 5 Vol. 1: Ausfertigung (K.nn7.lcihnnd). 
Druck: Thicde, Ausgcw. Schriften S. IOOIT.; Alt e Ausgabe II S. 459IT. 

B emerkungen zum F reyschen Ent.wur/ der Städteordnung. Verlangt Ausdehnung der 
Bestimmungen über d 1:e V erleihung der bürgerlichen R echte auf alle unbesclwltenen 
Einwohner einer Stadtgenwinde. Gegen Überschätzung der intellektuellen Bildung 
bei der Festsetzung der Voraussetzungen fiir d1:e Wahlberechtigung. Vertrauen auf den 
gesunden Menschenverstand des gewerblichen Mittelstands, dessen stärkere Heran­
ziehung zur S tadtverwaltung Pon S tein gewünscht wird. J(lassifilrall:on der S tädte 
nach der Einwohnerzahl. Verlangt ß cschränlmng der Zahl der für die städtischen 
J(örperscha/ten wählbaren B erufsjuristen. Finanzielle B efugnisse des Magistrnts. 
Öflentliclw R echnungslegung. B efugnisse der Stadtverordneten (Repräsentanten) . 
](eine Bürgermeister au.f L ebenszeit. l'11ünscht eine größere Zahl von Ratsherren, al.s 
F rey vorsieht. Wahl der J(ommunalbeamt.en durch die Bürgerschaft. Ehrenamtliche 
oder nur gering besoldete Tätig/reit der Biirgerscha/tsvertreler. Neuwahl aller M agi­
st.ratsmit.glieder. Schroetl.er zur Benut=ung des Freyschen Entwurfs unter B erück­
sichtigung der B emerkungen Steins bei der weiteren B earbeitung der S tädteordnung 
au/gefordert. 

Ew. Exz. gebe ich mir die E hre, anliegend einen Aufsatz ganz ergebenst 
mitzuteilen, welch en der Geh . Rat Frey auf meine Veranlassung über die 
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Organisierung der Munizipalverfassungen ausgearbeitet hat1• Ich bin 
größtenteils mit dessen Vorschlägen einverstanden und bemerke nur 
folgendes über verschiedene Punkte, wo ich solchen nicht beistimmen kann. 
ad. 5. Scheinen mir die Bestimmungen über die zur Teilnahme an dem 
städtischen Wesen erforderlichen Eigenschaften zu ängstlich ausgewählt. 
Ich sehe keinen Grund ab, warum nicht j eder, der in einer Stadt wirklich 
domiziliert, auch an dem städtischen Wesen t eilnehmen soll. 
ad. 8. Würde beizufügen sein, daß auch niemand wahlfähig sei, der wegen 
Verbrechen das Bürgerrecht verloren hat , oder gegen den ein Einwand 
obwaltet, der ihn unfähig macht, das Bürgerrecht zu erhalten. 
ad 10. Seh e ich nicht ab, warum Bürgerwitwen , die das bürgerliche Gewerbe 
ihres Mannes fortsetzen, eine Einwirkung auf die Bürgerversammlungen 
haben sollen, andere Wit wen aber nicht. 
ad 11. Was hier über den Grad der Kultur, welcher zur Führung der Stimme 
fähig mache, angeführt ist, h alte ich für unrichtig. E s frägt sich, wo dieser 
Grad der Kultur anfängt und wo er aufhört. 
Ein verständiger, welterfahrener Gewerbetreibender urteilt besser über 
städtische Angelegenheiten als der Gelehrte, und es ist sehr zu wünschen, 
daß unter den R epräsentanten sich viele Individuen aus der gewerbe­
treibenden Klasse b efänden. 
ad 20. Die Wahlversammlung würde nach vorhergegangener gottesdienst­
licher H andlung gehalten werden . 
ad 22. Die Ausdrücke groß, mittel und klein bedürfen einer näheren Be­
stimmung. Es würde über 10000 Einwohner groß, bloß 10000 mittel, und 
klein unter 6000 angenommen werden können. 
ad 24. Die hier vorgeschlagene Form möchte sehr viel Zeit erfordern. 
ad 26. Würde zu bestimmen sein, daß sich die Kandidaten selbst melden 
können. 
ad 4·0. Die Anzahl der Rechtskundigen, welche b ei der Wahl zulässig ist, 
muß genau bestimmt werden, damit man nicht eine Repräsentation aus 
Advokat en bestehend erhält, die gar nichts taugt. Die Justiz-Kommissarien 
sollten für wahlunfähig erklärt werden. 
ad 48. ad 1. Die Vorsteher der Bürgerschaft würden zusammenberufen 
werden müssen, wenn verhandelt wird: 
a) über den Ankauf und Veräußerung von Immobilien, 
b) außerordentliche Anlagen zu außerordentlich en Bedürfnissen, 
c) Anleihen, 
d) Prozesse, 

1 Am gleichen T age übersandte S t.ein diese Bemerlrungen und den A uf salz Freys auch der 
J(ombinierlen lmmediatlwmmission zum Gutachten (A usfertigung in Rep. 151 a T it. V I 
Seel. 9a). Vgl. Riuer, St.ein S. 259 fl. Analyse des Freyschen Entwurfs bei Wink/er, Frey 
S . 125fl. und Ritter, St.ein S . 253fl. 
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e) neue Gehälter, 
f) bei Aufstellung eines neuen Kämmerei-Etats, wo ihnen der Etat vorge­
legt und ihre Erinnerungen vernommen werden. 
ad 2. Es ist zweckmäßiger, daß eine Deputation die Rechnung abnimmt, 
das ganze vorträgt, und daß ein Beschluß gefaßt wird, als daß alle die 
R echnungsabnahme besorgen. 
Die Rechnungsabschlüsse und Extrakte, sowie auch die Notaten und Ent­
sch eidungen werden gedruckt und jedem Bürger ein Exemplar zugestellt, 
wenigstens in allen großen und mittleren Städten. 
ad 3. Sie1 haben die Beurteilung und Prüfung der Verwaltung des städti­
schen Gemeinwesens, der Kämmerei-, Armen-, Schulen-, Reinigkeits-, 
Gesundheits-Polizei. 
Die R epräsentanten t eilen sich in Deputationen ab nach den Geschäfts­
zweigen und geben ihr Gutachten über die Lage desselben ab. Sie können 
ihr Gutachten drucken lassen. 
ad 49. Die Repräsentanten haben den Magistrat und seine Geschäftsführung 
zu kontrollieren. 
ad 55. In den großen Städten wird zwar der Staat den Bürgermeister 
setzen, aber nicht ad dies vitae. 
ad 56. Der Bürgermeister darf nicht permanent sein, wohl aber der Rendant 
und Syndikus. 
ad 62. Die Zahl von 6 bis 8 Ratsherren ist zu klein. Die Zahl der Ratsherrn 
kann immer größer sein, damit die Geschäfte unter mehr Abteilungen ver­
teilt werden. In mittleren Städten könnten 10 gewählt werden und solche 
ein besonderes Abzeichen, z. B. eine goldene Medaille, erhalten. 
ad 65. Ich sehe gar nicht ab, warum der Bürgermeister kein Gewerbe 
treiben soll und warum ein großer Kaufmann oder Fabrikant nicht sollte 
Bürgermeister werden können. 
ad 66. Der Stadtpräsident könnte auf 6 Jahre vom König angest ellt werden. 
Ein R echnungsrat zur Rechnungsabnahme scheint ganz überflüssig, wenn 
solche von den Repräsentanten vorgenommen wird, unter welchen es an 
einem Rechnungsverständigen nicht fehlen wird. 
ad 67. Es läßt sich gar nicht absehen, warum die Bürgerschaft den Stadt­
präsidenten, Syndikus, den Rechnungsökonomen und Baurat nicht frei 
wählen und durch ein Präsentationsrecht des Magistrats eingeschränkt 
sein soll. 
ad 69. Was von den Besoldungen angeführt ist , scheint mir nicht richtig. 
Ausgezeichnete Männer müssen die Posten aus Liebe zum gemeinen Besten 
selbst suchen . 
ad 72. Von den jetzt bei den Magistraturen angestellten Mitgliedern kann 
nur beibehalten werden, was brauchbar ist, die andern müssen pensioniert 

1 Die R epräsentanten. 
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werden. Ich halte für erforderlich, daß sogleich die volle Anzahl der Mit­
glieder gewählt werde. 
Ew. Exz. überlasse ich die weitere Prüfung ganz ergebenst und ersuch e 
Dieselben, von dem Aufsatze und den Bemerkungen b ei dem Entwurf des 
Plans zu der neuen Munizipalverfassung, wozu ich Dieselben bereits früh er 
aufgefordert habe1, gefälligen Gebrauch zu machen. 

746. I mmediatbericht St eins Königsberg, 19. Juli 1808 
Hnusnrcl1iv, jetzt DZA J[ Merseburg, Friedrich Wilhelm III. Rcp. 49 E III Nr. 5 : Ausfertigung (Knnzlcihnnd). 
Druck : Alte Ausguhe 11 S. 462 IT. 

Überreicht den P lan z1tr interim istischen verbesserten Einrichtung der obersten 
S taatsbehörden zur Vo llzielw ng unter Entwicltlung der bei der A u.fstelltm g des Plans 
maßgeblichen prinzipiellen Gesichtspunlrte. 

E. K. M. haben bei Gelegenheit der Aufstellung des neuen Finanzplanes 
allergnädigst zu bestimmen geruht, daß der Geschäftsgang interimistisch, 
bis eine vollständige Organisation erfolgen könne, möglich st verbessert 
wei;den solle. Ich habe demgemäß einen Plan zu einer interimistischen ver­
besserten Einrichtung des Geschäftsganges entworfen, die K ombinierte 
Immediatkommission darüber im Gutachten gehört und mit den Staats­
ministern Freiherrn von Schroetter und Grafen von Goltz, dem Kanzler 
Freiherrn von Schroetter und dem Generalmajor v. Scharnhorst, nebst dem 
Obxistlieutenant Grafen von Lottum H.ücksprache genommen. Auf dem 
Grund der hierbei erhaltenen Bemerkungen habe ich den Plan berichtigt 
und überreiche solchen E. K. M. anliegend ehrerbietigst 2 mit einer kurzen 
Über sicht desselben in Absicht auf Behörden und P ersonal3. Ich habe 
bereits die erforderlichen Ausmittlungen über das nach diesem Plan ent· 
behrliche P ersonal veranlaßt und behalte mir ehrerbietigst bevor, Aller­
höch stdenselben die nötigen Übersichten vorzulegen , sobald Allerhöchst­
dieselben den Plan selbst allerhuldreichst zu genehmigen geruht haben 
werden. 

Ich bemerke zu dessen Rechtfertigung folgendes allerehrfurchtsvollst: 
1. Die Hauptgesichtspunkte, von welchen ich ausgegangen bin, enthält 
der Plan selbst. Der Wichtigste schien mir bei der neuen Einrichtung, alles 
zu vermeiden, was Aufsehen erregen und das ganze als bleibende E inrich­
tung darst ellen könnte. Ich mißkenne die N ach t eile nicht, welche bloß 
interimistische Einrichtungen haben , da sie nicht vollkommen sein können, 
ihnen das allgemeine Vertrauen fehlt und der Zweck sich dabei nicht voll­
ständig erreichen läßt. Diese Nachteile scheinen mir aber minder als der 

1 V gl. oben N r. 729. 
2 S iehe die folgende N r. 747. 
3 Abschrift der „Kurzen Übersicht" in R ep. 151 a T it. I Set. l N r. 2. 
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Nachteil, welcher aus der Idee, daß die Einrichtung bleibend sei, im Aus­
lande und in Beziehung auf unsere politischen Verhältnisse sowohl als im 
Inlande entstehen müßte. Die noch von Frankreich besetzten Provinzen 
würden diese Einrichtung als einen Beweis betrachten , d aß die Hoffnung, 
ihre Administration wieder zu erlangen, a ufgegeben sei, und es würde sich 
laut die allgemeine Kritik gegen die neue Einricht ung, welche weit unter 
dem Ideal bleiben muß, erheben . 
Ich h abe daher auch statt eines förmlichen Staatsra t s bloß eine General­
konferenz der Departements als Vereinigungspunkt vorgeschlagen. Der 
alte Staat sra t wird dadurch, ohne vor dem Publikum zu erscheinen, zweck­
mäßig wieder hergestellt. Die ganze neue Einrichtung erscheint bloß als 
eine Veränderung des inneren Geschäftsganges. 
2. Die Geistlich en und Schulsachen sind bisher interimistisch von dem 
Kanzler Freiherrn von Schroetter geleitet worden . E s ist in neueren Zeiten 
gar nichts für diesen wichtigen Gegenstand geschehen, und es ist unerläß­
lich, daß für solchen mit Ernst und Nachdruck gesorgt werde. Der Staats­
minister Freiherr von Schroetter scheint mir in jeder Beziehung zu der 
Leitung m ehr qualifiziert als der Kanzler Freiherr von Schroetter. Mit 
Beihilfe des Geh . Ober -Finanzrats Sack wird derselbe von den Einsichten 
und Eifer des Konsistorialrats Nicolovius und des Professors Süvern einen 
vorteilhaften Gebrauch mach en. 
Rücksichtlich aller übrigen Vorschläge glaube ich, mich lediglich ehr­
erbietigst auf den Plan selbst beziehen zu dürfen. E s bezeichnet solcher 
nur im allgemeinen , welche Veränderungen rücksichtlich der Unterbehör­
den eintreten sollen, ich habe aber dem Staatsminist er Freiherrn von 
Schroetter bereits alle D ata zur Ausarbeitung der speziellen Plane mit­
geteilt. Sobald solch e berichtigt sein werden, behalte ich mir vor, sie E . K . M. 
gleichfalls ehrfurchtsvollst vorzulegen. Die interimistische Organisation der 
oberen Behörden wird inzwischen unbedenklich vor sich gehen können . E s 
wird dadurch die Beratung über die zweck mäßigste Organisa t ion der Unter­
behörden selbst erleichtert werden. 
Erst wenn E.K.M. den Plan im allgemeinen zu genehmigen geruht haben 
werden1 und die sodann nach solchen ausgearbeiteten T ableaux der von 
dem bisherigen Personal beizubehaltenden und entbehrlichen Individuen 
vorliegen, werde ich imstande sein, Allerhöchstdenselben ehrerbietigst Vor­
schläge zu machen, wie die entbehrlichen Individuen, insofern sie ganz 
unbrauchbar sind , pensioniert und die nur für den Augenblick überflüssigen 
einstweilen mit mäßigen, in keinem F all über 1000 Rtlr . betragenden 
W artegeldern entlassen werden können. 

1 Am 24. Juli 1808, siehe unten N r. 751. 
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74·7. Plan zu einer interimistischen verbesserten Einrichtung des 
Geschäftsganges [Juli 1808] 
Hnu1rnrchiv, jct7.l DZA 11 Mcr8cburg, Friedrich \ViJhelm II 1. Rc p. 49 E 1 II Nr. 5 : die dem K önig nm 19. Juli 1808 i.ibcr· 
reichte Reinschrift (Knuzleihnnd ). - PrGS 1A.1 Hcp. 151 a Til. l Seel. 1 Nr. 2: Abschrift (Ku1w.leihnnd). Rcp. 92 
K.lcwitz Nr. 22: AbBchrift; Rcp. 92 Altenstein A 111 10: Abschrifl. - Stcin· A.: Abschrift. - Nnch der Reinschrift. 
Druck : P ertz, S Lcin II S. 1771T.; Alle Ausgabe II S. 462 (Regest). 

Notwend1:glreit einer interimistischen Neuorganisation der obersten S taatsbehörden bis 
zur endgültigen Durchf iihrung des Organisationsplanes nach R äumung des L andes. 
B eibehaltung des /(abi11 ells in seiner gcgrn<värtigen Form. Auflösung der /(ombi­
nierten lm.mediat.lrom111ission. Übergang ihrer Geschäft e an das von S tein verwaltete 
Generalfinanz- iuid Polizeidepar/.e111ent. A uflüsw1g des Generallwssendeparleme11/s 
und des Ober!.-riegslwllegiwns. Bildung einer Generallwn/erenz als V ereinigu.ngspu.nkt 
der obersten B ehörden. Vorliiu'fige B eibehaltung des ostpreußischen Provinz1:aldepar­
tements, sein Geschäftskreis. Interimistische Ü bertragung der L eit.w 1.g des M edizi11al­
u.nd Sanitätswesens /iir Preußen (unter J-Ji:nzuzielw.ng sac/werst.ä11diger Räte), 
sowie der bisher dem J(an zler Schroetler iibertragenen Ve1walt1mg der geistlichen, 
Univers1:täts-, Schul- und Armensachen rrn diese B ehörde. S elbs/ii11.d1:gere Stelltuig 
der J(am.11wrn u nd Er1veiter11.ng ihres R essorts 11111 die zuletzt genannten Gegenstände. 
Unveränder/.e 13eibeha/t11.11g des A kzise-, Zoll-, Salz- und Sternpeldepar/em.enl.s, des 
Ge11era/depar/e111.enl.s , des aus1värt.r:gen Depar/.emen/.s und des Justizdepartements. 
N euorganisat1:on des R echnungswesens. Übertragung der Geschäfte des bisherigen 
Milil<i'rdepar/e111c11ts und Oberlrriegslwllegiwn.s an die J(omrnission fiir das gesamte 
lvlilit iirwcsen„ D erenGli:ederung u.ndA u/gaben. DieGeneralko11/eren z. R eorganisation 
der J(ammern, vermehrte Verantwortlichker:t und erweiterter lVirkungslrreis der­
selben gefordert. Neubildung der Unterbehörden, der J(omnrnnalverfa.sswig der 
Städte und des platten L andes, V ereinf achu.ng der Justizbehörden w1d R echtsformen, 
sowie des Geschiif tsbelriebs bei siimtliche11 B ehörden r:n A u.ss icht genommen. 

Da die noch fortdauernd unentschiedene Lage der öffentlichen Verhältnisse nicht 
gestattet, die bereits vorläufig entworfene Organisation sämtlicher Verwaltungsbehörden 
eintreten zu lassen, so ist eine interimistische verbesserte E inrichtung des bisherigen 
Gesch iiftsganges beschlossen worden, um solchen mehr zu vereinfachen, mehr Übersicht 
und Zusammenhang in das Ganze zu bringen und so der kiinftigen Organisation nicht 
nur vorzuarbeiten, sondern auch möglich zu machen, daß schon jetzt die Administration 
derjenigen Provinzen, welche ganz geräumt sind, verbessert und zugleich mit der mög­
lich sten Ersparnis das wahre Beste des Ganzen bewirkt werde. Der Hauptzweck ist eine 
vorläufige Umformung und Vereinigung der bisherigen Verwaltungsbehörden, um das 
Überlliissige aufzulösen und einen Vereinigungspunkt fiir das Ganze zu erhalten. Es ist 
wichtig, daß der Einrichtung, die nnr interimistisch sein soll, auch nicht der Schein von 
Dauer und Stetigkeit gegeben werde. Die öffentlichen Verhältnisse erheischen solches. 
Da die ganze Einrichtung nicht vollkommen sein kann, so werden nur dadurch, daß man 
sie auch nur als voriibergehend betrachtet, falsch e Ansichten und irrige Urteile im In­
und Ausland beseitigt. 
Nach diesen Gesichtspunkten soll folgende Einrichtung des Geschiiftsganges stnttfindcn: 

1. Da s K ab in c t t bleibt in der dermaligcn V crfa ssung; der Vortrag erfolgt von den dnzu 
bestimmten Stnutsrninistcrn, und in deren Gegenwart werden von einigen Räten, welche 
dnzu besonders bcnuftrugt sind , die solchen zugeteilten Suchen vorge tragen. D en Vor­
trag in Militär-Sachen huben der Generalmajor von Scharnhorst und der Obristlieutenant 
Graf von Lottum nnch der Bestimmung der Kabinettsordre vom 15. Juli. 

II. Die ober s ten Behörden zur Leitun g d e r s ämtli chen Verwn ltun gszwcige 
erleiden folgende Veränderungen und erhalten rrn chstchenden Geschäftsgang. 

A. Die Kombinierte Immcdiatkommission wird aufgelöst, und es bildet sich statt 
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solcher ein General-, Finanz- und Polizei-Departement unter dem Vorsitz d es Staats­
ministers Freiherrn von Stein. Die V crpflcgungsangclcgenheitcn gehen an die Kammern 
über, und die General-Intendantur wird m it sämtlichen Fcld-Vcrpflcgungsbchördcn 
aufgehoben. 
B. Das t eilweise noch in \Virksamkcit gewesene General-Kassen -Departement hört in 
dieser Qua litä t ganz auf und bildet eine Behörde für die Rcchnungs-Comptabilität. 
C. Das Ober-Kriegsk ollegium und d as bish erige Militär-Departement werden aufgelöst, 
und die Gcsehiiftc gehen an eine Militär-Kommission über. 
D. Sämtlfohe bleibende D epartements und oberste Behörden erhalten durch gemein­
schaftliche K onferenzen in einer bestimmten Form einen Vereinigungspunkt. 
H iernach bildet sich : 

1. Da s G ener a l-, Finanz- und Polizei -Departement 
Der Staatsminister Freiherr von Stein ist Chef dieses D epartemen ts. E s begreift solches 
alles in sich, was auf die Verwaltu ng des Innern und der Finanzen im allgemeinen Bezug 
h at, so daß nur ausgeschlossen bleib t die Leitung der auswärtigen Verhältnisse, des 
Militärwesens und der R echtspflege. Es gehört zu solch em alles, was schon bisher die 
Zustimmung des Staatsministers F reiherrn von Stein erforderte, namentlich j ede neue 
Gesetzgebung und neue E inrichtung, und zwar zur eigenen E inleitung, wenn sie für das 
Ganze stattfindet, zur Mitprüfung aber , wenn der Gegenstand bloß lokal ist und nur 
einen Teil betrifft. Das Finanzwesen im allgemeinen und besonders die Generalstaats­
k asse r essortiert von solchem, so wie auch die Komrnerzial- und Fabriken such en und 
alle Generalien der Gewerbepolizei, so weit solch e bisher von anderen Behörden als dem 
Provinzial-Departement geleitet worden sind. 
Durch ein besonderes R eglement wird der Geschäftsga ng bei diesem Dep artement näher 
bestimmt, so wie a uch die Mitglieder desselben und die Subalternen besonders ernannt 
werden. 
In diesen D epartements werden zugleich b earbeitet: 
a) Alle Fricclcnsvollzichungs-Sacbcn nicht nur wie bisher, sondern auch der von dem 
Staatsminister Grafen von Goltz geha bte Anteil, so daß der le tztere bloß zutritt und 
sodann allein übernimmt, was eigentlich diplomatische auswürtige V crhancllungen be­
trifft. 
b) Die oberste Leitung der Administration in d en von den französisch en Truppen 
geräumten Teilen v on Schlesien und P ommern, so dnß dasselbe die vorkommenden 
Gegenstände zwar den einzelnen Dcpnrtcmcnts zum Gutnchten mitteilt, die Ausferti­
gungen aber un ter Nnrnen des Stnntsministers Freiherrn von Stein erfolgen läßt . 
Zu diesen und anderen Gesch äften, die dem Stantsministcr Freiherrn von Stein vermöge 
der ihm persönlich übertragenen E inwirkung auf a lle Verwaltungszweige obliegen, 
bedient sich derselbe d er Rüte aller D epartements ohne Ausnahme zum Vortrag und 
wählt unter deren Subnlterncnpersonal diejenigen Individuen aus, deren er temporal 
oder für gewöhnlich bedarf. 

2. D as Provinzial-D epartement. 
Es bleibt bis zu einer allgemein umfassenden Organisation , bei welcher alle Provinzial­
Departcments aufgelöst werden, unverändert besteh en. Der Chef desselben ist der 
Staatsminister Freiherr von Schroctter. Dus Ressort dieses D epartements verändert sich 
nur insoweit, dnß : 
a) alle Generalien der inneren Verwaltung, n ach der bei dem General-Departement 
gegebenen Bestimmung entweder ganz zur ersten E inleitung oder vorbereitet zur Mit­
b era tung an das gcclncbtc Departement übergehen ; 
b) solches interimisti sch d ie Leitung des Med izinal- und Sanitiitswcscns für Preußen 
unter Zuzichung such- und kunstverstündigcr Riite erh ii lt, j edoch so, da ß rücksichtlich 
a ller Generalien eins vorbcmcrktc glcichfnlls Auwcnclung fi ndet. 
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Endlich : 

c) daß den Kammern, welche die unten b emerkte Organisation erhalten, mit voller V cr­
antwortlichkeit auch die selbständige Ausführun g alles dessen, was auf bestimmten Vor­
schriften beruht, überlassen bleibt. 
Das nähere über diesen letzteren Punkt sowie über den Geschäftsgang bei diesem Depar­
tement überhaupt bestimmen eigene R eglements, und das P ersonal vermindert sich, 
sowie die Geschäftsveränderung in Wirksamkeit tritt. 

3. In einer besonderen Abteilung dieses Departements werden die bisher unter der 
Leitung des Kanzlers Freiherrn v. Schroetter gestandenen Geis tli c h e n, Univcrsi ­
tä t s -, Schul- und Armen sach en bearbeitet, da solche mit der Provinzial-Verwaltung 
wegen der notwendigen mannigfalti gen neuen Einrichtungen und wegen der Beiscbaffung 
der erforderlichen Fonds in der genauesten Verbindung stehen. Es werden die erforder­
lichen Räte beigezogen, insbesondere d er Geh. Oberfinanzrat Sack, K onsistorialrat 
Nikolovius und Professor Süwcrn, und dfo Subalternen vom Provinzial-Departement 
dazu gegeben . Der Staatsminist er Freiherr v. Schroetter entwirft das erforderliche 
Reglement über den Geschäftsgang. Das Ressort der Kammer erweitert sich noch in 
dieser Hi11sicb t. 

4. Das Akzis e-, Zoll-, Salz-und Stemp el-D epartement. Der Geh. Oberfinanzrat 
von Beyer ha t als Vorsitzender die sp ezielle Direktion dieses Departements, welches in 
seinem Ressort und in seiner Verfassung unverändert bleibt. 
Die Bestimmungen rück sichtlich des General-Departements finden auch auf solches 
Anwendung. 

5. Da s G e n e ral-Po st-Departem e nt. Die Leitung der Geschäfte bei solchem hat der 
Geh. Oberfinanzrat von Sccgcbarth. Es bleibt in seiner bisherigen Verfassung, und es 
treten bei solchem die B estimmungen des General-Departements gleichfalls ein. 

6. Da s D ep a rtemen t für d i c Re chnun gs · Compta bili tä t. Der Vorsitzende ist 
der Geh. Oberfinanzrat von Schlabrendodf, die Geschäfte bei solchem werden folgender­
maßen bestimmt: 
a) E s erhält alle einkommenden Rechnungen ohne Unterschied. 
b) R echnungen, welche Behörden in Provinzen mit a ngehen, welche nicht unter voller 
diesseitiger Administration steh en, werden, da doch keine vollständige Abnahme statt­
finden kann, nur im allgemeinen durchlaufen, um zu sehen, ob sich keine großen sehr 
auffallenden Unordnungen d abei zeigen. Finden sich solche, so werden sie zur Sprache 
gebracht; ergibt sich nichts dergleichen, so werden sie bis zur gänzlich h ergestellten 
Administration rcponicrt. 
c) R echnungen, welche Behörden unter voller diesseitiger Administration bloß angehen 
und deren Abnahme mithin vollständig erfolgen kann, werden auch mit Hinweglassung 
aller unnützen Formalität gründlich abgenommen. 
d) Bleibt diesem Departement die Mitkuratel der Kassen, welche überhaupt der Ober­
R echenkammer anvertraut war und nützlich ist, und wird auch über Ba nk und Seehand­
lung nach der bisher subsistierenden Verfassung ausgedehnt. 
e) Die General-Kassenabschlüsse werden von solchem geprüft und die erforderlichen 
Zusammenstellu ngen und Übersichten periodisch gefertigt. 
Das Departement erhält die erforderlichen Riitc und übernimmt das Subaltern-Personal 
des General-Kassendepartements. E s entwirft ein Reglement über den Gang des Rech· 
nungswcsens bei sämtlichen Behörden nach vorstehenden Hauptgesichtspunkten und 
ciu besonderes Reglement über den Geschäftsgang bei solchem. 

7. Die Bank und 
8. die Seehandlun g behalten ihre selbständige Direktion unter der unmittelbaren 
Leitung des Staatsministers Freiherrn von Stein als Chef derselben. \Vichtige auf das 
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Ganze Bezug habende Veränderungen b ei solchen und Geschäfte werden von dem Chef 
zur Mitberatung an das General-Departement gewiesen. 

9. Da s Auswärtige D e parte m ent. 

Der Staa tsminister Graf von Goltz ist Chef desselben. Es gehören die Haus- und Hof­
sachen für solches. Außerdem behält es sein bisheriges R essort. 

10. Die Kommi ssion für da s gesamte Militärwe sen. Es tritt solche an die Stelle 
der bisherigen Militiir-Dcpartements und Ober-Kriegskollegiums, und erhält das Ressort 
dieser Behörden insoweit nicht überhaupt mehrere Geschäfte, welche, wie die Polizei­
Ausübung, die Mitwirkung des Militärs voraussetzen, ganz oder teilweise an das Zivile 
übergehen. 
Es werden die Gcsch iiftc in zwei Departements betrieben: 

I. Departement für Militär-Verfassung und Kommando. Chef der Generalmajor von 
Scharnhorst. Es hat solches folgende Abteilungen, deren jede einen eigenen Vorgesetzten 
hat: 

1. Abteilung. Geschäfte, welche auf die Erzeugung oder Hervorbringung der Armee und 
auf die persönlichen Verhältnisse der Individuen Bezug haben. 
2. Abteilung. Alles was die Anwendung und den Gebrauch von den Truppen, taktische 
und strategische Gegenstände betrifft. 
3. Abteilung. Geschäfte bei welchen Ingenieur- und Artillcric-\Visscnsehaften erfordert 
werden und technische Kenntnisse nötig sind. 

II. Departement für die ökonomische Verwaltung des Militiirwescns. Chef der Obrist­
licutenant Graf von Lottum. Es betreibt die Geschäfte in folgenden Unterabteilungen: 

1. Abteilung. Das Kassenwesen, Resolutionen und Revisionen, das Etatswesen betref­
fend nach den eingehenden Rapporten, auf den Besoldungsetat Bezug habende Gegen­
stände, welche bisher vom 1. Departement des Ober-Kriegskollegiums besorgt wurden. 
Scrvisangelcgcnhcitcn, Invaliden-V crsorgungssachcn, Militär-\Vaisenhiiuscr. 
2. Abteilung. Bekleidung der Armee, Bewaffnung derselben und Berechnung der Gelder 
hierüber. 
3. Abteilung. Brotfouruge-, Viktualien-, Verpflegung-, Bäckerei-, Trains-, Lazarett­
Depots, alle Magazine. 
Über das Ganze erfolgt ein besonderes R eglement. E s werden außer den erforderlichen 
Zivilpersonen nur solche Militärpersonen zu den Geschäften genommen, welche noch 
einige Zeit im Felde zu dienen imstande sind und überdies als Offiziere der Armee, der 
Adjutantur, des Generalstabes oder eines anderen Korps ihre Bestimmung haben. 

11. Das Justiz-D e parte ment. Der Kanzler Freiherr von Schroctter hat die Leitung 
als interimistischer Chef desselben. Es behält sein bisheriges R essort, d azu gehören auch 
Hoheits- und Lehnssachen. 

G e m e in schaftlich e Konferenzen sämtlicher Behörden. 

Alle diese Departements und Behörden erhalten dadurch einen Vercinigungspunkt, daß 
sie sich durch ihre Chefs und Vorsitzenden nnch folgenden Bestimmungen einmal in 
jeder Woche unter dem Vorsitz des Staatsministers Freiherrn von Stein zu Konferenzen 
über die dazu bestimmten Gegenstände vereinigen. E s wird deshalb nachstehendes 
festgesetzt: 
1. Zur Beratschlagung in diesen Konferenzen eignen sich alle Gegenstände, welche die 
Gesetzgebung, neue allgemeine E inrichtungen oder die Aufhebung alter Anordnungen 
betreffen, oder in dus Allgemeine der Verwaltung eingreifend ein gemeinschaftliches, 
wenn auch nicht unmittelbares Interesse für sämtliche Behörden haben, oder die von 
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den Minist ern oder Vorst eh ern der einzelnen Departements bei dem Vorsitzenden als 
hierzu geeignet eingereicht und von solchen als hierzu bestimmt angenommen worden 
sind. Die zum Vortrag in diesen Konferenzen zu bringenden Angelegenheiten müssen 
vollständig von dem bet re[ enclen Minist er oder Departements-Chef vorbereitet, ein 
gründlicher Bericht erst a ttet und , wenn d er Gegenstand eine n eue Verordnung betrifft , 
der E ntwurf dazu vorgelegt werden, indem es der Zweck dieser Konferenzen ist, zu ra ten 
uud zu entscheiden, nicht aber unvorbereitet e Gesch äfte zu leiten und zu bearbeiten. 
Gegenstände, welche zwar m ehrere R essorts zugleich betreffen, die j edoch nicht in d as 
Allgemeine der Verwaltung eingreifen , werden von den einzelnen Beh örden, welche da bei 
interessiert sind, in besonderen K onferenzen abgemacht, um eine weitläufige und un­
fru cht bare Schreiberei zu vermeiden. Können sich die Behörden nich t vereinigen , so 
werden die Gcgcnstiiudc der Diskussion in d er allgemeinen K onferenz zur Entscheidung 
des Königs Majestät vorbereitet. 
2. Die Ausführun g d er gefaßten Beschlüsse liegt den Ministern und Vorsteh ern der 
einzelnen Abteilungen oh, und d arf kein Detail und nichts, was die bloß e Ausführung 
bet rifft, in d en General-Konferen zen vorkom men. Nur Gcneraliibersiehten der R esultate 
der Ausführung eignen sich zum Vortrag bei solchen. Über Gegenstände, welche sich 
zum Vortrag bei des Königs Majest ät eignen, wird in der General-Konferenz der erforder­
liche Bericht verfaßt und eingereicht. Die Allerhöchst e Entschließung erfolgt a uch an 
solche, allein die weitere Verfügung wird sogleich v on dem betreffenden Departement 
b esorgt. 
3. Bei ·den General-Konfe renzen v ersammeln sich : 
1. .Jedesmal sämtliche Minister, j eder derselben bringt einen R at mit, der den Vortrag 
h ält oder ihn nötigenfalls ersetzt, d en Staat sminister Freiherrn von Stein ausgenommen, 
da dessen Stelle im Fall der Abwesenheit von dem ältesten Minist er ersetzt wird und die 
Räte des General-Dep artements säm tlich d en K onferenzen beiwohnen, der Ka nzler 
Freiher r von Sehroetter unter Zuziehung eines R a tes, die Chefs der beiden Depa rtem ents 
der Kommission für siimtliehe Militürsaehen. 
2. Nur wenn sie berufen werden, t eils durch ausdrückliche E inladung von dem Vor­
sitzenden, oder durch zugeteilte Vortrüge die Chefs oder Vorsitzenden der anderen 
P a rtien oder Depa rtements. 
B ei uußero rdent lieh en Versammlungen zu einer General-Konferenz bestimmt der Vor­
sitzc'nde durch die E inladung zu solcher, welch e Mitglieder sich einfinden und a n der 
Bera tung t eilnehmen sollen . Nach geendigter General-Konferenz kommen diejenigen 
Gegenstiind e zum Vortrag, welche bloß mehrere Departements betreffen, wobei sich die 
Mitglieder der General-Konferenz, welche nich t d abei interessiert sind, entfernen. 
a) Alle bei der General-Konferenz anwesenden Mitglieder h aben gleiche Stimme und 
nur der Vorsitzende bnt bei solcher ein vo tum decisivum. 
b) Über die Diskussionen in d er General-Konferenz wird ein besonderes Protokoll ab ge­
halten, um bei den in solcher nur vorkommenden wichtigen Gegenständen, deren Gang 
genau v erfolgen zu können. Ü brigens wird über den Gesch äftsgang überhaupt noch ein 
b esonderes R eglement erfolgen. 

III. Alle G enera l-Kasse n werden aufgelöst , und es bleibt nur eine General-Staats­
kasse. 

Es zt'ssieren mithin: die Dispositions-, die General-Kriegs-, die F eldverpflegungs-, 
die General-Domänenkassc. Das bisher dabei angestellte P ersonal arbeite t die ültere 
R echnungslegung a uf, soweit es nicht zur General-Staatskasse und den General-Ausgabe­
kassen übergeht. 
Die General-Sta atskasse erhält : 
Eine Spezial-Ausgabek asse für d en Hofstaat und die Zivilbesoldungen, unter der Be­
nennung d er Hofstaats-Kusse. 
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Eine Spezial-Ausgabekasse für das Militärwesen unter der Benennung General-Kriegs­
kasse. 
Diese Kassen ressortieren zuniichst: 
1. Die General-Staatskasse von dem Departement der Finanzen und der Polizei; 
2. die Hofstaats-Kasse ingleichen; 
3. die General-Kriegskasse von der Kommission für das gesamte Militiirweseu, und zwar 
dem 1. Departement der 2. Hauptabteilung. 
Auch das Kassenwesen der Unterbehörden wird durch die Aufhebung unnötiger Neben­
kassen vereinfacht. 

IV. Die Krieg s - und Domiinen knmmc rn 

1. werden nach einem besonders deshalb entworfenen Plan in mehrere Sena te nach den 
Haupt-Gesch äftszweigen abgeteilt, und formieren diese für die das Ganze oder die 
Ressorts mehrerer Senate betreffenden Gegenstände ein Plenum. 
2. Der Kammer wird 
a) ein erweiterter Wirkungskreis und dagegen auch 
b) vermehrte Rcsponsabilitii t beigelegt. 
Es wird nach diesen Grundsätzen ein besonderer Plan ausgearbeitet und zur höchsten 
Genehmigung eingereicht. 

V. Die Unte r b eh örd en erhalten sogleich eine verbesserte Einrichtung nach beson­
deren deshalb ausgearbeiteten Plauen und R eglements. 
n) Es werden angemessene Kreisbehörden organisiert. 
b) Die Magistrate und Bürgerschaften erhalten gleichfalls eine verbesserte Munizipal­
Verfassung. 
e) Die liindlichen Gemeinden erhalten eine zweckmäßige Gemeindeverfassung und einen 
Gemeindevorstand, worüber besondere Pläne entworfen und zur höchsten Genehmigung 
eingereicht werden . 
VI. Die Ju s tizbehörden und Rechtsformen werden vereinfacht und zweckmäßig 
umgebildet. 
Schließlich wird bei sämtlichen Behörden auch noch die Geschäftsform durch Abstellung 
aller unnützen Schreiberei und Einrichtungen, welche ein tätigeres Handeln veranlassen, 
soviel möglich verbessert, auch der veraltete Kanzleistil abgeändert. 

748. Kabinettsordre an Bismarck Königsberg, 21. Juli 1808 
PrGStA., jetzt DZA 11 Merseburg, Rep. 09n V l 1, Konzept (Klcwitz) nufCrund der Rnndvcrfügung Steins zum lmmc­
<linlschreiben des Grufcu Friedrich v. Hnrdcnbcrg (Pohlschildcrn) vom 8. Juli 18081 Korrektur und Pnrnphe Steins, 
Abgangsvermerk : 21. 

Bildung eines ständischen J(omitces im J(ammerdcpar/.ement Glogau. lrrcgularitäten 
in der J(ammerverwaltw1.g. 

Aus einer Anzeige des Grafen v. H ardenberg vom 8. d . M. ersehe Ich, daß 
die französischen Behörden sowohl bei dem ständischen Komitee des 
Breslauschen K a mmerdepartements eine Veränderung vorgenommen, als 
die Bildung einer ähnlichen Einrichtung im Glogauschen Kammerdeparte­
ment veranlaßt haben. 
Im allgemeinen ist die Teilnahme ständischer D eputationen an der öffent­
lichen Verwaltung und deren Mitwirkung bei der Verteilung der Kriegs­
lasten zur Vermeidung einseitiger drückender Maßregeln sowie zur Erhal-
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tung des öffentlichen Zutrauens nützlich , und insofern billige Ich auch die 
getroffene E inleitung. Ihr h abt Mir jedoch auch einen näheren ausführ­
lichen Bericht über diese ganze Angelegenheit zu erstatten , und ganz be­
sonders befehle Ich E uch , da schon mehrere Anzeigen von lrregularitäten 
in dem V erfahren der Glogau schen K ammer eingegangen sind, auf das 
B etragen dieser Beh örde aufmerksam zu sein. Eine vollst ändige D arstel­
lung ihres Verfahrens bei Aufbringung und Verteilung der Kriegslast en 
ist v on ihr sogleich zu erfordern, und auf Beschwerden, die bei E uch 
angebracht werden, müßt Ihr sorgfältig Rücksicht nehmen. 

749. Stein an Wittgenst ein K önigsberg, 21. Juli 1808 
Hnu8nrchiv, jetzt Rnuplnrchiv Dcrlin-Dohlem Rcp. 192 Wittgcnstcio 1 1 10 : Ausfertigung (cigcnhiindig). 
Teildruck : Alte Au•gnbc Il S. 464f. 

Erziehung des /( ronprinzen. 

[Finanzielle Fragen.] E s ist sehr zu bedauern, daß die Fürstin von Neuwied 
ihren Entschluß geändert, vielleicht wird sie ihn unter glücklicheren Um­
ständen wieder auffassen, da die Umgebung einer Frau von Geist, Erfah­
rung ·und Würde für uns und die kleine Nachkommenschaft von sehr 
großem Nutzen sein wird. Wir bedürfen, da wir etwas frivol sind, H altung 
und Leitung. Man ist jetzt besch äftigt, an die Stelle des seichten, selbstzu­
friedenen und mit Geist und H erz kärglich versehenen H. D[elbrück] den 
sehr geistvollen H . An[cill]on aus Berlin zu bringen . Hieran wird nun schon 
seit dem März operiert, und es bedarf vieler Beharrlichkeit und Geduld, um 
sich durch das Meer von Unentschlossenheiten durchzuarbeiten. 
Die Angelegenheit des H . v. Grothe werde ich vortragen, und ich hoffe 
mit gutem Erfolg. 
Sollten sich die Umstände ändern, so ist der Plan mit dem H erzog von 
Oldenburg sehr wünschenswert, da das Beispiel, welches er von Arbeit­
samkeit, Wissensch aftlichkeit und ununterbrochener Aufmerksamkeit auf 
das Wohl seiner Untertanen gibt, gewiß auf einen Jüngling sehr wohl­
tätig wirken wird, besonders da dieser Lebendigkeit und Wißbegierde be­
sitzt - wenn gleich die erstere in Ungezogenheit öfter s ausartet . 
Auf die Beobachtung der Posten wird große Aufmerksamkeit gewandt -
man muß daher äußerst vorsichtig sein. [ ... ] 

750. Stein an Gerhard 
Archjv der Prcuß. A kademie der Wiucnachnften : Au11fertigung . 
Teildruck : Alte Auegnbc II S. 465 

Königsberg, 21. Juli 1808 

Emp(whlt die A u/n.ahme von Fr. A . Wolf, 1"1. v. Hwnboldt und Daru in die A kademie 
der W issenscha/ten. 

E s wird den Umständen sehr angemessen sein, wenn die K . Akademie der 
Wissenschaften in der Sitzung, welche sie am 3. k. M. zur F eier des könig· 
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liehen Geburtstags halten wird, die Wahl sowohl einiger ordentlicher als 
einiger Ehrenmitglieder vollziehen möchte. E. H. ersuche ich ergebenst, 
dieses bei den Herrn Direktoren und anwesenden Mitgliedern der K. Aka­
demie mit Vorsicht und ohne Aufsehen zu erregen, gefälligst einzuleiten. 
Zu ordentlichen Mitgliedern der philosophischen Klasse verdient der Geh. 
Rat Wolf vorzüglich e Aufmerksamkeit. Zu Ehrenmitgliedern scheinen vor­
züglich der H . v. Humboldt in Rom und der K. Französische General­
Intendant H . Daru geeignet zu sein. Der erste ist ein in Deutschland an­
erkannter Gelehrter, für den zweiten spricht, daß er durch die Aufnahme 
in das französische Nationalinstitut von seiner Nation gleichfalls dafür 
anerkannt wird, wovon er auch durch eine in Deutschland nicht unbe­
kannte Übersetzung des Horaz Beweise geliefert hat. [Finanz/ragen.] 

751. Friedrich Willielm III. an Stein Königsberg, 24. Juli 1808 
Hausurchiv, jetzt DZA II Merseburg, Friedrich Wilhelm III. Rep. 49 E III Nr. 5: Konzept (cigenbündig). 
Druck: Alle Ausgabe ll S. 465 (Regest). 

Billigt den Plan z tt ein.er interimistischen Neuordnung der obersten S taatsbehörden. 

Ich finde die v on Ihnen angeführten Gründe, einen interimistischen Plan 
zur verbesserten Einrichtung des Geschäftsganges jetzt gleich in Aus­
führung zu bringen für zu zweckmäßig und meinen öfter darüber geäußer­
t en Ansichten zu entsprechend, als daß sie nicht meinen ganzen Beifall 
erhalten sollten, da er nur als Einleitung und als Übergang zu dem künf­
tigen, größeren, das Ganze umfassenden Organisationsplan anzusehen ist. 
Sollten sich auch hie und da noch Mängel in der Ausführung finden, so 
werden sie dann auch um so leichter abzustellen sein und die künftige 
Organisation um so mehr auf sichere geprüfte Erfahrungssätze gegründet 
werden können. Ich erwarte mit gerechter Zuversicht, daß unter Ihrer 
einsichtsvollen und kraftvollen Leitung diese beabsichtigte Umformung 
die günstigsten R esultate herbeiführen wird, um der schwerfällig gewor­
denen Maschine die ihr mangelnde Kraft und Nachdruck zu geben, deren 
sie leider lange hat entbehren müssen. 

752. Immediatschreiben Steins Königsberg, 25. Juli 1808 
Hautarchiv, jetzt DZA ll Merseburg, Friedrich Wilhelm IV . 50 A 2 Nr. 1: Au1fortigung (eigenhündig). 
Druck: Pertz. Stein ll S. 173 f. (Teildruck) ; Alte Au1gabe ll S. 467 f. 

Die Erziehung des Rronprimen. Unzulänglich/reit Delbrüclrs für die charalrterliche 
und staatspolitische Bildung des J( ronprinzen im Iiinbliclr auf seinen lrünftigen 
H errscherberuf. B edeutung des geschichtlichen Unterrichts in dieser Hinsicht. 

E . K. M. befahlen mir, H errn Delbrück Höch stdero Absicht zu eröffnen, 
ihm die Erziehung der jüngeren Prinzen zu übertragen, er bat sich zu seiner 

791 



Quelle: Freiherr vom Stein (Neubearb.), Bd. 2,2, Berlin 1931 / Internet-Portal "Westfälische Geschichte" 
URL: http://www.westfaelische-geschichte.lwl.org 

ZWE ITE KÖ NIGSB E RGE R AMTSZE IT 

Erklärung Bedenkzeit [aus) und übergab mir anliegenden schriftlichen 
Aufsatz1 • 

Diese Abhandlung geht von dem Gesichtspunkt aus, daß m an dem Kron­
prinzen einen militärischen Erzieher geben wolle, und bezieht sich auf 
m eine Äußerung, daß es notwendig sei, der ferneren Bildung eine bestimmt e 
Richtung auf Entwicklung solcher Eigenschaften zu geben, die der R egent 
vorzüglich als derjenige besitzen muß, dem die Leit ung der militärischen 
und politischen Verhältnisse des Staates ausschließend anvertraut sind. 
H err Delbrück räumt ein, daß der Kronprinz geneigt sei zu einem un­
gebundenen, wilden, rücksichtslosen Betragen, er hält dieses für Aus­
brüche jugendlicher Kraft, für Folgen der zu großen Nachsicht seiner 
unmittelbaren Um gebungen und seines Zusammenlebens mit seinen 
jüngeren Geschwist ern. 
Ich halte dieses Betragen vielmehr für einen Beweis einer Zügellosigkeit 
des Willens, die in dem Alter, wo sich die Leidenschaften st ärker aus­
sprechen, von den nachteiligst en Folgen sein wird, und H errn Delbrück 
nicht für kräftig genug, um diesen Hang zu mäßigen und zu beherrschen. 
Soll der Kronprinz zu seinem zukünftigen Beruf gebildet werden , so -reicht 
er nicht aus mit der allgemeinen Erziehung zu einem sittlichen und unter­
richteten Mann, sondern es muß frühzeitig seine Aufmerksamkeit auf die 
K enntnis der Geschichte der Nationen und ihrer Beherrscher, der Ursachen 
ihrer Größe und ihres Verfalls geleitet werden durch einen Mann, der 
mit diesen Ideen vertraut ist, der hiermit Welt- und Menschenkenntnis ver­
bindet und einen Reichtum von Ideen besitzt, den er mitteilt und dadurch 
den Geist seines Zöglings belebt. 
Diese vertraute Bekanntschaft mit Geschichte, ihren höheren Ansichten, 
diesen R eichtum von Ideen und Gefühlen, diese lebendige K enntnis des 
Gewirres des menschlichen Lebens besitzt H err Delbrück nicht und hat sie 
in seinen einförmigen Verhältnissen sich zu erwerben nicht Gelegenheit 
geh abt. 
Die Aufsätze des Kronpr inzen beweisen, daß er das, was um ihn vorgeht, 
ruhig und besonnen auffaßt ; man hätte ihn zur Äußerung mehrerer eigen­
tümlicher Ansichten und Urteile veranlassen sollen. 
H err Delbrück scheint geneigt, die Erziehung der jungen beiden P rinzen 
zu übernehmen und wünscht einige nähere Bestimmungen seines zukünf­
tigen Verhältnisses zu ihnen, die m an ohne Bedenken auf ihn beruhigende 
Art festsetzen kann. 
Nach dem anliegenden Schreiben des H errn v. Knesebeck2 ergibt sich, daß 
in geraumer Zeit auf ihn nicht zu zählen ist und daß es um so dringender 
wird, für einen Mann zu sorgen, der als Gouverneur seine Stelle vertritt. 

1 „In Angelegenheiten der E rziehung des Kronprin zen" clat. 20. J uli 1808, ebenda. 
t S iehe oben N r. 741. 
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753. Stein an Königin Luise Königsberg, 25 . Juli [1808] 
Bnusarchiv, j e lz l DZA II Merseburg, Friedrich \Vilbclm I V. Rcp. X 50 A 2 Nr. l : Ausfertigung (cigenhündig). 
Druclc: Alte Ausgabe II S. 460. 

Die Erziehung des J( ronprinzen . 

Votre Majeste daignera me permettre que je lui presente un rapport au 
Roi1, un memoire de M. Delbrück2, une description d'un voyagc fait dans 
le Samland par le Prince Royal3 et une lettre du Colonel de Knesebeck4 

en la suppliant de mettre le tout sous les yeux du Roi. 
ll serait a desirer que Sa Majeste decide maintenaut (de] Ja qucstiou et se 
prononce sur le choix de M. Ancillon ou la conservation de M. Delbrück. 

754. Stein an Minister Schroetter Königsberg, 25. Juli 1808 
PrCStA., jetzt DZA II Merseburg, Rep. 77 CCCXI 5 1Vol.1 : Ausfert igung (Kanzlcihnud). 
Druclc: Alte Ausgabe II S. 465 (Rcgcll). 

Übersendet Vinclres Gut.achten vom 14. Juni 1808 über die Organisation der Unter­
behörden als Unterlage für die B earbeitung des Plans zur R eorganisation der 
unteren B ehörden. 

Ew. Exz. kommuniziere ich anliegend ganz ergebenst unter Zurückerbit­
tung einen Aufsatz des H errn Kammerpräsidenten v . Vincke über die 
Unterbehörden der Finanzverwaltung und ersuche Dieselben, davon bei 
der Ausarbeitung des Plans zur Organisation der unteren Behörden ge­
fälligen Gebrauch zu machen. 
Wenn eine zweckmäßige Kommunalverfassung gebildet wird, so werden 
sich auch die in dem Aufsatz näher beschriebenen Erbentage, von deren 
wohltätigen Wirkungen ich mich in Westfalen überzeugt habe, eingeführt 
werden können. 

755. Anweisung Steins zur K abinettsordre an Minister Schroetter 
(Königsberg, 25. Juli 1808] 

PrCSt A., jetzt DZA II Merseburg, Rep. 89n XXV 7: eigenhändig: ebenda entsprechendes Konzept (K.lcwitz) mit 
Korrekturen und Paraphe Steins, Abgangsvermerk : 27.; ll.ep. 77 CCCCLXXl X Vol. 1: Ausfertigung . 
Druck: Pcrtz, Stein 11 S. 152f.: Alte Au•gubc II S. 466: Kleine Au•gnbc Nr . 61. 

Übermittelt ihm den Entwurf der f(ön igsberger Bürgerschaft vom 15. Juli 1808 und 
beauftragt ihn mit dem E ntwurf einer städtischen Gemcindeverf assung auf der Grund­
lage der Selbstverwaltung. 

Die Ältesten der Königsberger Bürgerschaft tragen in der urschriftlich 
beiliegenden Anlage auf Bildung einer gesetzlichen R epräsentation an, um 

1 Siehe oben N r. 752. 
2 Vgl. oben S. 792 A nm. 1. 
3 Fehlt. 
'Siehe oben N r. 741. 
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auf eine rechtskräftige Art an den das städtische Kreditwesen betreffenden 
Verhandlungen t eilnehmen zu können. 
Die Einrichtung einer gesetzlichen Repräsentation ist ein Teil der Bildung 
einer vollständigen Munizipal-Verfassung, die der städtischen Gemeinde 
und ihren Vorstehern Befugnisse beilegt, wodurch sie eine zweckmäßige 
Wirksamkeit erhalten, von den Fesseln unnützer und schwerfälliger For­
m en befreit wird und den Bürgersinn und Gemeingeist, der durch die Ent­
fernung von aller Teilnahme an der Verwaltung der städtischen Angelegen­
heiten vernichtet wird, wieder belebt. 
Der M. von Schroetter soll einen Plan zu einer solchen städtischen Ge­
meindeverfassung sowohl in Beziehung auf die Hepräsentation der Bürger­
schaft als des Magistrats entwerfen und zwar die Verhältnisse der ver­
schiedenen Städte nach ihrem Umfang und ihrer Bevölkerung berück­
sichtigen, darüber mit den städtischen Ständen konferieren und das Ganze 
zur Genehmigung einreichen, damit die Abänderung der städtischen Ver­
fassung so bald als möglich ausgeführt werden könne. 

756. Anweisung Steins zum Kabinettsdekret an die Ältesten der Königs­
berger Bürgerschaft [Königsberg, 25. Juli 1808] 
I1rGStA.1 jetzt DZA II Merseburg, Rcp. 89a XXV 7: eigcnhündig; ebenda: enlAprcchcndcs Konzept (Klewitz) mit 
Korrekturen und Porophe Steins. 
Druck: Alto Ausgnbe II S. 466. 

Auf ihre I mm.ediatein.gabe 11om 15. Juli wird ihnen m itgeteilt, daß der J(ön.ig zu. einer 
Neu.bildimg der Stadt11erfassun.g auf der Grundlage der Selbst.verwallung bereit und 
ein entsprechender Gesetzentwurf in Vorbereitung sei. 

S. M. halten die Bildung einer gesetzlichen Hepräsentation [der Bürger­
schaft] für nötig, damit sie auf eine rechtsbeständige Art an den das 
städtische Wesen betreffenden Verhandlungen t eilnehmen könne. S. M. 
wollen aber, daß hiermit eine Umformung der Munizipal-Verfassung ver­
bunden werde, damit d[urch] die freie Mitwirkung [der Bürger] bei der 
Verwaltung der städtischen Angelegenheiten und durch die Aufhebung 
schwerfälliger, zweckloser Formen der Gemeingeist wieder belebt werde. 
Die Vorstellung der Bürgerschaft ist dem St. M. v. Schr[oetter] zur Ent­
werfung eines solchen Plans mit Berücksichtigung des Inhalts der ersteren 
zugefertigt worden1• 

757. Stein an Goltz Königsberg, 26. Juli 1808 
PrGStA., jetzt DZA II Mcrecburg, Rep. 151 n Tit. IX Seel. 5 Nr. II : Kom.ept (Altenstein), Pnrnpbo Steins, Abgangs­
vermerk: 27. 

Rät dazu, auf der neiien V.1eichselbrü.clrn bei Mar1:en.werder /reinen Durchlaßzoll für 
die Flußschiffahrt zu erheben, um durch strikte B efolgung des Tilsiter Friedens eine 
Handhabe zu Protesten gegen die Übergriffe der Warschauer B ehörden zu gewinnen. 

1 Siehe oben Nr. 755. 
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758. Kabinettsordre an Minist er Schroetter Königsberg, 27. Juli 1808 
PrGStA., je tzt D ZA II .Mcrscbu.rg , Rcp. 89 n XXVII l : K onzept (Schön) ouf Gru nd der großenteils wörtlich über· 
no mmcoen Randverfügung Stciru zum lmmcdintbcricht Schrocttcrs vom l. J uli 1808 (cbeo do), Pnrnpbc Steins, Ab­
gangsvermerk : 28. 
Druck : Alte Ausgabe II S. 469 (Regest). 

Der von Schroetter vorgelegte E ntwurf der V erordnung wegen V erleihung des Eigen­
tumsrechts an die Domänenbauern in Ostpreußen, 1'Vestpreußen und Litauen1 wird 
mit dem A usdruck der königlichen Zu/ riedenheit genehmigt. 

In der Anlage erhaltet Ihr die Verordnung wegen der Verleihung des Eigen­
tums von den Grundstücken der lmmediat-Einsassen in den ostpreußischen, 
litauischen und westpreußischen D omänen von Mir vollzogen zurück. Ich 
bezeige Euch dabei gern Meine Zufriedenheit über die gründliche Bearbei­
tung dieses wicht igen, auf den Nationalwohlst and und Menschenglück 
einen so großen Einfluß habenden Angelegenheit, so wie Ich Mir von E uch 
verspreche, Ihr werdet nunmehr angelegentlich dafür sorgen, daß dieses 
Gesetz mit Schnelligkeit, Ordnung und Gerechtigkeit zur Ausfüluung 
komme. 
Die in der Verordnung aufgenommenen Zusätze und von Meiner unterm 
17. v . M. er gangenen Ordre abweichenden Bestimmungen sind schon da­
durch genehmigt, daß Ich sie vollzogen habe. Indes gebe Ich Euch noch 
auf die in Eurem Bericht vom 1. d. M. enthaltenen diesfälü gen Erörterungen 
folgendes zu erkennen: 
Insofern die lmmediat-E insassen von der eigentümlichen Verleihung ihrer 
Stellen gleich Vorteil zieh en und dadurch zur Wiederherstellung ihrer Wirt­
sch aften in den Stand gesetzt werden sollen, muß das Eigentum allerdings 
sofort auf sie übergehen. 
Ganz zweckmäßig ist die Gewährung der zweijährigen Remissionen und 
Unterstützungen mit B au- und Brennholz dav on abhängig gem acht, daß 
die E mpfänger sich den festgesetzten Bedingungen der Verleihung des 
Eigentums unterwerfen. 
Bei der 30jährigen Durch schnittsberechnung des Getreidepreises behufs 
der anderweiten Bestimmung von Geldabgaben kommt man der Wahrheit 
näher, wenn nicht bloß der Roggen sondern auch die Gerste zum Grunde 
gelegt wird, weil Fehlernten nicht immer im Winter- und Sommerfeld zu­
sammentreffen und weil die Gerste dem Ai·beiter Speise und Getr änke 
üefert; im vorliegenden Fall kann es aber bei dem R oggensatz allein sein 
Bewenden behalten. 
Die Bestimmung im § 10 wegen b arer Zahlung des Abkaufkapitals billige 
Ich vollkomm en, und der K anzler Freiherr von Schroetter wird von Mir 
angewiesen, zur Vereinfachung des Verfahrens bei Regulierung des Hypo­
thekenwesens von den bäuerlichen Grundstücken in den Domänen Vor-

1 Die von Schroetter ausgefert1'.gte und vorläufig auf den 11. Juli 1808 datierte Schluß­
redaktion der Verordnung wurde von ihm mit l mmediatbericht vom 1. J uli eingereicht, von 
Stein geringf iigig korrigiert un.d mitgezeichnet und so dem König überreicht. 
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schläge zu machen. Modifikationen hierüber sind gegenwärtig um so nötiger, 
als j eder Bauernhof ein freies, selbständiges veräußerbares und t eilbares 
Ganze wird, das nunmehr in das freie Verkehr übergeht1 • 

759. Verordnung wegen Verleihung des Eigentums von den Grundstücken 
der lmmediat-Einsassen in den Domänen von Ostpreußen, Litauen und 
Westpreußen K önigsberg, 27. Juli 1808 
PrGStA., jct1.t DZA II Merseburg, Hcp. 89 a XXVII 1: Sehlußrednktion Sehroet tcrs vom 11. Juli ; Rcp. 151 n Tit. VIII 
Seel. 1 Nr. 3: gedrucktes ßchördcnexcmplnr, gez. Friedrich Wilhelm, gcgcngcz. Schrocttcr u. Stein . - Stcin· A . : 
Ahscltrift. 
Druck: Gesctzeammlung Sp. 359 IT.; Kleine Ausgabe Nr. 58 (gekürzt). 

Den. lmmerliaibauern auf den. preußischen Domiincn wird rla.s volle Eigentumsrecht 
a.n 1:hrcn J-1 ö/en verliehen. 

Die lmmediat-Einsassen in Unsern Domänen genossen bis jetzt kein 
Eigentumsrecht an ihren Grundstücken. Ihrer Verfassung mangelte es an 
Selbständigkeit und einem festen Fundament . Sie mußten sich den Ver­
änderungen, welche mit ihren Grundstücken von Eigentums wegen vor­
genommen wurden, unterwerfen und eine anderweite Regulierung der 
Leistungen für die Benutzung derselben gefallen lassen. Strenge genom­
m en konnten sie bei Abtretungen ihres Besitzrechtes bloß die etwaigen 
Verbesserungen und das Superinventarium in Anschlag bringen, am 
wenigst en aber ihre Grundstücke verpfänden, sich auf dieselbe Kredit 
und dadurch die Mittel verschaffen, Unglücksfälle zu übertragen und 
wesentliche Verbesserungen vorzunehmen. Die Grundstücke gewährten 
ihnen also keinen Kapitalwert, und das Besitzrecht erlosch , sobald sie nicht 
m ehr imstande waren, iliren Verbindlichkeiten nachzukommen. 
Eine so ungewisse und kreditlose Lage mußte ebensosehr den Wohlstand 
der Immediat-Einsassen zurückhalten, als der Ackerkultur im allgemeinen 
n achteilig sein. Die Remissionen und Unterstützungen an Bauholz et c., 
welche ihnen gegeben wurden, ersetzten dem guten und tätigen Wirte 
keineswegs die Hilfsquellen, welche er bei dem Genuß eines vollständigen 
Eigentums durch sich selbst und durch eigene Betriebsamkeit sich un­
gleich dauerhafter hätte verschaffen können; den schlechten und trägen 
Wirt aber bestärkten sie noch mehr in der Untätigkeit und dem Glauben, 
als ob es ihm freistehe, seine Existenz auf Kosten des Staats und des all­
gemeinen Wohls zu gründen. 
Teils in Erwägung dieser Umstände, t eils um Unsern Immediat-Einsassen 
einen Ersatz wegen der erlittenen Kriegsdrangsale zu geben und ihnen 
zugleich d ie Mittel zu einem bleibenden Wohlstande zu gewähren, haben 
Wir beschlossen, ihnen , mit Aufhebung der bisherigen, sowohl ilir Besitz­
recht als die Vererbung desselben betreffenden Bestimmungen, eine Ver­
fassung zu erteilen, die für immer ilire Lage fest und gründlich sichert. 

1 Entspreche11de J(a b1:nellsordre an J(anzlcr Schroetter vom gleichen T age, J(onzept ebenda. 
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Wir verleihen demnach hiermit und kraft dieses aus Königlicher Macht 
und Vollkommenheit für Uns und Unsere Nachfolger in der Krone, sämt­
lichen lmmediat-Einsassen in unseren Domänen von Ostpreußen, Litauen 
und W estpreußen das volle uneingeschränkte Eigentum ihrer Grundstücke. 
Jeder rechtmäßige Inhaber eines bäuerlichen Immediatgrundstücks in 
Unsern vorgedachten Domänen erlangt also von heute an die Befugnis, 
über dasselbe frei und ungehindert, den Gesetzen gemäß, solches nach 
Gefallen zu veräußern, zu vererben und zu verpfänden und kann sich 
überhaupt davon aller Nutzungen, Vorteile, R echte und Prärogativen er­
freuen, welche gesetz- und verfassungsmäßig aus dem vollständigen Eigen­
tum eines bäuerlichen Grundstücks entspringen. 
[Es folgen die einzelnen Durchführungsbestimmungen.1] 

760. lmmecliatberieht Steins Königsberg, 27. Juli 1808 
Stcin-A.: Konzept (cigcnhündig) . 
Druck: Alte Ausga be II S. 469; Kleine Ausgabe (gekürzt, in deutsch er Überse tzung) 

Stein rät zu vertrauensvollem ZttSammengehen mit Österreich unter Zurüclrstellung 
überkommener Rivalitäten zii gemeinsamem J(amp/ um die B1:f reiung Deutschlands. 

Votre Majest e daignera me pardonner le retard que j'ai mis a executer 
les ordres qu'Elle m.'a fait parvenir par le Comte de Götzen2 - et me 
permettra de faire les observations suivantes sur le eontenu des projcts 
de lettres qu'EBe m.'a fait l'honneur de me confier3• 

II me parait qu'il faudrait faire prevaloir l'idee 
de la necessitc de faire cesser la m.efiance, l'eloignement, la jalousie qu'une 
rivalite de 80 ans entre l' Autriche et la Prusse a nourrie et qui a et c entre­
tenue par l'infiuence etrangere; 
d'y substituer une confiance et une union nccessaires pour fa ire r enaitre 
l'esperance que l'Allemagne reprendra son independance ; 
de la conviction qu'Elle a que ce n'est que par ce moyen que le bonheur 
general pourra renaitre. 
Comme M. de Falkenhausen 4 ou M. de Roedlich 5 nc partiront que dans 
quelques jours, il ne sera point nccessaire de trop hater les lettres. M. Ancil­
lon n'aura probablement point encore de rcponse par le courrier qui part 
aujourd'hui. 

1 Am 22. AugttSt 1808 wurde eine auf diese Verordnung bezügliche l nstr11/rtion für die 
J(riegs- und Domiinenlrammerri der Preußischen Provinzen erlassen; gedr. Gesetzsammlirng 
S p. 407/l. 
2 Liegen nicht vor. Vgl. L ehmann., Stein 1 J S. 554 A nm. 2. 
3 J• ehlen eben/ al/.s. 
'Fr. v. Fa.llren.lwu.sen, Vertrauter Götzens, im F eldzug 1809 1'.m J(orps des ller=ogs von 
Braunschweig, später J(ommandeu.r eines Landwehr-l(avallerie-flcgiments. Vgl. P ertz, 
Gneisen.au 1 S. 431, 111 S. 70 11„ 321. 
6 J-Jieronynw.s F ran z v. R oedlich, /n:s 1807 österre1'.chischer, dann preußischer Offizier. Gest. 
1833 als Gen.Major. 
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761. Anweisung Steins zum Kabinettsdekret an die Vorsteher des stän­
dischen Komitees in Breslau vom 30. Juli 1808 [Königsberg, 30. Juli 1808) 
PrGSLA., jetzt DZA II Merseburg, R cp. 89 a VI 1: cigenhiindig ; ebenda: Kon7.ept (Klcwitz) mit Korrekture n und 
Paraphe Steine, AhgRngsvcrmerk: 1. Au~ust. 
Druck: Pertz, Stein 11 S. 168 f. (Teildruck); Alte Ausgabe II S. 4 70 f. 

Verbittet s r:ch den Gebrauch der französischen Sprache in der Glückwunschadresse 
zum Geb11rtstag des J(önigs. Die Verteilu.ng der J( riegs- und Einquartier.wigslasten 
zwischen Stadt und Land in Schlesien. Einlrom.menster.wr als bestes Mittel zur ge­
rechten Verteilung der Lasten. B eklagt und tadelt aufs schärfste die dort zu Tage 
tretende Spannung :.wischen S tadt und Land, fordert Einigkeit unter den Ständen. 

S. M. erwarten, daß Deutsche an ihren König deutsch schreiben und sich 
nicht ausländischer Worte bedienen und danken den Vorstehern der stän­
dischen Deputation für die bei Gelegenheit ihres bevorstehenden Geburts­
tags1 geäußerten Gefühle und Wünsche. 
Die durch die Bemühungen der ständischen Deputation bewirkte Ver­
legung der Truppen in die kleinen Städte hat allerdings den Vorteil, daß 
die Verpflegung gegen Etappensätze in Kameradschaften geschieht; es 
wird aber vorausgesetzt, daß die Städte, deren Gewerbe ohnehin durch 
den Krieg zerrüttet wird, nicht überlastet und daß den Einquartierten 
·nicht, wie es vielfältig geschieht, ohnerachtet des erhaltenen Etappensatzes 
die unentgeltliche Verpflegung abgedrungen wird. Die Etappensätze in der 
Kmmark sind niedriger, sie betragen nur den halben Sold, welchen das 
Land zuschießt, und wird sich die ständische Deputation bemühen müssen, 
dieses zu erhalten. 
Eine Einkommen- oder eine Vermögenssteuer würde die größte Gleichheit 
in Aufbringung der Kriegslasten bewirken, dieses setzt aber die Herstel­
lung der Landesadministration und ihren ruhigen Gang voraus. Es is t 
ü]nigens unvermeidlich, d aß der Krieg, der Kapitalien und Verlag zerstört, 
die Zinsen und den mit dem Geld zu machenden Gewinst erhöht, und die 
Klagen der Gutsbesitzer über die Geldbesitzer sind ebenso ungegründet 
als vor dem Krieg bei dem allgemeinen fortschreitenden Wohlstand es die 
Klagen der Geldbesitzer über den sogenannten Wucher der Gutsbesitzer 
mit ländlichen Produkten waren. 
Es muß unter allen Teilnehmern der Landesverwaltung Einigkeit h errsch en ; 
wird sie gestört, so liegt die Schuld an beiden Teilen, und es kann nie die 
Frage sein, wer R echt hat, sondern nur, wen der Vorwurf des mehreren Un­
rechts trifft. 
Man hätte glauben sollen, zwei unglückliche Jahre hätten den Geist der 
Kasten und der Bureaucratie zerstört, er scheint aber nur mehr aufzu­
leben und sich in wechselseitigen Beschuldigungen und Anklagen zu äußern. 
S. M. empfehlen und befehlen Ruhe, Eintracht und Beharrlichkeit im 
Guten - die Ausübung dieser Tugenden ist wohltätig für die Verwaltung 
und für den Verwaltenden. 

l Am 3. August. 
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762. Stein an K lewitz Königsber g, 31. Juli 1808 
PrCSLA., j clzl DZA II Mersebu rg. R cp. 15 1n Ti t. 1 Seel. l Nr. 2: Ausfert igung (Kunzlcihond). Rnndvcrfiigung von 
KJcwitz : „Zirkulicrl, und erbitte ich d ieses gegen m orgen obcnd zu rlick (Küuigsl>crg, 3 1. J uli 1800)."' Nach Kcnnlni11-
nohrnc nbgczcichncl : Alten"cin (J I. 7.) , Slncgcmnnn (1. 8.), Schön (2. 8.) 

Beratung des Plans ;:11r interimistischen verbesserten .Einricht.ung des Geschiifts­
ganges. 

Ew. Hoch-wohlgeh. kommuniziere ich anliegend eine Abschrift des Planes 
zu einer interimistisch en verbesserten Einr ich t ung des Gesch äftsganges 
mit beigefügter kurzer Üb ersicht desselben und ersuche Sie, solchen auch 
Iluen H errn K ollegen gefälligst mitzuteilen , da in der ers ten Sit zung des 
Departements1 am künftigen Dienstag mehrere Gegenstände zur Delibe­
r ation kommen, welche auf die weitere Ausführung dieses Planes Bezug 
h aben. 

763. Stein an die K öniglich Deutsche Gesellsch aft zu Königsberg 
Königsberg, 1. August 1808 

PrGStA., jetzl DZA II Merseburg, Gen. Dep. Tit. V Nr. 7 : Konzcpl (Allenstcin), Pornphc SLciru, Ahgongsvcrmcrk: 2. 

Nimmt das ihm angetragene Protektorat der Gesellschaft an2 • 

764. I mmediatberich t Steins3 K önigsber g, 4°. August 1808 
PrGStA„ jetzl D ZA II Merseburg, Rep. 92 Friedrich Wilhelm 111. Il Vll a 7 C: Ausfcrl igung (eigcnhündig). 
Druck: Pertz, Slcin 11 S. 19Jf.; Alte Ausgobe ll S. 47lf. 

Zurüclrweiswig der Versuche Zastro1vs, sich wieder als Außenminister zu empfehlen. 

Der H. von Zastrow gründet seinen Anspruch auf die Leitung der aus­
wärtigen Geschäfte auf 
a) das Zutrauen des K aisers N apoleon, so er besitze, 
b) auf den V erdacht, welchen dieser Monarch gegen mich hege wegen einer 
von H. v . Jacobi übergeben sein sollenden Deklaration, wegen meiner 
Verbindung mit den H . Nagler , v . Altenstein, v . Scharnhorst , wegen der 
Nähe des H . Minist ers v. Hardenberg. 
Was das Zutrauen des K aisers Napoleon anbetrifft, so erinnern sich E . 
M. gnädigst, daß er meiner in zwei Unterredungen mit dem Prinz Wilhelm 
als einer bei ihm in gutem Geruch steh enden P erson erwähnte, und daß 
es auffallend ist, d aß H . v. Zastr ow, der durch seinen E iniluß bei dem 
Kaiser Napoleon die Wiederherst ellung des preußischen S taates bewirken 

1 D ie J(ombin ierte I mmediat-J(ommission war am 25. J nli auf gelöst und als General­
Departem.ent der /i'r:nanzen und der Polizei neu konstituiert 1vordcn. 
2 Vgl. das Schreiben der Gesellscha.f t an S tein vom 28. J uli 1808 ( ebenda) , gedr. A lte Aus­
gabe II S . 470 (Regest) . 
a Vgl. dazu das Immediatschrciben Beymes vom 26. Juli 1808, gedr. flassel, P reußische 
P olitilr N r. 260, und die Antwort des J(ünigs vom 11. A ugust, gedr. a.a.O. S . 565. 
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will, nicht imstande ist, die Wiedererst attung der ihm entzogenen Güter 
zu erhalten. 
Von dem Memoire des H . v . J acobi ist mir nichts bekannt, so wie wir 
überhaupt wenig wissen, was H. v. Jacobi in London seit der unterbroche­
nen Kommunikation vorgenommen. 
Mit H. v. Scharnhorst, H. v. Altenstein und H. Nagler habe ich die Ver­
bindung, die die Natur der ihnen anvertrauten Geschäftszweige mit sich 
bringt. 
Der H. Staatsminister v. H ardenberg sucht schon seit drei Monaten t eils 
in Berlin, t eils in Kassel bei den französisch en und westfälischen Autori­
täten P ässe zur Zurückkehr auf seine Güter im Westfälischen oder der 
Kurmark nach, bisher ohne allen Erfolg. Bei dem großen Einfluß, den 
H. v. Zastrow bei dem Kaiser Napoleon zu haben glaubt, würde er gewiß 
den H errn v. Hardenberg sich sehr verpflichten, wenn er seine Verbin­
dungen benutzte, ihm einen Paß zur Zurückkehr nach Deutschland zu 
verschaffen1 • 

765. Stein an Minist er Schroetter Königsberg, 4 . August 1808 
PrGStA„ jct.zl DZA II Mcr1cburg, Rep. 07 B Rcgul. Gen. Nr. 1 h Vol. 2 : K onzept (Stoegemonn), Paropbc Stcino, Ab­
gang1vcrme.rk : 5. 
Druck: Alto Auogobc II S. 471. 

A1angelhafte Belcanntmachun.g des Oktober-Edikts. E rsucht ihn, schleunigst für eine 
ausreichende Veröflentlichung dessclbw zu sorgen. 

Das Edikt vom 9. Oktober 1807 ist weder in das Litauische und P olnische 
übersetzt, noch von den Kanzeln verlesen, mithin für einen großen Teil 
der ost- und westpreußischen Landbewohner nur unvollständig oder gar 
nicht publiziert worden . 
Da die Freigebigkeit S. M. gegen die Domäneneinsassen bei den Ein­
gesessenen der Privatgüter, die von dem Edikt vom 9. Oktober noch gar 
keine Kenntnis hatten, Mißvergnügen erregen dürfte, so ist es um so not­
wendiger, die versäumte Publikation desselben schleunig n achzuholen, 
welches zu veranlassen, ich Ew. E xz. ganz ergebenst ersuche. 

766. Beschlußprotokoll des General-Departements 
Königsberg, 4 . August 1808 

PrGS LA., jetzt DZA 11 Merseburg. Rep. 151 a Tit. 1 Seel. 1 Nr. 2 : Reinschrift (Knn7.lcihnnd)1 Untcrechrift Steins. 
Randv erfügung K lcwilz vom 4. August : „ Zirkuliert nach der Exz. v on S tein Bestimmung und geht alsdann an wich 
zur nötigen Vcronlo.u ung zurück:- Nach Kenntnisnahme ubgczcichnel : Snek (4. ß.), Stocr;emnnn (4. 8 .), Altcnli lcin, 
Schön. 

Beschlüsse iri der 1. Sitzung des General-Departements vom 4. A ugust in Bezug aiif 
die neue Organisation des Geschäftsganges im allgemeinen und beim Departement 

1 Vgl. dazu deri Brief S teins an Nagler vom 19. Februar 1808, oberi Nr. 599, und das 
Schreibe1i liardenbergs an Stein vom 24. Februar 1808, oben N r. 61.I. 
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selbst: B elwn ntmac}wng der A uflösung der /(ombinierten Immediat.-J( ommission, 
der E inrichtung des General-Departements, der neuen Einrichtung des Geistlichen-, 
Universitäts -, Schul- und A rmen-Departements. Entwurf eines R eglements für die 
General-J(onfere11z durch S ack. Einzelregelungen für das S ubaltern-Personal und für 
den Geschäftsgang der 11eu.en B ehörden. 

In der h eute stattgefundenen erst en Sitzung des General-Departements 
der Polizei und der Finanzen ist rücksichtlich des Geschäftsganges zufolge 
der neuen Einrichtung im allgemeinen sowohl als auch bei dem Departe­
ment selbst folgendes festgesetzt worden: 

1. Die Bekanntmachung der neuen Einrichtung betreffend wird: 
a) die Auflösung der Kombinierten lmmediatkommission und die Anord­
nung des General-Departements in der nämlichen Art den betreffenden 
Behörden hier und in Berlin bekanntgemacht1, wie solches bei der Anord­
nung der Kombinierten lmmediatkommission der Fall war; 
b) die Bekanntmachung an die betreffenden Departements rücksichtlich 
der General-Konferenzen bleibt ausgesetzt, bis solchen zugleich das R egle­
ment für solche mitgeteilt werden kann; 
c) die Bekanntmachung wegen des neu angeordneten Geistlichen-, Uni­
versitäts-, Schul- und Armen-Departements wird diesem Departement 
überlassen, und so wie die weitere Organisation der Militärbehörden fort­
schreitet und die der Unterbehörden eintritt, mithin das Verpfiegungswesen 
des R essorts verändert und andere solche Veränderungen eintreten, wird 
das erforderliche von den betreffenden Departements bekanntgemacht. 

2. Rücksichtlich der General-Konferenzen 
a) übernimmt der H err Geh. Ober-Finanzrat Sack den Entwurf eines voll­
ständigen R eglements ; vorläufig wird behufs desselben bestimmt, 
b) daß in der General-Konferenz die Mitglieder des General-Departements 
ganz gleiche Stimme mit den Ministern und Chefs der einzelnen Admini­
strationsparteien haben, daß dagegen aber den Räten, welche die Minister 
beiziehen, nur ein votum consultativum zusteht. 
3. Über das Subaltern-Personal wird festgesetzt: 
a) daß das ganze Subaltern-Personal des K abinetts bloß interimistisch 
beschäftigt wird. Der Geh. Sekretär Frese führt die Kabinetts-Registra ­
tur sowie die Ministerialakten des H errn Staatsministers Freiherrn vom 
Stein und erhält nötigenfalls Assist enz. S. Exz. behalten sich die Bestim­
mung eines anderweiten Expedienten bei dem Kabinett bevor; 
b) daß dagegen der Geh. Registrator Zumpft die Registratur- und Journal­
Führung des General-Departements ganz allein übernimmt und der Geh. 
R egistrator Harting überflüssig ist, mithin wenn er nicht anderwärts ge­
braucht werden kann, entlassen wird. 

1 R andbemerkung von J(lewitz: „Ist sogleich den 2. d. M. expediert, und [ist) die Kanzlei 
mit der Mundierung beschäftigt ." 
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4·. Der Geschäftsstil bleibt in der bish erigen Art, und die Ausfertigungen 
erfolgen auf Spezialbefehl oder im Namen Sr. Exz., bis ein allgemeines 
Reglement über den Geschäftsstil erfolgt, wozu der H err Geh. Ober­
Finanzrat v. Klewitz den Entwurf besorgen und vorlegen wird. 

5. E s soll eine Geschäftsverteilung bei dem General-Departement statt­
find en und dabei daraufRücksicht genommenwerden,Geschäfte, welche eine 
selbständige Behandlung durch einzelne Mitglieder zulassen, solchen in 
dieser Art zu übertragen . Der H err Geh. Ober-Finanzrat v. Schön wird des 
Herrn Staatsministers Freiherr vom Stein Exz. deshalb Vorschläge vor­
legen. 
6. Rücksichtlich des Ganges der einzelnen Sachen wird vorläufig festge­
setzt: 
a) S. Exz. werden durch ein Zeichen bei der Zuschrift der Sachen, und zwar 
durch ein 0. S. bemerken, welche in deren Gegenwart vorgetragen werden 
und erhalten zu dem Ende alle eingekommenen Sachen. Die von S. Exz. 
gar nicht adressierten Sachen werden von dem H errn Geh. Ober-Finanzrat 
Klewitz verteilt. 
b) Vortragssachen, welche nicht in dieser Art bezeichnet sind, werden von 
den Mitgliedern, insoweit ihnen solche unbedenklich scheinen, sogleich 
angegeben, oder sie nehmen unter sich deshalb Rücksprach e. Im F all eines 
Bedenkens werden sie in Gegenwart Sr. Exz. zum Vortrag gebracht. 
c) Gegenst ände, über welche schriftlich votiert wird, kommen mit den ein­
zelnen Gutachten vorerst zur Einsicht an S. Exz., welcher sie sodann zum 
Vortrag an den R eferenten zurücksendet. 
d) Die Konzepte werden von allen Mitgliedern gezeichnet. Diejenigen, 
welche zum Vortrag ausdrücklich bezeichnete Gegenstände betreffen, 
werden auch von S. Exz. im Konzept signiert. Die übrigen Konzepte 
werden sogleich in der Reinschrift vorgelegt. 
e) S. Exz. unterschreiben alle Ausfertigungen allein. 

7. Die Aufsicht auf den Geschäftsgang im allgemeinen, die Registratur und 
Sekretariat und Kanzlei führt mit dem Vortrag der persönlichen Angelegen­
heiten und Verhältnisse der H err Geh . Ober-Finanzrat v . Klewitz. Derselbe 
wird die erforderliche Bekanntmachung vorstehender Bestimmungen an 
das Subaltern-Personal besorgen und alle für den Geschäftsgang bei sol­
chen erforderlichen Anordnungen nach den Umständen selbst t reffen und 
vorschlagen. 

8. Das General-Departement v erfolgt die Ausführung der ganzen neuen 
Anordnung des Geschäftsganges, namentljch 

a) die noch in Verfolg desselben eintretenden P ersonalveränderungen, 
b) die Berichtigung der Besoldungslisten und Reduktion der Gehälter, 
soweit solch e die Billigkeit erlaubt und erhei cht. Beschlossen ist in dieser 
Rücksicht, daß das Gehalt d es Kriegs- und Domänenrat s Dietrich auf 
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1000 Rtlr. sowie auch das Geh alt des Registrators Zumpft gleichfalls auf 
1000 Rtlr. reduziert werde. 
E s soll über all hiernach das erforderliche sogleich veranlaßt u nd weiter 
eingeleitet werden. 

767. Stein an Minister Schroetter K önigsberg, 5. August 1808 
P rGS tA„ jetzt DZA 11 Merseburg, Rep. 77 'J"it. CCC!ll Gen. Nr . 1 : Konzept (Sehöu), Paraphe S teins ; ebenda: Aus­
fertigung. - Noch dem Kor17.ept. 
Druck : AJ te Ausgabe 11 S. 473 (Regest). 

Gesichtspunkte fü r d ie Vorbereitung der neuen Gesindeordnung für Ostpreußen. 

Nach der Nachricht, welche Ew. E x z. mir durch das Promemoria vom 
1. huj . darüber zu gehen geruht haben , was wegen E manierung einer neuen 
Gesindeordnung für Preußen bereits geschehen ist, wird es nur darauf 
ankommen , d aß Dieselben das Projekt, so wie es Ihrer Meinung nach zu 
emanieren rat sam ist, mit den Abweichungen des H errn K anzler s v. Schroet­
t er E x z., zur General-Konferenz bringen und es mir zu dem E nde zuvor 
mitteilen, damit sobald das General-Polizei-Departement d avon K enntnis 
genommen hat, der H err Geh. Rat Friese darüber Vortrag h alte1. 

Vorläufig k ann ich aber nicht umhin, Ew. Exz. ganz ergebenst zu äußern, 
da ß, wenn zu den Bestimmungen des Allgemeinen Landrechts über das 
Gesindewesen nur noch das zugesetzt wird, was darin den Provinzial­
rechten vorbehalten ist, dies mir vollkommen zureichend zu sein scheint. 
Vor Emanierung des Edikts vom 9. Oktober a. pr. waren des Untertänig­
keitsverhältnisses wegen F estsetzungen über Gesindelohn, über die Dienste 
und Tagelöhner arbeit der Untertanen notwendig gewesen, weil durch die 
Unt ert änigkeit die Tätigkeit mehrerer Menschen für Lebenszeit dem Willen 
eines Mensch en gesetzlich unterworfen war. Hier hatte der St aat, um der 
Willkür wenigst ens einigermaßen Grenzen zu setzen, irgend ein Maß auf­
stellen müssen . Dies ist aber bei freien Menschen ebensowenig notwendig, 
als ohne Zunft eine T axe entschuldigt werden kann . Die freien Menschen 
bedürfen nicht m ehr des Beist andes des Staats in Absicht der Art der An­
wendung ihrer T ätigkeit und der Benutzung ihrer Kräfte, und diejenigen , 
die für sich arbeiten lassen, können ebensowenig verlangen, daß die 
höchst e Gewalt ihnen günstige, also den Arbeitern nachteilige Bestim­
mungen erlasse. Von Landespolizei wegen ist auch kein Grund vorhanden, 
warum für T agelöhner, Gärtner , F achleute, kurz Arbeiter der rohen Hand, 
welche n icht zum Gesinde geh ören und freie Menschen sind, besondere 
Bestimmungen , wie sie ihre Kräfte zu benutzen h aben, erlassen werden 
sollen. Daß jeder seine eingegangenen Verbindlichkeiten erfülle, bestimmt 
schon das Gesetz. 

1 Vgl. die M a/1111111g S teins vom 29. Oktober, unten N r. 874, ferner das Schreiben & eins an 
Graf /Jo chberg vom 10. Novem ber 1808, unten N r. 894. 
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Meiner Ansicht nach bestimme die Konkurrenz den Lohn, der Vertrag den 
Dienst und bei Arbeitern, die nicht zum Gesinde gehören, die Art des 
Dienstes. Die individuelle Lage j edes Menschen endlich entscheide bei ihm, 
ob er überhaupt dienen und ob und wie er ein Tagelöhner zu sein sich ver· 
pflichten will. Die höchste Gewalt kann sich hierin keine Bestimmung an­
maßen, denn sonst würde sie, dem Geiste des Edikts vom 9. Oktober a . pr. 
gerade entgegen, irgendeine Art der Gutsuntertänigkeit aufs neue kon· 
stituieren und selbst anfangen das Werk zu untergraben, das seit dem 
Regierungsantritt unseres Monarchen endlich erst am 9. Oktober a. pr. 
zustande kam. J eder diene dem, dem er will. Über die Art des Dienstes, 
über den Lohn gelte freies Übereinkommen, und nur dann, wenn jemand sich 
als Gesinde vermietet, also in dieser Art die Gattung der Dienste bestimmt 
hat, die er leisten will (nämlich alle seine Tätigkeit für eine gewisse Zeit 
dem Willen eines anderen unterwirft), bestimme die höchste Gewalt 
dessen allgemeine Rechte und Verbindlichkeiten. Hiernach ist weder eine 
Arbeits- noch eine T agelöhnerordnung für freie Menschen notwendig, und 
das Allgemeine Landrecht st ellt, wie bemerkt, und wie die Erfahrung auch 
in anderen Provinzen zeigt, die allgemeinen Regeln für das Gesinde zu­
reichend auf. 
Damit Ew. Exz. bei den Diskussionen über diesen Gegenstand meine An· 
sichten darüber im voraus kennen und die Unterhandlungen um so gründ­
licher geführt werden können, habe ich mir die Erlaubnis genommen, sie 
Denselben hier ganz ergebenst mitzuteilen. 

768. Sack an Stein Königsberg, 5. August 1808 
PrGStA., jetzt DZA II Merseburg, Rep. lSlo Tit. 1 Seel.1 Nr. 2: Ausfertigung (cigenbündig). 

Überreicht den Entwurf zttm Dienstreglement f ü.r den Geschäftsgang der obersten 
Staatsbehörden zur 1veiteren Bearbeitung in der General-J(onferenz und anschließen· 
den lröniglichen Vollziehung'. 

769. Castillon und Gerhard an Stein 
PrGStA., jetzt DZA II Merseburg, R cp . 89a XXIX l Vol. 2: Au•fcrtigung. 
Druck: Alle Ausgabe II S. 4 72 

Berlin, 5. August 1808 

Aufnahme Darus in die Prettßische A kademie der Wissenschaften. 

Ew. Reichsfreih. Exz. hochgeneigte Willensmeinung, bei der diesmaligen 
akademischen Geburtstagsfeier S. K. M. einige ordentliche und auswärtige 
Mitglieder aufzunehmen, und welche Hochdieselben in dem Schreiben vom 
21. v. M.2 an mich, den p. Gerhard, zu äußern geruht haben, ist vollkommen 
erfüllt worden, indem die Akademie in einer den 2. d. gehaltenen Versamm· 

1 Randllerf ügung Steins: „8. August. H errn v. Klcwitz und v. Schön." 
1 Siehe oben Nr. 750. 
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lung alle hiesigen extraordinären Mitglieder zu ordentlichen Mitgliedern, 
den kaiserlich französischen General-Intendanten Herrn Daru, den Geh. 
Legationsrat von Humboldt, den Bergrat Werner1, den Herrn de la Place2 

zu Paris, den Präsident Jacobi3 zu Minden4 und den hiesigen berühmten 
Antiquar Geh. Kriegsrat Uhden5 zu Ehren- und auswärtigen Mitgliedern 
erwählt und diese Wahl bei der gestrigen öffentlichen Versammlung 
bekannt gemacht hat. [ .. . ) 6 

770. Stein an Frau vom Stein Königsberg, 6. August 1808 
Stein·A.: Ausfertigung (eigenhöndi~)· 
Teildruck : Perlz, Stein lI S. 175f. (in Übenelzung); Alte Ausgobc US. 47SC. 

Geburtstagsfeier des f(önigs. 11 äusliche Angelegenheiten. Die Familiengruft in Frücht. 

[Belrlagt das Ausbleiben !lon Nachrichten !lOn Frau !Jom Stein. Steins Gesund­
heit.] 

Le jour de naissance du Roi a ete celebre ici avec beaucoup d'enthousiasme, 
moi et MM. de Schroetter et Goltz, nous avous donne un soupcr dans le jardin 
de Krüger qui etait illumine, alle Gärten am Schloßteich und der Brücke 
waren erleuchtet, in dreien wurden F euerwerke abgebrannt, es wurde eine 
Wasserfahrt angestellt, und der Schloßteich war mit kleinen Booten voll 
Menschen und Musik bedeckt; alles dieses machte bei einer himmlischen 
Nacht einen herrlichen Eindruck und dauerte bis gegen zwei Uhr des 
Morgens. Die Anhänglichkeit, die man dem König allgemein und unauf­
gefordert bewies, war musterhaft und rührend. 
Vous aurez saus doute aussi celebre le jour de n aissance d'Henriette dans 
notre vallee de Nassau [ ... ]. 
Ich wünsche sehr, daß der Platz zum Grabmal meiner Eltern hübsch be­
pflanzt und vorgerichtet würde. Meine Absicht ist, mich neben meiner 
Mutter begraben zu lassen. 
Meine Schwester Werthern hält sich in Leipzig auf und hat die Fräulein 
Friesen bei sich. Wann werden wir je wieder zusammen vereinigt sein? 

1 

2 Der große Mineraloge Abr. Gottl. ·werner, Steins Lehrer an der Bergakademie in Freiberg. 
a Der berühmte französische 1\1/athematiker und Astronom. 

Der Philosoph Fr. Heinr. Jacobi, der damalige Präst'.clent der Bayerischen Akademie der 
Wissenschaften. 
4 Von Stein verbessert in „München". 
6 Wilh. v. Uhden, Sekretär der A lwdemie der Akademie der J(ünste. 
e Randverfii.giing Steins vom 15. August: „Die Wahlen werden genehmigt [ . .. ]". Ent­
sprechendes J(abinettsdelrret an das Direktorium der Akademie vom gle1:chen Tage (ebenda). 
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771. Stein an Wittgenstein Königsberg, 7. August 1808 
Hnu11orchiv, jetzt Houptarchiv Dcrlin-Dohlcm, Rcp. 192 \Vittgcnstcin 1 1 10: AuaferLigung. 
Druck: Alte Auosnbc II S. 4 74 (flcgcot). 

Die Anleiheverhandlungen mit dem /(urfürsten von H essen. Da die S taatsbediirfnisse 
bis zum F ebruar kommenden J ahres gesichert seien, so soll von Anleiheverhandlungen 
in H amb11rg, die l"1ittgenste1:n vorgeschlagen hat.te, mit Rüclrs1:cht auf d1:c F estigkeit 
des Staatskredüs a.bgesehen werden. Auch die Gelder des ](ur/ ürsten würden augen­
bl1:cJrlich nicht benötigt , es sei jedoch ratsam, sich f iir den Fall später etwa auftreten­
der finanzieller Schwierig/reiten die vom f( urf iirstcn angebotene S umme vonl50000Tlr. 
in S ta.atspapieren schon jetzt m sichern. Einzelheiten iiber Anleihe/ragen. 

772. Scharnhorst an Stein 
Stein-A.: Ausfertigung (cigcnhiindig). 
Drnck: Alte Ausgnbc II S. 474f. 

Königsberg, 8. August 1808 

Die außerordentlich gefährdete Lage Preußens erfordert größte Anstrengungen zu 
seiner E rhaltung. Zweischneidige H1irlrnngen einer französischen Allianz unter 
diesem Gesic!ttspunlrt. Schamhorst rät, sie unter V erschleierung der 111ahren Absich­
ten Preußens einzugehen. 

Ew. Exz. Memoire1 sch eint mir die Lage Europas, sowie die unserige ins­
besondere so darzust ellen, als sie wirklich ist. 
Wir müssen bei der Beurteilung unserer Lage davon ausgehen, daß Napo­
leon höchstwahrscheinlich den Plan hat, dem noch gebliebenen preußischen 
Staat eine andere Form zu geben und alle Nationalität auszulöschen, 
zweitens sich der regierenden Dynastie zu bemächtigen, um sie so wie die 
spanische einzusperren usw. Das letztere wird man leicht verhindern kön­
nen, wenn der Hof Königsberg nicht verläßt. Um das erst ere zu verhindern, 
hat man einen Versuch gemacht, man würde sich nicht gleich bleiben und 
Vorwürfe zu machen haben, wenn man nicht den zweiten, vielleicht den 
letzten machte. Durch Ströme von Blut haben unsere Vorgänger dem 
preußischen Staat Eigentümlichkeit und der Nation Ruhm erworben, wir 
würden unwürdige Nachfolger sein, wenn wir das erworbene Eigentum 
mutlos hingeben wollten. 
Eine französische Allianz ist uns nur insofern wichtig, als sie uns nützlich 
werden kann, dem obenerwähnten Plane Napoleons Hindernisse in den 
W eg zu legen. Geht man in der Ausführung dieser Allianz zu weit, tritt 
man mit den Franzosen in eine en gere und nähere Verbindung, so bemäch­
tigt sich Napoleon h öch stwahrscheinlich unserer inneren Angelegenheiten 
durch seinen Einfluß auf eine Menge feiger, schlechter oder doch halh­
schlechter Men schen, die dadurch ans Ruder zu kommen hoffen, und dann 
wird so wenig auf die Nation als auf die Armee gerechnet werden können. -
Mau wird dem gegenwärtigen Genuß, gleich den Völkern des Rheinbundes, 
Ehre Selbständigkeit usw. gern aufopfern. Mir scheint, mau müßte gegen 

1 Fehlt. 
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den Prinz von Ponte Corvo, Bourienne, Daru usw. beiläufig äußern,~daß 
das bisherige Verfahren des Kaisers nicht anders als sehr beunruhigend 
und zurückstoßend, sowohl dem Hofe als der Nation sein müsse, daß alle 
weiteren Anträge ohne Erfolg sein würden, daß man sieh dem Verhängnis 
überlassen müsse. Aus eben diesem T one müßte man in P aris sprechen. 
Kommt dagegen ein Antrag von französischer Seite, so bleibt freilich nichts 
übrig, als ihm in aller Hinsicht entgegenzukommen, sich zu stellen, als 
wenn man sich glücklich halte, um womöglich unsere wahren Gesinnungen 
so zu verschleiern, daß sie selbst den ausgelerntcn Betrügern eine zeit­
lang verborgen bleiben. 
Die Verzögerung der Kontributionen scheint äußerst wichtig zu sein, denn 
durch sie wird der Kaiser wahrscheinlich nicht bestimmt, das Land zu 
räumen. 

773. Immediatbericht Steins [Königsberg,] 9. August [1808] 
Hnusnrchiv, jetzt DZA II Mcreehurg, Friedrich \ViJhelm IV. Rep. X 50 A 2 Nr. 1: Ausfertigung (cigenhiindig). -
Steio-A.: Abschrift. - Nnch der Ausfertigung. 
Druck: Alte Ausgaoc II S. 4 75 f. 

VVcchsel der E rzieher des f( ronprinzen. E rsatz Dclbrücks durch Ancillon. J( nesebeclc 
oder Diericlce als militärische E rzieher vorgeschla.gen. 

Im Fall E . K . M. beschlossen haben sollten, die Stelle eines Sous-Gouver­
neurs des Kronprinzen H errn Ancillon anzuvertrauen und die Erziehung 
der Prinzen Wilhelm und Carl an H errn Delbrück zu übertragen, so würde 
man jetzt wohl schon die nötigen vorbereitenden Einleitungen t reffen 
müssen , damit im Oktober oder vor dem Winter alles ausgeführt würde. 
In dieser Hinsicht könnte H errn Delbrück im allgemeinen der Entschluß 
S. M. eröffnet werden, und man könnte ihm nachgeben, von der Zeit, wo 
er die Erziehung der beiden jüngeren Prinzen übernähme, mit ihnen auf 
ihrem Zimmer zu speisen. 
Man würde zugleich erklären , daß man nunmehr dem Kronprinzen einen 
besonderen Oberhofmeister und Sous-Gouverneur ernennen wolle, zu der 
letzteren Stelle den Professor Ancillon bestimmt habe, die W ahl des letz­
teren zu seiner Zeit noch näher bekannt machen werde. Wird H err von 
Knesebeck 1 wieder hergestellt, so scheint er mir am bes ten zu einer solchen 
Stelle geeignet; sollte H err Ancillon den Erwartungen ganz entsprechen 
und Herr v. Knesebeck unheilbar sein, so könnte man zum obersten H of­
meist er einen v erst ändigen, sittlichen alten Officier, z. B. General Diericke2 

nehmen, der dem Guten zustimmt und das Böse weder tut noch begünstigt, 
und in Ansehung der eigentlichen Erziehung würde man sich allein auf 
den Professor Ancillon verlassen. 

1 Vgl. oben Nr. 741 und 752. 
1 Christ. Otto von Diericke. Vgl. Bassewitz, Die J(urmark I V S. 49. 
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774. Stein an Königin Luise 
Stein-A. : Konzept (eigenhündig). 
Druck : Alte Ausgabe 11 S. 475 

Königsberg, 9. August 1808 

B enachrichtigt sie vom A bgang des Immediatberichts vom gleichen T age über die 
Er::.iehun.g des J( ronprinzen. 

J'ose prevenir Votre Majest e que j'ai remis aujourd'hui la note ci-jointe 
au Roi pour accelerer autant que possible la decision sur les personnes aux­
quelles ont veut confier l'education des princes. 

775. Kabinettsordre an Bismarck Königsberg, 9. August 1808 
P rGStA .• j et zt D ZA II Merseburg , Rcp. 07 D R egul. Gen. Nr . 1 h Dd. 2 : Konzept (Schön), Paraphe Steins. Abgangs­
vermerk : 11 . 
Druck: Alte Auogabe II S . 476 (Regeot). 

Übermittelt ihm das Schreiben des L andschaftsdirektors von Crauß vom 25. J uli 1808 
über die Unruhen in Schlesien in F olge des Oktober-Edikts. D ie Mißstände werden 
auf eine im.genügende oder böswillige Interpretation des Edilrts durch die S taatsbe­
hörden zurückgeführt. Bismarcl• wird aufgefordert, die J(ammern zu einer loyalen 
und befriedigenden Erklärung des E dikts anzuhalten1• 

776. Denkschrift Steins Königsberg, 11. August 1808 
Stein-A. : K onzept (eigenbündig). 
Druck : Pertz, S tein II S. 1991f.; Thim me, S taatl8chriften S. 45{. (gekllnt); Alte Ausgabe II S . 40llf.; Kleine Aus­
gabe Nr. 71 (gekürzt) . 

A nregung Bernadottes und Bouriennes, die Bündnisverhandlungen mit F rankreich 
wieder aufzunehmen . Prinz Wilhelm soll angewiesen werden, den A ntrag eines 
J( ontribution.s- und A llianz-A blwmmens zu wiederholen, im Fall einer neuen A bwei­
sung der A nträge soll er abberufen werden. Die weltpolitische Bedeutung des Augen­
blicks. Das napoleonische System am Scheidewege: Z erfall oder Universalmonarchie. 
Stein für J(ampf in beiden l • ällen. 1-J eroische Entschlossenheit. Rat zu einer macchi"­
vellistischen Doppelpolitik : Biindnisverhandlungen mit E ngland und Österreich bei 
gleichzeitigem B ündnisangebot an F rankreich. L etzteres soll Preußen lediglich die 
B ewegungsfreiheit verschaflen, um den A ufstand vorzubereiten. 

Der Prinz von Ponte Corvo und H. v. Bourienne2 halten den gegenwärtigen 
Augenblick für geeignet, die Anträge wegen der Allianz und wegen Über­
lassung eines Truppenkorps unter Kommando eines französischen Feldherrn 
zu erneuern, weil der Kaiser nötig h aben werde, die Verhältnisse mit 
Preußen zu ordnen, da die mit Spanien und Österreich immer verwickelter 
würden. Der Prinz von Ponte Corvo sieht den. ganzen jetzigen Zustand der 
Dinge nur als vorübergehend an, er glaubt , es komme nur darauf an, die 
gegenwärtige verhängnisvolle Epoche zu überleben, um die alsdann ein­
tret enden günstigeren Verhältnisse zu benutzen. 

1 E ntsprechendes Schreiben an Crauß vom gleichen T age, ebenda. 
1 Ursprünglich hatte S tein an S telle von B em adotte und Bourienne die Namen Graf Goltz 
und W ar/.enslebe11 gesetzt. Vgl. unten N r. 779. 
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Der jetzige Zeitabschnitt wird allerdings neue große Ereignisse herbei­
führen, und m an wird wohl tun, ihn zu benutzen, um den Unterhandlungen 
über das Schicksal von Preußen einen neuen Anstoß zu geben. 
Man würde also dem Prinzen1 den Auftrag erteilen, von neuem die fort­
schreitende Erschöpfung der preußischen Provinzen vorzustellen, die dar­
aus entst ehende Unmöglichkeit, Frankreich nützlich werden zu können, 
so wie es ihm nützlich war zur Zeit der zwischen beiden Mächten beste­
henden Freundsch aft, und den Antrag eines billigen Abkommens in An­
sehung der K ontribution und des Abschlusses einer Allianz wiederholen . 
Diese Anträge würden schriftlich geschehen bei der Fortdauer der Ab­
wesenheit des Kaisers oder mündlich, wenn er wieder zurückkommt oder 
bald erwartet wird. 
Sollte dieser Schritt ohne Erfolg sein und der K aiser zu einer neuen dauern­
den Abwesenheit Anstalt treffen, so ist es am r at samsten, daß der Prinz 
zurückkehre, sich [aber] bereit erkläre, auf die nächst e ihm vom Kaiser 
zu gebende Veranlassung wiederzukommen. Der Aufenthalt des Prinzen 
ist kostbar und während der Abwesenheit des K aisers überflüssig. E s 
können auch E reignisse eintret en, die nicht vorherzusehen sind und die 
Rückkehr des Prinzen sehr wünschenswert machen. 
a) Der Antrag zu einem billigeren Abkommen in Ansehung der Kontri­
bution läßt sich mit dem neuen Grund unterstützen der 13monatlichen 
Dauer der Besetzung des Landes durch die französischen Truppen, der 
großen Kosten ihrer Unterhaltung, die den Betrag der Kontribution über­
steigen. 
Es ist übrigens sehr zweifelhaft, ob der gegenwärtige Zustand der Dinge 
vorübergehend oder dauernd ist - es kann sein, daß die durch die Kraft 
eines großen Mannes zusammengehaltene Masse nach seinem Tode sich 
auflöst, es kann auch sein, daß durch seine Ungebundenheit und Rück­
sichtlosigkeit solche Verwicklungen entst ehen, die er aufzulösen nicht im­
stande ist. So scheint die Beharrlichkeit des Papstes bei seinen Grund­
sätzen, der Widerstand der Spanier, der ihn nötigt, Truppen zu brauchen, 
um sie zu bezwingen und, wenn sie bezwungen, sie gehorsam zu erhalten, 
ganz außerhalb seiner Berechnung gelegen zu haben. Auf der anderen 
Seite ist es aber auch möglich, daß der Kaiser Napoleon alle diese Schwie­
rigkeiten besiege und Österreich zertrümmere, alle alten Dynastien wie die 
Bourbonische vernichte, die Monarchien ihrer Selbständigkeit beraube und 
Europa von Frankreich abhängig mache. Äußere Kriege werden alsdann 
nicht mehr entstehen, statt ihrer wird die Menschheit durch bürgerliche 
Kriege und den Ausbruch innerer Faktionen gepeinigt, alle Nationalität 
zerstört oder verkröpelt und die Leitung aller großen Angelegenheiten des 
Menschengeschlechts einer Bureaukratie, die von einem entfernten, frem-

1 Wilhelm. 
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den Regenten die endliche Richtung erhält, anvertraut werden. Ein sol­
cher Zustand der Dinge kann lange fortdauern, wie uns die Geschichte des 
römischen R eiches beweist. 
Der gegenwärtige Zustand der Dinge sei nun vorübergehend auf das Leben 
des Kaisers Napoleon berechnet oder fortdauernd, so ist beides sehr un­
glücklich für die Nationen und für ilue Oberhäupter, und sie werden zur 
Anwendung aller Mittel , um das sie bedrohende Schicksal von sich zu ent­
fernen, aufgefordert. 
E s muß daher in der Nation das Gefühl des Unwillens erhalten werden 
über den Druck und die Abhängigkeit von einem fremden, übermütigen, 
täglich gehaltloser werdenden Volke - man muß sie mit dem Gedanken 
der Selbsthilfe, der Aufopferung des Lebens und des Eigentums, das ohne­
hin bald ein Mittel und ein Raub der h errschenden Nation wird, vertraut 
erhalten, man muß gewisse Ideen über die Art, wie eine Insurrektion zu 
erregen und zu leiten , verbreiten und beleben. Hierzu werden sich mehrere 
Mittel auffinden und anwenden lassen, ohne daß die Regierung dabei 
tätig erscheint, die aber bei schicklicher Gelegenheit und unter gitnstigen 
Umständen diesen Geist wird benützen können. 
Über die Art, wie die Nation auf diese Art zu bearbeiten und wie die In­
surrektion, im Fall es ratsam scheinen wird, sie ausbrechen zu lassen, zu 
organisieren und mit der Armee in Verbindung zu bringen, hierüber sind 
besondere Memoires ausgearbeitet 1. 

Ein solcher Schritt setzt aber eine Verbindung mit Österreich und England 
voraus, um W afien, Geld und die Mitwirkung der Armee des ersteren 
Staates zu erhalten, und um diese Verbindung zu erhalten, könnte man 
Vorbereitungen treffen. 
Man würde beiden Mächten die Hauptidee, bei dem Ausbruch eines öster­
reichisch-französischen Kriegs durch Insurrektionen mitzuwirken, vorlegen 
lassen und von ihnen die Erklärung abfordern, was sie zu leisten bereit 
seien. Mit Österreich müßte der Operationsplan, mit England die Unter­
stützung an Geld und Waffen verabredet werden und im Fall des Miß­
lingens die Sicherst ellung der K öniglichen F amilie. 
Denn man muß die Möglichkeit des Mißlingens fest im Auge halten und 
wohl erwägen, daß die Macht, die man angreift, groß und der Geist, der 
sie leitet, kräftig ist, daß der Kampf begonnen wird weniger in Hinsicht 
auf Wahrscheinlichkeit des Erfolgs als auf die Gewißheit, daß ohnehin 
eine Auflösung nicht zu vermeiden und daß es pßiehtmäßiger gehandelt 
ist gegen die Zeitgenossen und die Nachkommen und ruhmvoller für den 
König und seine Nation, mit den Waffen in der H and unterzuliegen, als 
sich geduldig in Fesseln schlagen oder gefangen halten zu lassen. Man muß 

1 Vgl. die undatierte Denlrschrift Scharnlwrsts, unten N r. 785, 1t11.d die Denkschrift Gnei­
smaus vom 14. August 1808, lhst.orische Zeitschrift 86 (1901) S . 98 fl. 
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sich mit dem Gedanken der Entbehrung jeder Art und des Todes vertraut 
machen, wenn m an die Bahn betret en will, die man jetzt zu gehen sich 
vornimmt. H at man auf diese Art sein Inneres vorbereitet und treten 
günstige Umstände ein, so fange man in Gottes Namen die Sache an und 
erinnere sich, daß durch Mut und Unerschrockenheit mit kleinen Mitteln 
große Zwecke erreicht worden sind. Man entferne aber auch aJle trägen, 
gegen edlere Gefühle abgestumpften und jeder Hingebung und Aufopferung 
unfähigen elenden Menschen, die alles lähmen und verderben und denen 
es nur u m ruhigen Genuß ihrer Erbärmlichkeit zu t un ist. 
E s bleibt eine große Schwierigkeit zu beseitigen übrig, nämlich die Be­
obachtung des Geheimnisses über die Eröffnungen, welche man an Öster­
r eich und England zu machen beschließt. Der Graf Finkenstein verdient 
in Hinsicht auf Verschwiegenheit in seinen nächsten Umgebungen kein 
vollkommenes Zutrauen, und man würde1 

b) entweder durch den Grafen v. Götzen mit dem Erzherzog F erdinand, 
der in Böhmen kommandiert, sich in Verbindung setzen, oder einen ver­
trauten Agenten, z. B. den G. R. N[agler], nach Wien schicken. Über die 
Art, die Anträge nach England zu bringen, würde man mit dem Herrn 
v. J acobi sich beraten, und man kann bei den bekannten Grundsätzen dieses 
Staates, die er noch neuerlich in Spanien in Anwendung gebracht h at, 
gewiß jede Unterstützung erwarten. 
c) Die Bestimmungen der Allianz müßten die Abhängigkeit von Frankreich 
wenigstens nicht vermehren durch Überlassung mehrerer Festungen und 
die Räumung des Landes zur Folge h aben. Die so erlangte mehrere Frei­
h eit würde man benutzen, seine Unabhängigkeit wieder herzustellen. Über­
läßt man auch ein Truppenkorps, so kann man es doch so einleiten, daß 
es zur bestimmten Zeit mit Österreich sich vereinige und gegen den all­
gemeinen F eind wirke. 
Die Allianz muß nur zum Deckmantel dienen der Anstalten, die man treffen 
wird, um sich loszureißen, und dieses müßte man gleich einzelnen ver-

1 Ursprünglich weiter mit: „einen eigenen vertrauten geheimen Agenten nach 'Vien 
schicken. Hiezu k önnte man den Gh. H.. Le H.oux und übt. v . H.oedlich wühlen - beide 
würden nur in sehr entfernter Verbindung m it der Gesandsch aft s teh en und j eder die 
Nachrichten, die er sammelte, einsendc11 und die Verbindungen, die er anknüpft, be­
nutzen, um über die A bsichten Österreichs und die Mittel, mit ihm sich zu vereinigen, 
Gewißheit zu erhalten . H.ocdlich könnte unter dem Vorwand, seine Familiengeschäfte zu 
ordnen , n ach \Vien gehen, dort auch einen geheimen Auftrug erhalten, Gewehre an­
zusch affen, den er d em Gouvernement nur im engsten Vertrauen eröffnet. Le H.oux 
würde die E rlaubnis nach suchen zu einer H.eise nach der Schweiz. Nach E ngla nd k önnte 
man die Antrüge durch die jetzt vor P illau kreuzenden Kriegsschiffe bringen, und würe 
es bei den bekannten Grundsätzen dieses Gouvernements, die es neuerlich n och gegen 
Spanien in Anwendung gebracht ha t , vielleicht überflü ssig, einen Agenten zu übcr­
schick cn, der vielleicht der Aufmerksamkeit der französischen geheimen Polizei nicht 
entgehen würde. 
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trauten Per sonen eröffnen, z. B. dem Erzherzog F erdinand und H . Canning. 
E s wird nun noch vorgelegt werden: 
a) ein Plan der Anst alt, wodurch auf die Nation zu wirken1 ; 

b) ein Plan, wie die Insurrektion militärisch zu bilden und anzuwenden 
ist 2• 

777. lmmediatbericht Steins Königsberg, 14.. August 1808 
Stcin-A. : Konzept (c igcohündig). 
Druck : Perlz, Stein II S. 20Jf. ; Alte Ausgabe II S. 48Sf. 

Unterstützt Gneiscna.u.s Aufstandspläne. Fordert heroische E ntschlossenheit zum 
H a.mpf gegen Napoleon, Volksbewa.flnung unter Ausnützung der /lllißstimmung des 
preußischen Volkes gegen die französischen Bedriiclwr. V erweist auf das Vorbild 
Spaniens und der V endee. 

Die Ansichten, die H. Ob. Lt. von Gneisenau in seinem Memoire aufs tellt3, 

entsprechen vollkommen meiner Überzeugung, und kein R egent, der von 
ihr ergriffen ist, kann einen Augenblick mehr zweifelhaft sein über die 
Frage, ob es ratsamer ist, zahm und geduldig die Aussprüche eines ver­
ruchten T yrannen abzuwarten , oder den blutigen K ampf um Ehre und 
Unabhängigkeit und die Erhaltung seines Throns zu erneuern. 
Denn ihn wird H erabsetzung von seinem hohen Stand und Verlust seiner 
Unabhängigkeit treffen , der Privatmann kann leicht in seine Verhältnisse 
zurücktret en und ruhig und unbemerkt den Übergang in ein besseres 
Leben abwart en . Rät ein solcher zur Ergreifung kräftiger Maßregeln, so 
entsagt er allen Annehmlichkeiten eines sorglosen Daseins, er setzt sein 
Eigentum und sein Leben auf das Spiel, und er erhält hierdurch einen 
größeren Anspruch auf Aufmerksamkeit und Achtung der Regenten als 
der große H aufen gemeiner, sinnlicher und träger E goisten, die un­
bedingte Hingebung und Aufopferung jedes Gefühls von Ehre und Edel­
mut empfehlen, damit nur ein elendes, genießendes Leben gefrist et werde. 
Was Volksbewaffnung in Verbindung mit stehenden Truppen vermag, 
wenn beide, Nation und Soldat, von einem gemeinschaftlichen Geist be­
seelt ist, sieht man in Spanien und sah man in der Vendee, in Tirol [ ?]. Die 
Anhänglichkeit an das Regentenhaus, Verfassung und die Erbitterung 
gegen einen übermütigen räuberischen Feind ist in den preußischen Pro­
vinzen gr oß und wird sich mit Kraft und, gut geleitet, mit Erfol.~ äußern. 
Wie dieser Geist zu erhalten und zu verst ärken sei, wie seine Außerungen 
zu leiten, hierüber werden E. M. in wenigen T agen Plane zur Genehmigung 
vorgelegt werden. Wird diese erfolgen, so unternehme man ihre Ausfüh-

1 Fehlt. 
1 Fehlt. 
1 Vom 14. August 1808. Vgl. S. 810 Anm.1. 
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rung mit Klugheit, Mut und Vertrauen auf Gott und entferne alle die 
gemeinen erbärmlichen Egoisten, die, mit der Schande ver traut, nur ihre 
Trägheit und Sinnlichkeit zu befriedigen suchen. 

778. Kabinettsordre an Schroetter Königsberg, 15. August 1808 
PrGStA., jetzt DZA II Mcn cburg, Rcp. 89 • XXVIl 1: Konzept JKlewit7.) ouf Grund der Randverfügung Stcin1 
(15. 8.) zum Immcdiotbcricht Schroctter1 vom 9. Augu8l 1808 und er Rnndbcmcrkungcn S teins zu dem mit diesem 
Bericht clngereichten lnatruktiona-Entwurf (ebenda), Paraphe Stein• , Abgung1vcrmerk : 19. 

Genehmigt den von Schroetter eingereichten Entwurf zur Instrulrtion über die A us­
führung der Verordnung vom 27. J uli {Verleihung des E igentums an die Immediat­
E insassen) . Fordert regelmäßige B erichterstattung über die Ausführung der Ver­
ordnung. 

Ich genehmige die Mir von Euch unterm 9. d. M. im Entwurf eingereichte 
Instruktion für die Kammern Eures Departements über die Ausführung 
der Verordnung vom 27. v . M. wegen Verleihung des Eigentums an die 
Domänen-lmmediat-Einsassen von ihren Grundstücken1. I m ersten Ab­
schnitt bleibt nur noch d a, wo von Ausmittelung der rechtmäßigen In­
haber der Höfe die Rede ist, zuzusetzen, 

„daß prozessualische W eitläufigkeiten durch gehörige Benutzung der 
Annehmungsbriefe bei der diesfälligen Aufnahme, die in der Regel 
keinen Zweifel übrig lassen können, möglichst vermieden werden 
müssen". 

Übrigens habt Ihr Mir auf dem Grund der Euch von den K ammern vor­
zulegenden monatlichen Rechenschaften vom folgenden Monat an quar­
taliter einen H auptbericht über den Fortgang der Ausführung zu erst a tten, 
woraus sich die Anzahl der Höfe, mit welchen die Abfindung vollständig 
abgeschlossen worden, die Summe der abzulösenden Abgaben und der Be­
lauf des dafür einzuzahlenden Kapitals entnehmen läßt. 

779. Stein an Wittgenstein Königsberg, 15. August 1808 
Druck : Cavaignoc, La formation de la Pruu c contcmporaine 1 S. 49 1(. ; danuch Alte Ausgabe II S. 486 ff. und hier. 
Archivei bjstoriqucs du MinistCre de Ja Guerre, Pnri1:1 1 Corre1poodoncc de la Grande Arm6c: Abschrift 1• 

Die Bündnisvorschläge an Frankreich als letzter Prüfstein der wahren Gesinnung 
Napoleons gegen Preußen. Ste1:ge11de Unzu fr iedenheit in Deutschland. Notwendig­
/reit, sie zu niihren und V erbindung mit ihren H iiuptern zu unterhalten . Der kommende 
J( rieg Franlrreichs mit Osterreich. Ancillon zum Erzieher des J( ron pri1izcri bestimmt. 
Blücher. 

Votre Altesse trouvera d ans les lettres officielles que l' Assesseur Koppe 
aura l 'honneur de lui remettre t out ce qui aura rapport aux ncgociations 

1 Die l nstrulction erschien am 22. A ug. 1808. Gedruckt Gesetzsammlung S . 407 fl. 
2 Das Original fles Br~efes fehlt. Es ist also a uch nicht festzustellen, ob 1J1: ursprii.nglich .in 
deutscher oder französischer Sprache geschrieben wurde. Dw A bschrift ( Übersetzimg?) im 
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des fonds, et j e me pcrmettrai uniquement de lui faire encore quelques 
observations sur notre situation presente. 
D'apres le conseil des comtes de G .. . et W ... 1, on a charge, a differentes 
reprises, le Prince \V .... 2 d'offrir une alliance par un corps de troupc3 

et de chcrch er a obtenir une diminution ou des dela is pour la contribution, 
mais dans le cas ou l'Empereur partirait pour de nouvelles entreprises, 
Je prince doit tächcr de s'eloigner d'une maniere decente et convenable. 

Pariser A rch iv st.arnmt von So11lt. Na poleon ließ den Brief zunächst 1:rn Moniteur vom 
8. September abdr11clren unter A u,slassung der unten im Text eingeklammerten S tellen mit 
einer lrurzen Vorbenwrlwng, aber sonst ohne J(ommentar. Am folgenden Tage erschien der 
Brief mit. derselben Vorbe111erlwng ün „Journal de !'Empire", diesmal aber mit ausführ­
lichen Fußnoten, die im Nachfolgenden ebenso wie d1:e einleitende Vorbemerkung nach dem 
T ext im „Journal de !'Empire" an ihrer Stelle wiedergegehen sind. All.S rlen französischen 
Zeitungen ging dann der Brief in die deutsche Presse über. Er erschien zunächst einschließ­
lich der Fußnoten am 18. Septemher in deutscher Sprache im „Berliner T elegr aph". Der 
dort abgedruckte deutsche Text, welcher unten (Nr. 780) wiedergegeben wird, stellt, wie inan 
bemerkt, keine wortgetreue Üuersetzung des französischen T extes dar. Auch hier sind die 
beim Ahdruclr in den französischen Z eitungen unterdrüclrten S tellen weggelassen. Eine1i 
Abdruclr des Artikels im „Telegraph" gibt H assel, Preußische Politik S . 581 fl. - P ertz, 
Stein II S . 231 fl. bringt nur die deutsche Fassung des Bn:efes u.nter II ervorlwbung der Ab­
weichungen vom französischen Tex t. „Moniteur" und „Journal de !'Empire" leiten die 
Sensationsnachricht zunächst f olgenderma.ßen ein: 
Pru s se. - Berlin, 26 Aofit. - Un assesseur prussien, uommc Koppe, etait dcsignc 
eomrne uu agent d'intrigues. Le Marecbal Soult ayant etc dans Je cas de Je faire arrcter 
et conclure a Spandau, on a saisi ses papiers, ou l'on a trouvc !'original de Ja lettre qu'on 
va lire. 
Nous croyons devoir Ja publier comme un monument des cau ses de Ja prosperitc et de Ja 
chute des empires. Elle revele Ja maniere de p enser du ministere prussien, e t elle fait 
connaltre pnrticuliercmeut M. de Stein qui a pendant longternps exerce Je ministere 
et qui est aujourd'hui presque exclusivernent chargc de Ja direction des affaires. On 
plaiudra Je Roi de Prusse d'avoir des ministres aussi malbabiles que pervers. 
1 Siehe oben S. 808 Anm. 2. 
2k\Vilbelm. Nach der Abkiirzw1.g des Na.mens ist zu verm1Lten, daß der Brief ursprünglich 
deutsch geschri:eben war, da sonst G statt \V stehen müßte. 
3 Journal de !'Empire: „Notez bien que M. de Steinrapporte iei des propositions reelles, 
c'est -a-dire, Ja proposition d'uue alliance avec Ja Franc et d'un corps nuxiliaire. Ce corps 
ne pourrnit ctr e ernploye que contrc In Russie et l'Autriche; e t c'est sfu:ement contre 
l'Autriche qu'il devrait l'ctre. Ce n'est pas Ja France qui clemnndc ce corps auxiliaire; 
cette dernande ne pourrait pas entrer dans une t cte saine, c'est In Prusse qui propose un 
corps auxiliaire contre !'Antriebe, et cependant l'Autrich e ne lui a rien fait. 
M. de Stein suppose, a Ja verite, que l'Empereur n'acceptera pas de pareilles offres, et il 
cn tire Ja conscquence que son dessein est rl'ancantir Ja Prusse. M. de Stein devait, cu 
cffet, peuser que l'Empercur ne pouvnit accueilir de pareilles offres de Ja pnrt de Ja Prusse 
parce qu'il connalt les miuistres prussiens, e t qu'il a assez agi et traitc avec In Prusse pour 
savoir quel cas on doit faire des engagements qni sont contractcs par eile. Nous n'enteu­
dons ici porter a ueune atteinte a l'opinion qu'on doit avoir des sentirnents personncls du 
Roi de Prusse; mai s nous ne pouvons dissimuler que taut qu e ce prince sera environnc 
de ses aneiens ministres, son cabinet n'inspirera pas de confiance. II l 'avait conduit a 
tromper tout Je mondc, et Ja lettre de M. de Stein prouve qu'ils sont cncore clans les 
m crnes principes." 
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Si, d ans les circonstances presentes, l'Empereur n'accepte pas nos offres, 
moyennant lcsq uelles nous pouvons lui ihre utiles, il prouvc qu'il es t de­
cide a nous aneantir e t que nous devons tout attendre. 
L'ach arnement en Allemagne augmente tous les jours, e t il est a con­
seiller de le soutenir e t le faire repandre parm i le peu ple1 ; je clcsire beau­
coup que les relations et les liaisons en H esse e t en W estphalie soient 
conservees et que l 'on s'y prepare a de certains evenemen ts, de m cme 
que d 'entretenir les memes liaisons avec des hommes qui out de l'energie, 
de honnes intentious e t qui se mettraient en relations avee les voisins. Si 
Votre Altesse pouvait me faire a ce suj et quelques propositions, je la prie de 
me les communiquer par M. Koppe ou une personne de conftdence. 
Les evcnement s en E spagne font une grande Sensation et prouvent d'une 
m aniere palpable ce qu'on aurait du croire clepuis longtemps ; il serait 
prudent de repandre cependant ces evenements avec preeaution2, (puis­
qu' ils demontrent a quel point peut aller la finesse et le desir de dorniner, 
ainsi que ce que [peut] faire une nation qui ade la force et du courage). 
On considere, chez nous, la guerre avec l' Autriche comme inevitahle ; ce 
comhat cleeiclera du sort de l'Europe e t par consequent du nötre3• Quel 
resultat en attend Votre Excellence? Serait-il possible d'employer les 
m emes plans qu'au printemps de 1807 ?4 - ou es t M. de Meuring? 

l Journal de !'Empire : „Quoi, M. de Stein, cst-ce Ja uu des effcts de votre alliance ? 
Vous voulez n o urrir l 'cx a s p c ration e t eh erc h e r a travaill er l e s homme s ! 
Vou s v oulez soulcver Ja H esse et Ja \Vestphalie et ctre l ' allie cle Ja Franc ! II faut avouer 
que votre allian ce e t v otre a mitie se manifestent p ar des bienfai ts. Vit-on jamais, l'un 
ii c8tc de l 'au t re, deux p ar ngrnphes qui dccelent plus cl' ignornn ce et de ma uvnise foi? 
La Hesse e t In W estp halie sont tranquilles, elles preparent les bases qui doiven t fo nder une 
nntion. E lles ont fnit une faute en laissant leurs citoyens prenclre du service en Prusse ; 
mais eile ser a r cp aree. E t vous, M. de Stein , ou vous viend rez rendre eompte de vos 
abominables projets devnnt !es tribunnux de W estphalie, ou vos immenses biens seront 
confisqucs, e t alors, la fourbe dcmasqu ce nura au moius sa puni t ion ." 
2 Journal de !'E mpire: „ Qu'entendez-vous p a r Ja? Crnignez-vous d'elfrnyer l'Alle­
m ngne en lui m ontrnnt l'nbime dnn s lequel vous vo ulez In prccipiter ? Vous lui souha itez 
!es m nlbeurs de l'E sp agne; v ous lui p rcparez l'affreux sp ectacle des magistrnts dcchircs 
sur !es plnces publiques, des v illcs incendices et de toutes les horreurs de In guerre 
ctrnn gcre et d e la guerr e civ ile. Vous ctes un mauvuis citoyen . L'Allemagne q ui va v ous 
connaltre, vous tiendra compte de vos b ons sentimcn ts pour eile." 
3 J ourn al d e !' Empire : „M. de Stein, vous ctes nussi m a uv ais poli t ique que m auvais 
eitoyeu. L a guerre nvec l'Autriche u ' aura p as lieu; le contingent qu e vous voulez n ous 
ofTrir pour Ja fa ire, ne sera pas a m cme de dcployer sa bravoure." 
4 J oumal d e !'E mpire : „ Quoi, M. de Stein , v ous v oulez conelure u ne allian ce avec lu 
France, lui olfrir u n coutingent ! Voil11 ce que eon ti ent le p remi er p nrngrnphe de votrc 
lettre. Par le seeond p arngrnphe vous annoneez que vous voulez mettrc l'Allemugue en 
insu r rection, soulever Ja Hesse e t In Westph ulie, et nous devons cl ire qu'en effet , votre 
allinnee est une nlliance bien singulicr c. Mais au tr oisicme p arngrnphe, vous cnoncez un 
autre systcme : vous vo ulez renouveler !es projets que l'on uvait fuits au priute mps de 
1807. Mais, M. de Stein, l'Autriche n 'nura, pns plus que In F rnnce, co nfiunee en vos pro­
messes e t n e voudra p ns de v otre contiogent. Vit-on j a mnis un pareil dclire? 
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Le comte de Vinck1 viendra me voir et restera quelque t emps avec nous. 
L'Electeur r isquera d ans les circonstances presentes que l' on s'empare de 
lui et de ses proprietcs ; au moins, il devrait mettre en surete l'un ou 
l'autre, et j e crains tres for t qu' il soit Ja victime de son indecision et de 
son av arice. 
Jusqu' a ce jour, M. de J acobi n'est p as encore arrive, mais 0 11 l'att end 
aujourd'hui; son voyage a Cte aussi penible qu'ennuyeux . 
On a enfin pris la resolut ion de choisir M. Ancillon pour gouverneur du 
prince roy ale, mais on t ardera en core quelque t emps de le mettre en ac­
tivite, en attendant, ce pas est fait , ce qui veut beaucoup dire d ans l' inde­
cision ou nous sommes ensevelis. 
II n'est pas bien que Madame de H agen2 ai t t ou t a fait ren once a sa pre­
miere idee, car la reine aurai t cte en ch antee de posseder dans sa societe 
une da me de cet te qualite; les finances de l a ma ison doivent egalement 
etre dans un mauvais etat puisqu'on ne me paye pas les 13 000 florins 
que l'on me doit pour un bien que je leur a i vendu, il y a quelques an­
nees, et clont j e dcsirerais beaucoup etre remb ourse ; car, dans les cir­
const an ces presentes, mes rich esses n e s'augmentent d'aucune maniere. 
J'entends que quelques-uns de vos amis quittent le H olstein. (Commen t 
se comportent les E spagnols et les Danois ?) 
Le General Blüch er est tres faible; pour le soutenir, on a envoye le Lieute­
nant -Colonel Bülow a Colber g. 

Voilii cependant In morale de certa ins ministres e t ce qui met tant d 'incertit ude dan s les 
affnires de leur maitre. Puissent enfin les pr inces s' environner d 'hommes digncs d 'eux 
et dont les premiers prineipes de p oli t ique soient Ja probitc e t Ja frnnehise ! Puissent-ils 
j e ter d e leur diplomatie ees restriction s mentales, ees t raitcs cventuels qui engagent et 
n 'engagen t p as, et alor s seulcment, ils r etrouveront la grandeur de leurs p eres. 
Prussien s, lisez eette lettre; ee sont de semblables ministres qui vous on t fai t perdre 
l'opinion et l'estime de l'E urop e. Allemands, lisez cette lettre et voyez les m alheurs que 
l'on souh aite ii votre p ntrie. \Vestp haliens, lisez cette lettre et convenez de la nceessite de 
n e pas souffrir qu'aucun de vos eoncitoyens puisse demeurer i\ un ser vice ctranger, saus 
r enoncer p ar mi vou s i\ ses droits d ' heredite e t i\ ses bicns. 
Et vous, Frnn<;ais, vous Gcrmains de Ja Confederution, lisez aussi cet te lcttre et v oyez 
combien Ja m oderat ion, la geniirositc sont hors de sa ison avee des h ommes profondement 
p ervers. Notre suretc n e rep osc que sur notre organisation, no tre nom bre e t notre cnergie. 
Combien de puissanees, a ncant ics p ar nous, ont et c relevees de nos propres mnins. Nous 
nvion s droit il une cterncllc r eeonnnissance, et nous n'avons obligc et sauvc que des 
ingrats. Ces h ommes pervers qui trahissen t l'honneur et les intercts de leur maitre et de 
leur patrie, sont h eureusement sans courage, san s talents, sans m oycns et snns nucun 
sentirnen t de cc qui est grancl , de ce qui cst juste, ils changent de p roje ts dix fois dans un 
jour, et lc moind rc vent qui agile l ' air, disperse tous les fcuillets de leur poli t iquc." 
1 „Der Graf von Vinc . . . " i11. der deu.tschen Fassu11.g. Na ch der L esart bei: Cavaignac wäre 
an V inck e, nach der deutschen Fassung a11 den österreichischen D iplomaten Graf Vincent 
zu denken. 
2 „Fra u von U." in der deutschen Fassung. l m Moniteur: „ .. .la de 1-I .. . " 
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780. Stein an Wittgenstein Königsberg, 15. August 1808 
Druck: Derlincr Telegraph vom 18. September 1808. Dnnnch Pcrlz, S tein II S. 231 ff., Hneecl, Preußische PoJjtik Nr. 
260, Alte Ausgnbe II S. 489fT„ Kleine Ausga be Nr. 72 und hier. 

Deutsche Fassung des vorstehend abgedruckten Schreibens von Stein an Wittgen­
stein. 

Ew. Durchl. werden in den offiziellen Schreiben, so H err Koppe Ihnen 
zu überreichen die Ehre haben wird, alles finden, was sich auf die Geld­
geschäfte selbst bezieht; ich erlaube mir nur einige Bemerkungen über 
unsere Lage im allgemeinen. 
Nach dem Rate des Grafen G. L. W[artensleben] hat man dem Prinzen 
W[ilhelm] wiederholt aufgetragen, eine Allianz, ein Hilfstruppen-Korps 
anzubieten und eine Verminderung oder Fristung der Kontributionen zu 
erbitten, sollte aber der Kaiser wieder zu neuen Unternehmungen abreisen, 
sich auf eine anständige Art zu entfernen. Nimmt der Kaiser unter den 
gegenwärtigen Umständen, wo wir ihm nützlich sein können, diese unsere 
Anerbietungen nicht an, so beweist er, daß er entschieden ist, uns zu 
vernichten, daß wir alles erwarten müssen. 
Die Erbitterung nimmt in Deutschland täglich zu, und es ist ratsam, sie zu 
nähren und auf die Mensch en zu wirken. Ich wünschte sehr, daß die Ver­
bindungen in H essen und Westfalen erhalten würden und daß man sich 
auf gewisse F älle vorbereite, auch eine fortdauernde Verbindung mit 
energischen, gut gesinnten Männern erhalte und diese wieder mit andern 
in Berührung setzte. Sollten Ew. Durchl. mir hierüber Eröffnung tun 
können, so bitte ich Sie, mir H errn Koppe oder sonst einen vertrauten Mann 
wieder herzuschicken. 
Die spanisch en Angelegenheiten machen einen sehr lebhaften Eindruck und 
beweisen handgreiflich, was wir längst hätten vermuten sollen . Es wird 
sehr nützlich sein, sie möglichst auf eine vorsichtige Art zu verbreiten. 
Man sieht llier den Krieg mit Österreich als unausbleiblich an. Dieser 
Kampf würde über das Schicksal von Europa entscheiden und also auch 
über unsers. 
W elchen Erfolg erwarten Ew. Durchl.? Es ließen sich Pläne, die man im 
Frühjahr 1807 hatte, realisieren. - \Vo ist H err von Meuring? 
Der Graf von Vinc[ent ?]1 wird mich bald besuchen und eine zeitlang hier 
bleiben. Der Kurfürst wird bei den je tzigen unruhigen Verhältnissen Ge­
fahr laufen, daß mau ihn und sein Eigentum fes tbiilt. Das eine und das 
andere sollte er wenigstens sicher s tellen, und fürchte ich sehr, er wird 
das Opfer seiner Unentschlossenheit und seiner Habsucht. Noch ist Herr 
von J acobi hier nicht angekommen; man erwartet ihn heute. Seine Reise 
war langwierig und beschwerlich . 
Man hat endlich den Entschluß gefaßt, Ancillon zum Erzieher des Kron-

1 Vgl. S . 816 Anm. 1. 
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prinzen zu wählen; mit der Ausführung wird noch einige Zeit hingehen. 
Unterdessen ist doch ein Schritt geschehen, was doch bei unserer Unent­
schlossenheit viel is t. 
Daß die Frau von U.1 ganz ihrer erst en Idee entsagt ha t, ist nicht gut, 
und würde der K[önigin] der Umgang mit einer gebildeten und durch 
Erfahrung und Leiden erprobten Dame von großem Nutzen gewesen sein. 
Die Finanzen des Hauses müssen schlecht stehen, denn man zahlt mir die 
13 000 Gulden nicht, die man mir als Kaufschilling für einen Hof chuldig 
ist, den ich vor einigen Jahren an dasselbe verkaufte, und wünschte ich 
sehr, daß das Geld mir wieder zukäme, da die j etzigen Zeiten meinen 
R eichtum auch nicht vermehren und ich mein E inkommen zu R ate 
halten muß. 
Ich vernehme, daß ein T eil Ihrer Freunde aus Holst ein abgeht. 
Der General Blücher is t sehr hinfällig; ihn zu unterstützen, hat man den 
Oberst Bülow nach Kolberg geschickt. 

781. Stein an d as Komitee der ostpreußisch en Stände 
Königsberg, 16. August 1808 

PrGStA., jct1.l DZA II Merseburg, R cp. 67 ll Regul. Gen. Nr. l b lld. 2: Konzept (Kunzleilmud), nnch Auwci• ung 
SohOru1, Purnphc Stein s, Abguugsverrncrk: 18. 

Energische l1Viderlcgun.g der in verschiedenen Ein.gaben des J(omitees vorgetragenen 
Bedenlrcn gegen die Durch/ührnng der Verordnung vom 14. F ebruar 1808. 

Mit dem Schreiben einer löbl. Komitee der ostpreußischen Stände vom 
3. d. M. habe ich den anderweiten Aufsatz über die gewünschte Modifikation 
der Verordnung vom 14. F ebruar c., die R echte der bäuerlichen Besitzer 
in Preußen betreffend, erhalten und nehme nicht Anstand, darauf nach­
stehendes zu erwidern. 
Eine p. p. kann sich überzeugt h alten, daß nach meiner Absicht nieman­
den etwas entzogen werden soll, was ihm und seinen Vorfahren r echtmäßig 
gehört hat. Daher ist es auch in der Verordnung vom 14-. F ebruar c. jedem 
Gutsbesitzer überlassen, ob er 
a) in Absicht der auf seinem Gute befindlichen Bauernhöfe sein bisheriges 
gesetzliches Verhältnis beibehalten, d. h. zwar das E igentum an Grund 
und Boden dieser Höfe sich erhalten, dagegen aber auch die Pflicht be­
obachten will, alles was B auernland ist, als solches unberührt zu lassen 
und die vorhanden gewesene Anzahl Höfe zu erhalten, oder ob er 
b) wenn es ihm vorteilhaft ist, die Hälfte der Höfe in Vorwerksland ver­
wandeln, also seinen Ertrag davon in vielen Fällen verdreifachen, dagegen 
aber auch von dem übrigen Bau ernlande nur den bish erigen Ertrag in der 
Art ziehen will, daß er solches als Eigentum weggibt. 

1 Vgl. oben S . 816 A nm. 2 . 
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Durch die Verordnung vom H . F ebruar c. wird niemandem etwas genom­
m en oder entfernt entzogen, denn wer v on der Erlaubnis zu b) nicht 
Gebrauch mach en will, kann bei seinen bisherigen R echten und Pflichten 
bleiben und sich in dem F all a) erhalten. W as die in Anregung gebrachte 
Rücksicht auf das landsch aftliche Kreditsyst em dabei betrifft, so hätte ich 
gewünscht, daß eine p. p. mit dem in Ihrer Mitte befindlichen Deputierten 
Rücksprache genommen h ätte. Denn dieser würde ihr gezeigt haben, daß 
wenn ein Landgut bei der alten Verfassung in dem Zustande zu a) z. B . 
100000 Rtlr. Taxwert h at und der Gutsbesitzer von der Erlaubnis zu b) 
Gebrauch macht, das Gut dadurch mehr wert werden muß, also die Sicher­
h eit des Kreditsystems dadurch offenbar zunimmt, daher die gegebene 
Erlaubnis dem Kreditsyst em nur günstig und niemals nachteilig sein kann. 
Sollte aber auch ein Gutsbesitzer die eigentümlich auszutuenden B auern­
ländereien mehr gegen ein zu bezahlendes K apital als eine jährliche Abgabe 
abtreten, so wird t eils der m ehrere Ertrag des neuen Vorwerklandes die 
Landschaft vollkommen sichern, t eils ihr auch überlassen bleiben, für 
solche F älle diejenigen Vorsichtsmaßregeln anzuwenden, welche sie schon 
zeither in gleichen Fällen anwandte, wie es schon immer jedem Guts­
b esitzer überlassen war, seine Bauernhöfe gegen einen Erbzins oder 
Erbpacht eigentümlich wegzugehen. 
Betreffend alles andere, was eine p. p. d arüber anführt: 
1. daß ein Instmann wohlhabender und nützlicher als ein Grundeigentümer 
von 3-4- 8 magdehurgischen Hufen Land sei; 
2. daß die Bauern auf Kost en der Gutsbesitzer bereich ert werden sollen, 
und 
3. daß die Gutsbesitzer bei Aufhebung des Mühlen- und Getränkezwangs in 
Absicht dieses neuen Bauernstandes in Ansehung ihrer Revenuen in Un­
sicherheit versetzt würden; 
4. daß die Jurisdictionskosten dem Jurisdictionario doch nur zur Last 
faJlen würden, und 
5. daß Streitigkeiten mit eigentümlichen Grundbesitzern unvermeidlich 
sein würden, 
so wird eine p. p . bei ruhiger Betrachtung dieser Sache finden: 
zu 1. daß nur Grundeigentümer an den Staat selbst bleibend gebunden 
sind, und in Absicht der Art der Existenz wohl kein Vergleich zwischen 
einem Inst mann und einem Gutsbesitzer von 3- 4- 8 Hufen zu mach en 
ist; 
zu 2. daß niemand durch positive Gesetze auf Kosten des anderen b ereichert 
werden soJl, daß der Gutseigentümer seinen Bauernhof nicht wegzuschen­
ken, sondern nur gegen eine, dem W erte desselben angemessene Leistung 
eigentümlich zu zedieren gehalten ist, wenn er es seinem Interesse gemäß 
findet, also bei den einzuziehenden H öfen oft 20- 40, ja vielleicht 100 Pro­
zent und mehr profitiert; 
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zu 3. daß die Gegenleistung des B auern den Grundherrn für den Verlust 
bei der Mehl- und Getränke-Fabrikation entschädigt, und daß solche An­
stalten auch ohne Monopol Wert hab en; 
zu 4. daß in Absicht der Jurisdictionskosten die Sache in statu quo bleibt. 
Diesem Übel überhaupt kann aber durch Aufhebung der Pat rimonial­
Jurisdiction und Ausgleichung der desfal sigen Last vorgebeu gt werden, 
weshalb das nötige bereits eingeleitet ist. Endlich 
zu 5. daß jedermann gerecht behandelt werden soll, er sei Eigentümer oder 
nicht, und daß in Absicht des neuen Bauernstandes nur das Verhältnis 
eines Grenznachbarn zum andern eint ritt, welches Verhältnis jedermann, 
der nich t auf einer Insel allein wohnt und der einen Wert darin setzt, 
Mitglied eines kultivierten Staates zu sein, sich nicht entziehen kann und 
m ag. 
Ich muß mir schließlich noch aus Achtung gegen eine p. p. den Wunsch 
erlauben, d aß Dieselbe Ihre offiziellen Äußerungen einer sorgfältigeren 
Prüfung unterwerfen möge, als dies bei dem Schreiben vom 15. Juli c. und 
dem vorliegenden Aufsatze der F all gewesen zu sein scheint. Denn es ist 
zu besorgen, daß, wenn Meinungen, die dem Geiste der Zeit und dem 
Kulturzustande des Volkes so offenbar widerstreiten , im Publiko bekannt 
werden, das hohe Vertrauen abneh men muß, welches das Land a uf eine p.p. 
setzen soll, und welches jedes einzelne Mitglied Derselben gewiß zu v er­
dienen sich bemüht. 

782 . Stein an SchlabrendorfI Königsberg, 18. August 1808 
l'rGStA„ jetzt DZA II Men eb1ug, Hep. 151 n T it. 1 Seel.1 : K.o r.cpt (Schön) , l'nrnphc Steins, Abgnugsvermcrk: 23. 

Vereinfachu.ng des J(assenwesens und Ven ninderw1.g des P ersonals. Dem Antrag 
Schlabrendorfls , die Verwaltung der Cenera.l-S t.aatslrasse nicht - wie von S tein 
vorgesehen - den B eamten der Z ivil-A usgabelrnsse mit zu übertragen , wird sta/.l­
gegeben. Erhebliche personelle E 1:nscltriinku11gen beim J\11 ilitiirkassen<vesen ab 1. 
Olrtober 1808. 

783 . Stein an Minist er Schroetter1 K önigsberg, 19. August 1808 
l'rGStA ., jetzt DZA 11 Men eburg, Hep. !Sl n T it . 1 Seel.1 Nr . 3 Vol. 2: Konzept (Knn zlcihnnd) mit Korrekt uren vou 
K.lcwitz, Abgnngavcr1ncrk: 25. 

A bbau des Behördenpersonals nach Maßgabe des Plans zur interim1:stischen ver­
besserten E inrichtung des Ceschiiftsga11gs. D ie Zahl der B eamten im Provin=ial­
Departement wird mü Wirkung vom 1. Olrtober 1808 von 29 auf 13 reduziert. V er­
sorgung der abgehenden B eamten mit Wartegeld. 

1 Mut. mu.t. cm Coltz, i(anzler Schrocltcr, S cegebarth, S cltlabren.dorfl (Konzepte ebenda). 
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784„ lmmediatbericht Steins [Königsberg,] 21. August 1808 
Stcin-A.: datiertes Konzept und undatiertes Rcinkonupl (beide c:igcnhündig). - Noch dem Rcinkonzept. 
Druck: Pcrtz, Stein 11 S. 205; Alte Au•gobe II S. 494. 

Überreicht die nachstehend abgedruclrle Denlrscltrift Scharnhorsts über die geplanten 
Bündnisverhandlungen mit Österreich. 

Die Anlage1, welche ich E. K . M. untertänigst überreiche, enthält die Eröff­
nungen, welche nach der Meinung des H . Generals von Scharnhorst dem 
österreichischen Hof gemacht werden müßten, und habe ich einige Bemer­
kungen hinzugefügt. Sollten E. M. diese Ansichten billigen, so würde 
man den Graf Götzen2 bevollmächtigen, durch ein ostensibles Königliches 
Schreiben die Eröffnungen dem Erzherzog Ferdinand, Bruder der Kaiserin 
und General-Capitain von Böhmen zu machen und zu dieser geheimen 
Unterhandlung den Oberstleutnant v. Roedlich, der mir noch durch den 
letzt hier anwesenden Grafen Roggendorff als ein brauchbarer und alles 
Vertrauen verdienender Mann empfohlen worden, zu gebrauchen. 

785. Zwei Denkschriften Scharnhorsts [Königsberg, Mitte August 1808]2 
Stcin-A.: Reinschriften (die erste von Schrciberhnnd, d ie zweite eigcuhündig) mit eigcnhündigcn Zusützcn Steins 
(gesperrt). 
Druck: Pcrtz, Stein 11 S. 205ff.; Alle Ausgabe II S. 490ff. 

Richtlinien f iir die geplanten Bündnisverhandlungen mit Österreich u.nd England. 
Zus amm.enwirlren der Streitkräfte untereinander und mit der glcichzeiti:g vorgesehenen 
Vollrserhebung gegen die Franzosen in Preußen, sowie in den ehemals preußischen 
und hannoverschen Gebieten. Unterstützung Preußens durch Österreich mit WafJen­
liefcrungen; von E ngland werden außerdem S ubsidien und Anlc1:Jwn erwartet. 
Zweclr des f (rieges: die B efreiung Deutschlands durch Deutsche ( S tein!). Wieder­
erlangung der Selbständigkeit der bedrohten oder u.nterdrüc/rten S taaten. Gesamt­
europäischer Gesichtspu.nlrt unter Zttrüc/rstellung aller e1:gensücht.igen Zwecke als Vor­
bedingung des E rfolgs. Die polnische Frage. 

Beide Staaten verbinden sich, um ihre Existenz zu erhalten und den allge­
meinen F eind d arnieder zu werfen. Preußen weiß, daß seine Existenz nur 
von der von Österreich abhängt, daß mit dem F alle Österreichs es un­
wiederbringlich verloren ist. Ebenso klar ist es, daß Österreich nur durch 
einen kraftvoUen Krieg sich retten kann, daß aber, wenn Frankreichs 
Macht nicht geteilt wird, es schwerlich seinen Kampf glücklich endigen 
wird . 
Preußen is t daher entschlossen, sobald der Krieg zwischen Österreich und 
Frankreich ausbricht, mit allen seinen Kräften den Krieg gegen Frankreich 
anzufangen. 
Seine Mittel dazu sind: 

1 Siehe witen Nr. 785. 
2 Das Datum ergibt sich aus Steins Tmmediatschreiben vom 21. August 1808 (oben N r. 784). 
Die zweite, England betre//ende De11lrschrift 1:st vielleicht späteren Datums, da auf sie im 
Schreiben Stci1is vom 21. Augu.st nicht Bezug genommen ist. 
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An stehendem Militär: 
1. in Preußen 27 Bat[taillons], 66 E scadrons mit überflüssiger Artillerie, 
circa 30000 Mann; 
2. in Pommern 11 Bat[taillons ], 10 E scachons und dazu gehörige Artillerie ; 
3. in Schlesien circa 10000 Mann und die 3 Festungen Glatz, Silberberg und 
Cosel. 
Die Truppen in Preußen brechen sogleich offensive über die Weich sel vor 
und dringen in Vereinigung mit den pommerschen Truppen gegen die 
mittlere Oder. 
Die Truppen in Schlesien vereinigen sich sogleich mit den öst erreichischen 
Truppen, die 3 Festungen werden den Österreichern geöffnet, und sie 
können die Mitbesatzung unter einem preußisch e n Kommandante n 
ausmachen. Österreich muß aber bedacht sein, diese F estungen m it Kriegs­
bedürfnissen und Lebensmitteln zu versehen, sobald es ihnen fehlen sollte, 
da sie nur den nötigen Bedarf zu einer kurzen Belagerung haben. 
In dem Augenblick dieses Vordringens bricht ein allgemeiner Aufstand in 
Pommern, der Neumark, in der Mark und im Magdeburgischen, in Nieder­
sachsen, \Vestfalen, Hessen, Thüringen und Franken aus; an einem Tage 
sucht man sich aller festen Plätze durch Verrat oder Überfall zu bemeistern. 
Ebenso bricht in Schlesien der allgemeine Aufstand los, wenn nicht die zu 
große Anzahl französischer Truppen es im ersten Augenblick verhindert. 
Gleichzei tig wird ein allgemeines Aufgebot in Ost- und Westpreußen ent­
weder die vordringende Armee unterstützen oder die Polen im Zaum 
halten. 
Preußen will selbst, wenn es dadurch möglich ist, die Polen von Frankreichs 
Interesse abzuzieh en, seine polnischen Provinzen aufopfern und nur das 
behalten, was es nach der Teilung von 1772 besaß, alles übrige aber als einen 
selbständigen Staat best ehen lassen. Hängt Polen aber dennoch an Frank­
reich fest, so muß gegen den polnischen Adel ein Vernichtungskrieg geführt 
werden. 
Zur Unterstützung der allgemeinen Insurrektion würde es sehr wichtig sein, 
wenn Öst erreich mit einem Korps längs der Elbe operierte und von hier aus 
die Insurrektionen mit Gewehren und Munition unterstützte . Bei einem 
glücklichen Erfolg könnte dies die Vernichtung der französischen Armeen 
bewirken, und auf jeden Fall werden den Franzosen dadurch alle Hilfs­
quellen, die sie aus Deutschland ziehen könnten, entzogen. E s würde auch 
wichtig sein, wenn Öst erreich erlaubte, daß sich in der Gegend von Eger 
und Pilsen ein kleines preußisch es Korps bildete, um in Franken einzu­
dringen ; die sehr guten Gesinnungen der Ansbacher und Bayreuther 
machen dies leicht. 
Alle Akquisitionen, Abrundungen, alle Vergrößerungsprojekte müssen 
schweigen. E s kommt jetzt bloß auf die Erhaltung der beiderseitigen 
Staaten und der regierenden Dynastien an. 
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Eine kleinliche Eifersucht hat die Staaten Europas ins Verderben geführt, 
nur Vertrauen und Einigkeit im Glück und Unglück k ann sie wieder her­
st ellen. Also fort mit der elenden Sprache der Diplomatik, wo man sich nur 
wech selseitig betrügen wollte, eine gerade, freie Sprache sei unter den 
Mächten, die das große Werk, die Befreiung Europ as, auf sich nehmen; 
v ereint zu siegen oder zu fallen sei ihre ganze, ihre innigste und heiligst e 
Verbindung. 
D e r Krieg muß geführt w erd e n zur B efr e iung von D eutschland 
durc h D eut sch e . 
Auf d e n Fahne n d es L a nd s turms muß die ses au sged r ü ckt se in, 
und führt al s e in Provinzi a l abz e i c h e n j ed c Provinz ihr Wapp e n 
od e r ihre n N a m e n auf d er Fahne. 
Man s ollte nur e ine Kokard e habe n, die F a rb e n d er H a upt­
natione n in D eutschland, d e r Ö s terre i c h e r und Preuß en, n äm ­
li ch S chwarz, W eiß und G elb. 

Anträ ge, s o ari England g esc h e h e n würde n 

Schon vor zwei Jahren hat Preußen einen Versuch gemacht , seine Unab­
hängigkeit zu erhalten; dieser Versuch ist nicht geglückt und hat die Folge 
gehabt, daß nun der Staat und die regierende Dynastie mit der Vernich­
tung bedroht wird. S. K. M. von Preußen glauben daher, es sich und ihrem 
Volke schuldig zu sein, bei der erst en günstigen Gelegenheit einen zweiten 
Versuch der Erhaltung ihrer Krone und ihres Staat es zu m achen. 
Diese Gelegenheit möchte der wahrscheinlich nahe Friedensbruch zwisch en 
Frankreich und Österreich sein. In dieser Lage wenden sich S. M. v ertrau­
ungsvoll an die englische R egierung, die einzige eines noch in Europa völlig 
unabhängigen Volks, und ersuchen dieselbe insgeheim um Beistand, sobald 
die Umstände ihn notwendig machen sollten. 
Die preußische st ehende Militärmacht ist zwar gegenwärt ig sehr gering. 
Man hofft aber , daß die Energie und Erbitterung der Nation gegen ihre 
Unterdrücker die st eh ende Armee er setzen soll, und in dieser Hinsicht ist 
man bemüht, einen Aufstand durch die ganze Monarchie zu organisieren, 
der, wenn der größere Teil der französischen Truppen in dem Kriege mit 
Öst erreich beschäftigt sein wird, ausbrechen und womöglich vom Rhein bis 
an die W eichsel in allen Provinzen stattfinden soll. 
Der Ausführung dieses Projekts steht insbesondere der Mangel von lnfan­
teriegewehren und G eld entgegen, und S. M. ersuchen daher die englische 
Regierung, 40000 Inf[anterie-]Gewehre mit 100 Schuß für jedes, 12000 
Kav[ allerie-]Säbel oder Degen und 30 000 Ärmelmantel bereit zu halten, 
welche, wenn es verlangt wird oder der Krieg mit Österreich und Frank­
reich ausbricht, schnell nach Kolberg und Pillau abgehen können. 
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\Vir würd e n zur Wi e d e rhe r stellung und d e m Unterhalt e in e r 
Armee von 100000 Mann 10 Millionen Tale r teil s al s Anle ihe, 
teils als Sub sidi e n brau c h e n, die man in G e ld und auch in 
Effekten au szahle n könnte. 
Um der Insurrektion, welche in den preußischen Provinzen bei dem Aus­
bruch des obigen Krieges stattfinden soll, mehr Nachdruck zu geben, muß 
sobald als möglich von England aus in Hannover ein ähnlicher Aufstand im 
voraus organisiert werden. 
Bei dem Ausbruch der Insurrektion würde es von großem Nutzen sein, 
wenn zwischen der Ems und Elbe in verschiedenen Punkten einige 1000 
Mann Truppen landeten und zum Teil in kleinen Detachements von 20 bis 
40 Mann sich in Schnellmärschen bis an den Sollinger Wald, Harz, Lippi­
schen Wald, H erzogtum Westfalen usw. verbreiteten, während größere dem 
lnsurrektions-Korps F euergewehre usw. zuführten. 
S. M. würden zugleich von Preußen aus nach Ostfriesland zu Wasser Truppen 
schicken, um das in den westfälischen Provinzen an die preußische R egie­
rung attachierte Volk zu insurgieren und zu leiten. 
Zu der E skortierung dieser Landungstruppen und in anderer Hinsicht 
würde es wichtig sein, wenn zwischen Kolberg und Pillau einige Fregatten 
und kleinere bewaffnete Schiffe sich befänden, von denen die letzteren bei 
dem Ausbruch des Krieges in das Frische Haff gehen könnten, um auf dem­
selben eine sichere Kommunikation zwischen Königsberg, Pillau, Elbing 
usw. zu haben, die von Danzig aus gestört werden könnte. 
Könnten diese Fregatten eine Quantität lnfanteriegewehre führen, so 
würde dies sehr wichtig sein, weil nur in dem Fall die Insurrektion gleich 
nach dem Ausbruch des Krieges zwischen Österreich und Frankreich an­
fangen könnte. 
Sollte die englische Regierung neben der Hilfe, welche sie Preußen an 
Waffen leistet, auch noch einige Truppen nach Preußen und Pommern 
schicken können, so wfüde dies auf den Geist des preußischen Volkes vor­
t eilhaft wirken und auch auf den F eind einen nachteiligen Eindruck 
machen. 

786. Kabinettsordre an Schroetter Königsberg, 22. August 1808 
PrGStA., jetzt DZA II Merseburg, Rcp. 89 n XXXIV 3 : Konzept (Klcwitz) nuf Grund der Hnodverfüg,mg Steins zum 
l mmcdiotbcrichl Schrocllcrs vom 16. Auguet (ebenda), J>nrophc Steins, Abgungsvcrmcrk: 26. 

D er Graf von Gröben auf Po11.arge11 soll wegeTL grober V ernachlässigung seiner guts­
hcrrlichen Pflichten, sein Inspektor J( röting wegen mißbräuchlicher Verwendung 
der für die Un.t.erstützu11g der verele11dete1i Gu.tsleu.te bcstim.mteTL „Naturalien" 
( lJrol.mehl} „ in fi skalischen Anspruch genommen werden". EiTL Voll=ugsbcricht 
wird erwartet. 
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787. lmmediatbericht Steins (Königsberg,] 23. August 1808 
Housnrchiv, jetzt DZA lI lt1crtieburg, Friedrich Wilhelm III. Rcp. '19 E III N r. 5 : Aud crl igung (cigenhiindig). 
Druck : Alte Au•gubc II S. •195 (R egc8l) . 

L egt den A11,fsatz V inckes iibcr „Zweck und Mittel der preußischen Staa tsver­
waltung, welche dieselbe verfolgen, d eren dieselbe sich bedienen dürfe" (3. A ugust 
1808) vor' . 

788. Scharnhorst an Stein Königsberg, 23. August 18082 

S tcin·A. : Aud crtigung (cigcnhiindig) m it Antwortkonzept (cigcnhündig) vom 24. August 1808. 
Druck : Pert:r., S tein II S . 2 10 ff.; Alte Ausgabe II S. 494 f. 

Unlrlare und schwächliche H alt.ung des J(önigs in der gegenwärtigen J( rise der preu.­
ß1:schen A u ßenpol1:t1:k. Schamhorst verlangt klare Stellw1g1w lune, fordert im Fall 
e1:ner endgü.ll.igen Entschefrl11.ng für den F rieden die E ntlassung der f ür den J(rieg 
gegen F ranlrre1:ch eintretenden oberen S taatsbeamten. 

tein verweist au.f die widers pruchsvollen l'Veisungen des J(önigs, seinen V ersuch, 
nach allen Seiten Fühlung zit halten . J-loflt, ihn noch über die Schwäche R ußlands 
au fzuklären und f iir den J( ampf zu gewinnen. 

Aus der Unterredung des Königs schließe ich: 
1. daß er von Rußland die Erhaltung seiner Krone und seines Staa tes 
erwartet und nicht von dem Ausgang des Krieges zwischen Frankreich und 
Österreich, 
2. daß er d aher nicht den Krieg in Verbindung mit Österreich anzufangen 
für gut findet, wenn nicht Öst erreich siegen sollte. 
Diese Ansichten führen zu h alben Maßregeln, wie die im J ahre 1805 -
<ler Erfolg d avon ist leicht vorauszusehen. 
Der K önig m uß die Frage : ob er mit Österreich , sobald der Krieg zwischen 
Frankreich und Öst erreich ausbricht, gemeinschaftlich aus allen K räften 
(den Krieg] gegen Frankreich führen wolle, mit J a oder Nein beant wor ten. 
Im ersten Fall müssen unsere Vorbereitungen und Maßregeln fortgesetzt wer­
den , im zweiten aber muß dies nicht geschehen, denn sonst setzt man ohne 
hinlängliche Veranlassung d as Leben von Menschen aufs Spiel und kom­
promittiert den Staat. - In diesem F all muß der K önig die französische 
Partei ganz ergreifen und die Leute entfernen, von denen die \Velt weiß, daß 
sie nicht für Napoleon und die Franzosen eingenommen sind. 
Dies sind, glaube ich, wir verbunden dem K önig zu sagen. 
[A ntwortkonzept Steins vom. 24. August 1808:] Der König zeigte 
1. Mißtrauen in seine Nation, auf Öst erreich, Vertrauen auf Rußland; 
2. unterdessen will er die zweckmäßigen Eröffnungen t un lassen, und 
3. gest atten , daß man in England die nötigen Einleitungen treffe. 
ad. 1. Seine Vorurteile muß man widerlegen, indem m an ihm die Schwäche 
Rußlands und des Kaisers bei allen Gelegenheiten dar tut. 
[ad] 2. Schoeler wird dieses mit Verstand tun, ich wünschte, Ew. Hochwohl-

1 Der A u.f satz selbst ebenda. 
2 Die A usfertigung hat „22. Aug(ust) " . Datwn von S tein verbessert wie oben . 
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geb. ließen für ihn eine Instruktion, die ihn mit allen unseren Ideen bekannt 
macht, entwerfen. 
[ad] 3. H eute verabrede ich das nötige mit H. v. Jacobi. 
Man wird sehen, welchen Eindruck die Äußerungen des G. Götzen in Kra­
kau auf das \V[iener] K[abinett] gemacht haben1. 

789. Votum Stt'ins zum Bericht des Prinzen Wilhelm vom 11. August 18082 

[Königsberg, 24„ August 1808] 
Druck: Hnsscl, Preußische Politik Nr. 175. Dnnnch Alte Ausgnbc II S. 495 f. und hier. 

Verzicht auf das französische Bündnis. Der Prinz soll lediglich Zahlun.gserleichl,e­
run.gen anstreben. 

Un arrangement conforme a Ja convention de Berlin vaut micux qu'unc 
alliance, e t je crois qu'il serait bon d 'ecrire par la poste en chiffres au prince, 
d 'abandonner l 'idee de l ' alliance3, mais de tächer d'obtenir : 
1. ou une diminution de la contribution, 
2 . ou des t ermes de payements plus eloignes, 
3. et la confumation de l'article 25 du traite de Tilsit4• 

Il faudra egalement avertir la cour de P etersbourg de la m arche que Ja 
negociation a prise. 

790. Anweisung Steins zur Kabinettsordre an Minister Schroetter 
[Königsberg,] 24. August [1808] 

PrGSLA„ jet zt DZA II Merseburg, Rep, 09 n XXV 4: cigcnbündig. 
Druc~: Alle Ausgabe 11 S. 495 (RcgcBL). 

Übersendet ihm einen Bericht des J(önigsbergcr l fommandanten v. Schlieflen über 
das Auf- und V orlwufswesen zu gutachtlicher S tellu,ngnahme. 

An den St. M. v . Schroetter zum schleunigen gutachtlichen Bericht mit 
der Bemerkung, daß zwar das Vor- und Aufkaufen auf dem platten Laude 
nützlich und für den Konsumenten zeitersparend sein könne; dies sei aber 
der Fall nicht mit der Aufk~iuferei an den Toren der nach der Stadt ge­
brachten Produkte, indem hierdurch der Konsument nicht erleichtert, 
sondern ihm der Einkauf verteuert werde. 5 

1 Hier folgt in dem Abdruck des B riefes bei P erlz noch der Satz : „Wir müssen nur Dohna 
hinwcgschickcn." Dieser Zusatz fehlt in ruiserer Vorlage. Vgl. L ehmann, S tein 11 S . 561, 
Anm. 1. 
2 Der B ericht des Prinzen gedr. bei Ilassel a. a. 0. N r. 169 (Auszug). 
3 Über diese neue li\fendung der S teinsehen Außenpolitik vgl. N aussherr, Erfilllung und 
B efreiung S. 210 f. 
' B etr. die preußischen Forderungen im llerzogturn l'l'arschau, die Napoleon bereits gegen 
den lV ortlaut des T ilsiter Friedens dem J(önig von Sachsen im Vertrag von B ayonne ver­
/rauft hatte. Dazu Haussherr a. a. 0 . S . 204 fl. 
a Entsprechende Kabinettsordre an Schroetter vom gleichen Tage ( J(onzept J(lewitz, Paraphe 
S te i1is) ebenda„ 
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791. Kabinettsordre an Bismarck Königsberg, 24·. August 1808 
PrCStA.1 jetz t DZA II Merseburg, Rcp. 89 n VI 1: Konzept (KJcwitz) mit Korrekturen Steins, nu{ Grund der Rand ­
v erfügung Stciua 7.u.m Bericht Meyers an S tein vom 22. August 1808 (cbendn), Abgang8vcrmerk: 27. 

Ein/ührung einer indirekten S teuer in Schlesien zur Bestreitung der Unterhaltungs­
/rosten /iir die frem den Truppen. 

Ich genehmige auf Euren Bericht vom 7. d. M. die einstweilige Einführung 
einer allgemeinen indirekten Auflage in Schlesien zur Bestreitung der 
Unterhaltungskost en für die fremden Truppen, wiederhole dabei jedoch 
die schon wegen der Breslauer Akzise-E rhöhung in Meiner Ordre v om 26. 
Mai d. J. gegebene Bestimmung, daß die Erhebung dieser Abgabe nicht 
länger dauere als bis zur Räumung des Landes und die Einnahme nicht zu 
den französischen Kassen füeße, sondern ihrem Zweck gemäß verwendet 
werde. 
Außerdem bemerke Ich, daß bei dieser Best euerung eine Prägravation für 
die Städte stattzufinden und das platte Land, welches ihr nur t eilweise 
unterworfen ist, zu sehr geschont zu sein scheint. Beides is t möglichst zu 
vermeiden und, wo solches geschehen, zu berichtigen. 

792. lmmediathericht Steins Königsberg, 25. August 1808 
PrGStA .• jelzl DZA II Merseburg, R ep. 15 1 n Tit. I Seel. 1Nr.2: K onzepl (K lcwilz), Pnrnphe Steins. Abgu ngsvcr­
mcrk: 26. Ebenda: Ausfertigung. - N nch dem Konzcpl. 

D ie Geschiiflsordn u.ng der General-J(on/erenzen. 

Der Allerhöch st genehmigt e Plan zur interimistischen verbesser ten Ein­
richtung des Geschäftsganges bestimmt, daß über allgemeine Verwaltungs­
gegenstände, besonders Gesetzgebung und allgemeine Einrichtungen, die 
obersten Staatsbeh örden zu General-K onferenzen zusammentreten , darin 
sich die Administrat ions-Chefs neb t einigen mitzubringenden Räten der­
selben und die R äte des General-Departements vereinigen, die Mitglieder 
gleiche S timmen und nur der Vorsit zende entscheidende Sti rn me h aben 
sollen, über die wichtigen Diskussionen aber das bei den deutsch en Ver­
fahren übliche Protokoll abgeh alten werden soll. 
Für die Geschäftsführung selbst bedürfen diese allgemeinen Bestimmungen 
n atürlich einer näheren Au seinandersetzung über Zweck, Gesch äfte, Mit­
gliedschaft, Session stage, Gesch äftsgang, Vortrag, Stimmengebung, Be­
schluß und Ausfertigung, auch wann und wie zwisch en einzelnen Beh örden 
Spezial-Konferenzen st attfinden . Der anliegende Heglements-Entv.rurf 1 ent­
hält hierüber das nähere, na mentlich: 
§ 4·. Selbständige Mitglieder der General-Konferenz sind nur die Admini­
strations-Chefs und die sämtlichen R ä te des General-Departements. Die 
von den erst en mitgebrachten R ä te geh ören nur den einzelnen Admini­
strations-Behörden an und sind also nicht selbständig. In diesen Rück-

1 Siehe die folgende N r. 793. 
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sichten und weil ihre Anwesenheit und Zahl nur willkfulich ist, können die 
von ihren Chefs bloß mitgebrachten Räte bei der Abstimmung keine 
Stimme haben . Diese kommt bloß den Verwaltungs-Chefs selbst und den 
Räten des General-Departements zu. Die Stimmen dieser wirklichen Mit­
glieder aber haben gleiches Recht; zwischen ihnen entscheidet die Mehrheit, 
und bei gleicher Zahl gibt der Vorsitzende mit der seinigen den Ausschlag. 
§ 7. Angelegenheiten aus E. K. M. Kabinett und aus dem General­
Departement als die wichtigsten und allgemeinsten t eilt der Vorsitzende 
Räten des General-Departements zu. Diese votieren darüber, und ihre Gut­
achten zirkulieren vor dem Vortrag bei allen übrigen Administrations-Chefs, 
damit alle Mitglieder der General-Konferenz davon unterrichtet sind. Den 
Verwaltungs-Chefs bleibt dabei überlassen, Vota beizufügen und zur münd­
lichen Debatte die ihnen nachgelassenen Räte mitzubringen, welche dabei 
aber bloß ihre Departements-Chefs vertreten. Dies folgt aus den Be­
stimmungen des § 4·. 
§§ 10, 11, 13. Zur Beglaubigung der Beschlüsse, Ausfertigungen und des 
Protokolls nach deutscher Weise ist es nötig, daß damit eine bes timmte 
P erson als Staatssekretär b eauftragt werde. Die Räte des General-De­
partements sind bei allen Verhandlungen als Mitglieder der General-Kon­
ferenz gegenwärtig; von ihnen also und zwar von dem Ältesten, wird das 
Staatssekretariat zu verwalten sein. 
§ 17. Die sehrift]jche Korrespondenz hat nie den W ert der mündlichen 
Debatte und fordert mehr Zeit, Menschen und Arbeit. Um sie zwischen 
den oberst en Behörden ganz zu verdrängen, ist das einzige sichere Mittel, 
sie ganz zu verbiet en und die Diskussionen zu Spezial-Konferenzen zu ver­
weisen. 
E. K. M. bitte ich nach dieser Erläuterung das entworfene Reglement 
Allerhuldreichst zu vollziehen1. 

793. „Vorschrift für den Geschäftsgang bei den gemeinschaftlichen Arbeiten 
der obersten Staatsverwaltungsbehörden" Königsberg, 25 . August 1803 
PrGStA ., j"t·tzt DZA 111\fcrsclmrg. flcp. 151 n 'l'it. l Seel. l Nr. 2: Ausfertigung (Knnzlcihnnd), gez. Friedrich Wilhelm, 
Gcgcnzcic rnung Steins. Rcp. 92 Klewitz Nr. 22: Ab11chrift. - Stciu ·A: Ab11chrift. - Nach der Ausfertigung. 
Druck: Pcrtz, Stein 11 S . 128 ff. 

Nachdem S. K. M. durch die Höchste Kabinettsordre vom 25. Juli d. J. 
den Plan zur einstweiJigen verbesserten E inrichtung des Geschäftsganges 
zu genehmigen geruht haben2, so wird nunmehr durch diese Vorschrift be­
stimmt, wie dieser Geschäftsgang bei den dadurch angeordneten General­
Konferenzen sämtlicher oberst en Staatsverwaltungsbehörden und den 
Spezial-Konferenzen zwischen einigen derselben stattfinden soll. 

1 Das R eglement (dat.i:ert vom 25. August) wurde am 29. August 1808 vom f(ö11ig voll­
zogen. 
2 S 1:ehe oben Nr. 751. 
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(I. Gen e ral-Konfer e nze n) 

§ 1 
D er Zweck dieser Gener a l-Konferenzen ist: die nötige Vereinigung aller oberst en Staa t s­
verwaltungsbehörden in ein Ganzes zur Erhaltung einer allgemeinen Übersicht und Ver­
bindung der wichtigsten Staat sverwaltungsgeschäfte und zur V crrneidung einseitiger, 
dem Allgemeinen sch1idlichcn Grundsätze und Verfügungen. Diese Vereinigung be­
absichtigt daher Einheit, Kraft und Schnelligkeit der Staatsverwalt ung. 

§ 2 

Nach dieser Bestimmung treten folgende Oberste Staatsverwaltungsbehörd en zu den 
General-Konferenzen zusammen: 

1. das General-Finanz- und Polizei-Departem ent, 
2. das Preußische P rovinzial-Dep artement, 
3. dns D epartement für Geis tlich e-, Universitä t-, Schul- und Armensuchen, 
4. dns General-Akzise-, Zoll-, Snlz- und S tempel-Dep artement, 
5. das Genera l-Post-Departement, 
6. das R echnun gs-Departement, 
7. die Bnnco-Direktion, 
8. die Scch nndlungs-Direktion ; 

diese le tzter e j edoch für jet zt nicht besonders, sondern durch die repräsentierenden 
beiden Mitglieder des General-Departements, Geh . Finanzrat Staegcmann und Frei­
herrn von Altenstein ; 

9. das Auswärtige Departement, 
10. das er st e und zweite D epartement d er Militär-Kommission, 
11. da s Justiz-Departem ent. 

§ 3 
So wie j ede dieser ober st en B ehörden in sich selbst die Geschäfte bearbeitet, welche zu 
ihrem R essort gehören, so bringen sie davon diej enigen zur B eratschlagung in den 
General-Konferenzen, welche in das Allgemeine der Staatsverwaltung eingreifen. 
E s gehören dahin vornehmlich folgende Such en : 
1. Alle Gegen stände der Gesetzgebung, sobald die Sanktion eines neuen, oder die Ab­
schaffung oder Modifikation eines bisher best andenen Gesetzes für nötig gehalten wird . 
2. Alles, was neue, allgem eine Einrichtungen oder Aufheb ung alter Anordnungen be­
trifft. 
3. Alles, was ein gemeinschaftliches Interesse für m ehrere B ehörden ha t. 
4. Gegen stände, welche zwar eins Allgemeine der Verwaltung ni cht be treffen, aber 
worüber sich m ehrere der in § 2 aufgeführten B ehörden in den d :nüber unter sich gc· 
haltcnen Konferenzen nicht haben vereinigen können, und worüber dann in d er Gcncral­
K onfcrenz ein Übereinko mmen bewir kt, oder die Sache zur Allerhöchsten Königlichen 
Entsch eidung vorbereite t wird. 

§ 4 

Die B earbeitung dieser Gesch äfte geschieht unter eie rn Vorsit z des Geh. Staatsminist e rs 
Freiherrn vom Stein , und unter ihm versa mmeln sich zu den General-Konferenzen : 
a) sämtliche Mitglieder des General-Fin anz- und Polizci-Depnrtcm cn ts, 
b) die Chefs der sä mtlichen in § 2 genannten Departements, welche, soweit ihnen ein 
vortragender Rat nachgelassen ist, diesen mitbringen, um d en Vortrag zu halten, oder 
ihn im Fall der A bwesenheit zu ersetzen. 
Sowohl die Mitglieder des General-Finanz- und Polizci-Dcp nrtcm cnts a ls die Ch efs de r 
ver schiedenen D epartements hnbcn j eder ihre S timme bei den Beratschlagun gen, den 
von ihnen mitgebrachten R ä ten st eht solche a ber nicht besonders zu , weil sie nur mit 
und für dieselben er scheinen . In dieser Ar t werden durch die integrierenden Mitglieder 
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nach der Stimmenmehrheit die Beschlüsse gefaßt. Die Stim me des Abwesend en wird 
nicht gerechnet. D er bei der Sache interessierte D ep artements-Chef muß ab er in seiner 
Abwesenheit durch einen Rat des Departements j edesmal reprüsenticrt werden, der 
alsdann auch eine Stimme hat. Sind die Stimmen gleich, so gibt der Staatsminister 
Freiherr vom Stein den Ausschlag, und in seiner A bwesenheit wird er von dem ältesten 
Staatsminister ersetzt. 

§ 5 
In dieser Art werden gewöhnliche oder außerordentlich e K onferenzen geh alten. Zu 
ersteren wird jed er Mittwoch um 11 U hr bestimmt, und es versammeln sich dazu j edes­
mal die sämtlichen Minister nebst ihren mitzubringenden vortragenden Räten, die Räte 
d es Gen eral-Finanz-Depa rtements, der Kanzler Freiherr von Schroet tcr nebst seinen 
Räten und die Chefs der b eiden Departements der Militär-Kommission, die Chefs der 
anderen Departements a ber nur dann , wenn Sachen vorhanden sind , die auf ihre Partien 
Einfluß haben. Die außerordentlichen K onferenzen b estimmt d er präsidier ende Mini­
ster und ladet dazu diej enigen a dministrierenden Mitglieder ein, welche an der Beratung 
t eilnehmen sollen, wobei die Mitglieder des General-Finanz- und Polizei-Depa rtem ents 
jedes Mal zugegen sind. 

§ 6 
Sowohl die Konferenzen als sonstigen Besch äftigungen dieses Plen i werden in dem k önig­
lichen Gcbiiudc auf dem Roßgürtcnschcn Markt gehalten, woselbst auch die R egistratur 
und die Kanzlei sich befinden werden. 

§ 7 
D er Geschäftsgang selbst wird in der Art angeordnet, da ß der Staatsminister Freiherr 
vom Stein oder der an seiner Stelle präsidierende Minister die nach § 3 zur Gcncral­
Konfcrcnz geeigneten Sachen durch das Zeichen „Gen . Konf." dahin verweist und sie 
deshalb präsentiert. Kommt die Sache von S. K. M. oder von dem General-Finanz- und 
Polizei-D epartement, so ernennt der Staatsmini ter Freiherr vom Stein einen oder 
mehrere Referenten aus dem General-Departement ; diese votieren , und ihre Vota zirku­
lieren bei allen Administra tions-Chcfs, d enen es überlassen ist, Vota beizufügen und zur 
mündlich en D ebatte die zur General-Kon ferenz bestimmten Räte mitzubringen ; diese 
vertreten dabei aber nur ihre D epartements-Chefs, und deshalb find et hier a uch kein 
Mitzuschreiben statt. K ommt die Sache von einem anderen R essort, so ernennt der 
Administrations-Chcf, welcher sie zur General-Konferenz v orschlägt, seinen R at und 
b ezeichnet zugleich die konkurrierenden Spezial-Depa rtements ; diese ernennen a uch 
ihre Räte, und clie sämtlichen R eferenten vo tieren; ihre Vota werden dem Staat smini­
ster F reiherrn vom Stein und von diesem einem Rat des General-D epartements zu­
gestell t, welcher sie in der nä ch sten Sitzung desselben zur Kenn t nis des D epartements 
bringt und sodann an den ersten R eferenten zurücksendet ; bei der näch sten Gcncral­
K onfcrcnz wo möglich k ommt dann die Sache vollständig vorbereitet zur Debatte. 
Damit das Votieren nicht aufhalte, muß es m öglich st beschleunig t werden, und damit 
k eine Sache sich verliere, sie auch vollstiiudig übersehen werden k önuc, muß sogleich 
nach der Zuschrift die R egistratur die Akten gehörig b eifü gen und die Sache in d as Vor­
tragsj ournal eintragen. 

§ 8 
D en Vortrag hiilt der erste vorgeschrieb ene R a t umständ lich und vollstündig mit An­
führung sowohl der siirntlichcu Snchvcrhültn issc und der Theorie, wora uf die Sach e 
beruht, als d er v erschiedenen Mcinuugcn und Gründe, welche von den vortragenden 
Räten b eigebracht sind , und liest zugleich einen vollstiindigcn Entwurf des zu fassen­
den Beschlusses vor. Ü ber den Vortrag des Referenten und den Entwurf zu einem 
Beschluß dürfen die mitkonkurricrcnden Räte ihre Meinungen näher entwickeln und 
unter sich und rnit dem vortragenden Rate berichtigen und so in der Theorie und in 
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A11schung des Tntbcstaudcs in da s völlige Licht setzen. Daun erst crö!Tnct s ich die freie 
Diskussiou für alle und jede nnwcscncl en Pc1·sonen mit der völligsten Freimütigkeit, 
doch mit dem Anstande in Ausdriick en und der Schonung seiucs Gegners, die man von 
Miinnern dieser Bildung, ohne darüber best immtere Vorschriften abzu ge ben, von sich 
selbst erwarten kann . Der prüsidicrcnde Minister leitet d iesen Vortrag bis zu einem 
v öllig reinen und bestimmten ß cschluß, der, wen n er nicht vo n selbst erfolgt, dadurch 
bewirkt wird, daß die zweifelhaften Punkte in F ragen normiert werden, und darüber 
einzeln nach § 4 abgestimmt wird. Ihm steht a uch zu, einzelne anwesende P erso nen zu 
der Teilnahme an den Diskussionen und Abgcbung ihrer S timme aufzufordern, denen, 
die es verlangen, das \Vort zn vcrscha fTcn, etwaige Ü berschreitung des Anstandes und 
der Sch onung in Ausdrücken abzustellen und zu r ügen, und wenn die Sache noch nicht 
zum Beschluß geeignet is t, oder dieser aus anderen Gründen nicht erfolgen kann, solche 
zu vertagen. 

§ 9 
D amit a ber dieser Fall so selten als möglich eintrete, und da der Zweck der Gcneral­
Konfercuzcn nicht sein k ann, unvor bereitete Geschüftc zu leiten und zu bearbeiten, so 
müssen die dahin zu bringenden Sachen schon durch die betreffenden Dcpartcments­
Chcfs gehörig vorbereitet, d arüber ein vollstiindiger Bericht verfaßt, und wenn der 
Gegenstand eine neue Verordnung betrifft, diese im Entwurf beigefü gt werden. Fehlt es 
an einem oder dem anderen im a llgemeinen, so wird die Sache zurückgegeben, sonst aber 
bes timmt, welche Departements etwa die Sachen uiihcr vorbereiten sollen; die Berichte 
dieser Art sind daher direkt vor die General-Konferenzen und nicht erst vor das Gcncral­
F inanz- und Polizei-Departement zu bringen . 

§ 10 

Der erste vortragende Rat faßt Beschluß a uf das vorgetragene Stück ab und besorgt die 
nötigen Expeditionen, welche dann im Konzept von ihm und den siimtlichen Referen­
ten unterschrieben und von dem Staatssekretär bloß das Konklusum darunter mit der 
Formel: „derges talt beschlossen in der Gen eral-Konferenz d en ... N. N." gesetzt wird. 

§ 11 
Die Ausfertigungen gescheh en demniichst durch bloße Abschriften, die von dem Staats­
sekretär beglaubigt werden, diese werden an die bctre fTendcn D epartements brcvi manu 
abgegeben, worauf dieselben die nötigen V crfügungcu darauf besorgen. Das Plenum 
kommt solchem nach in Verfügungen gar nicht als wirksam zur Sprache. 

§ 12 
Mit der in dieser Art bewirkten und mitgeteilten Bestimmung allgemeiner Vcrwaltungs­
grunclsiitzc hört vielmehr in d er R egel die Einwirkung des Plcni nuf, und es tr itt nun 
wegen deren A usführun g die \Virksa mkcit der betreffenden einzelnen Departements ein . 
Indessen bleibt es diesen vorbehalten, sich wegen niihcrer Bestimmungen etc. mit An­
fragen usw. an das Plenum zu wenden , und diesem selbst ist j ede für nö tig gehaltene 
Rückfrage au dieselben unbenommen, welche in gleicher Form, als § 11 bestimmt ist, 
erfolgen. 

§ 13 
Um aber die hci den General-Konferenzen vorfallenden Verhandlungen im wesentlichen 
und im Zusammenhang übersehen zu können, wird ein Protokollbuch gehalten, worin 
chronologisch verzeichnet wird, wns von wicht igen Gcgcnstiindcn a n j edem ordent­
lichen und außerordentlichen Konferenztage vorgek ommen, verhandelt und beschlossen 
worden, n ebst einem dahinter befindlichen alphabetischen R ealregister . Die Führung 
dieses Protokollbuch s mit Hilfe der von den Hauptreferenten zu liefernden Notizen, 
sowie die §§ 10 und 11 bestimmten Geschäfte des Staatssckrctiirs werden dem ältesten 
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Mitglied des General-Finanz- und Polizei-Departements aufgetragen, und mit jedem 
neuen Jahre wird ein neues Protokollbuch in solcher Art angelegt. 

§ 14 

Die Expeditions-, Kanzlei-, Registratur· und Botengeschäfte geschehen durch das 
Persona l des General-Finanz- und Polizei-Departements, welches in dem für dasselbe 
vorgeschriebenen R eglement n iihcr bestimmt ist. Die besonderen Pflichten desselben 
in Rücksicht auf die Bcscbäftigungcn b!'i dem Pleno liegen in dem Vorstehenden, und es 
wird daher hier nur noch besonders verordnet, daß in der K anzlei über die Ausfertigung 
ein Journal geführt, cler Abgang clcrsclbcn auf dem Konzept bemerkt und dieses dann zur 
R egistratur abgegeben wird. 
In der R egistratur werden aber geführt: 
l. Das Vortragsjournal nach § 7, aus welchem sie am Schluß jeden Monats einen Extrakt 
d er noch nicht abgemachten Sachen aus der ganzen verflossenen Zeit dem präsidierenden 
Staatsminister vorlegt; 
2. ein Akten-Repertorium nach R ealrubriken und in alphab!'tischer Ordnung; 
3. eine Aktennusgabe-Journal nach chronologischer Ordnung, worin alle zu clen Stücken 
oder sonst ad schcdulnm ausgegebenen Akten gehören, welche jedoch niemandem als 
dem präsidierenden Minister, den Mitgliedern des General-Finanz- und Polizei-Departe­
ments, und den Chefs der § 2 verzeichneten Departements verabfolgt werden dürfen. 
Damit aber nlles dieses in gehöriger Ordnung und Vollständigkeit erhalten, auch die 
erforderliche Genauigkeit und Beschleunigung der Subaltern-Geschäfte gesichert werden, 
führt das älteste Mitglied des General-Departements auch die Aufsicht über die Expc· 
ditions-, Kanzlei- und R egistratur-Geschäfte und ist dafür verantwortlich. 

§ 15 

Gebühren und Sporteln werden bei dem Pleno gar nicht erhoben. Allein sowohl die 
Mitglieder und vortragenden Röte als die Subalternen haben auf das Stempelinteresse 
gehörige Rücksicht zu nehmen, und werden die Stempel dann von demjenigen Departe­
ment beigefügt, vor welches die Ausführung der Sache gehört und dessen Kanzlei die 
etwa sonst ihr rcglcmentsmäßig zukommenden Gebühren mit einzieht. 

(II. Spezial-Konferenzen) 

§ 16 

Außer diesen General-Konferenzen werden unter mehreren einzelnen der im § 2 aufge­
führten Departements Spezial-Konferenzen über diejenigen Sachen gehalten, welche 
zwar nicht in das Allgemeine der Staatsverwaltung eingreifen und daher nicht zu den 
General-Konferenzen geeignet sind, welche aber doch mehrere R essorts zugleich be­
treffen. (§ l und 3.) 

§ 17 
Es dürfen nämlich unter d en verschiedenen Departements durchaus keine schriftlichen 
Korrespondenzen mehr stattfinden, sondern wenn irgendein Vortragsstück einen 
Gegenstand befaßt, welcher mehrere Departements angeht, so bemerkt der Chef des 
Departements, an welchen solches zuerst zur Präsentation gelangt, außer dem Präsen· 
tato die verschiedenen dabei konkurrierenden Departements, bestimmt bei dem seinigen 
den vortragenden Rat und überläßt die Ernennung der übrigen den betreffenden Depar­
tements-Chefs, z. B.: 

Akzise-Depart. H. N. N. 
Prov.-Depart. . .. , .... . 
Erstes Militiir-Depart. ........ . 
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Das Stück zirkuliert nun bei den verschiedenen Departements-Chefs, welche nach der 
Lesung die konkurrierenden Räte benennen, dann wird es in das Journal des zuerst be­
nannten Departements eingetragen und mit den Akten an den vorgeschriebenen Rat 
befördert, d er sein Votum aufsetzt und es damit und mit den Akten an die folgenden 
Räte nach d er Ordnung der Benennung zirkulieren läß t , welche ihre Vota als die Vota 
d er einzelnen konkurrierenden Departements-Chefs abfassen, welchem nächst es mit 
sämtlichen Votis an den erst en vorgcschricbcncu Rat zurückkommt. Dieser trägt es in 
seinem Departement vor, und wenn sich aus den verschiedenen Votis ergibt, daß die 
konkurr ierenden Departements einverstanden sind, so wird dort gleich der Beschluß 
gefaßt, und die Ausfertigungen geschehen unter d er Firma der verschiedenen betreffen­
d en Departements, u nd zwar ohne Rücksich t eines Vorrangs nach der Ordnung, wie sie 
auf diesem Stücke bemerkt sind, wobei die K onzepte von sämtlichen konkurrierenden 
R äten und den Departements-Chefs, die munda aber nur von letzteren gezeichnet 
werden und das Stück alsdann zur R egistratur des vorgeschriebenen Departements 
zurückgeht, bei welchem auch E xpedition, Stcmpclung etc. geschieht. 

§ lß 

I st aber keine völlige Übereinstimmung entst anden, so wird von dem vorgesch riebenen 
Departement eine Spezial-Konferenz mit den konkurrierenden Departements veranlaßt, 
und kann solches am füglichst en nach Beendigung der Gcncrnl-Konfcrcnzcn geschehen, 
indem sich alsdann die MitgliCd1<r und Räte des Pleni, welche da bei nicht interessiert 
sind, entfernen; doch bleibt es den Departements-Chefs überlassen, solche auch zu 
anderen Zeiten in ihren Departements-Lokalen abzuhalten, indessen werden über alle 
Sachen, wobei das General-Departement konkurriert, die K onferenzen in dem Scssions­
zimmer desselben gehalten. Die Departements suchen alsdann sich in Ansehung der unter 
ihnen gebliebenen Differenzen zu einigen, und wenn dieses dennoch nicht sta ttfinden 
möchte, wird die Sache zur General-Konferenz gebracht(§ 3). 

§ 19 

Sowohl die Departements-Chefs als die vortragenden R äte in den Departements sind 
dafür verantwortlich, d aß dieser Geschäftsgang beobachtet und die Sachen gleich dahin 
eingeleitet, durchaus aber keine schriftlichen Korrespondenzen unter den Departements 
gestattet werden, indem die Erfahrung gelehrt hat, wie sehr hierdurch die Sachen auf­
gehalten, verwickelt und oft verbittert werden, und da die Geschäftsbehörden jetzt in 
der obersten Instanz so nahe zusammengerückt sind. 

(Abkürzungen des Gesch ii ft sgangc s b e i s ämtlich e n Departements) 

§ 20 
Sonstige Abkürzungen des Geschäftsganges werden von jedem Departement in genaue 
und ernstliche Erwägung gezogen, und sodann unter Zugrundelegung dieses R eglements 
eine besondere Dienstinstruktion für jedes derselben von ihren Chefs besorgt, auch dem 
Staatsminister Freiherrn vom Stein vor d er Vollziehung mitget eilt, damit alles im 
Ganzen und in seinen Teilen übereinstimme und nach glcichmiißigen Normen der Ge­
schäftsgang betrieben werde. 

Nach diesen Bestimmungen haben sich die sämtlichen Departements zu achten und das 
Erforderliche zu verfügen. 
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794. Immediatbericht Steins Königsberg, 25. August 1808 
PrGSLA., j c l7.t DZA 11 :Merseburg, Rep. 15 1 a Tit. 1 Seel. 1 N r. 2: Konzept (K.lewitz), Pnrnphc Steins , Abgnngsvcr· 
merk: 2 5.; Rep. 890 XL 2: Ausfertigung. 
Druck : Alte Ausgabe 11 S. •199 (Hcgc•l). 

B ei A usf iihrung des Plans zur interim1:stisclten verbesserten Einrichtung des Ge­
schäftsganges wird die Entlassung von B eamten notivendig. Es w1:rd vorgeschlagen, 
diesen in Analogie zu den bei der R eduzierwig der Armee vollzogenen Nlaßnahmen 
ein Wartegeld zu bewilligen, sofern sie nicht iiber eigenes Einkommen in fl öhe des 
vorgesehenen ·wartegeldes verfügen . Gehaltsregulierung bei denjenigen Beamten, die 
im S ta.atsdiensl verbleiben, aber früher in den abgetretenen Provinzen Dienst getan 
haben1• 

795. Stein an Minister Schroetter Königsber g, 25. August 1808 
PrGS tA., j e l7.l DZA 11 Merseburg, Rcp. 77 Tit. 192 Nr. l u . 1 n: Konzept (Altenstein) mit Korrekturen und Pnrnpho 
Steins , Abgangsvermerk: 27. 
Druck: Pcrtz, Stein II S. 675 ff.; Alte Ausgabe 11 S. 496 ff. (leicht gcklirLt). 

Bit.tel um beschleunigte Bearbeitung der P läne über die Organisation der Unter­
behörden und der S tädteordnung. Die Orga1U:sation der Oberpräsidien sei vor­
läufig auszu.setzen . B esteht au.f Zuziehu.ng ständ1:scher R epräsentanten zu den Ge­
schäften der J(ammer. Die wissenschaftlichen u.nd technischen Deputationen. R essort 
und Geschäftslrreis der /(ammern. 

Ew. Exz. danke ich ganz ergebenst für Dero gefällige ausführliche Äußerung 
vom 15. d. M. auf mein Schreiben vom 27. Juni2 die Organisation der Pro­
vinzial-Unterbehörden, namentlich der Kriegs- und Domänenkammern, be­
treffend, welche ich am 21. d. M. zu erhalten die Ehre hatte. Da es durchaus 
erforderlich ist, daß die Ausführung dieses Teils der Organisation, sowie 
auch ilie Umbildung der städtischen Gemeindeverfassung innerhalb vier 
Wochen vollendet sei, so eile ich, Denselben in Folgendem meine Meinung 
über verschiedene in Dero Schreiben berührte Punkte, die einer näheren Be­
stimmung bedürfen, schleunigst mitzuteilen. 

ad I. Übergehe ich gänzlich, was noch wegen der Oberpräsidenten zu be­
wirken sein dürfte. Solange die Provinzial-Departements bestehen, ist ihre 
Anstellung nicht erforderlich, und das Nähere über ihre Wirksamkeit 
kommt daher erst bei der Organisation für das Ganze zur Sprache. In allen 
Verhandlungen, welche jetzt stattfinden, sind sie ganz mit Stillschweigen 
zu übergehen. 

ad II. Kann ich Ew. Exz. Ansicht, daß es bedenklich sei, die Teilnahme der 
ständischen Repräsentanten an der öffentlichen Verwaltung auch auf die 
eigentliche Ausführung auszudehnen, durchaus nicht beipflichten und kann 
daher auch meine Zustimmung zu einer Abweichung von dem von des 

1 Genehmigt durch J(abinettsordre vom 27. August 1808 ( R ep . 151 a Tit. l Sect. 1 Nr. 3 
Vol. 2). Vgl. Lehmann, S tein 11 S . 424 f. 
2 Siehe oben Nr. 729. 
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K önigs Majestät bereits genehmigten Plan hierunter nicht erteilen . Ich be­
merke 
ad 1. Die volle Teilnahme der ständischen Repräsentanten wird aus den im 
Organisationsplan entwickelten Gründen nützlich sein, 
a) um einen lebendigen Geschäftsbetrieb zu erhalten, mehr Sach- und Orts­
kenntnis, m ehr tätiges Interesse für den verwalteten Bezirk und die ver­
walteten P ersonen in die KolJegicn zu bringen, als durch die Zusammen­
setzung aus lauter Staatsdienern entsteht; 
b) um das Ansehen der Kammer und das Vertrauen auf solche zu ver­
mehren. 
c) Dagegen hat die Formenkenntrris für die Geschäfte nicht den großen 
W ert, den man ihr beizulegen pflegt. Sach-, Ort- und P ersonenkenntnis und 
lebhaftes Interesse an den Geschäften ist wichtiger als aller Formcnkram. 
Auch die Geschäfte einer großen Stadt, deren Verwaltung m an einem Ge­
meinderat anvertrauen will, fassen einen Kreis sehr mannigfaltiger An­
gelegenheiten in sich, und ich sehe daher nicht ab, warum sich diese nicht 
mit der Verwaltung von Provinzial- und Landesangelegenheiten in Parallele 
setzen lassen sollten. 
ad 2. Ein Geheimnis in der Kammer kommt selten vor, und es können in 
vorkommenden Fällen Räte kommittiert werden. 
ad 3. Die R eibungen mit den Mitgliedern des K ollegiums haben manchen 
Nutzen. 
ad 4. Es ist gar nicht von Nationalrepräsentanten, sondern von Deputierten 
der Provinzialstände in den Kollegien die Rede, die wirl<lich als Offizianten, 
nicht als Volksrepräsentanten handeln. 
a d 5. Den Ausdruck B.epräsentanten halte ich für ganz unpassend. Es sind 
ständische Mitglieder der Kollegien. Ob sie Remuneration für ihre Dienst­
leistung erhalten, wird sich wohl find en. 
Die Aufsicht auf das Kommunal- und Sozietätsvermögen ist eine ganz be­
sondere Anstalt. 

ad III. Rücksichtlich des bureauxmäßigcn und kommissarialischen Ge­
schäftsbetriebes in den Kammern pflichte ich Ew. Exz. bei, daß es aller­
dings bedenklich ist und Gelegenheit zu Verwirrungen geben wird, wenn 
bald Verfügungen einzelner Räte, bald Verfügungen der Sektionen, bald 
Verfügungen vom Pleno an die Untertanen ergehen. Die von Denselben in 
d em bisherigen Geschäftsgang der Kammern gerügten Mängel finde ich 
richtig, wenngleich der ad 3 gerügt e Ü belst and nicht in der Verfassung ge­
legen hat, sondern Unordnung war. 
Bei der von Ew. Exz. vorgeschlagenen Organisation des Gesch äftsganges 
bemerke ich nur : 
ad 1. d aß der 5. Senat für Landeshoheitssachen, da sie nicht von bedeuten­
dem Umfang sein können , ganz wegfallen kann, und daß die für den 6. 
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Senat b estimmten Gegenstände der Gesetzgebung und der Verbesserung 
von Landeseinrichtungen vom Pleno und in solchem von den vorzüglich sten 
Mitgliedern b earbeitet werden können. 
ad 2. Die Unterabteilungen der Senate muß jede Kammer nach der Eigen­
tümlichkeit ihres Geschäftskreises vorneh men. Das Tabellenwesen ist ein 
besonderes, der Leitung des Präsidenten anzuvertrauendes Gesch äft. 
ad 3. Die t echnischen und wissenschaftlichen Deputationen betreffend, 
kann ich Ew. Exz. nicht b eipflichten . Es ist eine sehr wesentliche Ein­
richtung, um K enntnisse und Kräfte zu benutzen, die durch die Dienst­
formen gelähmt oder ausgeschlossen werden . Sie müssen daher, wo sich 
dazu taugliche Mitglieder finden, welches der Fall in großen Städten sein 
wird, in Gang gesetzt werden . 
ad 8. Die Konzepte muß der Präsident mitzeichnen. 
ad 10. Sta tt Senat wird m an Abteilung setzen können . Rücksichtlich aller 
übrigen Punkte pflichte ich Denselben vollkommen bei. 

ad IV. Die Bestimmung verschiedener Geschäftszweige durch besondere 
Instruktion betreffend, so ist 
ad a) das Ber gwerks- und Hüttenwesen bei den drei preußischen Kammern 
ganz unbedeutend, und überlasse ich Denselben alles weitere. 
ad b) Das Akzise- und Zollwesen betreffend, so kann 
ad a. in Westpreußen die Akzise-Direkt ion ebenfalls mit der K ammer ver­
einigt werden, da die Akzise-Direktion jet zt in Marienwerder ihren Sit z hat. 
ad b . Zur Verlegung der Akzise-Direktion nach Gumbinnen und deren Ver­
einigung mit der dortigen Kammer kann ein Plan ausgearbeitet werden. 
ad c. Daß jede Akzise-Deputation auf das Departement der K ammer be­
grenzt werde, find e ich gut . 
Die Räte bei den Akzise- und Zoll-Deputationen bloß aus den K ammern zu 
nehmen, geht nicht an. Zur Akziseverwaltung werden Mitglieder erfordert, 
welche allgemein wissen schaftlich e und staatswirtsch aftliche Bildunghaben, 
und solche, welche die Akzise-Verfassung selbst genau praktisch kennen oder 
Hebungskenntnisse besitzen, und diese Per sonen befinden sich nur bei den 
Hebungsoffizi anten. Warum die Verfügungen der Akzise-Deputation unter 
dem Na men der K a mmer zu erlassen sein sollen, sehe ich nicht ein. 
ad c) Rücksichtlich des Forst- und J agdwesens finde ich es gut, daß be­
stimmt werde, welche Sach en der Forstrat und der Oberforstmeister für 
sich ohne Vortrag abmachen können . Übrigens muß man die schlechten 
Forstoffizianten wegschaffen. 
ad d) Bei dem Postwesen bin ich mit der Angabe der Gegenst ände, welche 
sich zur Konkurrenz der K ammer eignen, bis auf ad d. und e. einverstan­
den. Diese Gegenstände gehören zum Det ail der Postverwaltung. 
Dem von Ew. Exz. vorgeschlagenen generellen Grundsatz kann ich nicht 
beipflichten, da die K ammern mit einem ungeheuren Det ail belastet wer-
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den würden. Die Kammern müssen nur die allgemeine postpolizeiliche Auf­
sicht, aber nicht das Einzelne der Verwaltung übernehmen. Ganz zweck­
mäßig finde ich es, daß die K ammer vorerst die Postordnung zu Grunde 
lege und Vorschläge zu ihrer Verbesserung mache. Auch finde ich es zweck­
mäßig, daß der Geh. Ober-Finanzrat von Seegebarth über die Gegenstände, 
welche die K ammermitglieder in Postsachen ohne Vortrag abmach en 
können, in Gutachten gehört werde. 
Mit E w. Exz. beiden Bemerkungen über die Nützlichkeit, die Ortspolizei­
Behörden als Controlleurs der Postoffizianten zu konstituieren und daß 
jeder R eisende einen kurzen E x trakt der Postordnung erhalte, bin ich ganz 
einver st anden. 
ad e) Das Gestütwesen betreffend, so finde ich bei Dero Äußerung bloß zu 
bemerken, daß das Technische, das Detail der Ökonomie und der Dienst­
disziplin über das Stallpersonal in letzter Instanz von dem Oberstallmeist er 
r essortiert. 

ad V. Was die Bestimmung der Grenzlinie der Befugnisse der Kammern 
durch besondere Instruktion betrifft, so bemerke ich bloß Folgendes : 
1. Ist sehr wichtig, was Ew. Exz. wegen der Behandlung der Kommunal­
und Sozietäts-Angelegenheiten anführen, und [ist] das Erforderliche auch 
schon in dem Plan wegen der städtischen Verfassung aufgenommen . 

2. Die Domänen-Feuer-Sozietät s-K asse muß mit der adligen Feuer-Sozie­
t ät s-Kasse kombiniert und beide als eine Sozietätssache unter allgemeiner 
Aufsicht der Kammer behandelt werden. Die R echnungsextrakte werden 
gedruckt. 
3. Rücksichtlich der Beset zung der Akzisestellen von der K ammer ist ein 
besonderes R eglement vorhanden. 

4 . Die Hauptentscheidung bei der Besetzung der Stellen muß dem P olizei­
präsidenten beigelegt werden . 

5. Die Entsetzung der Offizianten von ihren Stellen bei Dienstvergehungen 
erfordert allerdings besondere Bestimmungen. Diese Angelegenheit muß 
aber besonders behandelt und bestimmt werden. Subalternen m üssen durch 
einen K ollegialschluß entfernt werden können, Mitglieder der K ollegien, 
Landrä te, Baurät e und ähnliche Offizianten nach den Vorschr iften des 
Landrechts. 
6. Die exekutivische Gewalt der Kammern erstreckt sich auf die Anwen­
dung der Gesetze. 
7. Die Frage, wie weit gegen Verfügungen der K ammern der Rechtsweg 
stattfinden könne, ist schon in den Ressortreglements, auch in denen für die 
Entschädigungsprovinzen bestimmt. 
Ich ersuche nunmehr Ew. E xz. ganz ergebenst, mit Berücksichtigung der 
vorstehenden Bemerkungen das erforderliche R eglement und die lnstruk-
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tion nach Dero vorläufig über beider Grenze geäußerten Meinung ausarbei­
t en zu lassen. 
In wie weit Ew. E xz. sodann auch noch die Kammerpräsident en darüber 
in Gutachten zu hören für ratsam finden, überlasse ich lediglich Dero Be­
urteilung und ersuche Dieselben nur wiederholt ganz ergebenst um die 
möglichste Beschleunigung und um die baldmöglichste Mitteilung der mir 
gefälligst zugesicherten weitem Äußerungen in Verfolg meines Schreibens 
vom 27. Juni c. 

796. Stein an Minist er Schroetter Königsberg, 25. August 1808 
P•GSLA., j clzl DZA II McncbW"g, Rcp. 99 Gen . N'- 1 Vol. 2: Auofc.tigung (Knnzlcihnnd), Eingnngovcnuuk : 29. 
Aug. 1808. 

Die Veräuß erung der Domänen.vorwerlre. Ver/ahrens/ragen. ( B erechnung des Grun.d­
stüclrswertes , Zahlungsweise) . D ie allgeme1:ne J(onsti:tution wegen des Domänenver­
lw u/s sei z. Z. in A rbeit. Es sei vorerst mit der V eräußerung pachtlos werdender 
Domänen in Preußen der A nfang zu machen , wofür Schroetter vorbereitende !11a.ß­
regeln zu treflen habe. In den übrigen Provinzen sei der Verhau/ von entsprechenden 
Abmachungen mit den /ranzosischen B ehorden, bzw. von der Räum ung des L andes 
abhängig. 

797. Stein an Gräfin Reden Königsberg, 25. August 1808 
Drnck: Alle Auognbe II S. 499 f. Dnonch hiu . 
Ehcm. Prcuß. S tnntsarcbiv ßrc11Jnu: Am1fertigung (eigenhändig), Verbleib un bcka_nnt. 

T eilnahme am Ergehen des Grafen und der Gräfin R eden. Optimistische B eurteilung 
der politischen Lage. Wechsel der Erzieher des ](ronprinzen, E rsatz Delbriiclrs durch 
Ancillon. 

Je sa1s1s une occasion sfue presente pour vous remercier, Madame, de Ja 
lettre remplie de honte et d'amitie que vous m'avez adressee le 13. d. c. J e 
p artage les inquietudes que Ja situation generale des affaires, la sante du bon 
Reden et Jes accidents funest es qui ont devaste ce beau Buchwald vous ont 
causees, je feJicite notre ami de s' etre remis entierement, et je desirerais 
partager avec lui Je bonheur de vous revoir, mon excellente et respect able 
amie, qui rep andez Je bonheur sur tout ce qui vous entoure. 
J e puis au moins vous donner des esperances plus consoJantes, et je crois 
qu'un avenir plus tranquille e t plus heureux au moins pour queJque t emps 
se prepare pour nous. 
Ma Sante a etc bonne, j'ai fait usage de bains hcpatiques et , maintenant, je 
m e sers de bains fortifiants qui me font un tres grand bien. Les nouvelles de 
ma famille sont bonnes, ma femm e s'acheminera au mois de septembre pour 
se rendre Ja ou je me trouverai, ce que je ne sais point encore ; elle a eu sa 
soeur Kielmannsegge et eile a maintenant ses p arents avec elle, ce qui la rend 
tres heu.reuse. 
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La sante de la famille royalc cst bonne, on veut confier l'education du Prince 
Royal a Ancillon et la isser Delbrück avec les enfants cadet s, ce qui est fort 
sagement fait, comme Delbrück est au-dessous de la besogne. 
Je vous plains bien de souffrir de cette vilaine goutte volante, e t j'espere 
que vous vous deciderez d'aller a Ems et faire u sage des eaux.[ ... ] 

798. Hofpostmeist er Breese an Stein [ ?] Berlin, 26. August 1808 
Huusorchi v, jetz t H oupUlrchiv Dcrlfo-Dnhlcm, R cp . 192 \Villgcnstcin 1 l 16 : Abschr-ift. 
Druck, Alte Au•gnbc II S . 500 f. 

Die Verhaftung /(o ppes. 

Am 17. nachmittags wurden 2 Extra-Postpferde für Assessor Koppe durch 
den Kr. R. Frauendienst bestellt, um nach Doberan zu reisen. Die Abreise 
geschah um 5 Uhr, der Erlaubnissch ein vom Kommandanten zu dieser 
Extrapost wurde zugleich von dem Frau endienst mitgebracht. Zwischen 
hier und Rochow in der Gegend von Tegel wird H err Koppe durch 2 Gen­
darmes arretiert, nach Berlin gebracht, zum Kommandanten geführt und 
nach kurzem Verhöre nach Spandau geschickt. Man hat ihm alle Brief­
schaften abgenommen. Gestern früh um 8 Uhr wurde mir dieses von dem 
Wagenmeister rapportiert. Ich lief sogleich zu S. Exz. v. Voß und zeigt e 
dieses an. Ich war froh, als ich hörte, daß er von hiesiger Seite nicht mit 
Aufträgen versehen gewesen. Ich äußerte meine Mutmaßung, daß es viel­
leicht von Königsberg aus geschehen sein könnte - von Wichtigkeit kann 
es wenigst ens nicht sein, sagten S. E xz., sonst müßte ich davon Nachricht 
haben. Übrigens, wenn der Fall so ist, so wäre es in gegenwärtigen Zeit­
umständen ein Unglück, welches große Folgen haben könnte. Ich gil1g nach­
her noch zu H errn G. R. v . Raumer1 - dieser sagte ebenfalls, daß Koppe 
wahrscheinlich in Privatan gelegenheiten dahin reisen wolle. Man könnte 
vorläufig nichts für ihn tun, ehe m an wüßte, was in den Briefen enthalten 
wäre, die m an bei ihm gefunden. Ich h abe sein genaues V crhältnis mit dem 
Frauendienst erst erfahren, als das Unglück geschehen war. Sollte dieser 
wohl den Judasstreich verübt h aben? Ich habe diesen deshalb stark im 
Verdacht. Vielleicht , daß Koppe ihm als Freund etwas von seinen Aufträgen 
gesagt hat, und dieser brachte solches an. Denn wenn der französischen Be­
hörde seine Reise nach Doberan, da er erst aus K önigsberg gekommen, auf­
fallend war, so ließ sie ihm allenfalls seine Papiere abnehmen und reisen -
da er aber nach Spandau gebracht ist, so m uß mehr dahinter st ecken. Ich 
höre soeben, daß der Gefangeneninspekt or gest ern nachmittag zuerst mit 
ihm hat sprechen dürfen. Dieser h at gefragt, weshalb er arretiert sei. Hätte 
man bei ihm wichtige Briefe und Depeschen gefunden, so wollte er gleich 
nach Berlin und es der Kommission anzeigen, das hätte er mit Nein beant-

1 Vgl. oben Nr. 504. 
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wortet; Briefe h ätte man allerdings bei ihm gefunden, ob sie wichtig wären, 
wüßte er nicht, übrigens beträfe diese R eise nach Doberan Privatsachen. -
I st dies alles so, so hoffe ich, daß er bald auf freien Fuß gesetzt wird, übrigens 
muß ich auch vermuten, daß der dasige Konsul dieses Koppe wegen etwas 
hieher geschrieben h aben muß. Sollte es vielleicht R epressalie für den da 
arretierten Stadtinspektor W ernicke1 sein? Man erschöpft sich in Mut­
maßungen hiebei, und alles ist in gespannter Erwartung über diesen F all. 
Gott gebe nur, daß keine Briefe von Wichtigkeit in fremde Hände gekom­
m en, die F olgen haben können! 
Der Geh. Sekretär Wustrow2 ist diese Nacht um 3 Uhr nach Dresden als 
Kurier abgereist. Morgen abend geht der H . St. S. Bussler [?) als Kurier 
nach Königsberg ab. 
H ätte H err Koppe mich vorher gefragt, wie er nach Doberan gut kommen 
könnte, ich hätte ihm gerat en, einen andern Umschlag deshalb zu machen, 
da ich weiß, daß man j etzt auf das Seebad und überhaupt die mecklen­
burgischen Strandgrenzen ein sehr wachsames Auge hat, da verschiedene 
englische Schiffe daselbst kreuzen sollen. Es mußte also der französischen 
Behörde die Reise dahin von selbst auffallend sein, da er erst aus Königs­
berg als Kurier gekommen3• 

799. K abinettsordre an Minister Schroetter Königsberg, 27. August 1808 
PrGSlA. , jetzt DZA II Merseburg. R ep. 89n XXIU 3 : Konzept (Snek), Pornphe Steins, Abgnngovermerk: 30. 
Druck: Alte Ausgabe II S. 501 (Regeot) 

Der Antrag der ostpreußischen R egierung, die B eratung über Aufhebung der L ehens­
l'erfa.ssung auch auf die F rage der Aufhebung der Fideikommisse auszudehnen, wird 
genehmigt, da die Aufhebung selbst damit noch nicht beschlossen sei und man immer­
hin durch eine solche Disk ussion sowohl d1:e öffen tliche M einung über d1:esen Gegen­
stand, als auch, wenn diese f iir die Aufhebung wäre, die Modifikationen, die da.bei 
l'orzunehrnen seien, in E rfahrung bringe. Dagegen wird der Antrag der R egierung, 
schon jetzt dem L ehens- oder Fideilwmmiß-Besitzer zti gestatten , sein Gut zu l'er­
lra.uf en nnd das J(a.uf geld l'Orläufig sicherzustellen, abgelehnt, da die jetzt durch den 
Grimdbesitz gesicherten E rben bei der A nlage des J(apita.ls in P apieren in ihren 
A nsprüchen gefährdet wiirden. 

800. Kabinettsordre an Bismarck Königsberg, 27. August 1808 
PrGSlA .• jet1.t DZA II Merseburg, Rcp. 89 n XXll Nr. 6 Dd. 2 : Konzept (Snek), Pnrnphe Steins, Ahgnngsvermerk: 27. 
Druck: Alte Auognbe 11 S. 502 (Regest) . 

Mißdeutung des Ohtober-Edilrts als Moti" für die B auermmruhen in Schlesien. 
B1:sm.arclr wird angewiesen , durch rasche sachliche Auf lrliirung der B el'öl/rerun.g über 
den I nhalt des Gesetzes und, wenn nöiig, durch militärische Maßnahmen diese und 
ähnliche Vorfälle zu unterdrii.clren. 

1 \Vcrnitz? 
2 A. F. Wustrow, Geh. Sekretär im Auswärtigen Departement. 
3 Vgl. über d1:ese Vorgänge H assel, Preußische Politik S . 244 und 488 f. u nd Ritt.er, S teir1 
S. 346 fl. Die Angaben bei Perl= sind unzul'erlässig. 
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Der Landschaftsdirektor v . Crauß von Renschendorf hat Mir unter dem 
21. d . M. die Gewalttätigkeiten angezeigt , welche daselbst von mehreren 
Bauern seiner Dörfer a m 14., 15. und 16. d . M. begangen sind. So deutlich 
auch das Edikt vom 9 . Oktober v. J. es ent hält, daß dadurch bloß die p er­
sönliche Untertänigkeit , keineswegs aber die von dem Besit zer der Grund­
stücke der Untertanen abhängigen Dienste, Zinsen undAbgaben aufgehoben 
werden sollen, so scheint doch das Mißverstehen dieser Verordnung diese 
Unruhen veranlaßt zu haben, oder es wird wenigstens zum Vorwande bei 
den dortigen Gebirgsleuten genommen, die sch on bei jeder ähnlichen Ge­
legenheit sich in solcher Art geäußert haben . Wie aber alsdann sowohl durch 
Belehrung von seiten der Staatsbehörden, als auch durch ernsthafte Maß­
regeln diesem Unwesen entgegengewirkt ist, so wird dieses hoffentlich auch 
jetzt schon dort auf die erste Anzeige davon gesch eh en sein. Auf jeden F all 
fordere Ich Euch dazu hiermit gemessen auf. Ihr habt daher ohne allen 
Verzug in Gemeinschaft mit den Justiz- und F inanzbeh örden der Provinz 
dazu die nötigen Maßregeln zu ergreifen, besonders aber auf die augen­
blickliche und schnelle Unterdrückung sowohl der jet zigen als der etwa 
sonst noch ausgebrochenen Unruhen dieserhalb pOichtmäßigen Bedacht zu 
nehmen. Da schon am 17. d. eine Untersuchungskommission mit dem 
nötigen Militär-Kommando nach R enschendorf abgegangen ist , so werden 
ohne Zweifel die Unruhestifter und Hauptteilnehmer verhaftet sein. Ihr 
habt aber besonders darauf zu sehen, daß in diesem ersten Falle nach Vor­
schrift der Gesetze schnell die Strafen erkannt und vollzogen, dadurch aber 
andere ähnliche unangenehme Auftritte verhütet werden . Zu diesem Ende 
wird eine zweckmäßige Bekanntmachung zur Belehrung des Publikums 
ebenfalls erforderlich sein, deren Erlassung Ich Euch n ach den U mständen 
anheim geben muß. Sodann aber will Ich Eure Vorschläge über die dort ge­
wünschten Modifikationen des Edikts vom 9. Oktober v. J., wozu Ihr zu­
letzt unter 18. Maid. J. aufgefordert seid, baldmöglichst crwarten1 • 

801. Ministeriah eskript an Gerlach 
PrGStA., jetz t DZA ll Merseburg, Rep. 72 A V 7 : Abschrift . 

Königsber g, 27. August 1808 

H oflnu ng auf baldige Fortführung und A bschluß der J(ontributionsverhandlu.ngen. 
Cerlach w1:rd angewiesen, zu diesem Zwec/r umgehend eine Übersicht über die bisher 
geleisteten J(o ntributionszahlwigen und -lieferwigen der Provinz sowie eine Auf­
stellu ng der R elrlama.tionen vorzubereiten und in doppelter Ausfertigung an die 
F riedenskomm ission und Stein abzusenden. 

1 E ntsprechende J(abinettsordre an Crauß vom gleichen Tage, J(onzept ebenda. 
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802. Stein an Auerswald Königsberg, 29. August 1808 
Ehcm. König:sbcrgcr Stuntsnrchiv, jetzt Stnutl. Archivlngc.r Göttingen, Rep. 2 Obcrprüs. Tit. 3 Nr. 21: Ausfertigung 
(Knnzleihnnd). 

Übersendet den Organisationsplan f iir die Unterbehörden m1:t dem Ersuchen um 
gut.achtliche Äußerung Auerswalds zur neuen Organ1:sation der ostpreußischen 
J(ammer1. 

803. Stein an Goldheck ohne Datum [etwa August 1808]2 

PrGStA., jet7.l DZA ll Merseburg, Rep. 87 D Regul. Gen. Nr. l h Dd. 2: Konzept (Stoegemnnn) mit Korrekturen und 
Pnrnphc S teins, AIJgnngsvcrmcrk: o. D. 

Antwort auf ein undatiertes Schreiben Goldbecks an Stein. Die Frage de.~ Bauern­
schutzes im Zusammenhang mit dem Edikt vom 9. Oktober. 

Die Beschränkungen, die das Edikt vom 9. Oktober 1807 in Rücksicht auf 
die Befugnis der Grundherrschaften, ihr Bauernland willkürlich in Vor­
werksland zu verwandeln, nötig gefunden hat, gründen sich allerdings in 
der Besorgnis, daß eine eingeräumte Willkür die Ausrottung oder eine ihr 
gleiehzuzählende Verschlechterung des Bauernstandes zur Folge haben 
würde und sind durch die Überzeugung motiviert, daß ein wohlhabender, 
fest begründeter , mit Eigentum versehener Bauernstand zu den Haupt­
stützen eines wohlorganisierten Staates gehöre. 
Die Verordnung vom 14. Februar 1808 hat nur die Verhältnisse zwischen 
den Grundherren und den Bauern in Ostpreußen, Litauen und Westpreußen 
bestimmt. 
Das Normaljahr ist nicht zufällig bestimmt, man hat es gewählt, weil da­
mals das Hypothekenwesen der Provinzen organisiert wurde. Die übrigen 
Bestimmungen sind als Regel für die Kriegs- und Domänenkammern auf­
gestellt . Es versteht sich von selbst, daß die obere Behörde nach Lage der 
einzelnen Umstände, welche in dieser von Lokalverhältnissen so sehr ab­
hängigen Angelegenheit berücksichtigt zu werden verdienen, zu modifizieren 
berechtigt bleibt. 
Inwieweit die Bestimmungen des Edikts vom 14·. Februar 1808 auch auf die 
Kurmark anzuwenden sind, wird von der näheren Untersuchung abhängen. 
Die Kammer wird ihr Gutachten darüber geben, und die Grundeigen­
tümer werden mit ihren Erinnerungen gehört werden. 
Insoweit es auf die Verhältnisse der Laßbauern ankommt, kann nur die Ver­
ordnung vom 9. Oktober 1807 §VII angewandt werden, da die Laßbauern 
ihre Höfe erblich besitzen. 
Hiernach kann der Vorschlag, dem Laßbauern das Eigentum der Hälfte 
seines Hofes einzuräumen und ihn zur Abtretung der anderen Hälfte an den 
Grundherrn zu verpflichten, ohne Verletzung eines wohlerworbenen Rechts 

1 Vgl. Auerswalds Gutachten vom 9. September 1808, J(onzept ebenda. 
2 Vgl. hierm L ehmami, Stein II S. 328 /J. w1d Rill.er, Stein S . 235 f. 
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nicht ausgeführt werden. D er Laßbauer gewinnt bei dem Vorschlage zwar 
das halbe Eigentum, aber 
a) die Nutzung dieser Hälfte hatte er ohnehin schon, 
b) auf eines seiner Kinder muß die Nutzung auch dieser H älfte übergehen. 
Dagegen verliert er 
c) den Nießbrauch und das Erbrecht der anderen Hälfte, er verliert 
d) die grundherrliche Unterstützung bei Unglücksfällen und ihn trifft 
e) das onus fabricae. 
f) Man kann nicht geradehin behaupten, daß er, wenn er die H älfte des 
Eigentums el'hält, auch die Hälfte der bisherigen Abgaben und Last en ver­
hältnismäßig übernehmen muß, denn oft, vielleicht in der Regel, wird er 
dasselbe Gesinde, denselben Betrieb zur Hilfe nötig haben, das er für das 
ganze bisher hielt. 
Del'1 Gutsherr wird daher nach meiner Meinung vollständig für den Anteil 
entschädigt, welchen er am Eigentum des Hofes hat und ihm nicht s nützt, 
wenn man 
a) ihn von dem onere fabricae und der Unterstützung des Bauern bei Un­
glücksfällen befreit, 
b) es zuläßt, daß er den freien Bauern auskaufen kann und 
c) festsetzt, daß der Bauer für Dienst e und Abgaben den Gutsherrn mit 
Land entschädigen müsse, wenn dieser es verlangt. 
Die Schädlichkeit der Kossäten liegt allerdings zutage, wenn sie jedoch ein 
Erbrecht auf ihre Besitzungen haben, muß der Gutsherr sich mit ihnen ab­
finden, und von seiten des Staates kann ihm die Einziehung dieser Grund­
stücke zum Vorwerk ohne Bedenken und unbedingt gewilligt werden. 
Über die Aufhebung der Gemeinheiten und die Veränderung der städtischen 
Repräsentation werden zu seiner Zeit Maßregeln getroffen werden, und er­
bitte ich mir Ew. Hochwohlgeb . Gutachten und Vorschläge. 

804·. Denkschrift Steins Königsberg, 30. August 1808 
Stcin-A.: Konzept (cigeohiindig). 
Druck: P crtz, S tein II S. 214lT.; Alte Auogobc II S. 502f. 

Der S tand der Unterhandlungen mit Frankreich. I n der A nnahme, daß die neuesten 
außenpolitischen Schwierig/reiten Napoleon zu einer nachgiebigeren Politilr zwingen 
werden, rät S tein zu selbständigerer Haltung Preußens. Der B eitritt zum Rheinbund 

1 Der folgende Passus (b is „ . .. wenn dieser es verlangt") von S tein eigenhändig beigefügt. 
S tacegemanns, an dieser Stelle von S tein durchstrichenes J( onzept, lautete demgegenüber: 
„Es ist dnher notwendig, dnß der Grundherr, wenn er eine Veriinderung mit den lnß­
bäuerlichen Höfen vorzunehmen wünscht, mit den einzelnen Wirten sich darüber zu­
nächst v ereiuige, in welchem Fnll, wenn die Schiidliehkeit des lnssitischen Verhältnisses 
erwiesen wird, von seiten des Stnnts genehmigt werden könnte, dnß die Hälfte der 
Lnßhöfc zu Vorwerkslnnd eingezogen werde, wenn die andere Hiilfte dagegen freies 
Eigentum wird." 
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solle unterbleiben. , die Frage der Allianz wird oflengelassen.. E rwartet dr:e Rettung des 
Staates nicht von Verträgen mit Frankreich, sondern von eigener J(ra/tent/altung, 
Verbindung mit Österreich und England zur Vorbereitung des Be/reiungslramp/es. 
Die Haltung R ußlands. 

Der Herr von Champagny hat unter dem 10„ 14„ 17. die Verhandlungen 
wegen Erfüllung des Tilsiter Friedens und Räumung der preußischen 
Staaten erneuert und sie teils auf den endlichen Abschluß der Konvention 
unter sehr lästigen Bestimmungen, teils auf eine Allianz, worunter er den 
Zutritt zum. Rheinbuncle versteht, gerichtet. 
Die allgemeine Lage der äußeren Verhältnisse Frankreichs, die spanischen 
und österreichischen Angelegenheiten, die Veränderung in der Türkei, die 
Erschöpfung des Innern des Landes haben den Kaiser zu einer Annäherung 
gegen Preußen bewogen, und wahrscheinlich will er alle seine Kräfte vereint 
auf Spanien richten. 
Man wird also erwarten dürfen, daß er leichter wird zu behandeln sein und 
mildere Bedingungen als die bisherigen einräumen werde. 
Herr v. Champagny äußerte, die Unterhandlungen wegen des Abschlusses 
der Konvention von den die Allianz betreffenden trennen zu wollen, und 
forderte den Prinzen auf, sich bestimmte Instruktionen wegen der Allianz, 
worunter er den Beitritt zum Rheinbund versteht, einzuholen. Es kann 
also wohl sein, daß die Konvention wegen Räumung früher abgeschlossen 
wird, als die auf die gestrige Depesche abzufertigende Antwort nach Paris 
kommt. 
Die Allianz wird bereits unter den gegenwärtigen Umständen sehr lästig, 
weil sie gleich neue Anstrengungen und Verwendungen von Geld und Men­
schen erfordert, sie bleibt aber dem Rheinbund vorzuziehen, der dieselben 
Verbindlichkeiten auflegt, Preußen in der öffentlichen Meinung in Deutsch­
land und Europa noch mehr herabsetzt, die Hoffnung zur Wiederherstel­
lung einer gesetzlichen Ordnung der Dinge zerstört und die innere Verwal­
tung des Staats abhängigmaehtvon den Aufforderungen des verächtlichen 
Primas, den Beschlüssen des Bundestags und den Aussprüchen des zu­
künftigen Bundestribunals. Den Einfluß, den man auf die Bundesangelegen­
heiten erhielte und der der Übermacht von Frankreich doch immer sehr 
untergeordnet bleibt, würde man sehr teuer erkaufen, und ich glaube daher, 
daß man diesen Beitritt zum Rheinbund ablehnen muß, da die gegen­
wärtigen günstigen allgemeinen Verhältnisse ein selbständigeres Betragen 
zulassen. Man würde gegenwärtig Österreich insgeheim auffordern, auf die 
Räumung von Preußen in seinen Unterhandlungen mit Frankreich zu be­
stehen, und ihm. versichern, im Fall eines Krieges mit seinen militärischen 
und lnsurrektions-Hilfsmitteln beizustehen. Hat man die feste Überzeu­
gung, daß Unruhe, Ehrgeiz und Herrschsucht Napoleon immer weiter treiben 
werden, so muß man nichts von Verträgen, sondern alles von der höchsten 
Anstrengung der Kraft erwarten. Wird aber ein kräftiger Entschluß ge-
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faßt, so entferne man alle Freunde der Ruhe, damit nicht alles wieder ge­
lähmt und in seiner fortschreitenden Bewegung aufgehalten werde. W ill 
man sich Frankreich ganz in die Arme werfen und alles von der Gnade 
Napoleons abhängig mach en, so entlasse man diejenigen, die zu kräftigen 
Maßregeln raten. 
E s ist unmöglich, daß Rußland den Kampf der Völker um ihre Unabhän­
gigkeit und die Erhaltung ihrer Regenten mit Gleichgültigkeit ansehen oder 
gar hindern sollte - der größte T eil der Nation fühlt Unwillen über den Zu­
stand der Verachtung, in den es durch seinen Regenten versetzt worden is t, 
und ich zweifle, daß er es wagen dürfte, zu einer so unpopulären Sache d as 
Eigentum und das Leben seiner Untertanen aufzuopfern. 
Man m üßte fortfahren, die beschlossene Verbindung mit England zu unter­
halten und den Brief, den Herr v . Jacobi entworfen, abgehen lassen. 
Kommt die Konvention zustande und erfolgt die Räumung, so bereite man 
sich im Innern wieder vor, um die erste Gelegenheit zum Losschlagen zu 
benutzen1• 

805. Stein an Kanzler und Minist er Schroetter 
Königsberg, 30. August 1808 

PrGStA .• jetzt DZA II Merseburg, fiep. ! Sla Tit. 1 Seel.1Nr. 2: Konzept (Konzlcihund), Poruphe Steins, Ahgo11g1-
v ermcrk : 2. Sept. 

Einrichtung einer neuen Abteilung für die Geistlichen-, Univers1:täts-, Schul- und 
Armensachen beim preußischen Prov1:nzial-Depa.r/.e11wn/ .. ß etre1wng dieses R essorts 
in den besetzten Provinzen durch die I rnmediatkommission in Berlin ttnd - in bezug 
auf die allgemeinen Richtlinien - durch S tein. 

Ew. Exzellenzien danke ich ganz ergebenst für die mir mit dem gefälligen 
Schreiben vom 19. d. M. gegebene Nachricht von der Übergabe der preußi­
schen Geistlichen-, Universitäts-, Schul- und Armen-Sach en an des H errn 
Staatsministers Freiherrn v . Schroetter Exz. Ich werde künftig alle mir in 
solchen Angelegenheiten zukommenden Sachen an die dafür konstituierte 
neue Abteilung des Preußischen Provinzial-Departements abgeben. 
Was die nicht evakuierten Provinzen b etrifft, so enthält der Plan zur Ein­
richtung eines interimistischen verbesserten Geschäftsganges den allge­
m einen Grundsatz, daß der Übereinstimmung in den dortigen inneren An­
gelegenheiten halber und wegen der notwendigen steten Rücksicht auf die 
Verhältnisse mit den französischen Autoritäten solche in der obers ten Be­
hörde von mir geleitet, sowie alles andere und das Kurrente v on den dafür 
in den gedachten Provinzen konstituierten Behörden bearbeitet werden soll. 
Diesem ist also angemessen, daß die Geis tlichen- und Schul-Angelegenheiten 
sämtlich durch die Immediatkom mission in Berlin bearbeitet werden, 
welche daselbst auch mit den nötigen Akten, mit Arbeitern und allen son-

1 Vg l. daztt die Denkschrift Schamhorsts vom 1. September 1808 ( S tein-A.) , gedr. Alte 
A usga.be 11 S. 505 fl. 
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stigen Hilfsmitteln versehen ist, auch das Ober-Konsistorium, das r efor­
mierte Kirchendirektorium, das Ober-Schulkollegium und das französische 
Oberkonsistorium bei sich an demselben Orte hat. 
Wo die Immediat-Kommission aber des Allgemeinen halber hier anzutragen 
genötigt ist, wird sie sich an mich zu wenden haben . 
Ew. Exz., dem Herrn Kanzler Freiherrn v. Schroetter, überlasse ich daher 
ganz ergebenst, die sämtlichen Geistlichen· und Schul-Angelegenheiten in 
den noch nicht evakuierten Provinzen der Immediatkommission in Berlin 
zu überweisen, welche denn auch die Gebühren dafür einziehen und den 
darauf angewiesenen Offizianten gleich zukommen lassen kann. 

806. Stein an die Minister Schroetter und Goltz, den Kanzler Schroetter, 
Scharnhorst und Lottum Königsberg, 30. August 1808 
PrGStA., l etzt DZA II llferscburg, Rep. 15la Tit. 1Seel . 1Nr.2: Konzept (Konzlcihand), Paraphe Stciwl; Rep. 92 
Doyen d. A.: Ausfertigung des ScllTeibcna on Schorn.borst (cigcnhündig)· 
Druck des letzteren: Alte Ausgabe II S. 503 (Regest). Hier naoh dem Konzept. 

Überreicht die Vorschrift für den Geschäftsgang der obersten B ehörden. Einladung 
zur ersten Generalkonferenz. 

Ew. pp. kommuniziere ich hierbei ganz ergebenst mit Bezug auf den Den­
selben schon früher mitgeteilten Plan zur interimistischen verbesserten 
Geschäftsführung eine beglaubigte Abschrift von der von des Königs Ma­
jestät Allerhöchst vollzogenen Vorschrift für den Geschäftsgang bei den 
gemeinschaftlichen Arbeiten der obersten Staatsverwaltungs-Behörden mit 
dem Ersuchen, sich Mittwoch über 8 Tage, den 7. September d. J ., gegen 
zwölf Uhr zur ersten General-Konferenz gefälligst einzufinden und außerdem 
nach Anleitung dieser Vorschrift mit Hilfe der Spezial-Konferenzen alle 
schriftlichen Korrespondenzen zu vermeiden. 

807. Stein an Beyer, Seegebarth, Schlabrendorff 
Königsberg, 30. August 1808 

PrGStA., jet zt DZA 11 Merseburg, Rep. 151nTit.1 Seel. 1 Nr. 2: Konzept (Kanzleihand), Paruphc Steins. 

Überreicht den Pla.n zur interimistischen verbesserten Geschäftsführung sowie die 
Vorschrift fiir den Geschäftsgang und fordert zur T eilnahme an den Generallwnfe· 
renzen auf. 

Ew. pp. kommuniziere ich hierbei eine beglaubigte Abschrift von dem von 
des Königs Majestät genehmigten Plan zur interimistisch en verbesserten 
Geschäftsführung, in gleichen von der von S. K. M. Allerhöchst vollzogenen 
Vorschrift für den Geschäftsgang bei den gemeinschaftlichen Arbeiten der 
obersten Staatsverwaltungs-Behörden. 
Ich ersuche Ew. pp., sich in Gemäßheit der letzten auf vorherige Einladung 
zu den General-Konferenzen einzufinden und dahin gehörige Sachen stets 
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dazu vorzuschlagen, außerdem aber der Spezial-Konferenzen sich zur Ver­
meidung aller schriftlichen Korrespondenz zu bedienen. 

808. Prinzessin Wilhelm an Stein Königsberg, 5. September 1808 
PrGStA „ jetzt DZA II Merseburg, Rep. 92 Knrl v. Stciu B 5: Ausfertigung (cigenhündig). 
Druck: Alte Au•g11Le II S. 507 f. 

Ent.schlu.ßlosigkeil. des J(önigs. Warnung vor den gegen S tein angczcl.1.elten Intrigen. 

Ew. E xz. haben gewiß sehr wohl getan, noch eimnal der K[önigi]n recht 
ernst ins Gewissen zu reden durch Ihren Brief, denn nie wird dort ein 
kräftiger Entschluß durch eigne Entschlossenheit ausgeführt werden. 
Gestern brachte ich 6 Stunden mit der Kö[ nigin] zu, fast beständig allein, 
aber sie hat mir nicht eine Silbe davon gesprochen, welches, fürchte ich, 
ein Zeichen ist, daß sie noch nicht genug von der Wichtigkeit der Sache 
durchdrungen ist. 
Ein Mensch, der Ihnen sehr ergeben ist und überzeugt ist, daß nur durch 
Ihre Leitung H eil über uns kommen kann, hat mir anempfohlen, Sie auf­
m erksam zu machen auf eine schändJiche Kabale, welche gegen Ihnen im 
Werke ist, um Sie auf immer uns zu entreißen. Man weiß, daß Sie lebhaft 
sind und will Sie reizen. Lang habe ich mich besonnen, ob ich die Warnung 
Ihnen mitteilen sollte oder nicht; es tut mir sehr weh, daß Sie von mir 
glauben würden, daß es möglich sei, daß ich den geringsten Zweifel setzen 
könnte in Ihre beharrliche Ausdauer auf dem W ege unserer Rettung, 
wenngleich das Gelingen dahin Sie durch Kämpfe aller Art führte - am 
Ende überlegte ich doch, die Verantwortung des Unterlassens sei zu groß, 
und weniger wichtig (für Sie) das Licht, in dem ich vielleicht dadurch vor 
Ihren Augen erscheine. Die P erson will nicht genannt sein, also bitte ich 
Sie, mir nicht davon zu sprechen, meine Mienen könnten es unwillkürlich 
verraten. Mit hoher Ehrfurcht und unaussprechlicher Anhänglichkeit 

Marianne. 

[Notiz Steins:] Die Geschichte mit dem M [ ... ]1 und die Vorbereitung zur 
Szene in Spandinen, die aber nicht statt h atte. 

809. Stein an Bismarck Königsberg, 7. September 1808 
PrGStA„ jetzt DZA II Merseburg, Rcp. 87 B Gcu. Nr . 1 h Bd. 2: Konzept (Kondeihoud), Pnrnphc Steins, Abgnog&• 
vermerk : 10. 
Druck: Alte Au•gobe II S. 508 (Regest). 

111aßnahmen gegen die Bauernunruhen in Schlesien. 

Ew. Hochwohlgeb. benachrichtige ich auf das Schreiben vom 24,. v. M. 
wegen der von verschiedenen dortigen Untertanen aus Mißverstand des 
Edikts vom 9. Oktober v. J. verweigerten Dienste, daß des Königs Majestät 

1 Unleserlicher Name. 
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den dortigen Justiz-Kollegien die Beschleunigung der desfal sigen Unter­
suchung anbefohlen haben. Wenn das erfolgende Urteil schnell exekutiert 
wird, sind alle extraordinären Strafen hier entbehrlich. 
E s kommt bei Angelegenheiten dieser Art insbesondere auf ein Benehmen 
voll Ernst und \Vürde von seiten der Provinzial-Polizeibeh örden an. Ich 
muß Ew. Hochwohlgeb. dies nochmals angelegentlich empfehlen, denn 
dadurch wird es leicht möglich, selbst die Pläne derjenigen zu vereiteln, 
welche zu Privatzwecken die Unwissenheit des gemeinen Mannes etwa 
benutzen wollen. Ob dies bei den stattgehabten Unordnungen nicht der 
Fall gewesen, wie wohl zu vermuten ist, darauf ersuche ich Ew. Hochwohl­
geb. die vorseiende gerichtl iche Untersuchung mit leiten zu lassen und mir 
von dem Resultat derselben in dieser Hinsicht besonders Anzeige zu 
machen. 

810. Kabinettsordre an Kanzler Schroetter 
Königsberg, 7. September 1808 

PrGStA., jetzt DZA II Merseburg, Rcp. 890 XXII Nr. 6 Bd . 2 : Konzept (Snck), Purophc Steins, Ahgnngsverrncrk : 10. 
Druck: Alle Ausgnbe Il S. SOß (Regest). 

Mnßnahm.cn gegen die Baucrnu.nrulwn in Schlesien. In Notfällen sei auch das 
/ra nzösische M ilitiir zur J!\1 iederherstellung der Ordnung heranzuziehen. 

Auf Euren Bericht vom 30. v. M. wegen der von einigen Dorfcingesessenen 
in Schlesien aus Mißverständnis des Edikts vom 9. Oktober v. J. verringer­
t en gutsherrlich en Dienste t eile Ich Euch Abschrift derjenigen Kabinetts­
ordre mit, welche Ich bereits am 27. v. M. aus Veranlassung des darin 
erwähnten besonderen Falles an den Geh. Ober-Finanzrat v . Bismarck 
erlassen h abe1• Dadurch ist alles dasjenige geschehen, was nach den ob­
waltenden Umständen für angemessen zu halten ist, indem nun alles 
weitere von dem pßichtmäßigen und vernünftigen Benehmen der Staats­
behörden abhängt. Demzufolge habt Ihr daher auch sowohl die Breslauische 
als die übrigen Ober-Amtsregierungen in Schlesien mit gemessener Anwei­
sung zu versehen, und hat es kein Bedenken, daß dieselben zu augenblick­
licher Unterdrückung etwaiger Unruhen das französische Militär requi­
rieren können, welches dazu überall sich bereitwillig erklärt hat, und wovon 
die Kosten alsdann dem schuldigen Teile zur Last fallen. ' 
Eines von Mir zu erlassenden Publikandi über den Sinn des gedachten 
Edikts in Ansehung der herrschaftlichen Dienste bedarf es nicht, da das­
selbe darin völlig deutlich ist und die näheren Belehrungen deshalb von 
den Landesbehörden erfolgen müssen. 

1 Siehe oben N r. 800. 

849 



Quelle: Freiherr vom Stein (Neubearb.), Bd. 2,2, Berlin 1931 / Internet-Portal "Westfälische Geschichte" 
URL: http://www.westfaelische-geschichte.lwl.org 

ZWEITE KÖNIGSBERGER AMTSZEIT 

811. Denkschrift Steins [Königsb erg,] 8. September [1808] 
Stein·A.: Konzept (eigenhändig) . 
Druck: P crlz, Stein II S. 2 19ff.; Tl•immc, S taat„chriften S. 46 f. (gekilnt); Alle Auogabe II S. Sllff. ; Kleine Auogabo 
Nr. 73 (gekilnl). 

Auf Grund eines groß angelegten Überbliclrs über die deutsche Politilr Preußens seit 
den R evolutionslrriegen verlangt Stein ein Zusammen.gehen Preußens mit Österreich 
zu gemeinsamem /(ampf um die Unabhängigkeit Deutschlands und Preußens unter 
Vermeidu.ng der verhängnisvollen Fehler von 1794/95 mit der daraus folgende1i 
Trennung des nördlichen und südlichen Deutschland. Stärkste B etonung dieser 
gesamtdeutschen Idee: „Deutschland kann nur durch Deutschland gerettet 
werden." Innere Schwäche und dauerndes Versagen Rußlands und des Zaren in 
den großen kriegerischen J(risen der europäischen Politi/\ des letzten Jahrzehnts. 
Eine neue Niederlage Österreichs wäre der Auftakt zur endgültigen Unterwerfung 
Deutschlands und Europas unter die napoleonische Gewaltherrschaft. Deshalb sei 
Preußen um seiner selbst wie um Deutschlands willen zum Zusammengehen mit 
Österreich verpflichtet. Prognose der J(onferenz von Erfurt. 

Das R esultat der Betrachtungen, die H. Ob[ erst-] L[ieutenant] v. Gneisenau 
in seiner Denkschrift1 vorträgt, ist 
1. daß von Rußland keine Hilfe zu erwarten, 
2. daß die Folgen eines für Österreich unglücklichen Krieges die Vernich­
tung von Preußen und wahrscheinlich von Rußland selbst sein wird. 
Ich erlaube mir hierüber folgende allgemeine Bemerkungen. 
Deutschland war kräftig genu g, sich selbst gegen Frankreich zu verteidigen, 
und nur seine eigene Uneinigkeit ist die Ursache seines Falles und seiner 
Sklaverei. Seine Bewohner machten anno 1793 eine Menschenmasse von 
beinahe 36 Millionen aus, die militärisch und wissenschaftlich gebildet 
waren und ein reiches, fruchtbares Land bewohnten. 
Das laue und zweideutige Betragen Preußens im J ahre 1794 veranlaßte 
Österreich, die Niederlande ohne Not und ohne eine verlorene Schlacht bis 
hinter die Maas zu räumen, und der unglücklich e Baseler Friede, den die 
unverständigen Vorstellungen seiner Minister Friedrich Wilhelm II. ab­
nötigten, sanktionierte zuerst die verderbliche Trennung Deutschlands in 
das nördliche und südliche; das erstere sah ruhig den Verheerungen des 
letzteren zu und ahndete nicht, daß der südliche Deutsche ihn für dieses 
verfassungswidrige und treulose Betragen zu seiner Zeit zücht igen und 
abstrafen werde. Eine Folge der Gleichgültigkeit Preußens gegen die Erhal­
tung der Selbständigkeit und Freiheit Deutschlands war die Benut zung der 
Kräfte des südlichen Deutschlands zur Unterjochung des nördlichen, und 
dasselbe Prinzip der Apathie gegen Öst erreich angewendet, wird dieselben 
Folgen für Preußen haben, nämlich seine völlige Auflösung und den Fall 
seiner Herrscherdynastie. I st Österreich unterjocht, so findet Frankreich 
in der Benutzung seiner Trümmer, in dem passiven Gehorsam der elenden, 
für ihr persönliches Dasein nur besorgten deutsch en Fürsten, in dem auf-

1 Vom 24. Au.gust 1808, vgl. S . 810 A nm. 1. 
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rührerischen Geist der 12 Millionen Polen die Mittel, Rußland noch mehr 
zu verkleinern. Dieses dünn bewohnte, gewerblose Land wird nur einen 
schwachen Wider stand leisten, und ein Land, das ein schwach er, sinnlicher, 
durch mehrere verunglückte, leichtsinnig angefangene, leichtsinnig aufge­
gebene Unternehmungen abgeschreckter Fürst vermittelst einer dummen, 
schwerfälligen, verderbten, in alles eingreifenden Bureaucratie beherrscht, 
wo die große Masse der Nation Sklaven sind, ein solches Land wird den 
K ampf mit dem gebildeten E uropa nur kurze Zeit best ehen . 
Eine lebendige Darstellung der russischen Bureaucratie und ihrer Art sich 
zu b ewegen gibt der anliegende Aufsatz1, der das Gemälde der russischen, 
aus sechzig Häuptern bestehenden Liquidations-Kommission zu Memel 
enthält. 
Die Schwäche Alex anders drückt sich am klarsten durch eine Ver gleichung 
mit Pet er dem Großen [aus]; der Verlust der Schlacht bei N arwa war unter 
ihm der Grund zur Größe Rußlands, reizte ihn zu for tdauernden vieljähri­
gen Anstrengungen; die Schlacht bei Austerlitz und Fr iedland zerstreute 
den Nebel von Humanität, Liberalität usw., womit Alexander umgeben 
war, und lähmte das wenige Kraftgefühl, das in jedem nicht ganz verwahr­
losten jungen Mann aufzulodern pflegt. 
Will man einen einfachen Maßstab h ab en zur Vergleichung der militärischen 
und staatswirtschaftlichen Kräfte Öst erreichs mit denen von Rußland, so 
bedenke m an, daß jener Staat von 1788 bis jetzt Kriege führte und Kriegs­
anstalten traf, und daß es jetzt wieder gerüst et zum Kampf dast eht, daß 
Rußland nur Teil an der Kampagne von 1799, 1805 und 1806 nahm und 
1807 zu einem schändlichen Frieden wegen seiner Erschöpfung oder seiner 
Unfähigkeit, den Umfang seiner Kräfte zu beurteilen, genötigt wurde, auch 
seit dieser Zeit eine würdelose Stellung gegen Frankreich angenommen. 
I st Rußland nach dem Fall von Östen-eich unfähig, irgend einen kräftigen 
Widerstand gegen Frankreich zu leist en, ist die Absicht des letzteren, 
Preußen zu stürzen, kann Deutschland nur durch Deutschland gerettet 
werden, so muß man 
jede Nerve spannen, jede Kraft in T ä tigkeit setzen, um diesen Zweck zu 
erreichen, 
daher sich Österreich nähern und ihm seine Absichten freimütig eröffnen, 
aJle militärischen und Insurrektions-Mittel, die uns zu Gebot st ehen, bei 
dem Ausbruch eines österreichischen Krieges anwenden, um das französische 
Joch abzuwerfen, weil bei dem ruhigen Zusehen nur Vernichtung oder die 
unerträglich ste Sklaverei eintreten kann. 
Die Zusammenkunft des K aisers Alex ander mit dem Kaiser Napoleon 
trübt die Aussichten nur noch mehr - was kann au s dem Zusammen­
treffen eines vom H andeln abgeschreck ten, lenksamen weichen Charakters 

1 Fehlt. 
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mit einem felsenfesten, rastlosen und ruchlosen Manne entsteh en als blindes 
Hingeben des ersteren in den verruchten Willen des letzteren. 

812. Stein an Rehdiger Königsberg, 8. September 1808 
Druck: Alte Ausgnhe II S. 50ß. Dnnnch hier. 
E hem. Prcuß. SLnnl8urchiv Dreslou : Ausfertigung. VcrbJeib unbckunnt. 

R eicht ihm seinen Ent1V11rf zu. einer Nation.alrepriisen.tation zurück mit. der Bitte um 
Abänderung auf Grund der beigefügten. Randbemerkungen. 

Ew. Hochwohlgeb. habe ich die E hre, meine Ansichten über den scharf­
sinnigen Entwurf zu einer Nationalrepräsentation mit der Bitte mitzu­
teilen, meine am Schluß geäußerten Wünsche zu erfüllen. 

813. Steins „Beurteilung des Rehdiger'schen Entwurfs über Reichsstände"1 

Königsberg, 8. September 1808 
Druck: Pcrlz, Gnciscnnu I (1864) S. 398 ff .. Dunnch Thirnrnc, 5 1 oolBSchriftcn S. 48 ff.; Thicdc, Ausgcw. Schriften 
S. 91 ff.: Alte Ausgabe II S. 508 ff.: Kleine Ausgabe Nr. 63 und hier. 

Betont im Gegensatz zu flehdiger die Notwendig/reit der Provinzialstände als E rgän­
zw1g der R eichsst.iinde. Die 1 dee der Selbstver1Valt.w1.g. ](eine Furcht vor einer 
1'11 iederlw lun.g der französischen Vorgänge in D ent.schland wegen der V ersch1:edenheit 
des deu tschen Nat1:onalcharalrters vom französischen. Fordert, ebenfalls im Gegen­
satz zu R ehdiger, die ständische Gliederw 1g der V ersammlung unter B eseitigung 
eines störenden Überge1Vichts des Adels , aber unter lVahrnng se1:11.er politischen 
Vormachtstellung. Adelsreformpläne. Ablehnung des von flehdiger vorgeschlagenen 
Wahlver fahrens. Bindung des Wahlrechts an den Grundbesil.z. Vorlii11fige ß eschrän­
/rung der R eichsstände auf eine lronsult.ative J\llitwirlrnng an der S taatsverwaltung 
mit dem R ec/n der Gesetzes-Initiai.ive. V ertrauen auf die fortschreit.ende poli,ische 
E11uviclrl1111g des Vo lkes u.nd der in der ßild1mg begriflenen oder geplanten politischen 
I 11.s titutionen. 

Von der Notwendigkeit, der Nation eine Teilnahme an der Gesetzgebung, 
selbst an der Verwaltung, einzuräumen, bin ich überzeugt, sowie von der 
Richtigkeit der von H. v. R[ehdiger] aufgestellten allgemeinen Bedingun­
gen, unter denen d iese Rechte zu übertragen sind, nämlich Entfernung 
sowohl von Ängstlichkeit als von Unvorsich tigkeit. Es kommt aber auf 
Prüfung der eigentümlichen Grundsätze des Planes der National-Repräsen ­
tation an. 
Die Teilnahme der Nation an der allgemeinen Gesetzgebung und Verwal­
t ung kann zwar nur durch R eichsstände ausgeübt werden , es bleibt aber 
noch immer ein wichtiger Geschäftskreis für die Provinzialstände übrig, 
nämlich Aufsich t auf die Provinzialbehörden und beratschlagende und aus­
führende Teilnahme an Eim-ichtungen, Anlagen, Verordnungen, die sich 
nur auf die Provinz beziehen. 

1 Vgl. dazu die eingehende A nalysr. der Denkschrift R clidigers bei Ritter, Stein S . 281 fl. 
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Die Bedürfnisse der Provinzen bleiben unbekannt und unabgeholfen, wenn 
allein durch die Staat sbehörden abgeholfen werden soll, m an muß diesen 
durch Gemeinde- und Provinzial-Vorsteher zu Hilfe kommen und den 
Gemeindegeist an die Stelle einer alles durchgreifenden Bureaucratie 
setzen. Hiernach wird also der Grundsatz „die Repräsentation muß eine 
und dieselbe sein" für den ganzen Staat näher bestimmt. 
Der E inheitst endenz, welche der H. v. R[ehdiger] in der allgemeinen Ver­
sammlung befürchtet, wirkt am kräftigst en entgegen Zusammensetzung 
der Stellvertret er aus allen Provinzen und der eigentümliche Gang des 
Geist es des Deutschen, der langsam und bedächtig zu verfahren und in das 
Einzelne, oft in das Kleinliche zu gehen geneigt ist. Die Rechtlichkeit des 
Deutschen, sein ruhiges, besonnenes Wesen sichern gegen alle die Unregel­
mäßigkeiten und das wilde W esen der französisch en Volksversammlungen, 
und die Geschichte aller deutschen Republiken, aller deutschen Vereine, 
wozu ich auch die Schweiz und Holland rechne, beweist, daß ruhiges, 
besonnenes, gemeinschaftliches Beraten, pünkt liches, treues Ausführen 
überall zu finden war, wo der Deutsche frei und ungestört seine Kräfte 
äußerte. 
Wir finden alle uns bekannten einigermaßen gebildeten Nationen in Stände 
abgeteilt, in eingeschränkten Monarchien ihre Teilnahme an der Regierung 
in verschiedenem Verhältnis bestimmt; darf man es also erwarten, daß eine 
solche allgemeine Einrichtung ohne Nachteil durch einen einzigen Be­
schluß vernichtet werde ? D as Übergewicht eines Standes über seine Mit­
bürger ist nachteilig, ist eine Störung der gesellschaftlichen Ordnung, und 
man schaffe es ab. Der Adel im Preußischen ist der Nation lästig, weil er 
zahlreich, größtenteils arm und anspruchsvoll auf Gehälter, Ämter , Privi­
legien und Vorzüge jeder Art ist. Eine Folge seiner Armut ist Mangel 
von Bildung, Notwendigkeit, in unvollkommen eingerichtet en K adetten­
häusern erzogen zu werden, Unfähigkeit zu den oberen Stellen, wozu m an 
durch Dienstalter gelangt, oder Drängen des Brot h albers nach niedrigen, 
geringfügigen Stellen. 
Diese große Zahl halbgebildeter Menschen übt nun seine Anmaßungen zur 
großen Last seiner Mitbürger in ihrer doppelten Eigensch aft als Edelleute 
und Beamt e aus. Man verringere also die Zahl der Edelleute, man hebe den 
armen Adel auf, und der übrig gebliebenen geringeren Anzahl reicher 
Familien weise m an einen politischen und amtlichen Wirkungskreis an, 
der sie zur Bildung und E ntwicklung ihrer Kr äfte auffordert. R eichtum 
vereinigt das eigene W ohl des Grundbesitzers mit dem allgemeinen , und 
durch die E rinnerung der Taten der Voreltern verbindet sich der Ruhm der 
Nation mit der Familienehre. I st der reiche Adel von politischer T ä tigkeit 
entfernt, so wird Trägheit und Gen ußliebe ihn beherrschen und ihn zu 
einer unnützen und verächtlich en Klasse herabwürdigen. E s werde also 
aus dem reichen Adel ein Oberhaus gebildet und dessen Glanz aufrecht 
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erhalten durch Aufnahme von Männern von großem Ansehen, es entstehe 
aus Reichtum oder Verdienst en um den Staat . 
Die Repräsentation soll nach Nr. 3, 4, 5 nicht auf das Vermögen gegründet, 
nicht von der R egierung abhängig, noch durch eine Gradation von Ernen­
nungen vom Volk abhängig sein. Anstatt Wahleinrichtungen dieser Art 
wird die W ahl hauptsächlich einer Bürgerklasse anvertraut, welche die 
Vermutung der meist en Bildung und Sittlichkeit für sich hat , nämlich 
sämtlichen öffentlichen K ommunalbeamt en jeder Art, und diesen wird noch 
eine gewisse Anzahl von Wahlherrn aus der ganzen Nation beigeordnet, die 
die Stellvertret er au s der ganzen Nation wählen . 
T eilnahme der Nation an Geset zgebung und Verwaltung bildet Liebe zur 
Verfassung, eine öffentliche richtige Meinung über Nationalangelegen­
heiten und die F ähigkeit b ei vielen einzelnen Bürgern, die Gesch äft e zu 
verwalten. Die Geschichte lehrt, wie überwiegend größer die Anzahl großer 
Feldherrn und Staatsmänner in freien als in despotischen Verfassungen war, 
und Sismondi erzählt, daß die Erfinder eines Systems des Gleichgewichts 
für Italien die Florent iner waren, deren Magistrat spersonen alle zwei 
Monate wechselten und aus den Zünften gewählt wurden. 
Die Stellvertret er einer Nation müssen das Vertrauen der Nation besitzen, 
mit ihren Wünsch en und Bedürfnissen bekannt und unabhängig von Ein­
fluß und E inseitigkeit sein. Der größeren Anzahl der öffentlichen Beamt en , 
z. B. den unteren H ebungsbeamten, den unteren Militärpersonen, fehlt es 
an Bildung, Selbständigkeit, Bek anntschaft mit den Bedürfnissen der 
bürgerlichen Gesellsch aft, Interesse an ihrer Erhaltung, Sittlichkeit, und 
sie werden die verst ändigen H andwerker, die mittlere Klasse der Grund­
eigentümer in keiner Hinsicht ersetzen. Sie werden bei ihrer Abhängigkeit 
von der R egierung ein blindes, leicht zu behandelndes W erkzeug in ihren 
Händen sein, und welche Achtung, welches Zutrauen wird eine National­
repräsentation genießen , die von einer Majorität, so aus Subalternen, 
Unteroffizieren und Dorfschulzen best eht, gewählt worden ist. 
Die Masse der Eigentümer der Nation besitzt eine Unabhängigkeit, die 
den in Vorschlag gebrachten Notabeln fehlt ; sie nehmen an dem ganzen 
Vorrat der Ideen und Gefühle, die einer Nation gehören, einen überwiegen­
den Anteil; alle Einrichtungen des Staates wirken unmittelbar auf ihren 
eigenen Zust and, und die Erhaltung desselben bindet sie an Ruhe, Ordnung 
und Gesetzlichkeit. 
Den E igentümern überlasse man also die W ahl und ersinne Formen, 
wodurch Ordnung, Besonnenheit, Stimmfreiheit erhalten werde. 
Die in dem § 6 des Entwurfe s enthaltenen Bestimmungen mit Ausschluß 
des § 12 finde ich der Sache angemessen . 
Da die Nation noch so wenig gewohnt ist, selbst zu h andeln, so wenig mit 
ihrem eigenen Interesse, ihren eigenen Angelegenheiten , mit dem Stand­
punkt, auf dem sie steht, bekannt ist, so ist es unter den gegenwärtigen 
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Umständen ratsam, ihr nur das Recht zum Gutachten, nicht zur Teilnahme 
an der Gesetzgebung beizulegen, die Verhandlungen jedoch zur allgemeinen 
Kenntnis des gesamten Volkes zu bringen und der Berat schlagungskammer 
oder dem R eichstag zugleich das R echt zu Anträgen auf neue Gesetze zu 
überlassen. Will m an das Recht, auf Gesetze anzutragen, allein der R egie­
rung erteilen, so benimmt man der Nationalversammlung einen der wesent­
lichsten Vorteile ihrer Einrichtung, den Einfluß auf das Fort schreiten der 
Gesetzgebung im Verhältnis des jedesmaligen Zustandes der bürgerlichen 
Gesellschaft, und dieses F ort schreiten wird allein von den Eigenschaften 
des Regenten und seiner Umgebungen abhängig gemacht. 
Soll die Wahl frei sein, so muß bei den W ahlversammlungen kein Regie­
rungsabgeordneter er scheinen, sondern sie muß unter Leitung selbstge­
wählter Vorsitzer abgehalten werden. Die im § 40 aufgezählten Sektionen 
sind zu zahlreich ; die Wahl der Stellvertreter zu bestimmten Sektionen 
wird manche Verlegenheit bei den Wählenden verursachen, indem sich 
schwer bestimmen läßt, ob der Gewählte zu der Sektion der Polizei oder 
der Landwirtschaft paßt, um so mehr, da Wissenschaften und Geschäfte 
sich nicht so schneidend abgrenzen lassen. 
Überhaupt werden sich die Menschen erst durch Geschäfte bilden, und 
durch H andeln wird die Nation erst mit iluer Geschäftsfähigkeit bekannt, 
und man wird anfangs zufrieden sein dürfen, wenn nur der fünfte Teil der 
Gewählten aus geschäftsfähigen Männern bes teht. 
§ 43. E s ist folgenreicher und wohltätiger, den Gang der Diskussionen zu 
ordnen, gewisse Formen, die zu beobachten sind, vorzuschreiben, als alle 
Gelegenheit zur Beredsamkeit, zu einem freien und edlen Vortrag über die 
großen Angelegenheiten des Staats zu unterdrücken. Die parlamentarischen 
Formen scheinen hinreich end zu sein, um allen Unordnungen und Miß­
bräuchen b ei einer besonnenen, r echtlichen, verständigen Nation zuvorzu­
kommen. Durch eine solche Art, die Geschäfte zu verhandeln, bildet sich in 
ihr ein praktisch er Sinn für Geschäfte und eine Bekanntschaft mit den 
Personen, die sie zu behandeln fähig sind - und ich glaube, man muß bei 
den ruhigen Deutschen, die, wie einer unserer Schriftsteller sagt, unter allen 
Zeiten am meisten die Bedenkzeit lieben, eher Reizmittel anwenden als 
Opiate. 
Die Sektionen sind nützlich und notwendig, um Geschäfte vorzubereiten, 
zu prüfen und R esultate zur K enntnis der Versammlung zu bringen; es 
werden daher § 47 die Gesetzvorschläge an die Hauptversammlung ge· 
bracht, und von dieser an eine Komitee zur Prüfung abgegeben, die ihren 
Beschluß der Hauptversammlung vorlegt, um sich darüber zu bestimmen. 
Werden die Diskussionen öffentlich gehalten, die Verhandlungen gedruckt, 
so bedarf es des sehr gefährlichen Appells an die ganze Nation § 65 keines­
wegs. 
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Anlage 1. § 6. 

Diese Stufenfolge von örtlichen Ratgebcnden und kontrollierenden Vor­
ständen ist eine sehr nützliche Anstalt, sie war in den meisten deutschen 
Ländern bereits seit Jahrhunderten nur mit mehr oder weniger F eudalität 
vermischt, am wenigst en herrschte diese in den westfälischen, und gar 
nicht in den friesischen Volksversammlungen. 
Die Ergebnisse des hier Vorgetragenen sind demnach folgende : 
1. Der von H. v . R[chdiger] entworfene Plan ist scharfsinnig und mit 
Kenntnis m ancherlei ausländischer Verfassungen ausgearbeitet; 
2. er würde nach dem hier Vorgetragenen wesentliche Abänderungen 
erleiden, und ich 
3. wünschte einen so ab geänderten Organisationsplan eines Reichstages 
und der Land- und Kreistage von H. v. R[ehdiger] zu erhalten. 

814. Minist er Schroetter an Stein Königsberg, 9. September 1808 
PrGStA ., jetzt DZA II Merseburg, Rep. 77 'fit. 479 Nr. 5 Vol. 2: Ausfertigung. 

Übersendet den im Schreiben Steins vom 17. Ju.li 1808 {oben N r . 745) angeforderten 
Entwurf der J\onstit1üion zur E in/ührimg einer Mun1:zipal-V erfassung f iir die Städte 
1:n Ostpreußen, Lr:t.auen und lt\festprc1.tßen sowie den Entwurf einer Instruktion für 
die R epräsentanten der Bürgerscha/t1• 

815. lmmediatbericht Steins Königsberg, 11. September 1808 
Hnusnrchiv, jetzt DZA]] Merseburg, Friedrich Wilhelm IV. Rcp. X 50 A 2 Nr. 1: Ausfertigung (cigcnhüudig). 
Druck: Alte Au•gubc II S. 456. 

Drängt an/ bald1:gen li\1echsel der Erzieher des J(ronprinzen. 

Votre Majeste daignera me permettre d'observer que l'examen scrutateur 
que M. Delbrück proposc, si meme il serait d'ailleurs admissillle, n ' otfrirait 
aucun r esultat pour decider Ja question si M. Delbrück a les moyens de 
continuer J'education du prince dans l 'epoque de Ja vic dans laquelle il va 
entrer, ou si, en gencral, M. Ancillon ne lui es t point preferable pour la 
richesse d 'idees et leur genre, J'elevation de ses sentiments, la connaissancc 
qu'il a du monde et des rapports de Ja socicte. 
11 me parait, par consequent, qu'il faudra decliner la proposition de M. Del­
brück en t ermes gcneraux et s'cn t cnir au plan de l 'eloigner avant le com­
menccment de l'hiver en faisant venir M. Ancillon ici si le retour de la 
famille royale serait encore eloigne. 
On pourrait egalement charger M. Ancillon de se concerter avcc MM. 
Spalding et Fischer sur le choix d'un gouverneur pour les princcs cadets, 
et j'attendrai les ordrcs ulterieurs de Votre Majeste. 

1 Von Stein durch R andverfügung dem General-Departement zum Gutachten ü.berw1:esen. 
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816. Denkschrift Steins „Über die Anträge des H errn v. Cha mpagny in den 
Konferenzen d . 27. und 28 August1" K önigsberg, 14. September 1808 
Steiu-A.: K on7.cpt (cigcnhünclig). 
Druck : P crtz, Stein II S. 222 1J.; Alle Au•gnbc II S. 5141J. 

E nt.rüstw1g über die in den letzten Verhandlungen in P aris vorgebrachten neu.en 
Nachforderungen der Franzosen in der J(onlribu.t.ions /rage. Unrechtmäßigkeit w ul 
Unerfüllbarkeit ihrer A nsprüche. Stein warn t vor der Unterzeichnung eines wwr/üll­
baren Ver/.rags, da dieser nicht. die /i'rei!t.eit, sondern nur neu.e J(nechtsclw/t bringen 
könne. Verweis au./ die außenpolitischen Schwierigkeiten Napoleons. l loflnung auf 
russische V ermittlung in der Hont.ributions/ragc. R ät, bei den A bmachungen vom 
M iirz stehen zu bleiben u.nd nicht weiter nachzugeben. 

In den Verhandlungen des H . Daru mit der Friedensvollziehungs-Kommis­
sion war der Rückstand an [ .. . ]2 Kriegssteuer und etat smäßigem öffent­
lichem Einkommen nach dem Abschluß des 12. Juli 1807 bestimmt auf 
154· Millionen, und im September berechnete der erstere, daß auf diese 
Summe ungefähr 42 Millionen abgezahlt worden seien . 
Sowohl im Entwurf einer K onvention, welche H . Daru im Oktober 1807 
der Kommission in Berlin v orlegte, als in dem, welcher im März 1308 zwi­
schen mir und ihm verabredet wurde, nahm man jedesmal den Grundsatz 
an, daß a ll e Zahlunge n, s o unterdessen v o r und währ end d e r 
Unt erha nd l un gen gesc h e h e n, a n d e m ob e n b e r echnet e n Rü c k­
st and abzu se tz e n se i e n. 
J etzt ford ert der Kaiser Napoleon in den Unterh andlungen der preußischen 
Geschäftsträger mit dem H. v . Champagny anfänglich die ganze Summe der 
154· Millionen ohne Rücksicht auf die abschläglichen Zahlungen und, da er 
die Unbilligkeit seiner For derung einzuseh en schien, so beh auptete er , ein 
R echt zu haben auf den Ausfall des Staatseinkommens gegen den E t a t von 
dem 1. Oktober bis jetz t, den er zu 40 Millionen berechnete. H iernach 
wäre seine F orderung 195 Millionen, wovon er sich noch die abschläglichen 
Zahlungen mit 4·2 Millionen abrechnen lassen und aus besonderer Großmut 
12 Millionen erlassen will, so daß die jetzt zu zahlende Summe von ihm auf 
141 Millionen bestimmt worden ist. 
Diese Summe soll bezahlt werden: 

a) zur H älfte in akzeptierten W echseln - 70500000 Livres oder 17622222 
Taler, welche von Monat zu Monat mit baren Zahlungen von l 500000Talcr 
abgetragen werden sollen ; 

b) zur Hälfte in P fandbriefen, welch e in 18 Monat en einzulösen, also 
monatlich mit 978 000 Taler. 
Die Summe der während 12 Monat en vom preußischen Staat zu leistenden 

1 V gl. dazu den 1 mrnediatbericht des Prinzen l,Y ilhelm, Paris 2. September 1808, gedr. 
/-Jasset, Preußische P olitik N r. 177. Dazu 1 /aussherr, Er/üllung u. Befreiung S . 219 /. 
2 V nleserliches Wort. 
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monatlichen Zahlungen wäre also während den ersten zwölf Monaten 

2478000 Taler 

und während der folgenden sechs 

978 000 Taler. 

In der Berliner Konvention, so im März verabredet worden, nahm man an, 
1. daß der ganze Rückstand an Kontribution und des Staatseinkommens 
154· Millionen betrage ; 
2. daß hierauf die abschläglichen Zahlungen, die man schon damals auf 
50 Millionen schätzte, abzurechnen seien; 
3. daß die noch rückständigen 100 Millionen halb in Promessen, halb in 
Domänen-Pfandbriefen abgetragen werden sollten, endlich 
4. geschah der Antrag, den H. Daru annehmlich glaubte und unterstützte, 
daß die Pariser Bank auf die Domänen-Pfandbriefe diskontieren solle. 
Die jetzigen Anträge des Kaisers enthalten eine Mehrforderung von 4.2 Mil­
lionen, eine schwierigere Art der Zahlungsmittel, und die vorgeschlagene 
Erleichterung durch den Zutritt der Pariser Bank wird ganz übergegangen; 
sie lassen ferner die Unrechtmäßigkeit der gegen den Tilsiter Frieden im 
Großherzogtum Warschau geschehenen Schenkung des Vermögens der 
Bank, Witwenkassen, Seehandlung unentschie d e n und ein unermeß­
liches Feld zu neuen Anforderungen offen, indem die von H. Daru auf 
135 Millionen b erechneten Forderungen der abgetret enen Provinzen zu 
ferneren Unterhandlungen ausgesetzt bleiben. Nach den Anträgen des 
Kaiser s Napoleon würde der preußische Staat 
1. zahle n an Kriegssteuer . . . . . . . . . . .. 
2. verli er e n an Vermögen seiner Geldinstitute ppter 
3. Er wird in Ans pru c h genommen um eine 

35244444 Taler 
15 000 000 T aler 

Summe von . . . . . . . . . . . . . . . . . . 33 755 555 Taler 
Durch die Annahme dieser Anträge würde der preußische Staat ungerechte 
Forderungen als rechtmäßige anerkennen, er würde Verbindlichkeiten ein­
gehen, die er nicht erfüllen kann, und der Gefahr ausgesetzt bleiben, unter 
dem Vorwand der Wortbrüchigkeit wieder besetzt zu werden und die 
Königliche Familie vertrieben zu sehen. 
Diese Verbindlichkeiten lassen sich aber nicht erfüllen, denn es ist unmög­
lich bei der Erschöpfung des Landes, dem vernichteten Handel, monatlich 
2478000 Taler in das Ausland zu zahlen, da auch die Hilfsmittel des aus­
wärtigen Kredits allen Staaten in dem jetzigen Zustand von Europa fehlen, 
der ein Zustand der Gesetzlosigkeit, Gewalttätigkeit und Abhängigkeit von 
blinder Willkür ist. Das Verfahren Napoleons gegen Spanien hat allen 
Kredit der europäischen Staaten des festen Landes in Holland zerstört, und 
selbst die Anleihen des Königreichs W estfalen, das Privatanleihen des 
Königs von Holland, konnten, ohnerachtet ihres geringen Umfanges und 
ihrer anscheinenden Sicherheit, nicht erfüllt werden . 
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Mit welchem Schein des R echtes vermag Napoleon die Einnahmereste vom 
1. Oktober 1807 bis jetzt mit 4·0 Millionen und das erhobene Einkommen 
fordern, da der Friedensschluß alle Eroberungsrechte aufhebt, also auch 
das Recht auf das öffentliche Einkommen des eroberten Landes. Der 
Abschluß der Konvention wurde v erzögert durch das Übertriebene und 
Ungerechte der Forderungen des H. Daru, der den Betrag des Rückstandes 
zu der Höhe von 154 Millionen brachte, indem er den Kontributionsrest der 
abgetretenen Altmark mit 10 Millionen dem preußischen Staat zur Last 
setzte, als Münzertrag die Bruttoeinnahme zu ... 1 annahm, also den 
Metallankauf, die Betriebskost en nicht absetzte und alle Landeslieferungen, 
deren Abrechnung der Kaiser, der General Clarke und der General-Inten­
dant Esteve 2 auf die Kriegsst euer versprochen hatten, unvergütet ließ. 
Eine Folge dieser Übertreibung war es, daß man nicht abschließen konnte, 
und als man die Summe der 154 Millionen annahm, so trat H . Daru mit 
neuen Anforderungen auf, deren Annahme unmöglich war, mit Einräumung 
von 5 Festungen, Unterhaltung einer Garnison von 40000 Mann, Überlas­
sung von Domänen. Der Kaiser zeigte wenig Bereitwilligkeit zum Abschluß, 
indem er es vermied, mit dem Prinzen unterhandeln zu lassen, und als man 
endlich im Anfang März in Berlin eine Konvention verabredete, so erfolgte 
bis den 11. August keine Antwort, ohnerachtet der Vorstellungen des Prinz 
Willielm, des Grafen Tolstoi. Der Kaiser äußerte sich selbst, daß die 
preußisch en Angelegenheiten von der Lage der europäischen überhaupt 
abhingen; wie kann er also bei einer solchen Ansicht, bei dem vorgetragenen 
Gang der Unterhandlungen, die er teils verzögerte, t eils ruhen ließ, wie kann 
er einen Anspruch auf das öffentliche Einkommen der von ihm widerrecht­
lich besetzten Provinzen machen und gar [auf] die R este, so aus ihrer durch 
Einquartierung veranlaßten Erschöpfung entstanden sind, machen? 
Die Ansicht, als würde man durch Einräumung unmöglich zu erfüllender 
Bedingungen den Besitz der von den Franzosen vorenthaltenen Provinzen 
wieder erhalten, ist unrichtig, denn die Nichterfüllung, eine Folge der Un­
möglichkeit der Leistung, wird immer Gelegenheit geben zur Nicht­
räumung oder zur Wiederbesetzung. 
Die gegenwärtigen Verhältnisse raten einen übereilten Abschluß ab, denn 
Österreichs Erklärung läßt Napoleon immer noch in Verlegenheit, der 
Widerstand in Spanien nimmt nun, wo die französischen Truppen über den 
Ebro getrieben, wo Portugal befreit ist, einen festen und folgenreichen 
Charakter, die Hoffnung, England in Verlegenheit zu setzen durch Sperrung 
der Häfen des festen Landes, ist verschwunden, seine Lage ist glänzender als 
je, und es ist zu erwarten, daß Kaiser Alexander endlich seiner Würde, der 
Gefahr, die seine Selbständigkeit durch die Unterjochung von Preußen 

l Lücke im T ext. 
2 Vgl. Ba.ssewitz, Die Hurmark 11 S. 179. 
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leidet , eingedenk sein ·wird, um sich dieses Landes, des Regenten und seiner 
Familie anzunehmen. 
Ich bin daher der Meinung, die Anträge des H. v. Champagny nicht anzu­
nehmen, bei der Konvention vom März stehen zu bleiben, jedoch sich 
längere Zahlungstermine auszubedingen, Öst erreich vom Gang der Unter­
handlungen zu benachrichtigen und seine Mitwirkung zu fordern, dem 
Kaiser Alexander die Ungerechtigkeit der neuen Anträge des H. v . Cham­
pagny und die Unmöglichkeit ihrer Annahme vorzustellen, auch den 
Prinzen zurückzurufen1 • 

817. Stein an Scheffn er Königsberg, 14. September 1808 
Druck: Wnrdn 11. Dicsch, Schc!fncr Bd. IV S. 3711• Dnnnch Alte Ausgabe II S. 513 uud hier. 

Bittet um Überlassung der Hoflmann'schen S chrift über das Zunftwesen. 

Von Ew. Wohlgeb. erbitte ich mir Hoffmann „Über das Zunftwesen" aus3 • 

Haben Sie nicht etwas über die Taxen der notwendigen Lebensmittel - in 
den Abhandlungen der Hamburger Gesellschaft zur Beförderung der Künste, 
glaube ich, ist eine Abhandlung. 

818. Stein an die Militär-Reorganisations-Kommission 
Königsberg, 15. September 1808 

PrGStA., jetzt DZA II Merseburg, R ep. 151 n Tit. 1 Seel.1 Nr. 3 Vol. 2: Konzept (Knuzleihand), Paraphe Stcius, Ab· 
gongsvcrmcrk : 20. 

Vorschliige für die V ereinfachung des ]( assenwesens der M ilitiirbehörden. Anpassung 
der Etats an die neue Organisation nötig. 

819. Stein an SchlabrendorfI Königsberg, 15. September 1808 
PrGStA., jetzt DZA II Merseburg, R cp . 15ln Tit. 1 Seel.1 Nr. 3 Vol. 2 : Konzept (Kanzleihand), Parnphe Steins, Ab­
gangsvermerk : 20. 

Detaillierte Anordnungen für den Abbau des B ehördenpersonals bei der Z ivil- und 
M i:Litiir-A usgabelwsse. 

1 Vgl. dazu das lmmediatreskript an Prinz l\lr:llwlm vom JG. September, gedr. Ilassel a.a.O. 
Nr. 180. 
2 E benda a11ch noch ein1:ge /deine, hier nü ht aufgenommene unbedeutende Schreiben Steins 
an J. G. Scheflner ans dem. Sommer und Herbst 1808. 
3 Johann Gottfried lloflm.ann (1 765- 1847), Staatsrechtler und Statistiker, später Professor 
an der U11iversit iit B erlin; seine Schrift: „Das Interesse des Menschen und Bürgers bei 
den bestehenden Zunftverfassungen" erschien in J<önigsberg 1803. Vgl. unt.en N r. 839. 
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820. Kabinettsordre an Bismarck Königsberg, 16. September 1808 
PrGStA .• j e tzt DZA II Merseburg, Rep. 87 D R egul. Gco. Nr. l h Dd. 2: Konzept (Schön), Purophe Steins, Abgungs­
vcrmerk: 20. 
Druck: Alte Ausgnbc II S. 51 7 (Heges t). 

Die wahren Ursachen der Banermmruhen in Schlesien seien in der mangelhaften 
Bekanntmachung des Okt.ober-Edikts zn suchen, die teil<veisc von den Grundbesitzern 
verhindert worden sei. H'eiterhin darin, daß die Gutsbesitzer, entgegen den klaren 
B cst1:mmungcn des Edikts , auch diejenigen B auern samt ihren Frauen und J(indern, 
die als erbliche B esitzer oder als Erbpächter sofort von der Untertänig/reit und den 
daraus herriihrenden Z wa.ngsdiensten befreit worden seien, auch weiterhin als unter­
tiini:g behandelt und d1:c D ienste von ihnen gefordert hätten. 3 . Darin, da.ß die Guts­
besitzer von den noch bis 1810 erbuntertänigen Bauern mehr verlangt hätten, als 
1:Jmen auf Grund der alten Gesetze zustand. 4. Darin, daß die Gutsherren, obgleich sie 
gegenüber i:J1ren Untcrtcm en noch bis 1810 un.terstiitzungspflichtig seien., diese Pflich­
ten ni:cht 111.ehr erfüllten. Diese Mißstände w id d1:e daraus herrührenden U nruhen 
seien großc11te1:ls auch au.f das V ersagen der Provinzial-Polizeibehörden =nrüclrzu­
f iihrcn. B ismarck wird bei seiner B eamtenpflicht und B eamtenehre beschworen, 
gerade im letzten. Punkt l-Van.del zu schaflcn. Vor allem sei bei Gerichtsverfahren 
gegen die verhaft eten Unruhestifter zu untersuchen, inwiefern d1:e genannten Miß­
stände Anlaß zu ihrem V erhalten gegeben hiit.tcn und ob etwa sich die Beamten 
Pflichtwidrig/reiten oder Unt.erlassun.gen hiitten zuschulden. kommen lassen. Gegen 
solche B eamte sei ohne weiteres disziplinarisch vorzugehcnL. 

821. Denkschrift Steins [Königsberg, 18. September 1808] 
Steiu·A . : deutsche und französische Niederschrift (beide eigcnhünclig), letztere in Konzept und Hcinkoozcpt, erstere nur 
im Konzept vorliegend. Die deutsche Fassung Lcginnt mit einem in der Crnnzösischcn l;-au uug fehlenden Absatz, der 
ouch bei Pcrtz wcggclusi;cn ist. 
Druck: Pcrtz, Stein II S . 227 ff.; Thimmc, Staatsschriften S . 51 (gekürzl)i Alte Ausgabe II S. 517 ff. 

Fordert den gemeinsamen J(a.mpf Rußlands, Preußens und Österreichs gegen 
Napoleon., solange dieser noch durch S panien in Anspruch genommen werde. Unter 
diesem Gesichtspunkt soll au.f dem Erfurter l ( ongreß vor allem die R iiwnu.ng Preuß ens 
und die Zurüclrgabe der Gefangenen erreicht werden, wobei es auf die Gegenbedingwi ­
gcn, d1:e der kommende J( rieg ohnehin anullieren werde, nicht so sehr ankomm.e. Z1:el 
des J(am.pfes: die B efreiung Deutschlands und Europas mit nachfolgender N euhe­
gründung ein.es einheitlichen wuibhängigen deutschw R eiches. 

Des Kaisers Majestät2 sind der Meinung, daß man jetzt alles vermeiden 
müsse, was einen Bruch zwischen Öst erreich und Frankreich herbeiführen 

1 Den Anlaß und die U nl.erlagen. zu dieser J( a/Ji11ettsordre l1:cf ertc der B ericht des .Justizrats 
S teinbeclr an S tein , Sch1ve1:dnitz, 29. August 1808 , ebenda. V ergleiche dazu auch die eben­
falls von Schön konzipierte J(a/n:nettsordre an Steinbeclr vorn gleiche11 T a.g, außerdem die 
J(abinettsordres an Minister Schroett.er und an Bis111arclc vo111 8. w ul 19. Olrtobcr 1808 
{J(onzept S ac!r}, in denen vor allem der P at.r imonialgerichtsbarkeit ei11 T eil der Schuld an 
der mangelhaften Be/aurntmachtmg und Du.rchfiihrw1g des Edikts vom 9. Olrtobcr 1807 
zugeschrieben w1:rd. Dazu noch das scharfe vo11 Schön /ro11zipierte Schreiben an Crcwß vom 
10. Novernber (siehe u11ten Nr. 895) und die J(abinettsordre a11 ß ismarclr vom 23. N ovember 
1808, in Rep. 89 a. XX11. G, V ol. 2 ( A bschrift). 
2 Alex ander von Rußland, der am 18. September 1808 auf der Durchreise nach Erf 11rt in 
/(önigsberg eingetrofle11 war, und den S t.ein in e1:1igehendcr U nt.erredu11g f iir seine P olüilr 
des J(ampfcs gegeit Frankreich zti gewinnen suchte. Die h1:er vorliegende De11kschri ft faßt 
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könne, weil dieses leicht dazu b estimmt werden könne, die spanischen Ange· 
legenheiten auszusetzen und alle seine Kräfte gegen Österreich zu wenden. 
Wenn man dieses aber auch einräumt, so muß m an doch auch nicht zu­
lassen, daß Spanien niedergedrückt werde und daß Frankreich alsdann 
über Österreich herfalle und die Unterjochung von Europa vollende, son­
dern m an muß Frankreich angreifen, während es mit Spanien besch äftigt 
ist, und sich zu diesem gemeinschaftlichen Angriff vorb e r e i ten. 
Öst erreich ist gerüst et und h at eine große militärische Macht aufgestellt; ihr 
Gebrauch hängt von der E rklärung Rußlands ab und von seiner Zust im­
mung. 
Rußland ist in einen zwecklosen Krieg mit Schweden und mit der Pfor te 
verwickelt, der seine Streitkräfte besch äftigt ; diese Hindernisse müßten 
auf eine geschickte Art beseitigt werden. 
Preußen ist gelähmt durch die französische Besetzung des Landes - diese 
wird hoffent lich entfernt werden durch die Unterh andlungen in Erfurt -
ist diese erfolgt , so kann m an sogleich wieder alles zu einer Armee von 
wenigst ens 80000 Mann, zu einem Landsturm v on 100 000 Mann, zu einem 
Überfall der Festungen Magdeburg, Küstrin, Glogau, Stettin und zu einem 
raschen Angriff auf das Königreich Westfalen vorbereiten. 
Ist man gewiß, daß Rußland und Öst erreich in kurzer Zeit angreifen werden, 
so kann man n achgiebiger sein bei dem Abschluß in Erfurt, indem der 
bevorst ehende Krieg die eingegangenen Verbindlichkeiten wieder auflöst , 
nur wird m an auf R äumung des Landes und Zurückgabe der Gefangenen 
unerbittlich dringen müssen. , 
Den Geist der Insurrektion muß man unterdessen im Königreich West­
falen nähren und unterhalten , und, sowie man losbricht, durch zweckmäßige 
Proklamationen, die die Absicht des Krieges darst ellen, nämlich die Be­
freiung von Deut schland vom französischen J och, die Nation zur Bekämp· 
fung des allgemeinen F eindes auffordern. 
Es herrscht in den altpreußischen abgerissenen Provinzen, in dem H essi­
schen ein hoher Grad von Mißvergnügen, und dort wird gewiß alles zu den 
Fahnen der deutschen Freiheit zuströmen. 
Erläßt man ferner eine dem Geist e der Nation und ihren Erwartungen ange­
messene Pr oklamation , trifft m an in demselben Sinn zweckmäßige Ein­
richtungen, um die Insurrektion durch Überredung und Zwang zu erregen 
und fortzupflanzen, so ist der Erfolg keinem Zweifel unterworfen. 

wohl seine dabei gebrauchten Argumente zusammen und ist in ihrer nachstehend folgenden 
französischen Ausfertigung vielleicht direkt f iir den Zaren bestimmt. Einen greifbaren 
Erfolg hat Stein zunächst nicht erreicht. Der Zar versprach lediglich, sich in E rfurt für eine 
Milderung der in P aris vorgelegten Bedingungen einzusetzen, jedoch wird man in Steins 
B erufung nach Rußland m it fl aussherr (Erfüllung und B efreiung S . 221 f.) eine späte 
Frucht diecser Den/rschri ft sehen clü.rfen. Über den lnhalt der Unterredung Steins m it dem 
Z aren berichtet S taegemann, vgl. Rühl, Franwsenzeit N r. 84. 
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Die Fürsten, die sich an die Spitze der Nation stellen, mü. sen sich aber mit 
kräftigen, jeder Aufopferung fähigen Männern um geben und alle Schwäch­
linge, Iluhe und Genuß liebenden P ersonen von sich entfernen, um den 
Nationen von der Festigkeit ihrer Absichten die Überzeugung zu geben. 
Deutschland hat sein und Europas Glück veranlaßt, es erkämpfe also wieder 
seine und Europas Freiheit; es gebe sich alsdann aber eine Verfassung, die 
Kraft, Einheit, Gesetzljchkeit und Unabhängigkeit vom französischen Ein­
fluß wiederherstelle . Nur einen Feind seiner Selbständigkeit, seiner Sittlich­
keit, seines Fortscbreitens i11 der Natio11alentwickJuug hat Deutschland, 
das ist Frankreich , und es bereite sich zu einem fortdauernden hartnäckigen 
Kampf mit dieser unruhigen, eitlen, herrschsüchtigen, ihr eigenes und ihrer 
Mitvölker Glück seit Jahrhunderten zerstörenden Nation. 
Es ist unter den gegenwärtigen Umständen nötig, daß Ilußland: 
a) Maßregeln ergreife, um seine Streitkräfte gebrauchen zu können zu dem 
großen Zweck der Befreiung von Europa; 
b) daß Rußland, Österreich und Preußen in ein genaues Einverständnis 
treten, urn Frankreich, während es mit Spanien beschäftigt ist, anzugreifen, 
um Deutschland zu befreien; 
c) daß in Erfurt auf die möglichst vorteilhafte Art über die Räumung von 
Preußen und Erfüllung des Tilsiter Friedens abgeschlossen werde. 

822. Denkschrift Steins Königsberg, 18. September 1808 
Stein-A.: Konzept und Rciokonzept (cigcnhiindig). - Noch dem Konzept, wichtigere abweichende Lesarten des Rcin­
konzcp ts s ind vermerkt. 
Druck: Alte Auognbc II S. 5 19 ff. 

Französische Fassung der vorstehend abgedrnclrten Denkschrift (Nr. 821)1. 

Quoiqu'il soit necessaire d'eviter dans ce moment la gucrre entre l'Autriche 
et la France afin de ne point determiner cette dernicre2 a abandonner les 
affaires de l'Espagne et a se porter avec tontes ses forces contre l 'Autriche, 
i1 faut cependant egalernent penser a3 prevenir que l'Espagne nc soit 
ecrasee afin qu'il se forme dans le midi de la France unc puissance cnnemie 
qui lui donne constamment des incruictudes. Si l'Espagne est assujettie, la 
guerre avec l'Autricl1e n'en aura pas moins lieu, la dcstruction de l'indepen­
dance de l 'Europe sera achevee, et il est par consequent 4 de la plus haute 
irnportance, d'attaqu e r la France pendant qu' e llc es t occupee 
avec l'E spagne et de tout prepare r avec vigueur pour ccttc entre­
prise. 

1 Vgl. J(opfregest und Anm.erlmng zu N r. 821. 
2 „ne point cngager ccttc puissuncc" R cinlronzept ( fl](). 
3 „pcnscr a" feit.lt RJ(. 
' „par conscqucnt" fehlt 111(. 
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L'Autriche est en mesure, elle a forme de grands rassemblements militaires, 
et leur emploi depend du parti que la Russie SC determinera a prendre. 
La Russie a entrepris une guerre avec la Suede et la Porte qui ne peut 
amener a aucun r esultat avantageux pour la grande cause de l'indepen­
dance de l 'Europe1, quoiqu'elle occupe et affaiblisse ses forces militaires 
et les sources de sa richesse nationale . Il est par consequent necessaire de 
commencer par2 terminer ces guerres et rapprocher les troupes qu'elles 
occupent, du point d'action. 
La Prusse est paralysee par l'occupation du pays par les troupes fran­
c;aises - on ose se ftatter 3 que l'entrevue d'Erfurt amenera l'evacuation, 
et alors, il faut tout preparer pour Ja formation d'une armee de 80000 h. 
et d'une levee en masse de 1500004 pour la surprise des forteresses de Magde­
bourg, Cüstrin, Glogau, Stettin et pour l'invasion du Royaume de W est­
phalie. 
Si la Russie et l' Autriche sont determinees a entreprendre une guerre dans 
peu de temps, Oll pourra alors etre plus facile dans les negociations d'Erfurt, 
comme les obligations qu'on y va contracter seront bientöt annulees par la 
guerre, mais il faudra seulement insister sur l 'evacuation du pays et la 
reddition des prisonniers. 
Il sera necessaire de continuer6 a entretenir dans le royaume de Westphalie 
l'esprit de mecontentement et d'insurrection et (de) repandre des procla­
mations qui indiquent positivement6 l'objet de la guerre qu'on va entre­
prendre, c'est-a-dire la delivrance de l'Allemagne du joug franc;ais, et qui 
animent la nation a combattre l'ennemi commun. 
(II existe beaucoup d'aigreur et de mecontentement dans les provinces 
Separees de la Prusse et r eunies avec la W estphalie, de meme qu'en Hesse, 
et j) est SUI que tout Se reunira SOUS }es drapeaux de Ja }iberte de J'AJle­
magne 7). En ranimant l'esprit public par des adresses ala nation, en prenant 
des arrangements vigoureux pour former des insurrections en partie de gre, 
en partie de force, on ose se flatter d'avoir les succes les plus heureux. Mais 
en meme temps, les princes qui veulent donner cette impulsion a la grande 
masse de8 la nation doivent s'entourer de personnes qui lui inspirent de la 
confiance par un caractere vigoureux9 et par un devouement illimite a la 

1 „indcpendance nationale" RJ(. 
2 „commencer par" fehlt R J( . 
3 „ esperer" RJ(. 
4 „100000" RJ(. 
6 „On continuero" R J(. 
8 „qui cnoncent categoriqucmcnt" R](. 
7 Dieser e1:ngeklammerle A bsatz ist im J(onzept nachträglich gestr ichen und fehlt im Rein­
lromept. 
8 „Ja grande masse de" fehlt Rf(. 
9 „par Ja forcc de Jcurs caractercs" RJ(. 
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bonne cause, et ils doivent eloigner les egoistes paresseux1 ou avides de 
jouissances. 
Si l 'Allemagne a perdu l'Europe par imperfection de sa constitution, par 
le manque d'union entre l'Autriche et la Prusse, par la faiblesse et l'egoisme 
des uns, p. e. la Saxe, par les trahisons des autres, p. e. Ja Baviere, qu'elle 
revienne aux grands principes qui assurent l'independance des nations, 
qu'elle secoue Je joug honteux qu'elle s'est laisse imposer, qu'elle verse le 
sang pour sa liberte qu'elle fait couler pour satisfaire l'ambition de son 
tyran, qu'elle se donne alors une constitution qui assure2 son independance, 
sa n ationalite, son developpement physique et moral. Ses voisins n'ont 
rien a craindre d'elle; [elle] n'a qu'un ennemi a combattre, c'est la France 
qui, depuis trois siccles, a employe tous Jes moyens de Ja force et de la seduc­
tion3 pour l'assujettir et la demoraliser. La situation presente de l'Europe 
exige imperieusement 
[ a] que la Russie se mette en mesure pour pouvoir disposer de ses forces 
militaires, 
b) qu'elle obtienne a Erfurt l'evacuation de la Prusse et la reddition des 
prisonnier s, 
c) et qu'elle convienne avec la Prusse et l'Autriche sur un plan d'attaque 
contre la France pendant que celle-ci est encore occupe avec l'Espagne. 

823. Kabinettsdekret an Josef Freund Königsberg, 20. September 1808 
PrCStA., jetzt DZA 11 Merseburg. Rcp. 89a X ll 8: Konzept (K.lcwitz), Porophc Steins, Abgnngsvcrmcrk: 22. 
Druck: Alte Ausgabe II S. 521 (Regeot). 

Sein lmm.edia.tgesuch a.u/ Befreiung von allen jüdischen Abgaben wird bewilli{(t. 

S. K . M. von Preußen bewilligen dem Joseph Freund auf die unterm 17. d. 
M. eingereichte Immediatvorstellung wegen seiner freiwilligen und braven 
Militärdienste die nachgesuchte Befreiung von allen jüdischen Abgaben 
und sind außerdem nicht abgeneigt, ihm deshalb gleichfalls für seine Person 
christliche Rechte zu verleihen, worüber Allerhöchstdieselben nur noch den 
gutachtlichen Bericht des Geh. Ober-Finanzrats von Bismarck fordern. 
[ ... ]4. 

1 „!es esprits timides" Rf(. 
2 „gunran te" Rf(. 
3 „corruption" RJ(. 
' Entsprechende J(abinettsordre a.n Bismarck vom gleichen 'Tage, ](onzept ebenda. Mit Aus­
nahme der hier vorlt:egenclen und nur au/ die P erson des Antragstellers beschränkten Geneh­
migung sind alle Gesuche prerißischer Juden urn Einbürgerung oder V crleihung biirger­
licher R echte von Stc1:n schrofl abgelehnt worden. 
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824. Stein an Alexander I. 
S tein4 A.: K onzept (c igcnhii.ndig). 
Druck: Alte Ausgabe 11 S. 522 f. 

Königsberg, 21. September 1808 

An.laß und Auswirkungen des Br1'.efes vom 15. A ugust 1808. Unerfüllbar/reit der im 
Septembervertrag an.erkannten. französischen Forderungen.. Bitte um Intervention des 
Zaren bei Nap oleon in Erfurt zugu.nsten Preußens. Enthebung Steins von der Füh­
ru.n.g der auswärtigen Geschiif te nach der Rückkehr von Goltz. VVahrscheinlichkeit 
sein.es völligen Ausscheidens aus dem preußische1i Dienst. 

Les bontes dont Votre Majeste a daigne m'honorer pendant SOU sejour a 
Königsberg, me ... 1 a lui soumettre lcs observations suivantes sur une 
lettre du 15 d'aout que le Moniteur m'attribue et clont le contcnu a cngage 
les plenipotentiaires prussiens a signer une eonvention. 
La redaction de la lcttre a eu lieu dans une epoque Oll 'I'Empcreur N[ apo­
leon] avait gardc Je silenee Je plus absolu depuis 6 mois sur la eonvention 
signee a Berlin entre M. Daru et moi [et] Oll Oll faisait des nouvelles demar­
ches pour obtenir un rapprochement avec ee souverain e t out on devait 
eraindre qu'elles seraient toutes aussi infruetueuses que l'avaient ete eelles 
qu'on avait faites jusqu'iei. N'etait-il clone point naturel de SC preparer a eet 
cvenement, de penser aux moyens qui resteraient a employer ou pour sauver 
une cause descsperee ou pour la terminer d'une maniere point deshonorable . 
Depuis ee temps, des negoeiations se sont renouces a Paris. On y a mis de 
notre cötc toutes les faeilites possiblcs, l 'Empereur a augmente ses demandes, 
la lettre non offieielle a du servir de moyen pour presser les plenipotentiaires 
prussiens a signer une eonventionabsolument inexecutable. Il est absolument 
impossible qu'un Etat aussi epuise comme la Prusse puisse se proeurer dans le 
terme donne pour 70 mill. de lettres de ehange et puisse payer 33 mill . d'eeus 
eo metal a l'etranger. Ce n'est qu'avee de grands efforts que la riche et 
puissante Angleterre, jouissant d'un territoire immense [ ?] dans les differen­
tes parties du globe et d'un eommeree egal a la moitie de eelui du res te de 
l'Europe, ait pu payer 5 a 6 millions de subsides. La validite du traite 
de Tilsit serait clone eompletement annulee s'il dependait de l 'Empereur 
Napoleon d'accumuler demandes sur demandes et [de] rendre son aecom­
plissement dependant d'une somme arbitrairement fixce et surpassant les 
moyens de l'Etat qui doit les payer. 
Votre Majest c Imperiale a daigne se eonvainere par les mcmoires qui lui 
ont cte mis ici sous les yeux de l'impossibilite de remplir les eonditions 
proposees par l'Empereur Napoleon; une lettre confidentielle interceptee 
d'un employc qu'on peut tous les jours rcnvoyer ne donne ni un titre de 
plus a eelui qui somme une demande, ni un moyen d'execution de plus a 
eelui qlii contraete une obligation, et j'ose me ßatter que V. M. continuera 
d'aeeorder SOU appui a eette malheureuse Prusse et [de] rendre toute partici-

1 Unleserliches Wort. 
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pation active ou passive qu'on 1ui demandera aux p1ans de Napoleon 
dependant d 'un arrangement avcc elle equitable et possible a remplir. 
Sa Majestc le R oi m 'a prive de toute p articipation au Departement des 
Affaires Etrangeres des que le Comt e de Goltz sera de retour e t probable­
rnent que je serai aussi obligc de renoncer [a] la gestion de l'administration 
intcrieure p our adoucir l'exasperation de Nap oleon qui me prend crronement 
pour etre originaire des provinces prussiennes cedces par lc traite de Tilsit. 

825. Votum Steins [Königsberg, 21. September 1808] 
Druck : Hnsscl, Preußische PoliLik Nr. 180 n. Danach AJLc Ausgabe lI S. 523 und hier. 

VViderrät die A /;tretu.ng von Schlesien zu.r Bereinigung der französischen J<ontri/;u­
tionsforderungen. Iloflt , durch Vermittlung des Zaren eine H erabsetziuig der zuletzt 
in Ports verlangten Su.mme auf den B etrag des von P reußen im JltJürz A ngebotenen 
zu erreichen. F ür den Fall, daß die Iloflnung trügt, „bleib t kein Mittel mehr übrig, 
als zu unterschreiben und zu halten , was man kann." 

[Vermerk Coltz':] „erhalten den 21. abends". 

Ich kann nie zu einer Zession von Provinzen rat en 1 ; die Schwierigkeit 
der Wiederher st ellung der Monarchie wird immer größer, und verliert man 
Schlesien , so verliert m an die Hälfte des Staats, 2 Millionen Menschen und 
51/ 2 Millionen Taler R evenuen. 
E s ist schwer, von hier aus zu bestimmen, welches die F olgen der verweiger­
t en R at ifikation sein werden zur Zeit, wo sich dieses ereignet - es scheint 
mir nicht glaublich, daß die Freundschaft Rußlands Napoleon nicht m ehr 
wert sein sollte als 10 Millionen T aler , von denen jetzt die Rede ist, und ich 
schmeichle mir, daß wenn Ka iser Alexander festhält, so werden wir diese 
herunterbringen. - I-liezu kommt, da ß der Besitz der preußischen Provin­
zen dem K aiser Napoleon höchstens 6-7 Millionen jährlich verschafft, 
wenn er aber die Berliner K onvention annimmt, daß er eine größere Summe 
Geldes zu seinen zukünftigen und gegenwärtigen Unternehmungen erhält. 
Sollte die Verwendung des Kaisers Alexander gar nichts [nutzen], weder in 
Ansehung der Zeit, noch in Ansehung der Sum me, so bleibt kein Mittel 
mehr übrig, als zu unterschreiben und zu halten , was man kann. Was kann 
dieses aber Kaiser Alexander für eine Sicherheit auf die Zukunft geben? 

826. Stein an Götzen Königsberg, 23. September 1808 
Druck: Hnssel, Preußische Polilik Nr. 2iS 8. Duunch Alte Ausi;;nbc 11 S. 524f. und hier. 

D ie Pariser J(onvention und der Besu.ch des J(aisers A lexander in H önigsberg. I-lofl­
m tng, durch die VermiUlu.ng des Zaren eine M 1:lderu.ng der Bedingungen zu erreichen. 
V erweigerung der R ati fikation. D ie außenpolitische L age, S panien, Österreich. 
Der a1tfgefange11c B rief S teins w ul seine ersten W irkungen. Stein unbedingt für 

1 Die in den Verhandlunge11 über die 11att:{i/w tion des P ariser V ertrags oflenbar in V or­
schlag gebracht worden war. Der Urheber d1:eses Vorschlags liißt sich nicht feststelleri. 
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'Teilnahme Preußens am /(a.mp/ Osterreichs gegen Frankreich. Ziel: die Rettung 
Deutschlands. Verlangt heimliche Vorbereitung des }( am.pfes, Aufrechterhaltung der 
Verbindung mit Österreich durch Götzen. Dementierung aller Gerüchte über ein 
Bündnis zwischen Preußen und Frankreich. 

[Vermerk "on der Hand Götzens:] „re<;u par le capitaine de Tiedemann1 , 

Glatz, 6. Oktober 1808." 
Les lettres que vous m'avez fait l 'honneur de m'adresser me sont parve­
nues par M. de R[oeder]2• Nous avons eu depuis l'Empereur de Russie ici, 
et les negociations de Paris se sont terminees le 123 par la signature d'une 
convention absolument inexecutable. Deja les propositions sont rejetees 
par nous dans les conferences. L'empereur de Russie a reitere les assurances 
de son sincere attachement aux interets de la Prusse, de sa ferme r esolution 
d ' insister sur son evacuation et de lui obtenir des conditions tolerables sur 
la contribution. 11 voit le <langer qui menace l'Europe par l'ambition de 
Bonaparte, et je crois qu'il n'aura accepte l'entrevue que pour conserver 
encore quelque temps le repos exterieur. J e ne crois pas qu'il attaquera 
l' Au triebe si eile sera en guerre avec la France. Les Fran<;ais assurent meme 
positivement dans les negociations avec nos plenipotentiaires, qu'ils [ se] sont 
arranges avec l'Autriche et qu'ils sont occupes de l 'Espagne. Je suis par­
faitement convaincu qu'alors eux 4 seront attaques par la France. 
Les papiers publies fran<;ais vous auront instruit qu'une lettre que j'avais 
envoyee au Prince Wittgenstein est tombee entre les mains de Napoleon, et 
il en a tire parti pour effrayer le prince et Brockhausen e t les obligcr a 
signer une convention absolument inexecutable, tant pour les sommes que 
pour le mode du payement. La ratification n'a pas eu lieu. On s'a ttend a 
ce que qu l'Empereur Alexandre, qui avait egalement trouve les condi­
tions inadmissibles, parviendrait a obtenir une diminution de la contribution 
e t les modifications de plusieurs autres articles onereux, teile qu'une limi­
tation des troupes a quarante-deux mille et sur les personnes des provinces 
cedees par le traite de Tilsit5 • Comme il importe a Napoleon de conserver la 
tranquillite dans le nord, l'intervention de l'Empereur Alexandre pourra 
etre d'efficacite. 
11 n'cst pas impossible que l'Empereur Napoleon ajournerait les affaires de 
l'Espagne et attaquerait a l'Autriche, ce qui cependant n'est point vraisem­
blable a [en] juger d'apres les pieces officielles qu'on vient de lire dans le 
Senat ou l 'Empereur Napoleon s'est explique avec chaleur sur la necessite 
pour les interets de la France de soumettre l 'E spagne. 

1 Carl Ludwi:g Heinrich von 'Tiedemann, Schüler Schamlwrsts. Vgl. Alte Ausgabe ßd. IV 
s. 78. 
2 Friedrich Eberhard von Roeder (1 768- 1834), 1808-1811 Flügeladjutant des J(önigs. 
Vgl. Alte Ausgabe Bd. IV S . 588. 
3 F älschlich statt „18". 
·' Nämlich die Osterreich.er. 
6 Deren Entla;;swig gefordert wurde, um St.ein zu treflen, der aber gar nicht darunter fiel. 
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Quant a la conduite que nous avons a observer , eile me parait tres simple. 
Si l'Autriche commence la guerre, il faudra y prendre une part vigoureuse 
et former des troupes et des insurrections; en attendant, il faut que nous 
evitions tout ce qui peut donner soup9on aux Fran9ais qui nous surveille­
ront m aintenant avec une grande exactitude. Le Marechal Davoust est 
d'ailleurs tres vert et violent, et nous avons rien a attendre de lui de bon. 
II faut entretenir toujours parmi les troupes et les habitants du pays 
l'esprit de r esist ance et des dispositions favorables a se devouer pour la 
bonne cause. 
Conservez, par consequent, vos liaisons avec les Autrichiens, assurez-les dans 
toutes les occasions que nous sommes disposes a concourir a sauver l'Alle­
magne et que les bruits que les Fran9ais repandent d'une reunion avec eux 
sont faux. 
L'alliance que nous etions decides a leur offrir le 11 d 'aout n' a point etc 
mise en proposition par le Prince Guillaume1, parceque avant l'arrivee des 
depeches, c'est a dire le 24, 25 et 26 d'aout, Napoleon avait deja fait 
renouer la negociation. 

827. Wittgenst ein an Stein H amburg, 23. September 1808 
Hnusarclllv, je tzt I:lnuplnrchiv Bcrlio·Dahlern, Rep. 192 Wittgcnstcin I 1 10: Konzept (cigenhündig). 
Druck : Alte Auogobo II S. 525 !1'. 

Der Eindruck des aufgefangenen B riefes in H amburg, insbesondere bei B ernadotte 
und Bourrienne. Wittgenstein eigenes V erhalten. 

In der Vermutung, daß Ew. Exz. beim E mpfang dieses meine beiden 
letzteren Briefe von hier2 noch nicht zugekommen sind, h abe ich die Ehre, 
Sie zu benachrichtigen, daß ich bis zum 6. auf die Ankunft des H errn Koppe 
in Doberan gewartet habe. An diesem T age bin ich v on da abgereist und 
den 7. hier eingetroffen. Ich erhielt auf meiner R eise hierh er in Gadebusch 
von einer Dame, der Frau Kurprinzessin von H essen, aus Berlin durch 
einen E x pressen, der mir von Doberan dahin gefolgt war, die Anzeige, d aß 
H err Koppe in Berlin arretiert und ihm alle bei sich habenden Depeschen ab­
genommen worden wären. Ich war nur einen Augenblick zweifelhaft, welche 
Partie ich nehmen, ob ich m ich nach Doberan zur ück begeben, daselbst 
die Entwicklung dieses unangenehmen Vorfalls abwart en, oder m eine 
R eise h ierher for tsetzen sollte. Ersteres würde ein nachteiliges Aufsehen 
gemacht und den Hof sowohl als mich vielleicht ohne Not kompromittiert 
haben , auch habe ich dem Gedanken nicht R au m geben können, daß H err 
Koppe der Überbringer von Briefen sein würde, die mich zu kompromit­
tieren imstande wären, da die von mir durch ihn abgeschickten nicht d azu 

1 N icht ganz richtig. Der Prinz lw tt.e die Allianz mehrmals angeboten , die Franzosen wollten 
aber vor E rledigung der ]( on/.rib1üionsfrage nicht darauf eingehen. 
2 Vom 18. und 19. Se(Jtember, nicht erhalten . Vgl. witen N r. 843. 
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geeignet waren . Ich setzte also meine Reise, so höchst unangenehm mir 
auch der Vorfall war, ohne Besorgnis hierher fort. 
Es würde überflüssig sein, E w. Exz. von den Tagen der Unruhe zu unter­
halten, die ich bis zum 15. ausgehalten habe, besonders d a keine Behörde 
in Berlin für gut befunden h atte, mich über die vorgefallene Arretierung 
des p. Koppe zu unterrichten . An diesem Tage war ich bei dem französischen 
Gesandten in Gesellschaft des Prinzen von Ponte Corvo zum Mittagessen 
eingeladen und schon dahin abgefahren, als in dieser Zwisch enzeit die 
französische Post hier eintraf und den Abdruck des unglücklichen Briefes 
überbrachte. Der Baron Grote, dem die französischen Blätter sogleich nach 
Ankunft der P ost zugestellt wurden, eilte, mich auf dem W ege n ach dem 
Gesandten einzuholen und übergab mir auch, noch ehe ich die Wohnung 
desselben erreichte, dieses mich zu Boden drückende traurige Aktenstück. 
Ich nahm die Entschließung, meinen \Veg zum Gesandten fortzusetzen und 
mich mit ihm über diesen ganz einzigen Vorfall erst allein zu unterhalten . 
Dem Gesandten waren die französischen Blätter noch nicht geschickt, und 
er erhielt diese N achricht daher zuerst durch mich . Seine Verwunderung 
und seine Verlegenheit ist nicht mit Worten auszudrücken. Er unterrichtete 
sogleich den Prinzen von P onte Corvo von diesem unerwarteten Vorfall, der 
diesen rechtschaffenen Mann außerordentlich erschütterte. Sie glaubten 
unterdessen beide, daß, da mich noch niemand von der Gesellschaft geseh en 
hatte, es ratsamer sein würde, mich stillschweigend zu entfernen, um keine 
Verlegenhci t zu veranlassen, wenn während der Tafel die französischen 
Blätter überbracht, oder die noch aus der Stadt zu erwartende Gesellschaft 
sie schon gelesen und vielleicht gleich Diskussionen oder Erklärungen 
darüber vorfallen könnten, ehe ich irgend eine Entschließung gefaßt oder 
mich auf eine Antwort vorbereitet hatte. Ich befolgte diesen freundschaft­
lichen Rat um so mehr mit Vergnügen, da meine Stimmung nicht von der 
Art war, einer solchen Gesellschaft beizuwohnen. Noch denselben Abend 
und den folgenden Morgen erteilten mir mehrere Person en, auch selbst der 
Graf Goltz und der Graf W artensleben 1 in der ersten Überraschung und 
Verlegenheit den R at, mich sogleich von Hamburg zu entfernen und mich 
einstweilen im Stillen irgendwo im Holsteinischen aufzuhalten, bis es sich 
entwickeln würde, welche Maßregeln man allenfalls gegen meine P erson zu 
nehmen Absicht haben könnte. Ich glaubte aber diesen Rat aus mehreren 
Rücksichten nicht befolgen zu dürfen und bestimmt zu erklären, daß ich 
Hamburg nicht verlassen und alles mit Ruhe hier abwarten würde. Meine 
Entfernung hätte mit Recht das unangenehme Ansehen einer Flucht 
gehabt, und ich würde dadurch schon von selbst zu erkennen gegeben 
haben, d aß ich nicht allein nichts Gutes zu erwarten, sondern daß ich mich 
wirklich in solchen Verbindungen befinde, die in dem abgedruckten 

1 Decknamen /ür BernadoUe u.nd Bourrienne, vgl. oben N r. 776. 
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Schreiben erwähnt sind, auch daß ich die Besorgnis hätte, durch die in 
Kassel und anderen Orten vorgefallenen Arretierungen und Untersuchungen 
kompromittiert zu werden . Da ich mir bewußt bin, daß man mir auch nicht 
die unbedeutendst e Unvorsichtigkeit zur Last legen kann, und da das 
abgedruckte Schreiben nur Fragen, aber keine Antwort auf Äußerungen 
von mir enthält, so glaubte ich, daß es dem Interesse des Hofes angemes­
sener und für mich selbst sicherer wäre, wenn ich mit Ruhe und ohne alle 
Ängstlichkeit jeder gegen mich zu treffenden Maßregel entgegen sehen und 
schon durch diese Ruhe und meinenfortd auerndenhiesigenAufenthalt einen 
Beweis meiner Unbefangenheit gebe. Ich wünsche nichts m ehr, als daß 
diese Entschließung den allerhöchsten Beifall erhielte und daß Ew. Exz. 
ebenfalls damit einverst anden sind. 
Hätte man die Absicht geh abt, sich meiner P erson oder meiner P apiere zu 
bemächtigen , so ist zu vermuten, daß diese Maßregeln schon längst und ehe 
das Schreiben öffentlich bekannt gemacht worden ist , erfolgt wären. Auch 
scheint es nach den dem Abdruck beigefügten Noten, daß man gegen meine 
Person keine Empfindlichkeit hat. 
Ich kann das Benehmen des Grafen von Wartensleben und des Grafen 
von Goltz bei diesem Vorfall nicht genug rühmen. Sie teilen beide mit mir 
die unangenehme Verlegenheit, in die ich dadurch gesetzt worden bin. Sie 
glauben unterdessen nicht, daß dadurch ein vorzüglicher Nachteil für das 
allerhöch ste Interesse entstehen würde1 . 

Sie betrachten den Inhalt des Briefes unterdessen aus dem wahren Ge­
sichtspunkt und sind überzeugt, daß Ew. Exz. weit entfernt gewesen sind, 
sich mit feindlichen Ideen gegen Frankreich zu beschäftigen, wenn der 
Kaiser den ihm gemachten Antrag einer engeren Verbindung anzunehmen 
geneigt wäre, und daß nur in dem Fall einer beabsichtigt en Vernichtung von 
andern Ideen hätte die Rede sein können. Die beiden Grafen vermuten, daß 
eine solche jedoch nicht zu lebhafte Erklärung von Ew. Exz. erfolgen wird. 
Da man seit einigen T agen hier bestimmt versichern will, daß eine Zusam­
menkunft zwischen dem Kaiser Napoleon und dem russischen K aiser in 
W eimar st attfinden würde, so glauben beide Grafen, daß diese Gelegenheit 
vorzüglich benutzt werden könnte, um den russisch en Kaiser zu veran ­
lassen, diesen Vorfall in Vergessenheit zu bringen. Auf ihren Rat habe ich 
dem französischen Gesandten in einem Brief erklären müssen, daß ich Ew. 
Exz. über die in dem abgedruckten Schreiben enthaltenen Gegenstände nicht 
geschrieben h abe, daß ich mich in keinen Verbindungen weder in H essen 
noch in W estphalen befinde, daß ich von keiner Erbitterung in Deutschland 
irgendeine Kenntnis habe, daß ich mich zur Verbreitung politischer Nach-

1 Folgt ursprünglich ein nachträglich gestrichener Passus: „Sie billigen natürlich den In­
halt des Briefes nicht und bedauern, daß derselbe nicht chiffriert gew[esen) und daß 
man p. Koppe den Weg [über) Berlin bat nehmen lassen und daß Auftrüge dieser Art 
demselben münd lich auszurichten nicht aufgetragen worden sind." 
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richten nie habe gebrauch en lassen, und daß ich nicht wüßte, wen Ew. Exz. 
unter den angeführten Namen des H . v. Meuring und Grafen Vinc . .. 1 

verstehen, auch daß ich nie Äußerungen dieser Art von S. M. dem Könige 
gehört hätte. 
Die beiden Grafen haben eine besondere persönliche Beruhigung in die 
Abfassung dieses Briefes gesetzt und zum Beweis m einer Gesinnungen 
diese Erklärung von mir ausdrücklich verlangt. 
Dieser Erklärung aber ohngeachtet bitte ich Ew. Exz. inständigst, daß bei 
diesem ganzen Vorfall auf m eine P erson keine Rücksicht genommen wird. 
I st es mögl ich, daß Ihre Einsichten, Ihr Eifer und Ihre Dienste dem Staate 
erhalten werden können, so werde ich mich mit Freuden und ohne Murren 
jeder Kompromittierung aussetzen, durch die dieser Zweck nur zu erreichen 
steht. Ich würde mich glücklich schätzen, dem Staate durch meine augen­
blickliche Aufopferung irgend einen Dienst geleistet und einen Beweis 
m einer treuest en Anhänglichkeit gegeben zu haben. Ich erlaube mir, Ew. 
Exz. noch die aufrichtige Versicherung beizufügen , daß mir kein Opfer 
groß genug ist, um Ihnen meine treuest e Freundschaft und Ergebenheit zu 
bezeigen. Ich wiederhole noch einmal, daß wenn der Zweck Ihrer Erhaltung 
für den Dienst des Königs erreicht werden kann, ich mich nicht zu schonen 
bitte ; auf eine solche Aufopferung würde ich stolz sein. I ch beabsichtige, 
durch die heutige Absendung des Überbringers vorzüglich Ew. Exz. diese 
Erklärung zu machen ; ich bitte mir durch denselben nur einen Wink zu 
geben, um meine Maßregeln zu nehmen und nach einer Gegend zu ziehen, 
die mir persönliche Sicherheit gewährt. 
E s würde überflüssig sein, Ew. Exz. heute mit einer Beschreibung m einer 
Empfindungen zu unterhalten. Da ich mir schmeichele, daß Sie meine 
Gesinnungen kennen, so darf ich hoffen, daß Sie diesen Empfindungen 
Gerechtigkeit widerfahren lassen und daß alle Versicherungen hierüber 
unnötig sind. Mein Kummer und m ein Schmerz würden keine Grenzen 
haben, wenn ich mir bei diesem Vorfall etwas h ätte zuschulden kommen 
lassen oder eine Veranlassung dazu gegeben hätte. 
Ich sehe mit dem gr ößten Verlangen einer Antwort Ew. Exz. entgegen und 
werde mich bis dahin ruhig hier aufhalten, es sei denn, daß m an andere 
Maßregeln gegen mich ergreifen oder daß ich von seiten der französischen 
Aut oritäten aufgefordert wü:rde, den hiesigen Aufenthalt zu verlassen . 
Beides ist unterdessen nicht wahrscheinlich . Ich kann diesen Brief nicht 
schließen, ohne den ganz vorzüglichen Anteil des Baron Grote zu bemerken, 
den derselbe in jeder Rücksicht an diesem unangenehmen Vorfall nimmt. 
Seine treue Anhänglichkeit für den Dienst und seine Ergebenheit für Ihre 
P erson ist ausgezeiclrnet. Wo es die Gelegenheit erlaubt, werde ich von ihm 
auf das Tätigste unterstützt. 

1 Vgl. oben S . 816 Anm. 1. 
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828. Ministerialreskript Steins an die Friedenskommission und alle General­
Kommissariate Königsberg, 24 .. September 1808 
PrGStA., jetzt DZA II Merseburg, Rep. 63, 88, Fu87.. 545: Konzept (Knnzleihnnd), Pnrnphe St eins, Abgnngsvcrrncrk: 24. 
Druck: Lehmann. Schoruhorst II S. 652- 653; Vuupel, Die Rcorgouisntion Nr. 270. 

Dementierung von Gerüchten über Rüstung und Nlobilmachung der preiißischen 
Armee. 

E s haben sich seit einiger Zeit meh rere Gerüchte über angebliche Truppen­
vermehrung, Mobilmachung und Rüstungen in Unsern Staaten verbreitet, 
die bei den französischen Behörden vieles Aufsehen und großes Mißtrauen 
erregt und zu den strengst en Maßregeln Veranlassung gegeben haben. 
Obgleich das Gouvernement für einzelne Verfügungen militärischer Unter­
behörden, wozu diese durch zu weit getriebenen Eifer etwa hie und da sich 
haben verleiten lassen, nicht einstehen kann, so lehrt doch der Augen· 
schein, daß weder eine Truppenvermehrung noch Mobilmachung noch 
eine Rüstung irgendeiner Art bei Unserem Militär stattgehabt hat. Die 
meisten Unserer Regimenter sind bei weitem nicht vollzählig, viele be­
steh en nur aus einer ganz geringen Mannschaft und einige sogar nur aus 
Offizieren und Unteroffizieren. Nirgends hat eine Aushebung von Kantons­
pfüchtigen stattgefunden, man hat vielmehr eine beträchtliche Anzahl von 
Militärpersonen entlassen, und wo den Verabschiedeten ohne H ärte einige 
Unterstü tzung nicht versagt werden konnte, hat man ihnen sogar Reise­
gelder bewilligt, um nur die vorhandene Truppenzahl zu vermindern. Man 
hat keine Artillerie-Trainpferde ausgehoben, ja nicht einmal die gewöhn­
liche Aufschreibung der Pferde ist vorgenommen worden. Ebensowenig 
ist das Truppenkorps in P ommern verstärkt worden. Mit Unrecht wird 
überhaupt diesem Truppenkommando der Name eines Korps beigelegt. 
E s ist nicht einmal so stark als die für die F estung Kolberg erforderliche 
Garnison und belief sich im verflossenen Monate nur auf 1525 Mann 
Infanterie, 372 Mann Artillerie und 432 Pferde. Da diese nicht hinreichten, 
um 8 Meilen vom Strande zu besetzen, so gebrauchte man Landleut e dazu, 
die jedoch zur Ernte wieder entlassen und wofür Beurlaubte eingezogen 
wurden. Das letztere war auch an anderen Orten notwendig, um bei dem 
Eintritte der bevorstehenden Räumung des Landes wenigstens mit so 
vielem Militär versehen zu sein, als zur Besetzung der Küsten und zur 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit erforderlich ist. An Errich­
tung einer Landmiliz ist nicht gedacht worden. 
Wir eröffnen Euch Vorstehendes, um darnach die obigen unangemessenen 
Gerüchte zu berichtigen und darüber richtige Ansichten in Umlauf zu 
bringen. 
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829. Stein an die Deputierten des schlesischen Adels 
Königsberg, 24. September 1808 

PrGStA., jetzt DZA 11 Merseburg, R cp. 87 B Rcgul. Gen. Nr. 1 h Bd. 2: Konzept (Kondcihnnd) mit Korrekturen 
Schöns, Paraphe S tcinä, Abgnugsvcrmcrk.: 28. 

Ihr Vorhaben, eine Abordnung des schles1:schen Adels 1wch /(ünigsberg zu senden, 
um dem J(önig f iir den. E rlaß des Oktober-Edikts zu danken und eini[:e Abänderungen 
des Edilrts in Anregung :::1t bringen, wird uni.er A nerkennung der damit erwiesenen 
treuen Gesinnung abgelehnt, um politischen J\ll1ßverständnissen vorzubeugen. D ie 
Deputierten werden aufgefordert, in ihrem B ereich f iir eine sachgem äße, strikte B e­
lrnnntmaclw.ng und Befolg11.ng des Edikts zu. wirken und Standesgenossen, die in 
gesetzwidriger W eise fiir die Aufrechtcrhallw1g der Gesindezwangsdienste einträten, 
gesellschaftlich :::u boylrott ieren1• 

830. Stein an das Komitee der Bres1auer Kaufmannschaft 
Königsberg, 24. September 1808 

Druck: Linke, Mcrckcl S. 62. Danach hier. 

Scharfe Aufforderung zur A usstellung von Promessen zur Declrnng der schlesischen 
f( riegslwntribution. 

Aus dem Schreiben des kombinierten Komitee einer Löb1. Kaufmann­
schaft vom 10. d. M. und den vom H errn Kriegs- und D omänenrat Merckel 
an mich eingesandten Verhand1ungen über die Ausstellung der Promessen 
habe ich mich von der Lage der Sache unterrichtet und mich über zeu gt, 
durch welche Hindernisse die Bereitwilligkeit einer Löbl. Kaufmannschaft, 
dem öffentlichen Wohl ein patriotisches Opfer zu bringen , noch immer 
beschränkt worden. 
I ch hoffe, daß es dem H errn Merckel inzwisch en ge]ungen sein werde, 
diese Hindernisse zu beseitigen, zumal die wohlgesinnte Maj orität gegen 
den Einfluß einiger weniger Andersdenkender zur Ausgleichung aller noch 
vorwaltenden, nur die unwesent1iche Form betreffenden Schwierigkeiten 
die Hand zu bieten sich gewiß entschließen wird. 
Sollt e, da die Beendigung des Geschäfts nunmehr dringender geworden , 
der Fall eintret en, daß die Räumung der Provinz Schlesien wegen des ver­
späteten Eingangs der Promessen dem Inhalt der Konvention zuwider 
verzögert würde, so mache ich in voraus für a1le, sowohl den Kassen des 
Staats, als den einzelnen Einwohnern hierdurch entstehenden Kosten des 
verlängerten Aufenthalts der französischen Truppen eine Löbl. Kauf­
mannschaft verantwortlich und werde bei des Königs Majestät dahin 
antragen, d aß diese von der Provinz besonders zu liquidierenden Kosten 
als ausschließ1ich von einer Löbl. K a ufm annschaft zu t ragenden Kriegs­
steuer verteilt und eingezogen werde2• 

1 Vgl. dazu das Schreiben des Landschaftsdirelctors v. Crauß an S tein vom 18. Olctober 1808, 
unten Nr. 857. 
2 Entsprechendes Schreiben S teins an J\llerclrnl vom gleichen Tage, gedr. a. a. 0. S . 62. 
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831. Reden an Stein Buchwald, 24. September 1808 
Stcin-A .: Aus fertigung (eigenhündig). 
Druck: P crtz, Stein ll S. 239 (gekürzt); Alte Au•gnbc II S. 529. 

Stein als Opfer weit gespannter Intrigen. Sein S turz das Ende der Hon nungen auf 
eine bessere Zukunft Preußens. An.gebot eines ständigen Aufenthalts auf dem R uh­
berg oder in Hirschberg. 

Unsere wechselseitige Mitteilung ist bloß durch Betrachtungen und Rück­
sichten, welche auf Sie, lieber Freund, Bezug hatten, unterbrochen worden. 
Da diese wahrscheinlich nicht mehr bestehen , und da diese Zeilen schick­
lich und gut empfohlen in Ihre Hände kommen, so empfangen [Sie] den 
Beweis der herzlichen, nicht ängstlichen Teilnahme. W er Ihren Grund­
sätzen, H andlungsart und Ressourcen Gerechtigkeit widerfahren läßt, und 
wer an Vorsehung und allgemeine Leitung glaubt, der k ann dicserhalb 
nicht b ange sein. Sie sind das Opfer einer bestimmten weit angelegten 
Trame , aber b eschlo ssen und unvermeidlich in den Wirkungen. Hier­
über kann kein unbefangenes Auge im Zweifel sein. Diese Folgen sind 
ebenso klar als die Absichten und Plane . Uns ist alle Hoffnung einer Er­
lösung, einer rückkehrenden Ordnung und einer rosigen Zukunft geraubt. 
Wohl denen, die im Hafen und unabhängig sind. Ich biete Ihnen einen 
einstweiligen selbständigen Aufenthalt auf dem. Ruhe b e rg oder bei I. 
in Hirschberg an, denn wahrscheinlich dürfte er sein Quartier daselbst 
sobald nicht beziehen. 
Wir sehnen uns nach der Wiederkehr des achttägigen freundschaftlichen 
Umgangs in dem freundlichen Gebirge. Alles verlangt, Sie in Ruhe und 
Sicherheit zu wissen und in dem Genuß von Fam.ilienfreuden Belohnung 
Ihrer sich aufopfernden Tugend erhalten zu wissen. 

832. Immediatbericht Steins [Königsberg,] 26. September 1808 
Stcin-A.: Ausfertigung (cigcnhündig). - Druck: Alte Au•gnbc II S. 529. 

Vorlage des on iziösen Presseartilrels über die Ergebnisse und Ziele der R eform sowie 
eines Schreibens über die A uswir/rnngen. des Olrtoberedilrts. 

E. K. M. erlauben mir, Höch stdenselben 
1. eine Anzeige1 vorzulegen, die in die hiesige und Hamburger Zeitung 
eingerückt werden soll, um die Einwohner dieses Staats mit den wohl­
tätigen Absichten E. M. bekannt zu machen; 
2. ein Schreiben eines Regierungsrats Kospotte über die angeblich große 
Unruhe, so das Edikt d. d. 9. Okt. 1807 veranlaßt haben soll2• 

[F erm.erk des Königs:] Die R edaktion des ad 1. erwähnten Artikels scheint 
mir ganz zweckmäßig und das Schreiben ad 2. viel Wahres zu enthalten. 

1 Siehe die folgende Nr. 833. 
2 Nicht ermittelt. 
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[Vermerk Steins:] Die Absicht dieser Anzeige [war], die Grundsätze der 
zukünftigen Verwaltung bestimmt öffentlich auszusprechen, da man mit 
der Rückkehr des H. M. v . Voß bedroht war. 

833. Offiziöser Zeitungsartikel Königsberg, 26. September 1808 
Veröffentlicht iu d er „Königsberger Zeitung„ vom 29. September und irn „Hnmburger Korrcspondcnt0 vom 5. Ok· 
t oLcr 1808 (St eio-A). Danach Perlz, S tein II S. 241 ff.; Alle Ausgabe II S. 530f. und hier. 

Programm atische Verlriind1:gung der I-1 auptziele und Crwu/sätze der R eform auf allen 
Gebieten des s/.aatti:chen Lebens: Bauern befreiu.ng - Aufhebung des Zunftzwangs -
I-1 ecresref orm (allgemeine Z ugänglichlreit der 0 fl iziersstellen, Abschafl ung entehrender 
Militärstrafen) - Verwaltungsreform - Selbstverwaltung - S t.ädt.eordnung -
J usti:reform (Aufhebung der Patrimonialgcrichte) - R eform der Geistlich/reit und 
des Er:iehitngswesens. 

Der König hat durch ein Edikt vom 27. Juli das beschränkte Nut zungs­
recht der ost· und westpreußischen Domänenbauern auf ihre Höfe in ein 
volles Eigentum verwandelt. 50000 Familien werden hierdurch einer 
kräftigen Existenz t eilhaftig. Dieses und d as Edikt vom 9. Oktober v. J„ 
welches die verderblichen Bande der Erbuntertänigkeit löst e und gleich­
zeitig eine freie K onkurrenz im Erwerb des Landeigentums herstellte, 
hat der Agrikultur ein neues Feld gewonnen und die unreinen Quellen ver­
stopft, welche den Charakter des Volks verunedlen. Auch die Hindernisse, 
welche der Erhebung des Gewerbßeißes durch den Druck des Zunft­
zwanges sich entgegenstellen, werden nach und nach weggeräumt und 
durch die Wiederherstellung des freien Umlaufs der Kapitalien und Ar­
beiten der Nationalreichtum befördert werden . Überhaupt erwartet man, 
sobald nur die öffentlichen Verhältnisse des Staats günstig entwickelt 
werden , eine wohltätige Regeneration in den Zweigen der inneren Ver­
waltung. 
Im Militär ist bereits ein großer Schritt durch die Aufhebung ausschließ­
licher Standesansprüche geschehen. Für die Würdigkeit, höher hinauf­
zusteigen, werden im Kriege nur Tapferkeit, schneller Blick und Wohl­
verhalten entscheiden, im Frieden - wo es weniger Gelegenheit gibt, die 
Eigenschaften des Soldaten zu prüfen - K enntnisse, Diensteifer und 
Sittlichkeit. Es sind Maßregeln genommen, daß nur das Verdienst be­
fördert, das Unverdienst aber, von welchem Rang es sei, in den untern 
Graden zurückgehalten werde. Die V erpßichtung, für das Vaterland die 
Waffen zu tragen , wird auf alle Klassen und Stände der Staatsbürger ohne 
die geringste Ausnahme erweitert, weshalb auch in den b ereits emanierten 
neuen Kriegsartikeln ein die Ehre schonenderes Strafsystem angenommen 
und eine würdigere Behandlung der Vaterlandsvert eidiger angeordnet 
worden. 
Man hält sich überzeugt, d aß auch für die Zivilverwaltung ein allgemeiner, 
die Gesch äftsführung vereinfachender Plan entworfen und darin von einem 
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repräsentativen Syst em ausgegangen sei, welches der Nation eme wirk­
same Teilnahme an der Gesetzgebung zusichert, um hierdurdch den Ge­
meinsinn und die Liebe zum Vaterlande d auerhaft zu begründen. Die 
Geschäfte in den oberen Verwaltungsbehörden werden nicht nach Pro­
vinzen, sondern nach den Hauptgegenständen der Verwaltung verteilt 
werden. Ihnen sowohl als den Provinzial-Behörden wird m an wissen­
schaftlich-technische Deputationen beiordnen, damit jede in das gemein­
same Interesse eingreifende Angelegenheit mit ausgezeichneten Männern 
jedes Fachs berat en werde. 
Die Kriegs- und Domänen-Kammern werden eine veränderte Verfassung 
erhalten. In freierer Wirksamkeit, selbständig und mit größerer Ver­
antwortlichkeit versehen , werden sie in Vereinigung mit erfahrenen SteH­
vertret ern der Provinz und einsichtsvollen Sachverständigen sich fernerhin 
rein erhalten von dem Bureau-Geist und von der einseitigen Ansicht, die 
ihre Tätigkeit nur an gewohnte Formen und unfruchtbare Schreibereien 
verschwendet. 
Das Gemeinwesen der Städte wird eine wohltätige Reform erfahren. Man 
wird den Bürgern die freie W ahl ihrer Magistraturen überlassen und die 
Magistrat e der Vormundschaft der Kammern entziehen. Die Bürgerschaft 
soll berechtigt werden, an der Stadtregierung tätigen Anteil zu nehmen, 
die Verwendung der städtischen Einnahmen durch ihre Stellvertret er zu 
leiten und von den Verwaltern derselben R echenschaft zu fordern, um 
durch diese Mitwirkung den so achtbaren Bürgersinn wieder zu beleben 
und dessen wohltätige Wirkungen zu erhöhen. Der Justiz st eht eine wesent­
liche Verbesserung bevor durch die Aufhebung der P atrimonial-Gerichts­
barkeit, deren Dasein einer wohlgeordneten Justiz-Verfassung wider­
spricht und weder mit dem W ohl des Einzelnen noch des Ganzen verträglich 
ist. 
Auch der Zustand der Geistlichkeit besch äftigt die Vorsorge der Regierung. 
Ihre Einkünfte sollen vermehrt und anständiger fundiert werden, damit 
sie die ihr gebührende Würde und das Ansehen behaupte, das sie, gewiß 
nicht zum H eile des Staates, verlor, seit ein gleich gültiger Sinn für die 
Angelegenheiten der R eligion sich der Gemüter bemächtigte. Es ist die 
R ede davon, hohe Staatswürden für den geistlichen Stand zu stiften , damit 
das eminente Verdienst in diesem, gleich in den andern, au fste igen könne. 
Die Wirksamkeit der Geistlichkeit wird durch eine kräftige Verbesserung 
des Erziehungswesens unterstützt und erhöht werden. Es liegt im Plan, 
bei der Verbesserung des Schulwesens die neuesten Fortschritte der Er­
ziehungskunst vorsichtig zu benutzen und zureichende Bildungsanstalten 
für alle Volksklassen nach Verschiedenheit ihrer bürgerlichen Bestimmung 
einzurichten. 
Die Mach t des Vorurteils und der Gewoh nheit wird diesen Reformen zwar 
manch e Hindernisse entgegensetzen, allein die Regierung wird sich mit 
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festem Schritt dem Ziele nähern, und möge es ihr gelingen, zum Wohl des 
gemeinsamen deutschen Vaterlandes und der W elt aus den Zerstörungen 
dieser drangsalvollen Zeit einen Staat blühend wieder hervorzurufen, 
dessen lebendiges Prinzip, die musterhafte Rechtlichkeit, nur zu dem 
höchsten Bedauern der Menschheit mit ihm untergehen würde ! 

834. Stein an Minister Schroetter Königsberg, 27. September 1808 
PrGStA., jetzt DZA II Mcrscburs. Rcp. 151 u Til. l Seel. I Nr. 3 VoJ. 2 : Konzept (K.nnzlcihn.nd) mit Korrekturen von 
Klcwitz und Schön, Abgn1.1~svcr111crk: 1. Oktober. 

Durch den V erl11.st .Süd- und Neu-Ostpreußens ist der H1irlmngslrreis des Preußi­
schen P rov1:n:;ial-Depar/.ements erheblich e1:ngeschränlrt worden. S tein fordert daher 
erneut eine strikte V erminderung der Departements-Beamten um die H älfte des bis­
herigen Personalbestandes. 

835. Stein an Grolmann, Mosqua, Both, Velhagen, Deez und Krug 
Königsberg, 28. September 1808 

PrGStA., jetzt DZA II Merseburg, R cp. 69a XXVll 3: Konzept (Klewitz), Paraphe Steins ; R cp. 92 Lehmann Nr. 3: 
Abschrift. - Noch dem Konzept. 
Druck : Lchmo1m , D er Tugcn<lbund S. IOSf.; Alte Autignbe 11 S. 532. 

Beanstandet die unveränderte Drucklegung der Satzimgen (les Tu.gendbimdes ohne 
die Vornahme der nach der J(abinettsordre vom 30. J uni 1808 gebotenen Abämle­
rungen. Fordert eine Satzungsrevision auf Gru.nd der gleichzeitig zugestellten Bemer­
kungen. 

D es Königs Majestät billigten den Zweck und die Verfassung der als 
Tugendverein entstandenen Gesellschaft, insofern sie sich damit ganz in 
den Grenzen der Landesgesetze und ohne alle Einmischung in Politik und 
Staatsverwaltung halte. 
Diese Hinweisung auf eine sehr bestimmte Grenzlinie hätte die Gesellschaft 
dazu bestimmen sollen, ihre Grundartikel und Gesetze darnach auf das 
genaueste zu revidieren. 
Mit Bedauern sehe ich aber aus Ew. Hochwohlgeb. und Wohlgeb. Anzeige 
vom 8. v. M„ daß das nicht geschehen, vielmehr der Entwurf so, wie er 
war, abgedruckt ist. 
Wie sehr er aber einer solchen R evision nach S. M. Grundsatz noch be­
durft hätte, werden Dieselben aus den abschriftlich anliegenden Bemer­
kungen entnehmen 1. 

Ew. Hochwohlgeb. als den Räten und dem Zensor des Stammvereins muß 
ich daher empfehlen, von diesen noch jetzt Gebrauch zu machen, die 
unterlassene Revision nachzuholen und das H.esultat mir anzuzeigen2• 

1 J( rit isclw B em.erlrnngen des Assessors J(oppc zum S tatut des Bundes ; gcdruclrt bei Leh­
mann a. a„ 0. S .106 fl. 
2 Vgl. L ehmann, S tein 11 S. 532. - Antwortschreiben der Vertreter des Bundes an Stein 
vom 12. Oktober 1808, gedruckt bei L ehmann, Der Tugendbund S . 112 fl. 
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836. Wittgenstein an Stein Hamburg, 28. September 1808 
H ausnrchiv, jetzt Hnuptnrchiv Ilcrlin·Dnhlem, Rcp. 192 Wittgcnstein 1 1 10: Konzept (cigcnhündig). 
Druck: Alte Ausgabe II S. 532 f. 

Freude über den Abschluß des Pariser Vertrags. Bestiirzung über den Abdruck und 
J(ommentierung des B riefes vom 15. August 1808 im „Journal de !'Empire". 

Ew. Exz. verehrliches Schreiben vom 2. d .1 nebst dem beigelegten Duplikat 
ist mir erst gestern abend durch einen besonder en Umweg zugekommen. 
In Ansehung der Hauptsachen beziehe ich mich auf mein anliegendes 
Schreiben von gestern und statte Ew. Exz. für die mir mitgeteilten interes­
santen Nachrichten meinen verbindlichsten Dank ab. 
Die in dem gestern abend hier eingetroffenen Moniteur enthaltene Nach­
richt der Abschließung einer Konvention zwischen dem Prinzen Wilhelm 
und dem Minist er Champagny hat mir eine Freude gewährt, die ich nicht 
mit Worten auszudrücken vermag. Wie sehr verschieden ist diese Nach­
richt mit den Noten in dem Journal de l'Empire, und wie soll man sich 
dieses alles erklären ? Ich will alles gern ertragen, wenn sich unsere Lage im 
Ganzen verbessert und der gegenwärtige Zustand der Dinge aufhört. Ich 
kann nicht leugnen, daß ich durch den Abdruck des Briefes tief erschüttert 
worden bin und daß meine Gesundheit einen Stoß erhalten hat; alles 
dieses will ich aber gern vergessen, wenn Sie nur für den Dienst des Königs 
erhalten werden. 
Ew. Exz. empfangen anliegend das Couvert Ihres mir gest ern zugekom­
menen Briefes, der auch ohne Zweifel geöffnet gewesen ist. Ich kann 
ungefähr denken, wer sich dieses erlaubt hat, wahrscheinlich ein fürstliches, 
aber etwas ungeschickt ausgeführtes Kunststück von Doberan. 

837. Immediatbericht Steins (Königsberg, 28. September 1808) 
PrGSt.A„ jet zt DZA II Meroeb11rg, R ep . 92 Friedrich Wilhelm III. D Vlln 7 C: Auofertiguog (cigc11hiindig). 
Druck: Alte Au•gabe II S. 531. 

Vorlage mehrerer wichtiger auf dem Pariser V ertrag bezüglicher S chriftstüclce. 

E. K. M. überreiche ich in der Anlage untertänigst 
1. ein Projekt einer Depesche an Herrn von Brockhausen 2, 

2. einen Antrag des H. Geh. Rat Le Coq, worüber E. M. wahrscheinlich 
beifällig entscheiden werden3 • 

3. Ich werde E. M. in einer Stunde den Entwurf zu einem Antwortschreiben 

1 Chiflriert bei den Alrten 'Wittgensteins. 
2 N icht ermittelt. 
a Dieser wollte die V erweigerung der Ratißlwtion des V ertrags mit 11 inweis auf die rein 
ßnanziellen Bedingr.uigen begründen und damit dem Zaren eine Basis weiterer Verha1id­
lungen geben. Vgl. Haussherr, E rfüllung und B efreiung S . 224. 
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an Kaiser Napoleon vorzulegen die Gnade [ !] haben1, dessen Erlassung mir 
und dem H. v. Jacobi-Kloest, mit dem ich darüber sprach, notwendig zu 
sein schien . 

838. Friedrich Wilhelm III. an Stein 
Stcin·A.: Au• fortigung (cigcnhündig). 
Druck: Alle Ausgabe II S. 534. 

Königsberg, 29. September 1808 

B eschleunigung der Verlwndlu.ngen mit .Napoleon. Einverständnis des J(önigs mit 
den abgehenden Vorschlägen. Pessimistische Au/fassung der L age. 

II est de toute necessite d'expedier au plus vite le courrier en question. 
J'approuve tout a fait les projets de dcpeches et de la lettre pour N[apolcon]. 
Vous aurez soin de Ja faire mettre au net, comme je ne lui ai jamais cerit 
de main propre. 
Les observations de Le Coq ne me paraissent malheureusement que trop 
justes, aussi ne vous les ai-je pas cachees des le premier moment de l'entrce 
du triste traitc de Paris. 

839. Stein an Scheffner Königsberg, 29. September 1808 
Druck : Wardn u. Dicsch, Schcffocr IV S. 374. Danach Alte Au•gabc II S. 533 und hier. 

Hoflnwnns Schrift über das Zunftwesen. 

Die Abhandlung des H. Hoffmanns2 finde ich sehr schön, und ich wünschte, 
daß er sie dem König überreichte, damit dieser sie kenne und der Organi­
sations-Kommission zur Benutzung zustelle. 

840. Stein an Gräfin Wallmoden Königsberg, 29. September 1808 
Stnnlsttrchiv Hounovcr Rep. XIV \Vollmoden: Ausfertigung (eigenhändig). 
Druck: Alte Ausgabe 11 S. 533 f, 

B eklagt die fortdau.ernde Trennung von seiner Familie, bef iirchtet, da.ß die neuen 
politischen Ereignisse die J-l oflnwig einer baldigen VViedervereinigung vereitelr1. 
H eroische Lebens- und P(l.icht(1u/fassung. Hoflnung, daß die J(onferenz von E rfurt 
üi letzter S tunde noch eine Erleichterung der politischen L age Preußens bringen 
werde. 

II m'est bien satisfaisant et consoJant d'apprendre par Ja Jettre du 14 
d'aout que vous continuez, Madame, a m'accorder des Sentiments de 
honte et d 'amitie [ ... ]. La Jongue separation dans laquelle Jes circon­
stances me retiennent de toutes les personnes qui me sont cheres, m'est 

1 Darin sollte mit iihnüchen Grün.den die Ratifikation des V ertrags verweigert werden . Vgl. 
1-Jaussherr a. a. 0 . 
z Vgl. oben N r. 817. 
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d'autant plus penible que rien de ce qui m'entoure [ne] me dedommage de 
cette privation. J'ai bien regrette de n'avoir pu me rendre a N[ assau ], jouir 
[de] la societe de personnes cheries dans un local auquel la beaute du site [ ?], 
)es memoires de la jeunesse, )es soins que j'ai mis a J'ambellir, donne un prix 
exclusif. Des evenements incalculables eloignent le moment qui aurait du 
me reunir a ma famille, et au moment qu'on osait esperer de jouir de qnelque 
bonheur, il faut de nouveau s'armer de courage et seinem Schicksal die 
Stirne bieten. Es sei welches es wolle, so muß man stündlich bereit sein, 
die Pflichten, die man gegen sein unglückliches Vaterland hat, zu erfüllen 
und mit der guten Sache zu fallen , wenn es die Vorsehung beschlossen hat. 
Je crois cependant qne les nuages s'eclairciront et que l'orage n'eclatera 
point pour le moment. 
Puissiez-vous, Madame, nous donner de meilleures nouvelles de votre 
saute [ ... ]. La mienne est meilleure que je n'osais m'attendre dans les 
circonstances dans lesquelles je me trouve depuis plusieurs annees. 
J e suis hien sensible a ce que vous voulez bien me dire sur mes pauvres 
enfants [ ... ]. A quoi ces bons enfants ne sont-ils pas exposcs? J'espcre que 
la Providence les conservera et les guidera, quel que soit le sort du p cre. 
Nous attendons tout de l'entrevue d'Erfurt et du retour d'A(lexandre] ce 
qui dccidera sur notre retour a Berlin. 

84·1. Anweisung Steins zur Kabinettsordre an Bismarck 
Königsberg, 30. September 1808 

PrGStA., jetzt DZA II Merseburg, Rep. 89 a XXIV 3: cigenhilndig (Ron<lvcrmguug zum lmmcdinthcricht Dis· 
marcks vorn 12. Sept. 1808). 

Die von der Biirgerscha/t Glatz beantragte Privatisierung des bisher fast ausschließ­
lich von staatlicher Seite betriebenen llolzhandcls im Glatzer Gebiet wird entgegen 
der negativen Stellungnahme Bismarcks be/iirwortet. 

Es ist zwar kein Grund vorhanden, zum Vorteil einzelner Eingesessener 
eine längst bestandene Einrichtung aufzuheben. Unterdessen gebe Ich Euch 
zu erwägen , daß der Zwang, welchem man die Gutsbesitzer in der Graf­
schaft (Glatz] unterwirft und sie zur Überlassung ihres Holzes an das Forst­
amt nötigt, eine den W ert des Eigentums herabsetzende und die Pro­
duktion störende Einrichtung ist, über deren Aufhebung Ich Euer Gut­
achten erwarte. Den Städten wird es durch hergestellten freien Verkehr 
nicht an Holz fehlen, der mögliche Ausfall an den Staatskassen könnte 
durch eine angem essene direkte, die Produktion nicllt störende Abgabe 
gedeckt werden1. 

1 Entsprechende J(abinettsordre an ßismarc/r vom 30. September 1808 (J(onzept J(lcwit.z , 
P araphe S teins) ebenda. 
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842. Randverfügung Steins zum Immediatbericht Bismarcks vom 7. Sep­
tember 1808 [Königsberg,] 1. Oktober [1808] 
PrGStA., jet zt DZA II Merseburg, R cp. 89 o VI l: Ausfertigung des Dcricbto. 

Ungleichmäßige Verteilung der S teuerlasten bei der für Schlesien vorgesehenen 
E rhöhung der Akzise. Stein für Einführung einer Einkommensteuer, spätestens 
nach erfolgter Räumung des L andes. 

Der v. Bismarck räumt zwar ein, daß durch die Akzise-Erhöhung die 
Städte etwas prägraviert werden, hält aber dafür, daß dieses in keinem 
Verhältnis stehe mit dem, was das Land an Lieferungen , Fuhren und Geld­
beiträgen leiste. Er bemerkt, daß die Kreise und Güter sehr ungleich be­
steuert seien, da das Kataster veraltet und die oberschlesischen Güter, 
deren Hauptnutzung Forst, Bergbau und Viehzucht sei, zu niedrig heran­
gezogen seien. Er will diese Mißverh ältnisse ausgleichen, indem er den 
Wert der Güter berechnet nach den landschaftlichen T axen und das Ver­
hältnis der Differenzen auch auf die nicht taxierten Güter anwendet. 
Der gewählte W eg der Ausgleichung gibt zwar eine Berichtigung des alten 
Katasters, er liefert aber nur wahrsch einlich e R esultate und hat das Nach­
teilige, daß der Ertrag des Gutes als reines Einkommen ohne Rücksicht 
auf die darauf haftenden Schulden angenommen wird, daß man ferner 
nur eine Quelle des Einkommens, nämlich das der Grundrente b esteuert, 
alle übrigen aber übergangen werden. Will m an also ausgleichen, so kann 
dieses nur durch eine Einkommensteuer geschehen, und ist es billig, daß 
nach erfolgter Räumung des Landes diese wenigstens in Hinsicht der 
Kontribution und der allgemeinen Lasten in Anwendung komme, wenn 
man auch zu der Requisition den Gutsbesitzer allein heranziehen will1• 

843. Stein an Wittgenstein Königsberg, 3. Oktober 1808 
Bausarchiv, jetzt Hnuplarohiv DerUn.Dahlem, Rcp. 192 Wittgcnstcin I 1 10: Abschrift. 
Druck: Alte Au•gobe II S. 5341f. 

Der Brief vom 15. August 1808. Unerf iUlbar/wit der J(onvention vom 8. September. 
Hoflnung auf eine Erleichterung der Bedingungen durch Vermittlung des Zaren in 
Erfurt. Günstige Äußerungen Napoleons in dieser H insicht. 

Der p. Nepomuk hat mir vorgest ern Ew. beide Schreiben vom 18. und 19. 
v . M.2 eingehändigt, deren Inhalt mir neue Beweise Ihrer mir ausnehmend 
schätzbaren Freundschaft geben. 
Die Gerechtigkeit, die Sie mir selbst in Ansehung des bewußten Briefes 
widerfahren lassen, macht es unnötig, mich weitläufiger darüber zu äußern. 
Er wurde zu einer Zeit geschrieben, wo man von der in Paris den 11. 

1 Entsprechende J(abinettsordre an Bismarclc vom 1. Oktober 1808 ( J(onzept J(lewitz mit 
2J(orrelrturen und Paraphe Steins) ebenda„ 
Fehlen beide. 
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August eröffneten Negoziation mit dem Prinzen Wilhelm von Preußen 
hier noch nichts wissen konnte, wo vielmehr das lange Stillschweigen des 
Kaisers Napoleon vermuten lassen mußte, daß er Preußen ganz zu Grunde 
richten wolle und unsere neuen Verbindungsanträge so wenig als die vorigen 
Eingang finden würden. 
Unter solchen Umständen war es natürlich, sich in einem freundschaft­
lichen, im geringst en nicht offiziellen Privat schreiben über die Möglichkeit 
auszulassen, die m an in diesem verzweifelten F alle er greifen konnte, um 
Preußens Untergang, wenn er unvermeidlich wäre, wenigst ens zu ver­
zögern und ehrenvoll zu mach en . Von diesem Gesichtspunkt ging ich aus, 
und aus diesem allein muß mein Brief b etrachtet werden. Bald nach seinem 
Abgang kamen die gün stigeren Nachrichten aus Paris, und es ist bekannt, 
daß der König im Gefühl der Notwendigkeit, seine Staat en ihrer jetzigen 
Lage zu entreißen, sich zu allen Aufopferungen entschloß, die nur immer in 
seiner Kraft standen. Alle Grenzen der Möglichkeit überschritten aber die 
Bedingungen , wie sie in der K onvention vom 8. v. M. festgesetzt worden. 
Denn es ist einleuchtend, daß ein völlig erschöpfter Staat ohne Hilfsquellen, 
zu einer Zeit, wo durch die allgemeine Umwälzung aller Kredit und am 
meisten der seinige im Auslande vernichtet ist, unmöglich 14·0 Millionen 
in 18 Monaten an Frankreich abtragen und am wenigst en innerhalb 20 
Tagen die Hälfte davon in b arem Gelde oder akzeptierten Wechseln be­
richtigen könne. Wir wissen, daß England mit seinen Besitzungen in allen 
Weltteilen dennoch Mühe gehabt h at, fünf bis sechs Millionen Pfund 
Sterling Subsidien in einem J ahre zu zahlen. Können also diese fürchter­
lich en Bedingungen, wodmch die ganze K onvention im voraus gewisser­
m aßen annulliert wird, nicht modifiziert werden, so läßt sich von dieser 
keine Rettung erwarten. Der russische K aiser ist bei seinem Aufenthalt in 
Königsber g von allem unterrichtet und scheint v on der v ölligen Unmöglich­
keit, das Geforderte zu leisten, überzeugt und entschlossen zu sein, sich 
dringendst für die nötige Abänderung zu verwenden. Ew. werden schon 
längst wissen, daß der Graf von Goltz nach Leipzig geschickt worden, um 
auf den er sten Wink in Erfurt erscheinen und v öllig abschließen zu können , 
wozu er mit ausgedehnter Vollmacht versehen ist. Seitdem h aben wir nun 
durch einen Kurier des Prinzen dessen Berichte vom 15. und 16. erhaltcn1, 
die allerdings Hoffnung geben. Der Kaiser Napoleon hat demselben unter 
wiederholten Versicherungen, künftig Preußens Freund zu sein, wenn es 
sich mit Vertrauen an ihn anschließen wolle, [erklärt], daß seine Absicht 
nicht sei, den König in Ansehung der Zahlungsfristen zu genieren, und er 
ihm 2 bis 3 Jahre Zeit dazu lassen würde. Dieses scheint von guter Vor­
bedeutung für die Wirksamkeit der Verwendung des russischen Kaisers, 
woran ohnehin nicht zu zweifeln sein würde, wenn dieser Souverain mit 

1 Gedr. H assel, Preußisc/w Polill}r N r. 179. 
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Festigkeit auf die B efreiung P reußens unter billigen Bedingungen besteht. 
So stehen wir nun in muuhiger Erwartung des Erfo]gs. E nt fernt kann er 
nicht sein, da der K aiser Alexander schon zum 13. hier zurück erwartet 
wird. Vermutlich werden E w. von dem H errn Grafen von Go1tz direkt 
erfahren, was ausgerichtet worden . Möchten diese Nachrichten von solcher 
Art sein, Sie für den Kummer zu entschädigen, den die le tzt en Vorfälle 
Ihnen zu meinem innigst en Bedauern verursacht h aben. 

844·. Stein an Lehmann Königsberg, 3. Oktober 1808 
PrGStA., jott.t DZA Jl Merseburg, Rep. 92 Lcbmnnu Nr. 3: Ausfertigung ( Knuzlcihnnd). 
Druck : Lehmnun, Der Tugend bund S . 96 f. Dnnnch Alte Ausgnl>e 11 S. 536. 

B 1Jtri flt Lehmarr.11.s V orschläge zu.r U mgestaltu.ng der Deu.tschen Gesellschaft in f(ömgs­
berg. R ät ihm , s ich deswegen m it den Mitgliedern der Gesellschaft selbst in V erbinclu.ng 
zu setzen. 

Die ursprüngliche, m ir aber unbekannte E inrichtung der hiesigen K önig­
lichen Deutschen Gesellschaft kann vielleicht soviel Brauchbares ent ­
h alten , d aß es statt einer neuen Organisation, die laut den rückgesandten 
Artikeln1 manches a ußer den Grenzen eines solchen Instituts Liegendes 
veranlassen würde, nur einer genaueren Beobachtung des schon Verab­
redeten und Befohlenen bedurfte. 
Da nun m eine häufigen Geschäfte mir nicht erlauben, mich einer not­
wendigen Prüfung des AJten und des Neuen geh örig zu unterziehen, so 
muß ich Ew. Wohlgeb . überlassen, mit den schon gebildet en Mitgliedern 
der Gesellsch aft sor gfältig Rücksprache darüber zu nehmen. Nachrichten 
vom glücklichen E rfolg werden m ir j ederzeit sehr angenehm sein, und ich 
werde durch meine Zustimmung gern die Achtung bezeugen , die ich der Ver­
besserung jeder deutschen Kunst und Wissenschaft schuldig zu sein g1aube. 

845. Kabinettsordre an Minist er Schroetter 
Königsberg, 5. Oktober 1808 

PrGStA., jetzt DZA U MerscLurg, Rcp. 890. XXVII 1: Kon7.cpt (Klewitz) nuf Grund der Rnndvcrmgung Steius zum 
lmmediathcrich t Schroetters vo m 29. September und des Gutachtens des Gco cral·Dcpo.rtcmcuts vo m 4. Oktober 1808 
(ebendR). Pnruphc S teins , Ahgnogtwcrmerk : 7. 

Bestim m.1ur.g der Vcrhältnis111erte bei der Umwandlung der Naturalleistu.ngen der 
1 mmecliatbauern in Geldabgaben. 

846. Stein an Scharnhorst Königsberg, 5. Oktober 1808 
PrGStA., jetzt DZA II Merseburg. Rep. l Sl n Tit. IV Scct. [ Nr. 2: Konzept (Knnzlciho.nd) mit Korrekturen von 
Klewilz, Abgungavermcrk: 0 . 

Danlrt für Zu.send1mg des R eg11.lativs ii.ber den F eldetat der Truppen. R iit zum Dr u.ck 
des R eg1ilair'.vs 11.nd zur Verteilung an das Provinzial-Departement und säm tliche 
Kammerbehörden. 

1 T eilclru.clc bei A. Lehmann a. a . 0 . S. 95. 
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847. Stein an Götzen [Königsberg, 4. oder 5. Oktober 1808] 
Druck: HaHcl, Preußische Politik N r. 251. Dnnnch Alte Ausgabe II S . 536! . und hier. 

Stein /ür Eröflnung des Kampfes gegen Frankreich an der Seite Österreichs aucli im 
Fall der von der V ermittlung Alexanders erhoflten Milderungen des Pariser Ver­
trags, da ein dau'!rha/ter Friede mit Frankreich unmöglich sei. Ermächtigt Götzen 
zu entsprechenden Verhandlungen mit dem Erzherzog F erdinand von Österreich und 
zu V crhandlungen über den Ankauf von Gewehren zum Z weclr einer allgeme1:nen 
VoUrnbewaflnun g in Preußen. Umtriebe seiner Gegner. Der Artikel vom 26. Septem­
ber. Hoflt, das Volle zum V erzweiflungs/camp/ fortzureißen. 

[Vermerlc Götzens:] „re<;u 14. Oct. 1808". 

J e saisis l'occasion sure qui se presente, de vous faire parvenir, Monsieur le 
Comte, cette lettre ; -elle [ne] peut rien vous apprendre de nouveau, comme 
tout est en suspens dans l'attente de l'issue de l'entrevue de l'Empereur 
Alexandre. II est probable qu'il y aura des adoucissements pour les condi­
tions de la convention signee par nos plenipotentiaires, mais on ne peut 
jamais compter sur une paix durable aussi longtemps que l'Elbe sera la 
frontiere de la France, et ce ne sera que l'union de l'Autriche, de la Russie 
et de la Prusse qui pourra garantir pendant quelque t emps l'existence de 
ces puissances. 
Je dcsire que vous vous mettiez en rapport direct avec l'Archiduc F erdi­
nand!, le frere de l'Imperatrice r egnante2, et que c'est a lui que vous fassiez 
les ouvertures qui vous parviennent d'ici, comme l 'Archiduc Charles 
trainera tout au plus les mesures vigoureuses. N e pourrez-vous point faire 
une course en Moravie sur les t erres du Comte Magna3 ? II serait essentiel 
de faire des contrats pour des armes en Autriche. Ne p ourrez-v ous point 
obtenir 20 mille fusils en peu de t emps ? On veut accorder a tont pro­
priet a ire de m aison la permission d'avoir des armes, et il faudra it former 
des depots ou les achats des particuliers se feraient. On ferait encourager 
les paysans par les seigneurs, et dans les villes, on donnerait plus d'etendue 
aux „Schützengilden" si vous pouvez faire des contracts pour de bonnes 
armes a feu. J e pourrais vous faire des avances jusqu ' au montant de 50 
mille ecus, mais il faut avoir les sfuetes necessaires pour que les armes 
soient de bonne qualite. 
D es que l 'Empereur sera de retour, et que nous serons instruits du rcsultat 
de cette entrevue, je vous [ cn] ferai part. 
On attend le Prince Guillaume, de retour ici; le Roi veut lui donner la place 
de ministre de la guerre en commission. 
Les pitoyables, conformement anx besoins du R oi, s'agitcnt et font tout 
pour paralyser tontes mesures vigoureuses et fortes. A l'avenir, la force 
des choses lcs amcnera nentrcs, et il faut s'y prcparer . 
1 V gl. oben N r. 776. 
2 Der J(niserin M aria Ludovica, dri:lten Gemahlin des J( aisers Franz. Vgl. S rbilc, M etter­
nich Bd. 1 (1925) S. 143 fl. 
3 Gemeint ist ivohl Graf A nton A lex. Magnis, llerr a1t/ Eckersdorf {Grafschaft Glatz) . 
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J e vous envoie, Monsieur le Comte, quelques feuilles de notre gazette. 
Vous y trouverez un article1 ou il y a des passages qui feront faire la 
grimace a quelques personnes ! N'importe ! Il faut marcher son chemin et 
abandonner les r esultats a la Providence. Ce n'est qu'en montant l 'esprit 
des nations et en le mettant en fermentation qu'on peut parvenir a l'engager 
a deployer toutes ses forces m orales et physiques. 

848. St ein an K anzler Schroetter K önigsberg, 6. Oktober 1808 
PrGSLA., jetzt DZA II Merseburg, R ep. 84n 1 B Alt. N r. 10: Ausfer t igung. 
Druck: Alte Ausgabe II S. 537f. 

D ie A uf hcbung der Patrunomal-Gerichtsbarlwit. 

In der von Ew. E xz. mit dem gefälligen Schreiben vom 28.2 v . M. wegen 
der Aufhebung der Patrimonial-Gerichtsbarkeiten mir im Au szuge mit­
get eilten K abinettsordre v om 21. Januar d . J . finde ich die mir auch sonst 
bekannte Allerhöchst e Königl. Absicht, daß die Justizverwaltung in e ine 
Jurisdiktion konzentriert werden soll, deutlich ausgedrückt, habe mich 
aber auch schon in meinem Schreiben vom 12. August d. J.3 bereit erklärt, 
die nähere Allerhöchst e Willensäußerung darüber zu veranlassen. 
Wenn Ew. E xz. dafür halten , daß bei dem Anerkenntnis des hohen Werts 
der beabsichtigten Einrichtung es democh rat samer sein dürfte, den Weg 
der Vorstellungen bei den Jurisdiktionarien zu v ersuchen, als die neue Ein­
richtung aus Höch st er Machtvollkommenheit bei der notwendigen Re­
organisation des Staats aus Gründen des allgemeinen R echts und wegen 
Übereinstimmung mit den anderen Organisations-Maßregeln allgemein zu 
bestimmen, so kann ich dieser Meinung nicht beipflichten, sondern muß 
glauben , daß alsdann überall Widersprüche und Diskussionen ohne Ende 
entst eh en würden. 
W enn auch in der R egel und insofern die den Jurisdiktionarien obliegenden 
Verbindlichkeiten vollständig erfüllt werden, solche m ehr kost en als ein­
bringen, so wird doch ein vermeintlicher gr oßer Vorzug darin geset zt, u m 
solches Vorr echt zu besitzen, das freiwillig selten aufgegeben werden dürfte. 
Das allgemeine Wohl spricht aber zu sehr dafür, und erst aus Ew. Exz. 
neuerlichen Berichten an des K önigs Majest ät wegen der gutsherrlichen 
Mißbräuche in Schlesien geht deutlich hervor, daß die best en Gesetze und 
namentlich die, welche dem ganzen Volke zu st atten kom men sollen , nichts 
vermögen, wenn die Ausübung derselben in die H ände der Gutsherrn und 
der von ihnen abhängigen Justitiarien gelegt ist, welch e solche Gesetze, 
um ihren Interessen oder vermeintlich en Rechten nicht zu schaden, den 

1 Vom 26. September 1808. S iehe oben N r. 833. 
2 Ebenfalls Rep. 84a J B A lt. N r. 10. 
3 Nicht ermittelt. 
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Eingesessenen nicht einmal gehörig publizieren 1• Nur eine Rechtsverwaltung, 
die namens des Königs allein geschieht, kann dem Gesetze diese nötige und 
gemeinnützlich e Kraft geben, und darum muß darauf zum Best en des 
Ganzen bestanden werden. 
Als Chef des Justiz-Departements h aben Ew. E xz. unstreit ig auf die Er­
haltung der best ehenden R echte zu wachen, aber bei der Abänderung einer 
für schädlich gehaltenen Verfügung und der beabsichtigten Einführung 
einer besseren haben E w. E xz. einen anderen Standpunkt bei den Erörte­
rungen und Beratschlagungen im Plane des gesamten Staatsrechts. E s 
bleibt dabei Ew. Ex z. vorbehalten, was Dieselben aus r echtlichen Gesichts­
punkten bei dem neuen Plan zu erinnern haben. Da die Sache jetzt in 
diesen Tagen eingeleitet ist, so werde ich den Plan selbst abwarten . E s 
dürfte gut sein, wenn darin auch gleich die Bestimmungen wegen der 
Militär-Jurisdiktion aufgenommen und die Diskussionen deshalb gleich mit 
vor das Plenum gebracht würden. 
Ich wünsche übrigens die möglichste Beschleunigung der Sache, um in 
diesem Teile der Organisation nicht zurück zu bleiben und bei anderen 
Teilen dadurch aufgehalten zu werden. 

849. K abinettsordre an Borgst ede Königsberg, 7. Oktober 1808 
PrCStA„ jetzt DZA ll ll!erocburg, ß ep. 89 a XXVII 1: Konzept (Schön) mit Korrektur Steins nuf Grund der ßand· 
vcrfügung Steins (7 . Okt.) zum lmrncdiutbcricht Horgotcdcs vorn 24. Sept. 1808 (cbcndn) 1, Abgnugsvcrmcrk : 11. 

Genehmigt d1'.e von B orgst.ede beantragte Aufhebung des Scharwerks bei der Vererb­
pachtu.ng der Banernhöfe im Domänenamt M arien/ließ. Zugleich w il·d ihm die Ver­
ordmmg vom 27. Juli zugestellt mit der Aufforderung, sich über die A usdehnung 
derselben auf die Neumark und P ommern gutachtlich zu äußern. 

Ich genehmige auf Euren Bericht vom 24. v . M. die Vererbpachtung der 
Bauernhöfe mit Aufhebung des Scharwerks für diejenigen Einsassen des 
Domänenamts Marienßieß , welche sich darum bewerben und autorisiere 
Euch, den Abschluß der diesfälli gen Unterhandlung mit Rücksicht auf die 
wegen der Amtswirtschaft erforderlichen Maßregeln zu besorgen. 
Zugleich aber übersende Ich Euch in der Anlage die für Preußen über die 
Verleihung des Eigentums an den Grundstücken der Domänen-lmmediat­
Einsassen unterm 27. Juli d. J . erlassene Verordnung, um Mir über deren 
Anwendbarkeit auf die Domänenbauern in Pommern und der Neumark 
nach vorheriger Rücksprache mit den Kammern dieser Provinzen Euer 
wohlerwogenes Gutachten abzugeben3, indem es darauf ankommt, dem 

1 Vgl. oben Nr. 820. 
2 Druck der Randverfügung: Alt.e A u.Ygabe II S. 639. 
8 D1'.e V erordnung wurde dann doch nicht aiif die anderen Provinzen übertragen . V gl. Leh­
mann, Stein J 1 S . 332. 
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Bauernstande bald die Vorteile des Eigentums und der Freiheit zu ver· 
schaffen und dadurch ihm ein kräftiges Mittel zu seiner Wiederherstellung 
zu gewähren. 

850. Goltz an Stein Erfurt, 10. Oktober 18081 

Stcin·A.: AusfcrtiguDg (dechiffriert). 
Druck: Hn„cl, Preußische Politik Nr. 267; Alte Ausgobc II S. 539!. 

Äußernngen Napoleons und Champagn.ys über den au/gefangenen Brief Steins. 
B ei.de begnügen sich vorläufig damit, S tetns R ücktritt als leitender 111 imster zu /ordern. 
sche1.11e11 aber mit se1.11em Verbleiben als Fi11anzm1 nister ei11versta11den. Goltz rät, 
Ste1.n möge sich a us jeder ö/Jemltchen Stellung zurücfrz,ehen und als YCI trauter ge­
he,mer Ralgeber des J(ön1.gs seinen E1.n.(luß auf dtc preußische Staatsf ühru11g wetter­
IHn gelte11d machen, außerdem hält er die Übertragung des Familienbesitzes aiif seine 
Frau oder e1:ne sein.er T öchter für ra.tsam. H ält Preußen einer selbständigen starken 
Außenpolr:tik nicht für fähig und befürwort.et daher den völligen Anschluß an das 
französische System. 

11 m'en coute infiniment d'ecrire la lettre dont les circonstances et le devoir 
de l'amitie me font la loi . Jusqu'ici, j'avais etc assez heureux de ne pas 
entendre parler ici du fatal incident de l'interception de votre lettre, 
Monsieur le Baron. J e croyais la chose oubliec, et je me livrais a l'espoir de 
vous voir conserve au service du Roi, m ais depuis deux jours, il ne me reste 
plus aucun doute si l 'on n'insist e pas sur votre sortie du ministere, on 
s'y attend au moins. J e souffre cn prononc;ant ce mot, mais c'est vous 
rendre service que de ne pas cacher la verite, c'est meme en rendre au 
Roi. Napoleon attend le parti que le Roi prendra a votre sujet, pour prendre 
de la la boussole de ses projets et de ses intentions futures a l'egard de la 
France; c'est pourquoi il ne veut pas le prescrire. La sortie qu'il m'a faite 
sur votre compte et quelques mots tres significatifs qui lui sont echappes a 
cette occasion ,clont je vous rendrai verbalement compte en t emps et lieu, 
ne m e laissent aucun dou te a ce sujet, et les confidences que m 'a faites le 
C. de Champagny ont acheve de m e convaincre qu'il y va m eme dans le 
parti que vous prendrez, pour conserver votre fortune2• Napoleon, en me 
parlant de vous, m 'a dit: „Comment ose-t -il impunement professer pareils 
sentiments ?" et Champagny a une autre occasion: „Au moins ne doit-il 
pas rester en place, quand meme le R oi aurait encore besoin de ses lumieres 
et de ses talents !" Ces deux phrases nous disent ce qu'il vous res te a faire si 

1 H assei, der das Schreiben nach den Ahlen des Geh. Staatsarchivs im ganzen überein­
stimmend wiedergibt, hat den 9. Ohtober als Da./.wn. D1:e an S tein gelangte A us f ertigu.ng 
( chi flriert} trii/!t das angegebene Datum. Vgl. dazu noch den 1 mmedia.tbericht von Goltz, 
Erfurt, 7. IL. 8. O/rt.ober. ( Rep. X I. 89 F asz. 460). 
2 Napoleon hatte schon am 6. September, in der Annahme, daß Stei:tis Stammsitz im J(önig­
reich Westfalen liege, Jer6me die Beschlagnahme der Giiter u.ncl die Vorladung S ieil1s be­
fohlen. Vgl. Ritter, S tein S. 362. 
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vous ne voulez pas risquer de compromettre lc Roi. Que V. E. ecoutc le 
conseil d'un ami, qui lui est sincerement attacbe. Ceder en apparence vos 
t erres, ou a Madame votrc epouse Oll a Ull de vos enfants, r csigner pour le 
moment votre poste, vous retirer quelque part dans Je voisinage de la cour, 
mettre a votre place un bomme digne de la confiance du Roi, e tranger s'il est 
possible, pour ne donner ombrage a personne et pour ne pas fa ire par S OU e)e­
vation au grade de ministre un m auvais effet dan s Je public, cb oisir pour cela 
unhomme clont vous pouvez ctre sur et qui ait Je bon esprit de se Jaisser diriger 
par vos bons conseils, vous vouer pour quelque t emps a la vie solitaire en 
apparence et in fluer en secret du lieu de votre sejour, par vos lumieres, sur 
Ja condu ite de Ja partie des finances, c 'est Je parti qui me parait vous con­
·venir, qui vous met a l 'abri de toute cbicane de la part des Fran<;ais et qui 
accorde au Roi la satisfact ion de lui conserver le secours de vos conseils q ui, 
dans Je moment present surtout, doit lui etre si important a tout egard. J e 
vous laisse a reflechir sur cet avis, mais quelle que soit la determinat ion a 
laquelle i1 vous portera, ne la prenez pas avant mon retour, je vous en 
conjure ! n est dans votre caractere de ne pas meeonnaitre Je motif qui dicte 
mon conseil; Ja circonstance dans Jaquelle l'Etat se t rouve doit vous Je 
rendre important. J'assure a V. E. que DOS affaires ne vont p as bien . Sans 
rien lui devoir, nous devons tout a la Russie, et le moment es t t el qu'il faut 
menager et notre langage e t notre conduite. 11 faudra desormais un abandon 
absolu a Ja France si nous ne voulons pas risquer de n'avoir qu'une existence 
precaire. La Russie entouree de piegcs, l'Allemagne, depuis l'entrevue d'ici, 
plus que jamais paralysee, que nous r este-t-il pour le moment a esp6rer? 
cruelle est Ja conduite que nous avons a tenir, sinon celle d'etre bien avec la 
France pour ne pas etre engloutis ! J e ne suis pas Fran<;ais pour mon opinion, 
V. E. Je sait, mais quand Ja necessitc commande, que reste-t-il a faire? La 
t ournure future des circonstances n'est aujourd 'bui pas encore a calculer ; 
elle seuJe pourra peut-etre nous sauver, mais il s'agit d'exister jusqu'a 
cette epoque . 

851. Denkschrift Steins Königsberg, 12. Oktober 1808 
Stein·A. : Konzept (eigenhüodig). 
Druck: Pcrtz, Stein II S. 247 ff.; Alte Ausgabe II S. 541 f . ; Kleine Au•gnbe Nr. 74. 

Nach der ohne sein 1V 1:ssen vollzogenen flati{ilw tion des P ariser Vertrags betont 
S tein noch einmal die U nerfüllbarkeit der französischen Forder1.tngen LLnd verlangt, 
daß das Volk z LL dieser Frage gehört werden solle. Eine loyale Erfüllung des V er­
trags f iihre z LLr Entfremdung zwischen dem Vollr w ul seiner R egier LLng und zur völligen 
UnterwerfLLng Preußens unter den Willen N apoleons. Deshalb riit S t.ein zu einer 
Politik des inneren Vorbehalts mit dem Ziel, den V ertrag bei erst.er Gelegenheit zi' 
brechen, indem er darauf hinweist, daß N apoleon durch die Politik seines ganzen 
L ebens seinen Gegnern die innere B erechtigw ig zu einem solchen V erfahren geliefert 
habe. 1'Viederlwlt seinen flat zu einem Z usammengehen mit Österreich w td zur V or· 
bereitung des Volkskriegs , LLm bei erster Gelegenheit das fremde J och abmschüttel11 . 
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Der Aufsatz des Herrn v. Gneisenau1 ist so richtig gedacht als kräftig aus· 
gedrückt, er erscheint aber zu spät, indem E. M. den Grafen Goltz mündlich 
und, wie ich aus den Akten gestern ersehe, schriftlich zu der Auswechslung 
der Ratifikationen beauftragt. 
Bereits unter dem 14. September a . c. habe ich m ein Gutachten über die 
französischen Anträge abgegeben2 und erklärt, daß sie nicht erfüllt werden 
können, weder durch neue Auflagen, noch durch Ersparungen, noch durch 
Anleihen, die, wie E. M. von neuem aus dem Schicksal der holländisch en 
Anleihe sich zu überzeugen Gelegenheit haben, ohne allen Erfolg sind. 
Es ist in jedem Fall nötig, die Nation mit der Lage der Verhältnisse gegen 
Frankreich bekannt zu machen3 ; will man den Vertrag erfüllen, so nimmt 
man das Eigentum, will man ihn brechen, ihre Person, ihr Gut und Blut 
in Anspruch . 
Unterzeichnen I. M. den Traktat, um ihn zu halten, so entstehen alle 
die Folgen, die H err von Gneisenau darst ellt: Verarmung der Nation, Er· 
bitterung und Verachtung gegen die R egierung, die gänzliche Abhängig­
keit der letzteren von dem verderblichen Willen des französischen Kaisers, 
dessen krampfartige H errsucht und Unruhe das öffentliche und private 
Wohl aller Nationen, die er unmittelbar oder mittelbar beherrscht, zer­
stört. Dieses sind nicht Rä sonne m ent s übersp annter Menschen, 
sondern Erfahrungen, die jeder zu machen Gelegenheit hat, der die Länder 
des Rheinbundes und die h errschende Meinung über die Fürst en derselben 
hat kennen lernen. 
Unterzeichnen I. M. den Traktat, um ihn bei gelegener Zeit und zwar, 
wenn ein Krieg mit Öst erreich ausbricht, zu brechen, so bedienen Höchst­
dieselbe sich nur einer List gegen Verruchtheit und Gewalttätigkeit. Soll 
es dem Kaiser Napoleon allein erlaubt sein, an die Stelle des Rechts Willkür, 
der Wahrheit Lüge zu setzen? 
Für den Redlichen ist kein H eil als in der Überzeugung, daß der Ruchlose 
zu allem Bösen fähig ist, und daß man nach dieser Überzeugung mit 
Schnelligkeit, Furchtlosigkeit und Beharrlichkeit [handelt]. Zutrauen auf 
den Mann zu haben, von dem man mit so vieler Wahrheit sagte, er habe 
die Hölle im Herzen, das Chaos im Kopf, ist mehr wie Verblendung, ist 
hoher Grad von Torheit. Leider ist die Leichtgläubigkeit der Schwachen so 
unerschöpflich wie der Erfindungsgeist der Bösen; ohne diesen zu trauen, 
lassen sich jene immer mit Hoffnungen hinhalten. 
Hat der Kaiser Napoleon seit 1796, als dem Jahre, wo er die große Schau­
bühne betrat, je sein Versprech en gehalten, war nicht Sardinien, Venedig, 

1 Vom September 1808, gedr. Historische Zeitschrift 86 (1901) S.104fl. 
1 Siehe oben Nr. 816. 
a D. h. ihr durch Berufung von Reichsständen selbst Gelegenheit zur Stellungnahme und, 
wie Stein voraussetzt, einmütigen Ablehnung des Vertrags zii geben. Vgl. die Petition vom 
14. Oktober, unten Nr. 852. 
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die Schweiz, Ägypten und nun endlich Spanien das Opfer der schwärzesten 
Verräterei? Hat er irgend eine gegen seine eigene Nation eingegangene 
Verbindlichkeit erfüllt, und hat er nicht willkürlich alle Teile der Ver­
fassung, die er zu beachten geschworen, zertrümmert und abgeändert, sie 
fortdauernd in Kriege verwickelt und alle Quellen ihres Erwerbes zer­
nichtet? 
Ist also in jedem Fall nichts wie Unglück und Leiden zu erwarten, so 
ergreife man doch lieber einen Entschluß, der ehrenvoll und edel ist und 
uns eine Entschädigung und Trostgründe anbietet im Fall eines üblen 
Erfolgs . 
Aus diesen Gründen wiederhole ich meinen Rat, sich Österreich zu nähern 
und alle physischen und moralischen Mittel im Innern vorzubereiten, um 
bei dem Ausbruch eines Krieges die französischen K etten zu brechen, und 
ich wiederhole meine Bitte, nach Maßgabe des Entschlusses, den man faßt, 
die Anhänger der einen oder der anderen, dem gefaßten Entschluß entgegen­
gesetzten Meinung zu entfernen. 

852. Petition an Stein Königsberg, 14. Oktober 1808 
Stcin·A. : Ausfcrtigm1g , gez. von Schoruhorsl, Gneiscuou, Nicolovius , Süvern, Schön, Grolmou, Röckncr. Verfnuer: 
Süvern1. 

Druck: P crlz, Stein US. 250ff. Dnnneh Alle Ausgabe II S. 542ff. 

Die Unterzeichneten stützen die St.ellungnahme Steins gegen die R atißlw tion des 
Pariser V ertrags, der auch im F alle seiner Er/ üllbarlreit Preußen unter das J och 
Napoleons beugen würde. Demgegenüber verlangen sie entschlossenen Widerstand 
und den Einiri,i Preußens in die R eihe der um ihre Freilwi, kämpfenden M ächte 
in Europa. Hinweis auf die Möglichkeit einer inneren Emfremdung zwischen V ollr 
und H errscherhaus ttnd einer Volkserhebung ohne den J( önig im Falle, daß dieser 
und seine leitenden B eamten sich zu Vollstreclrern der fremden Willlrür und Aus­
saugung hergeben. Warnung vor einer doppelzüngigen Politilc der V ertragsunter­
zeichnung mit dem Ilinterged(mken, ihn zu brechen, unter H inweis auf die entsitt­
lichenden W irlrungen eines solchen V orgehens und die damit verbundene innere Schwä­
chung der gerechten Sache Preußens im Fall eines J(rieges. Um die Ratißlration 
möglichst noch hinauszuzögern und das ganze Volle mit der zu fällenden Entscheidung 
über Annahme oder Ablehnung des V ertrags zu verbinden, wird die Einberufung 
preußischer R eichsstände in Vorschlag gebracht. 

Es ist nicht zu verwundern, wenn in kritischen Augenblicken Unvorbereitet e 
Schwanken und Bedenklichkeit ergreift. Aber lange Voraussicht, besonnenes 
und wohlüberlegtes Bereiten der Mittel, von denen die Entscheidung ab­
hängt, sollte billig jeden Zweifel abwehren, und, so er sich erhebt, ihn bald 
verscheuchen. 
Ein solcher Augenblick ist für den preußischen Staat erschienen. Daß er 
unerwartet komme, kann niemand sagen, am wenigsten, wer die ganze 
Lage des Staats am tiefsten durch schaut. Unentschlossenheit findet des-

1 V gl. dazu Thimme, Historische Z eitschrift 86 (1901) S . 89. 
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halb auch nicht im mindest en statt. Man wußte, was sicher einmal ein­
treten würde, man machte durch mancherlei Vorkehrungen sich darauf 
gefaßt, jeden möglichen Erfolg mußt e m an bis zum Äußersten berechnet 
und durch klares Bewußtsein desselben auch zu dem Letzten sich gestählt 
haben. 
Wie denn noch, wenn dies der Fall ist, kann es zweifelhaft sein, was ge­
schehen solle ? Nicht was geschehen soll, sondern daß man sich gleich bleibe, 
mutig und st andhaft nach dem höchst en Erfolg ringe und vor dem Schlimm­
sten nicht zittere, darauf kommt es an, das allein ist die Frage ! 
Ob der von der französischen Regierung vorgelegte Traktat ratifiziert 
werde oder nicht - darauf beruht unser ganzes künftiges Schicksal1. Daß 
es unmöglich ist, wenn er gleich ratifiziert wird, ihn zu erfüllen, sieht jeder 
ein, der auch nur oberflächliche Kenntnis von den Kräften des Landes hat, 
d as haben selbst Ew. Exz., denen diese Unmöglichkeit am einleuchtendsten 
sein muß, nicht verhehlt. 
I st denn aber diese Überzeugung d a und ist sie fest, so verträgt sich nicht 
mit ihr Unentschiedenheit und eine gewisse Gleichgültigkeit, ob sie gelten 
solle, oder vielleicht andere ungründliche, von geblendeter Leidensch aft 
gefaßte Meinung. Können auch die Tränen und Seufzer von einem paar 
Dutzend Menschen, denen nichts als ihr Ich vor Augen schwebt, den all­
bekannt fest en Mann in seinen Grundsätzen erschüttern? K önnen Men­
schen, die lediglich nach ihrer langentbehrten Bequemlichkeit schmachten, 
auch nur einen Augenblick wankend machen ihn, dessen klarer Blick un­
wandelbar auf den Angelstern des Staates gerichtet ist? 
Und gesetzt, der Traktat wäre zu erfüllen, und es würde die versuchte 
Milderung bewirkt, wer sieht nicht, daß auch die vorteilhafteste Über­
einkunft nichts weiter sein würde als ein Vertrag der empörendsten Unter­
tänigkeit auf eine zeitlang und hinterher doch der Vernichtung? Trauen wir 
dem, der von Anbeginn unser F eind war, nicht soviel Klugheit [zu], daß er 
die macchiavellistische R egel nicht befolgen werde, einen einmal gedemütig­
t en Feind nicht h a lb zu entkräften? I st es nicht offenbar, daß seine eigene 
bedenkliche Lage ihn so handeln heißt, wie er handelt, und daß, hätten die 
Umstände sich anders gefügt , unser Staat jetzt nicht m ehr sein würde? Und 
wir sollten wie ein geduldiges Schlachtopfer auf eine ihm gelegnere Zeit uns 
abführen lassen? 
Das ist eine so einfache als sichere Maxime gegen jedweden F eind, nicht zu 
tun, was er will, sondern gerade das Gegenteil. Wie oft, zum größten Ver­
derben der Staaten, hat unsere gerühmte Politik sie verletzt! Und noch 
immer geblendet, wollen wir auch in dieser entsch eidungsvollen Zeit unsers 
und alles Guten natürlichen und ewigen Feindes W illen tun! Wollen den 

1 l nz1v1:sclten 1var die Ratifilrntion des Vertrags ohne 11-'issen und ohne Verständigung S teins 
schon vollzogen. Vgl. oben N r. 851. 
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langerwarteten Augenblick, so günstig er ist, vorbeigehen lassen, um, wenn 
es zu spät ist, über Unglück zu j ammern statt über unsern eignen Klein­
mut? Wollen vorbereiten und immer nur vorbereiten und das Handeln ver­
schieben, bis die Stunde des Handelns vorüber ist? 
Rechnet man etwa auf den erwünschten Lauf der Begebenheiten, auf den 
Erfolg fremder Tapferkeit, die wir bewundern, ohne sie nachahmen, von 
der wir ernten, ohne sie unterstützen zu wollen, fähig vielleicht, unsere 
Kräfte mit denen des allgemeinen F eindes zu verbinden, um jene zu be­
kämpfen? Den Gedanken entferne ein guter Genius von jedem preußischen 
Herzen! Nicht zu erwähnen seine tiefe Unwürdigkeit - wie doch kann das 
Ungewisse in Rechnung kommen, wer kann d afür stehen, daß die Ereignisse 
den erwünscht en Lauf behalten, daß sie nicht anders sich wenden und uns 
in einem Labyrinthe lassen, woraus dann keine R ettung mehr zu h offen ist? 
Nein, so lange noch einiges Gewicht in uns ist, mit ihm die allgemeine 
Streitmacht zu vermehren, die niemals in einem gerechtern und glor­
reichem Bunde sich sammeln kann, durch einen großen Entschluß der 
W elt Zutrauen einzuflößen zu unserm Verstande wie zu unserm gerechten 
für Europas gemeinschaftliche Sache nun ernstlich gestimmten Willen, 
das gebietet wahre Politik, unsere Not und der Vorteil des Augenblicks. 
Europa ist durch sich selbst im Revolutionszustande erklärt. Hier muß das 
Feuer auflodern und dort und eine Flamme die andere entzünden, bis der 
allgemeine Brand den F eind des Friedens verzehrt hat, und früher darf 
keine Rast sein . Di e Ansicht ist zu fassen , Mut und Beharrlichkeit können 
sie durchführen . 
Wird sie nicht gefaßt, so ist dies in Ansehung der äußern wie der innern 
Staatsklugheit ein Zeichen, daß unsere Buße noch nicht schwer genug war, 
noch nicht vollendet ist. J eder unbefangene Patriot muß schaudern vor 
dem Abgrunde, dem der König und sein Haus entgegensehen, vor der 
Zerrüttung, welcher der Staat preisgegeben wird. Der Traktat wird ge­
nehmigt , der König und sein Hof kehren nach dem ersehnten Berlin zurück. 
Wohl ! Wer wird ihm dies Glück nicht wünschen und gönnen? Aber daß es 
nur von Dauer sei ! - 0 wieviel sicherer, geschähe es nicht auf di e Art und 
vermöchte man seine Ungeduld nur noch eine kurze Frist zu weilen ! 
Denn ist es nicht ein freiwilliges Hingeben in offenbare Gefangenschaft? 
in eine Gefangenschaft, durch welch e gewiß alle Kräfte des Volkes gelähmt 
werden, statt, wie man sich schmeichelt, sie zu spannen? die selbst die 
letzte Ausflucht versperrt, welche in dem freien Preußen für den schlimm­
sten Fall sich öffnet? 
Unsern König achtet jetzt die Welt und sein Volk und ehrt ilm hoch wegen 
seiner Standhaftigkeit im Unglück. Dieser erste Schritt der Schwäche 
würde ihn herabsetzen in den Augen des Volks und der W elt! - Das Volk 
sehnt unter dem fremden Joche sich nach seinem gel iebten Könige und ist 
bereit, alles daran zu wagen, um ihn sich wieder zu erkämpfen. Erlangt es 
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ihn wieder auf diese Art, so ist die Sehnsucht gestillt, der Druck vom Feinde 
ist weggehoben, die mächtigst en F edern seiner Spannkraft sind erschlafft . 
Dann erwarte man nichts mehr, wenn man Kräfte niederschlägt, die m an 
selbst aufregte ! - Ja noch m ehr! Nun bürdet der König dem Volke Lasten 
auf, bisher t at es der Fein d . Die sch on Ausgesogenen erschöpft vollends der 
ersehnte Freund. Und weshalb ? Der Schweiß und das Blut und der saure 
E rwerb des Volkes sollen das bequemere Dasein und die Genüsse einzelner 
Weniger erkaufen! So ver ändern H aß und Erbitterung den Gegenst and und 
fallen mit schwerer Anklage auf den König und seine Berater. Da ist als­
dann an E inigkeit nicht mehr zu denken! Der F eind gewinnt Verbündet e 
im Innern des Staat es, dem K önige selbst muß er helfen, das murrende, 
widerspenstige Volk zu bändigen . Das Volk wird bluten, aber der K önig 
und seine R at geber werden dennoch unt er so besserem Vorwande Opfer 
dessen, dem innerer Zwiesp alt der Staaten der größte Vorteil ist. Dann erst 
wird das Volk, alles Zurückhaltenden frei, sich kräftig ermannen und in der 
Verzweiflung sein Recht suchen, wie es die Spanier t un. - Daran ist kein 
Zweifel! Aber wieviel schöner und wünschenswerter, es t äte so mit seinem 
K önige zu einer großen gemeinschaftlichen Sache verbunden! 
Oder hat man etwa im Sinne, den Traktat zu vollziehen, u m ihn nach 
wenig T agen oder Wochen wieder zu brechen ? Das verhüte Gott! Lasse man 
doch endlich, durch h arte Erfahrung belehrt, von der kleinlichen P olitik 
der Schwächlinge, die mit List umgehen , welche verborgen sein soll und 
doch hell am Tage liegt! Durch nichts als ein offenes H andeln mit großem 
Sinne kann die feinere List des Feindes bekämpft werden . Wie dies glücke, 
zeigt Spanien; das Gegenteil hat nie Segen gebracht! 
Noch ist unsere Sache gerecht vor Gott und der Welt, noch ist das H erz des 
preußischen Staat es vorwurfsfrei, seine Ehre ungeschmälert, und wir dürfen 
hoffen auf den Beistand des Himmels, der in der angest ammten Kraft des 
guten Gewissens sich uns verbündet. Der Bruch eines in der Meinung, ihn 
zu brechen, geschlossenen Vertrages ist ein Flecken auf unserer Seele, 
den nichts löschen, eine Vergiftung der Quellen unseres H andelns, die nichts 
tilgen kann. Mit welchem Vertrauen doch kann man alsdann wohl zum 
Volke sprechen und es aufbiet en zum Verfechten einer Unredlichkeit, die 
es weit von sich stoßen wird? Wo wird m an Worte finden, die eindringen 
in die Herzen, da nur die Fülle sittlicher Kraft in lebendigen begeist ernden 
Worten ausströmt? - Denn was zu diesem Behuf bis jetzt v or gelegt ist, 
muß in jedem F alle für ungeschrieben erklärt und zurückgen ommen wer­
den . - Der edelst e und darum kräft igste Teil der Nat ion wird sich ab­
sondern von der verunreinigt en Sache, und vergebens wird man über 
Mangel an Vat erlandsliebe klagen, da der R echtschaffene nur trauern über 
die Verschuldung, womit das Vaterland behaftet ist, nicht aber sie t eilen 
kann. Aber der übrigen Sinn und Arm wir d das Bewußtsein der Schuld 
lähmen . Der mit dem Vorsatz der Nicht-E rfüllung geschlossene Vertrag 
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wird wie ein Schreckbild ihnen vor Augen schweben und sie schlagen, wie 
dort der Anblick der gebrochenen Friedensakte vor dem H eere der Musel­
männer die Chris ten schlug ! 
0 möge die heilige und darum siegreich e Sae}1e der Spanier und Schweden 
doch nicht verdorben werden durch die Ver mengung mit einer unheiligen ! 
Möge nicht eine von uns ausgehende Ansteckung d as zum K ampfe des 
Guten gegen das Böse sich rüstende Europa lähmen und niederdrücken! 
Gott und unsere gute Sache ! das kann n och die Losung und das freudig 
mit Spanien, Schweden und E ngland eintönende Feldgeschrei der Preußen 
sein - ein F ederzug, und die Zunge wird ihren Dienst verweigern und der 
erhobene Arm sinken! 
Darum ist der einstimmige Wunsch der unterzeichneten , ihren König und 
das Vaterland feurig liebenden Männer, die Konvention möge nicht rati­
fiziert werden und Ew. Exz„ welche besser, als wir sie vorstellen können, 
alle Gründe gegen die R atifikation erwägen, mögen allen Ihnen eignen 
Nachdruck anwenden, um sie zu verhindern. E inen Gewalts treich zu wagen, 
denken wir, verbiete dem F eind seine Lage, und tue er es , so sei auch das 
nicht unerwünscht. Auf jeden Fall aber gäbe es ein Mit tel, die R atifikation 
zu verzögern, dem der Feind nicht ohne seinen Schaden entgegen sein könne, 
indem es zugleich d as Volk mit dem Interesse des Königs verknüpfe -
nämlich, das Volk in seinen zu berufenden Stellvertretern darum zu be­
fra gen. So gewinne man Zeit, den günstigs ten Augenblick abzuwarten, den 
ja jeder nächst e Tag uns bringen könne. Werde mau aber gedrängt, so möge 
dann die Ratifikation beschlossen werden oder nicht, der König sei alsdann 
nicht allein für sie verhafte t , sondern die ganze Nation habe e ine Sache 
mit ihrem Oberha upte und müsse tragen, was aus ihrem Entschluß folge. 
Dies sei der beste Weg, Klugheit mit Rechtlichkeit zu vereinen. 
Und diese Meinung halten Unterzeichnete für Pflicht, unumwunden aus­
zusprechen, um ihr Gewissen vor dem Vorwurf zu schützen, nicht alles 
getan zu haben, was sie vermochten, um einen Schritt zu verhüten, der 
Verderben ohne alles Bedauern zur Folge haben würde . 

853. Immediatbericht Steins Königsberg, 16. Oktober 1808 
PrGStA„ jetzt DZA II Merseburg, Hcp. 92 Friedrich W ilhelm III. D Vlln 7 C: Ausfertigung (eigcnhiind ig). 
Druck: Alte Ausgnbe II S. 54 7 

Auch ohne Nachrichten au.s E rfurt glaubt Stein den iveitcren Gang der f(ontribittions­
sache voraussagen ztt /rönnen . Napoleon werde nach dem A ustai1sch der R ati{ilrationen 
keinen Anlaß m.ehr sehen, M ilderungen zu-z11.gcste/wn . 

M. de Goltz doit craindre quelque espieglerie des snppots de Napoleon et 
qu'on ne lui vole ou lui enleve de force ses papicrs, c'est la raison de son 
silence que Votre Majeste d aignera trouver excusable. Il me parait qu'on 

895 



Quelle: Freiherr vom Stein (Neubearb.), Bd. 2,2, Berlin 1931 / Internet-Portal "Westfälische Geschichte" 
URL: http://www.westfaelische-geschichte.lwl.org 

ZWEITE KÖNIGSBERGER AMTSZEIT 

peut deja deviner la marche - les ratifications sont echangees et l'Empereur 
Napoleon n'a plus aucun motif pour se preter a des adoucissements et il 
renvoie a M. Daru toute l'affaire1 • 

854. Friedrich Wilhelm III. an Stein Königsberg, 16. Oktober 1808 
PrGSLA., jetzt DZA II Merseburg, Rep. 92 Friedrich Wilhelm llI. D Vlla 7 C: Konzept (eigenhändig). - Stein·A. : 
Ausfertigung (cigcohüudig). - Nnch der Ausfertigung. 
Druck: Hassei, Preußische Politik Nr. 262 und 262n; Alte Ausgabe II S. 547f. 

Sucht Stein die V erantwortung /iir die Ratifikation des Pariser Vertrags zuzuschie­
ben, da dieser sich nie positiv und mit guten Gründen {raisonnements solides) gegen 
die Ratifikation ausgesprochen habe. Beton/. diese Feststellung, da Stein die Sache 
jetzt etwas anders anzusehen scheine. 

II ne me paralt guere douteux que la marche que nos affaires prendront 
a Erfurt, ne soit celle que vous presumez2, une fois l es ratifications 
echangees. Ce sera toujours une question difficile ou plutöt impossible a 
resoudre, si on a bien ou mal fait de ratifier. Je dois cependant, en cette occa­
sion, observer encore que je ne me serais jamais decide a ce parti si vous aviez 
ete d'une opinion positivement contraire, appuyee par des raisonnements 
solides3, car tout ce que j 'ai pu dire ou ecrire au Cte. Goltz a ce sujet avant son 
depart, ne pouvait avoir de suite, comme il est parti d'ici sans avoir ete 
muni de la ratification en question et sans qu'il föt seulement question d'un 
acte pareil qui ne fut arrete qu'apres mon retour de Memel 4 et apres l'entree 
des depeches posterieures de Paris5, commentees par Le Coq6, opinion 
partagee par vous, qui me fit enfi.n prendre le parti, sur votre conseil, de 
ratifier en blanco. J'ai juge utile de repeter ici, en peu de mots, la marche 
de cette affaire - clont, saus doute, les suites sont tout aussi incommen­
surables d'un cöte, qu'elles en l'auraient sans doute ete de l 'autre - puisque 
j'ai cru m'apercevoir dans un de vos derniers billets que vous envisagiez 
maintenant un peu differemment la chose. Cependant, la confi.ance que 
m 'inspirent vos lumieres ne me permettait pas d'en agir autrement. 
[Nachschrift.] Le debut du Cte. Goltz a Erfurt contenu dans la partie ci-

1 Mit dieser Prophezeiung behielt Stein nicht recht; Napoleon kam Preußen nach dem Aus­
tausch der Ratifikationen entgegen, indem er sowohl die J(ontributionssumme herabsetzte, 
wie auch /ür den Modus der Zahlungen, über den er allerdings Daru weiter verhandeln ließ, 
bedeutende Erleichterungen zugestand. V gl. H tiussherr, Erfüllung u. B efreiung S. 232 fl. 
2 In seinem Schreiben vom 16. Oktober 1808, siehe oben N r. 853. 
3 Damit werden Ste1:ns Argumente für einen /(amp/ an der Seite Österreichs und eine Vol/rs­
erhelmng als u.nsolide Phantastereien abgetan. 
' Der J(önig hat.te sich vom 22.-25. September zu einer Truppenbesichtigung in Memel 
au/gehalten. 
6 Die B erichte des Prinzen H' illwlm und Broclrhausens vom 15. und 16. Sept,ember. Gedr. 
H assel, Preußische Politik S. 489 fl. u. S. 509 fl. 
8 Vgl. H assei a. a. 0. S. 566, Anm. 1. 
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joiute de sa depeche1, prouve evidemmeut que ce ministre avait tres bien 
saisi le sens dans lequel il s' agissait de s'expliquer au sujet de l'affaire de la 
ratification. J e dois ajouter encore que dans ma lettre du 21 septembre a 
l'Empereur de Russie2, dont il etait le porteur, je dis expressement que je 
n 'avais pas signe encore Je funes te traite de Paris, vu l'impossibilite absolue 
et totale de payer les 140 millions sur lesquels on s'obstine3 • 

855. Niebuhr an Stein Amst erdam, 17. Oktober 1808 
PrGStA., jetzt DZA II Merseburg, Rep. 82 111 Adh. Gen. 20 I o: Ausfertigung (cigenhiindig). 
Teildru ck : Gcrhnrd-Norviu, Dricfe Nicbuhrs Nr. 268 ; Alte Ausgabe 11 S. 548 {. 

Gerüchte über den A bgang Steins u.nd d1:e P ariser /(onvcntion. Ergebm:slosiglreit der 
A nleiheverhandlungen wegen der unsicheren L age des preußischen S taates. Der V er­
k auf der J(ronjuwelen . D ie Harulelssperre gegen E ngland. 

Ew. E xz. verehrtest es Schreiben vom 29. habe ich am Sonnabend, einen 
Tag nach Abgang der letzten preußischen Post, zu erhalten die Ehre gehabt. 
Die in hiesigen Zeitungen enthaltene, wohl aus französischen Blättern ent­
lehnte und allgemein geglaubte Nachricht, daß Ew. Exz. Königsberg ver­
lassen hätten, verursachte, daß ich es bis dahin für fruchtlos hielt, Berichte 
an Sie abgehen zu lassen , wodurch auch um so weniger versäumt worden 
ist, da diese doch nichts weiter enthalten haben würden als Wiederholungen 
und Best ätigungen der schon so oft entwickelten Umstände, welche jeder 
Hoffnung entgegenstehen, ein Anleihen für unseren Hof zust ande zu brin­
gen. Auch heute muß ich mich auf diese traurigen Gegenstände einschrän­
ken, welche mir umso schmerzlicher fallen, indem ich besorgen muß, daß 
alle meine bisherigen Berichte Ew. E xz. keineswegs über zeugt h aben, da 
Sie es mir zur Pilicht machen, neue Unterhandlungen wegen eines Anleihens 
einzuleiten und es mir nicht möglich ist den schon so oft vorgetragenen 
Gründen und Tatsachen eine größere Evidenz zu geben. 
Seither haben die Gerüchte über Preußens Schicksal seit dem Moniteur 
vom 8. September mannigfaltig abgewech selt, ebenso wie der Glaube oder 
Unglaube an den im politischen Journal angegebenen Inhalt der Kon­
vention von Paris und die Sagen über neuere, darüber unter der Vermitt­
lung des russischen Kaisers angeknüpfte Unterhandlungen . Diese Gerüchte 
widersprechen sich durchaus von einem Tage zum andern. Während gestern 
die allertraurigst en geglaubt wurden, unterhält man sich heute auf die 
Autorität der Leydener Holländischen Zeitung von Kurrieren mit treff-

1 / mmediatbericht von Coltz, Erfurt 7. u. 8. Olrtober 1808 ( PrCStA„ R ep. X l 89 F asz. 402). 
2 Cedr. Bailleu, B riefwechsel F riedr. Wilh . 111. mit Alexander 1. S . 179/. 
3 Über die verschiedenen l forrelrturen im J(on:ept des Schreibens vgl. Lehmann S te1:n I 1 
S . 577 A nm. 1 . 
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lieh en Botschaften u. s. w. Daß man bei einem so konvulsivischen Zustand 
der öffentlichen Meinung in ganz Niederland auch n icht ein einzelnes Indi­
viduum finden würde, welches hundert Gulden an unsern Staat liehe, ist 
wohl keinem Zweifel unterworfen, selbst in der Entfernung, wenn man sich 
nur an die Stelle der K apitalisten denkt, von denen das Geld kommen 
müßte. [Der Geldmarkt in IIolland. Die spanischen und bayrischen Obli­
gationen.] Anschaulich überzeugt von der großen Rechtschaffenheit seines 
Königs und seiner R egierung, wohl wissend, daß die Erhaltung des Staats 
von der Vermeidung des B ankerotts abhängt , gibt der Holländer, welcher 
noch Geld anhäuft oder aus Kapital Rückzahlungen erhält, vorzugsweise 
an den Kredit seines Vaterlandes, wo er 73/ 4 und sogar 8 Prozent von seinem 
Gelde h aben kann. Von allen andern kleinen Staaten ist der Aufmerksame 
überzeugt, daß sie nüt einem durch die st eigende Verarmung ihrer Staaten 
stets wachsenden Defizit im merfort und jedes Jahr zu kärnpfen haben 
werden, und er vertraut fremden Regierungen nicht genug, um nicht zu 
fürchten, daß man sich nicht am Ende auf K osten des a u s l ä ndi sch en 
Gläubigers erleichtern werde, wenn er auch nicht ein gewaltsames E nde für 
den Geld suchenden Staat ahndet. [ . .. ] Ew. Exz. werden mir, nach der 
Güte, mit der Sie mich stets beurteil t haben, die Gerechtigkeit widerfahren 
lassen, überzeugt zu sein, daß das Gelingen des übernommenen Geschäfts 
das Ziel aller meiner Wünsche und Bestrebungen gewesen und die Einsicht 
der Unmöglichkeit mir sehr schmerzlich ist . [ . . . ] 
Der Verkauf der Juwelen wird hier sehr gewissenhaft und gewandt [ . . . ] 
besorgt werden, auch ohne Schwierigkeit ein Vorschuß darauf geschehen, 
um die Operation nicht zu übereilen. I ch bemerke nur, daß die beiden mir 
zugesandten Verzeichnisse wohl nur einen Teil der zum Verkauf bestimmten 
Steine enthalten, indem die Totalsumme ihres Wertes nach approximativen 
Berechnungen doch nicht sehr bedeutend ist. [ .. . ] 
Ein sehr strenges Dekret verbietet durchaus das Einlaufen und Auslaufen 
aller Schiffe in holländische Häfen, so daß die Exportation der Landes­
produkte aufs neue gänzlich gehemmt ist . Auch in Hinsicht der Fischer sind 
Maßregeln genommen, welche die Zerstörung aller Korrespondenz mit 
England beabsichtigen. [ ... ] 

856. Immediatbericht Steins Königsberg, 18. Oktober 1808 
PrGStA., je tzt DZA II Mcrooburi;, Rcp. 92 Frifldrich Wilhelm III. 13 VII n 7 C: Ausfertigung (cigcnhiindig). 
Druuk: Pcrtz. Stein 1( S. 260 (. (in gckü.rz tcr Ü bersctzuug); Hn1ucl 1 Preußische Politik Nr. 264; A lte Au8gabc II S. 
519 f. 

Den Vorschl1lgen von Colt:; entsprechend, bietet S tei1t seinen Rücktr it.t aus se1:ner bis­
herigen Stell1.m g u.nd seine 1Veitere M il.arbeit in einer andern, ino flizwllc1t vertraulichen 
Form. an. L egt eine1t an/ Gru.nd der neuen Lage modifizierten Organisationsplan vor, 
sow1:e Vorschläge zur B esetw.ng der wichtigsten Posten seines bisherigen A m.tes , wobei 
der W.:Ue zur Fortführu.n g der R eform Voraussetzung bleibt. v\1arrwng vor der Politih 
einer unbedingten f-Ii:ngabc an Frankreich. 
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J'ose mettre sous les yeux de Votre Majeste la lettre du Comte de Goltz 
d'apres laquelle il est d'avis que je me retire entierement du service pour 
infiuer en secret du lieu de mon sejour. 
L'Empereur Napoleon sera probablement assez occupe par la guerre de 
l'Espagne pour ne point s'occuper de moi, et il sera tranquilise si Votre 
Majeste m e prive de la place de confiance qu'Elle a daigne m'accorder. 
Ce cas existant, Votre Majest e voudra m e permettre, 
1. de lui proposer un plan d'organisation modifie et calculc sur la situation 
presente des affai:rcs1, qu 'onmcttrait en execution au moment de l' evacuation 
du pays; 
2. de lui proposcr la nomination des personnes auxquelles passeraient les 
fonctions de mon emploi, dans le choix desquelles je pars du principe que 
Votre Majestc vcut r eorganiser la monarchie sur les principes de respect 
pour la libertc des personnes et des proprietes qu'elle a adoptcs jusqu'ici 
et qu'elle veut donner une constitution qui appelle toutes les lumieres et 
toutes les volontes au secours du gouvernement. 
Dans cette nouvelle organisation administrative, je pourrai trouver une 
place qui, saus me mettre en evidence, m'assurera les moyens d'etre encore 
utile. 
Le Comte Goltz parle d'un abandon absolu a la France - pourvu que 
l'exemple des puissances qui out suivi ce systeme, celui de la HoUande, de 
l'Espagne, de la Sardaigne et de l'Etrurie, eilt etc plus rassurant. 

857. Landschaftsdirektor v. Crauß an Stein 
Schreibendorff bei Landeshut, 18. Oktober 1808 

PrGStA„ jetzt DZA 11 Merseburg, R ep. 87 B Gen. Nr. 1 b Bd. 2 : Ausfertigung. 

Stellungnahme zu den B auernunrnhen in Schlesien. Scharfe J( ritilr am Edilrt vom 
9. Oktober. 

Ew. Exz. Äußerung in Hochderoselben Anschreiben vom 24°. September c. 
an die Deputierten des schlesischen Adels2 : Hochdieselben „maßten sich 
kein Urteil über die Ursachen der vorgefaUen Tumulte an" etc., geben still­
schweigend zu verstehen, als wenn Sie die Dominia, bei denen sie aus­
gebrochen, für den schuldigen T eil dadurch hielten, daß sie selbst gesetz­
widrig gehandelt hätten. 
Ein inneres Ehrgefühl und die feste Überzeugung meiner Schuldlosigkeit, 
da ich der bin, bei dem der erste Tumult ausbrach, fordert mich gewaltsam 
auf, Ew. Exz. zu ersuchen, just meine Handlungsweise gegen die Bewohner 
von Reussendorff genau prüfen zu lassen - mir aber auch, wenn Sie mich 

1 Siehe /111111 cdiatbericht Stei11 s vom 28. Oktouer 1808, 11.n/en Nr. 871. 
2 S iehe oben N r. 829. 
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so finden, daß Mißtrauen gegen mich unbillig wäre, Gerechtigkeit wider­
fahren zu lassen. 
E s muß jedem Untertan v on Ehrgefühl dar an vorzüglich gelegen sein, daß 
die höchst en Behörden das Mißtrauen seiner etwaigen Tr eulosigkeit v er· 
bannen. 
Ew. Exz. fordern unsere D eputierten (von welch en ich ein Mitglied zu sein 
die Ehre h abe) auf, unseren P atriotismus da durch zu b eweisen, daß wir die 
R egierung und Beh örden in E xekution des Edikts v om 9. Oktober unter· 
stützen. Teils sch eint dies eine Unmöglichkeit, weil anjetzo j edes Indi­
viduum in der Provinz isoliert ist, weil die Unruhen in derselben n och fort­
dauern, t eils ist dies eine Probe unserer V at erlandsliebe, die beinahe 
unerfüllbar ist , dieser Liebe wi dersprech end ist , weil nicht blinder Glaube 
sondern innere Überzeugung der Notwendigk eit und Nützlichkeit des Ge­
setzes dazu geh ört . Wir sollen ein Gesetz lieb en, es für notwendig achten, 
welches die Landeskultur unterbricht, den ganzen Erwerbs- und Gewerbs­
ßeiß lähmt und den Gutsb esitzern sowie den Gutsb ewohnern wohlerwor­
b enes, vom König b estätigt es, also uns garantiertes Eigent um ent zieht, 
viele von uns zu B ettlern m acht und sie dort [ ?] unsere vielen Schulden zu 
b ezahlen uns nötigt, gegen unsere Kreditoren wortbrüchig zu werden, und 
zum Teil noch m ehr entzieht, als der unglücklich e Krieg get an h at. Wie 
können wir da als wahre Patrioten ein solches Gesetz mit gutem Gewissen 
und innerer Überzeu gung lieb en und unterstützen h elfen? Beobachten wer· 
den wir es aus von je h er gewohntem Gehorsam gegen die Gesetze eines 
geliebten Monarchen pünklich, allein als Liebe des Gesetzes selbst wohl so 
wenig, als der Knab e die Rute küssen wird, welche ihn so eben unschuldig 
gestraft hat. 
Aus den Folgen wird die gesetzgeb ende Macht, die nicht wußte, daß die 
Untertanen der Provinz schon frei waren, eh e sie das Gesetz der Freiheit 
gab, erst zu sp ät sehen, daß m eine freimütige Beschreibung v on den Wir ­
kungen desselben für Vaterlands Wohl nicht übertrieben skizziert sind. D aß 
j ene Unruhen au s dem W ahn der Untertanen entstehen mußten, daß sie 
sich einbildeten, nun glücklich durch dasselbe werden zu müssen , nun sich 
aber get äu scht fühlen und ganz andere Freiheiten darinnen suchen, als in 
dem Edikt liegen, n ämlich die von allen Robotten und Abgab en, welche 
nicht darinnen enthalten sind. 
Ew. Exz. werden uns also den Wunsch und die Schritte nicht v erar gen 
können , obige Übel von unserer Provinz und uns selbst entfernt zu sehen, 
und wenn wir diesen Wunsch laut selbst gegen Hochdieselben äußern und 
k einem Mangel an Vaterlandsliebe, welch e wir so mannigfaltig und stark 
b ewiesen haben, Schuld geb en. 
Auch für mich persönlich bitte ich um dieses wohl in der Sache liegende 
Urteil1• 

1 Antwort S te,:,1s vom 10. November 1808, siehe unten N r. 895. 
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858. Protokoll der General-Konferenz Königsberg, 19. Oktober 1808 
PrGSLA., jelzl DZA II Mcr•ch11rg, R cp. 15la TiL. XX Nr. 1: Rcioschrifl; Hep . 92 K.lcwilz Nr. 22: Abschrift. 

Beratung über die letzten 111odifilcationen am T ext der Städteordnung. Bestimmung 
der untere1i Altersgrenze sowie der Amtsdauer der Magistratsmitglieder. Fest­
setzung der Finanzbedürfnisse des internen Gemeindewesens den Stadtverordneten 
überlassen. Genaue Abgrenzung der staatlichen Aufsicht. Weitere Einzelregelungen1, 

859. Beschluß der General-Konferenz Königsberg, 19. Oktober 1808 
PrCSLA., jetzt DZA II Merseburg, R ep. 77 Tit. 479 Nr. 5 Vol. 2: Reinschrift, gcz. Altcn1tdo, Deglaubigungsvermcrk 
von K.Jewitz. 

Der vorgelegte Entwurf zur Städteordnung wird mit Bezugnahme auf den vorläufigen 
Beschluß des General-Departements vom 4. Oktober und die Gegenäußerung des 
P rovinzial-Departements vom 12. Oktober 1808 im Ganzen angenommen und soll 
nach Einfügung der vom Plenum der General-Jfonferenz am 19. Oktober beschlos­
senen Modifikationen dem J(önig zur Vollziehung überreicht werden. 

860. lmmediatbericht Steins Königsberg, 19. Oktober 1808 
P rGSLA., jelzl DZA II Merseburg, R cp. 109 ß 'fit . V Nr. 4: beglaubigte Abschrift (Kun1.lcihnod). 

Der preuß1:sche Gesandte in P etersburg, Baron Sehladen, hat die russische Re­
gierung in Geheimverhandlungen zur Anerkennung der preußischen Schuldforde­
rungen in H öhe von 51/ 2 Millionen Tltlem , rückzahlbar ab Oktober 1808, bewogen. 
S tein befürwortet die sofortige Ratifikation dieser Abmachwig und die Gewährung 
von Geldgeschenken an die beteiligten russischen B eamten2• 

861. Götzen an Stein Glatz, 19. und 28. Oktober 1808 
Druck: Pcrlz, Gnoisennu I S. 432ff. Danach Alle Ausgabe VII S. 347ff. und hier. 

Die geheimen J(riegsvorbereitungen in Schlesien und der Stand der Unterhandlungen 
mit Österreich beim Eintreflen der Nachricht vom Abschluß des Pariser V ertrags. 
Erbittet neue politi:sche Richtlinien angesichts der völlig veränderten Lage. E rklärt 
sich bereit, nach wie vor an der Vorbereitung der Erhebwig mitzuarbeiten, verlangt 
aber eine klare Abgrenzung sein.er Stellung gegenüber Grawert. Die be1,orstehende 
R äumung Schlesiens durch die Franzosen und die dann zu ergreifenden militärischen 
Maßnahmen. Mißtrauen gegen die endgültigen Pläne und Absichten der franzö­
sischen Politik . 

1 J(onferenzteilnehmer: Stein, A ltenstein, J(lewitz, Lottwn, Saclr, Sclwmhorst, Schön, 111ini­
ster und J(anzler Schroetter, Albrecht, LeCoq, Friese. Zum V erlauf der J(onferenz vgl. Leh­
mann, S tein II S. 480fl. LLnd Ritter, Stein S . 266. 
2 Steins Anträge wurden durch Randverfügung des Königs genehmigt. 
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862. Friedrich Wilhelm III. an Stein 
Stcin·A . : Ausfertigung (cigcnhündig). 
Druck: Alte Au•gnbc 11 S. 550. 

Königsberg, 20. Oktober 1808 

Die B eratung iiber die Durchfiihrnng der H andelssperre gegen England und die Ent­
scheidung über die Entlassung Steins bis nach der Rück kehr von Coltz vertagt. Be­
sprechung über die Personen/rage bei der Durch/iihrung des Organisationsplans in 
Aussicht genommen . 

J e pense que l'affaire des cordons pourra facilement etre remise jusqu' [a] 
apres le r et our du C. Goltz. Ce ne sera qu' alors aussi, et apres avoir parle a 
l 'Empereur, que je me reserve de prendre un parti definitif sur votre 
propre compte, qui, soyez-en bien sfu, me coutera bien eher. J e compte 
m'entret enir avec vous un de ces jours sur le choix a faire des personnes 
propres a s'identifier dans le plan d'administration que vous aviez trace, 
ce qui toutefois ne sera pas facile. 

863. Stein an Staegemann (Berlin) Königsberg, 20. Oktober 1808 
PrGStA., jetzt DZA 11 lllerseburg, Rcp. 151 n Tit. XXI Nr. 4 n: Ausfertigung (Knnzleibnnd). 
Druck : Alte Aussnbo II S. 550 (Hegest) . 

Die Mittel zur B ezahlung der in Erfurt von 140 auf 120 J\ifillionen F rancs ermiißig­
ten J(ontribution: P fan dbriefe fiir 70, W echsel für 50 Mi füonen Francs. Zur Be­
richtigung der ersten, arn 8. November fiilli'.gen Rate wird am 21. Olrtober das goldene 
Serv1:ce nach B erlin geschickt; der R est soll diLrch die von Niebuhr in H olland au/­
genommene Anleihe und durch eine in B erlin neu zu erön nende Anleihe a.ufgebracht-
1verden1. 

864. Entwurf einer „Proklamation an sämtliche Bewohner des preußischen 
Staates" Königsberg, 21. Oktober 1808 
Stcln·A.: Entwurf (Süvcrn) 111it Korrekturen Steins; Re inkonzcpt (Knnzleihund} mit Dcrücksicl1tigung der Korrck· 
turcn S teins , nnchtrüglich von Süvcrn erneut nn wichtigen StcUcn gcü.ndcrt. - Noch dem Rcinkonzcpt. Die letzten 
Änderungen SUvcrns gc1pcrrt. \Vichligc nlJwcichcndc Lesarten des Entwurf8 iu den Anmerkungen. 
Druck : l'crtz, Stein II S. 265ff. ; Alte Au•gnbo 11 S. 552ff.; Kleine Au•gnbc Nr. 75. 

Programmatische E rlrliirung über d1:e bisherigen E rgebnisse und die ferneren Ziele 
der S taatsreform. 

Ein Jahr ist bereits verflossen, treue und geliebte Untert a n e n2, seit 
Eure Erwartungen und Hoffnungen auf die Verbesserung der Staatsver­
fassung und Verwaltung gespannt sind. Umstände, die ihr kennt, haben 
schleunige Erfüllung dieser Hoffnungen, unserer aller Wünsch en zuwider, 
gehindert. Daß sie aber nicht leer und grundlos sind, mag eine kurze 
Übersicht dessen, was schon geschehen ist und noch geschehen soll, Euch 
dartun. 

1 Zur J(orrespondenz 1111d V erhandlungs/i.ihr1111g Steins hi:tis1:chtüch der A btragung der 
ersten ](ontrib11tio11sraten vgl. die ausführl iche alrtenmiißige Darstellung bei Haussherr, 
E r/iill1111g und Befreiung S. 228 n. 
2 Urspriin(!.lich: „ Preußen ! Ein Jahr b ereits ist vcrßossen . . . " 
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Es ist Mein aufrichtiger Wunsch und ernstliches Bestreben, die vom Kriege 
und seinen Folgen Eurem Wohlstande geschlagenen Wunden zu heilen und 
Euch wieder zu beglücken, auch in den Stand zu setzen, ungehindert und 
frei, obgleich in gesetzlicher Ordnung, tun zu können alles, was Eure 
Wohlfahrt gründet und fördert, damit ihr, von Liebe und Dank durch­
drungen, dem Staate innig Euch anschließt, welcher dies Glück Euch ge­
währt und sichert. 
Lästige Schranken des freien Gewerbes und Güterverkehrs sind deshalb 
schon zerbrochen (Edikt vom 9. Oktober v. J.) und die bisher darin ge­
schiedenen Stände zu gleichen Rechten gestellt. Ich selbst habe einem Vor­
rechte, das Euch alle beschränkte, dem Mühlenregale, in dieser Hinsicht 
entsagt (Verordnung vom 29. März d. J.) und in dem harten Mühlenzwang 
eine Last vernichtet, welche die Dürftigsten unter Euch gerade am schwer­
sten drückte. - Und jegliches Hindernis der freien Tätigkeit und des 
Gewerbefleißes, ob es auch durch Gewohnheit und Alter in den Meinungen 
vieler geheiligt und vom Eigennutz verteidigt würde, soll also weggeräumt, 
jeglicher Gewerbszwang soll, wie noch vor kurzem an einigen Zünf­
ten geschehen ist (Edikt vom 20. Oktober d. J.), so überall1 ver­
bannt werden. 
Was aber höher und köstlicher ist als Gewerbe und Verkehr, die Freiheit 
der Personen2, ist allen Bürgern Meines Staates ohne Unterschied verkün­
det 3. Das geschah, als Ich die Erbuntertänigkeit aufhob (d. 9.0k­
tober v. J.) und dadurch einen Stand freier Landbauer schuf, 
dessen Fleiß neuen Segen über Euch alle verbreiten wird. So 
werden nur freie Leute hinfort Meine Lande bewohnen! Auch 
eines sichern Eigentums froh machen will Ich jeden Landmann, 
so viel an Mir liegt. Was Ich in dieser Hinsicht allen Domänen­
bauern Meines Staates zu gewähren entschlossen bin, mögt 
ihr sehen aus dem, was den Domänenbauern hiesiger Provinzen 
schon verliehen worden, denn ihre vorher nur benutzten 
Güter habe Ich ihnen zu freiem Eigentum geschenkt (Edikt 
vom 27. Juli d. J.), wodurch die Anzahl freier Gutsbesitzer 
allein in Ostpreußen, Westpreußen und Litauen allein um 
47000 Familien vermehrt ist. 

1 Ursprünglich: „Jeglicher Zunftzwang soll verbannt werden ." 
2 D as ursprünglich folgende „und des Eigentums" ist gestrichen. 
3 J-1 ier /olg/.e ursprünglich: „Nur freie Leute sollen hin fort mein Land bewohnen! Das 
verbürgte ich selbst auch, als ich die Gutsuutcrtiinigkeit aufhob (den 9. Oktober v . J.), 
und mit eigenem B eispiele vorgehend habe ich allen meinen Domiincubauern (Edikt vom 
27. Juli d . J.) ihre vorher nur benutzten Güter zu freiem Eigentum geschenkt, wodurch die 
Zahl freier Grundbesitzer in den hiesigen Provinzen allein um 47000 Familien vermehrt 
ist. So ist ein Stand freier Landbauern geschaffen, dessen Fleiß neuen Segen über euch 
alle verbreiten wird." 
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Und aller Rechte, die freien Männern zustehn, soll nunmehr der Landmann, 
soll j eder Bürger Meines Staats genießen 1• - Damit Ihr selbst an der 
Verwaltung Eurer Angelegenheiten durch Beratung fortan teilhaben 
mögt, soll die ständische Verfassung erweitert und vervoll­
kommn et werden. 
Wackere Männer aus Eurer Mitte sollen zugeordnet werden den Behörden 
jeder Provinz und Euch insgesamt vertreten, und Gelehrte, Sachkundige 
und Künstler aller Art Ratgeber sein in jedem Zweige der Verwaltung. In 
Eure eigenen Hände, Bürger der Städte, wird man Euer Gemeinwesen 
geben und lossprechen Eure Obrigkeiten von der beschwerlichen Vormund­
schaft der Kammern. Ihr selbst werdet Eure Obrigkeiten wählen, die Ver­
waltung des Vermögens Eurer Städte wird Eurer Leitung und Aufsicht mit 
anvertraut werden, damit ihr Euch freuet ihres durch Eure eigene Tätig­
keit erhöhten Flors. 
Wo nur ein Unterschied der Rechte zwischen Bürgern und Bauern ob­
waltet - er soll fallen! 
K einen m ehr soll seine Religion ausschließen von Ämtern und Würden, 
sondern überall werden gleich sein alle christlichen Religionsverwandten in 
ihren Ansprüchen auf Ämter im Staat. 
Ausgeglichen werden soll jede Unebenheit der Gesetze und Rechtspflege, 
aufhören jede besondere Gerichtsbarkeit; denn die Gerichtsbarkeit 
ist Ausfluß der obersten Gewalt, nicht der Grundherrschaft2, und alle 
Bürger des Staats sollen gleich stehen vor dem Recht und Gesetz. 
Schon seht Ihr alle ausschließlichen Ansprüche vernichtet im Soldaten­
stande. Nur die begründeteren Ansprüche des Verdienst es, des persönlichen 
Werts und der Kenntnisse sollen künftig hier gelten und durch sie dem 
Geringst en und Ärmsten wie dem Vornehmsten und Reich sten die höchsten 
Stufen soldatischer Ehre und Macht offen stehen. Keine entehrende Behand­
lung m ehr soll den Verteidiger des Vaterlandes niederschlagen und ab­
stumpfen, keine schmähliche Leihesstrafo den Mann von Ehrgefühl ab­
schrecken, der heiligen Pflicht, fürs Vaterland die W a:ffen zu tragen, die 
allen Bürgern gemein ist, willig nachzukommen. 
Auch die Verwaltung Eurer Angelegenheiten und die Geschäftsführung zu 
vereinfachen und zu beschleunigen, von der obersten Behörde bis zu der 
unterst en, auch darauf ist Euer König bedacht. Mein ernster Wille ist, 

1 Hier folgte uJ"Sprünglich: „\Vidersinnige Jagdgesetze hatten euch des Rechtes beraubt, 
\Vaffeu zu haben. J edem uubescholtcncn, mit E igentum angesessenen Manne gebe ich es 
von nun an zurück. - J a, an d er Verwaltung eurer Angelegenheiten sollt ihr selbst, ihr 
alle Stände meines Volkes, durch Beratung fortan teilhaben." Süvern hatte zunächst: 
„ ... fortan teilhaben, ihr selbst sollt mithelfen, euch zu regieren." Stein schaltete ein: 
„Durch Beratung" und strich den Nachsatz. 1 n der Schlußredalrtion ßel dann der erste T eil 
dieser A us /ührun.g ganz weg, der letzte wurde wie oben geändert. 
2 „Ausfluß .. ... . Grundherrschaft" Zusatz Steins. 
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daß künftig nicht mehr geschrieben denn geh andelt, nicht m ehr soviel Zeit 
mit leeren Förmlichkeiten verschwendet werde. Was in dieser Hinsicht 
beschlossen, auch bekannt zu m achen, ist dieses Orts nich t . Aber zu seiner 
Zeit soll es gescheh en. K ein Zweig der Staatsverfassung und Verwaltung ist, 
dem nicht wich t ige Verbesserungen bevorst ehen. 
Um aber zu verhüten, daß Ihr über dem Zeitlichen und seiner Besorgung 
das Ewige nicht aus den Augen verliert, wird Mein besonderes und vor­
nehmstes Augenmerk sein die R eligion und ihre Übung. Damit dieser 
innerst e Leb ensquell, aus welchem Kraft zu allen Menschen- und Bürger­
pflichten entspringt, nie in E uch versiege, wird m an sorgsam wachen über 
die H eiligkeit des Gottesdienst es, gleichwie über des St andes R einigkeit 
und Unsträflichkeit, welche dem Dienste der R eligion ausschließlich sich 
widmet und durch Lehre und Beispiel Vorgänger und E rzieh er der Erwach­
senen sein soll, und sein Ansehen und Würde, ohne Unterschied der Kon­
fessionen, schützen und mehren. 
Und die Erziehung der Jugend zu einem kräftigen Geschlechte, worin die 
erhabenen Zwecke des Staat s sich erhalten und fortentwickeln, ist bereits 
Gegenstand ernsthafter Besch äftigungen der dazu angeordnet en Behörde 
und wird es ferner sein. Der schon längst v orbereitet en gleichmäßigen 
Nationalbildung, auf einen neuen und sichern Grund gestützt, soll endlich 
die preußisch e Jugend sich zu erfreuen h aben. Den Mut und E ifer der zu 
diesem. ehrwürdigen Geschäft berufenen Männer soll Meine t eilnehmendst e 
Fürsorge auch für ihr äußeres Wohl beleben. Aus dem Allen wird E uer 
Glück, mit dem Euren das Glück des Staats und in der Erfüllung Meiner 
sehnlichst en Wünsche zugleich das Meine verjüngt aufblühn. N i cht 
lange mehr- ein mit d e m K a i ser von Fra nkre i ch geschlos sen e r 
Vertra g g ibt Mir di e froh e Auss i cht - s o w erde I c h di e Ver­
waltun g Meiner ges amte n Staate n wie d e r a ntr e t e n und Meine 
täti ge Fürs orge übe r all e Teile Meines Volks wie d er aus d ehn en, 
wi e Meine land esv äterlic h e Lie b e auc h in d er Ferne s i e immer­
dar umfaßt hat. T eure Bürger m eines R e i ch s1, Ich vertraue fest 
Eurer Liebe, Eurer standhaften Treue - vertraut auch Ihr fernerhin 
Eurem wohlmeinenden Könige ! Gebt der Welt das schöne Beispiel eines 
durch Unglück zwar gebeugt en, aber um so fest er vereinten , um so inniger 
an seinen Fürsten geschlossenen Volks. Und dem Staate erficht vom Him­
m el ein heiteres Los, damit er bald werden könne, wie er zu werden strebt, 
und wir unsere Hoffnungen herrlich erfüllt sehen2 ! 

1 Nach/.rägliche Einschaltung. Statt der A nrede: „Teure Bürger . .. "ursprünglich wiedenim 
nur: „Preußen". Dcmn weiter wie oben. 
2 Die P roklamation sollte ursprünglich durch die Geistlichen verkündet werden. Der Ent­
wurf eines Rundschreibens an die J(onsistorien und B ischöfe, ebenfalls von Süvern verfaßt, 
mit einer auf das rein Organisatorische der V erbreitung bezüglichen R andbemerlrnng Steins, 
die versehentlich vom 3. Oktober, statt vom 3. November datiert ist, ebenfalls im S tein -A . 
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865. Wittgenst ein an Stein Hamburg, 21. Oktober 1808 
ß nuenrchiv, jetzt Hnuptnrchiv ß erlin-Dohlcr:n, Rep. 192 \Vittgcnstcin 1 1 10: Konzept (cigcnhündig). 
Druck: Alte Ausgabe 11 S. 55 1. 

S teins Brief vom 15. August 1808. Drängen Bernadottes und Bouriennes auf eine 
öflen.tliche Erlrliirung l!\fittgensteins in dieser A ngelegenheit. B efehl N apoleons zur 
V erhaftung des J(urfiirstcn von llessen. 

Ich h abe mit Vergnügen aus Ew. Exz. verehrlichem Schreiben vom 3. d.1 

ersehen, daß Sie meinen Ihnen gewidmeten Gesinnungen Gerechtigkeit 
widerfahren lassen, und daß ich mich in Ansehung des Gesichtspunkts, in 
dem der abgedruckte Brief abgefaßt gewesen ist, nicht geirrt habe. Wahr­
scheinlich wird man die Gelegenheit gefunden haben, auch in Erfurt diese 
Überzeugung zu geben. Ich sehe hierüber mit vielem V erlangen nähern 
Nachrichten entgegen. Von dem H errn Grafen von Goltz habe ich keine 
Nachrichten erhalten, und wir wissen hier nichts, als was die öffentlichen 
Blätter sagen. 
Der Ew. Exz. bekannte General Graf Goltz und der Graf Wartensleben2 

scheinen wegen ihrer freundschaftlichen Verhältnisse mit mir zu wünschen, 
daß ich wegen dieses Vorfalls gerechtfertigt würde und haben von mir ver­
langt, daß ich mich zu irgend einer öffentlichen Erklärung verstehen 
möchte. Ew. Exz. werden sich ohne meine Versicherung überzeugt halten, 
daß ich dieses Verlangen bis jetzt auf eine schickliche Art und unter dem 
Vorwand abzulehnen gesucht habe, daß ich durch die von meinem Aller­
höchsten Hofe zu nehmenden Maßregeln gewiß gerechtfertigt werden würde. 
Der General Graf Goltz hat auf Veranlassung seines Chefs noch vor einigen 
Tagen einen sehr vorteilhaften Bericht von mir erstattet und glaubt sich 
nunmehr um so mehr berechtigt, mich zu einer solchen Rechtfertigung auf­
fordern zu können. 
Ich werde mich hier fernerhin ruhig aufhalten und diejenigen Maßregeln 
abwarten, die man in Königsberg zu treffen für gut finden wird. 
Dem General Grafen von Goltz ist seit einigen Tagen der Befehl zuge­
kommen, den Kurfürsten von Hessen, da, wo man ihn finden sollte, 
arretieren zu lassen. Man scheint unzufrieden zu sein, daß man ihm franzö­
sische Pässe gegeben hat und überhaupt die Überzeugung zu haben, daß 
sich der Kurfürst mit Anzettclungen von Unruhen beschäftigt. So wie ich 
diesen Fürsten kenne, so darf ich wohl behaupten, daß man ihm zu v iel 
Ehre erzeigt. Er wird unterdessen gewiß nicht wieder in die hiesige Gegend 
zurückkomm en. 
Ich bitte übrigens, daß Ew. Exz. die Nachricht von dieser anbefohlenen 
Arretierung als ein Geheimnis betrachten. Gott gebe, daß sich alle die in 
öffentlichen Blättern enthaltenen guten Nachrichten bestätigen und daß 
der Allerhöchste Hof den nächst en Monat in Berlin eintrifft. 

1 Siehe oberi Nr. 843. 
1 Vgl. oben S . 808 Anm. 2. 
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866. Kabinettsordre an Minister Schroettcr 
Königsberg, 24. Oktober 1808 

PrGStA., jcl.7.t DZA II ltl cncburg, Rcp. 89 u XX II 4: Konzept (K.lcwitz) nuf Grund der Randverfügung Steins zuin 
lmmcdiutbc.richt SchroCLtcrs vom 13. Oktober 1800, Purnphc Steins, Abgungsvcrmcrk: 28. 
Druel<c: Alle Ausgabe 11 S. 555 (HegcSL) . 

Genehmigt die von Schroetter vorbereitete V erordnung zur Aufhebung des Zunft­
zwanges und V erlwu.fsmonopols der Bäcker-, S chlächter· und H ölrer-Cewerbe in den 
Städten der Provinzen Ostpreußen, L itauen und W estpreußen. 

867. Verordnung wegen Aufhebung des Zunftzwangs und Verkaufsmono­
pols der Bäcker- , Schlächter- und Hökergewerke in den St ädten der 
Provinzen Ost-, Westpreußen und Litauen. 

Königsberg, 24„ Oktober 1808 
PrGSlA., jcl7.l DZA II Merseburg, Rep. 89 n XXII 4 : gcdruekles Behördcocxemplnr, gez. Fricdricu W ilhelm, gegen­
gcz. Schrocu cr u. S tein . 
Druck : Ccsctzsnmmlung Sp. 457 Jf. 

Die fl ökerzün/te werden au/gehoben, die Bäcker- und Schliichtcrzün/t.e in Cewerlr­
sclw ften mit freiwilligen M it.gliedern umgewandelt(§ 1) . .Jeder städtische Bürger er­
hält das R echt, mit behördlicher J(onzesswn das B äcker-, Schlächter- und 11 ölrer­
gewerbe auszuüben, sowie Gehilfen und L ehrl1:nge an:.unelunen. ( §§ 3- 6) . .Jeder­
mann 1:st berechtigt, L ebensmittel vom Lande einzu.fiihren und in den S tädten z tt ver­
lw u/eri (§ 8). Ab 1 . .Januar 1809 entfällt die Preisbindung für Lebensmittel (§ 11). 

868. Kabinettsordre an Bismar ck Königsberg, 26. Oktober 1808 
PrGSLA., jcl7.l D ZA II Merseburg, Hcp. 89 n XXII Nr . 6 B<l. 2 : Konzepl (Sebön), P nrnphe Steius. 
Druck : Alle Au•gnbc II S. 555 (Hegcs l). 

Um die in Schlesien wnlau/enden Mißdeutungen des Olrtober-Edilrts und der at1s 
ihnen entstehenden B eunruhigung des L andvolks entgegenzutreten , wird Bismarck 
an.gewiesen, die B roschüre von Nicoloviu.s „Keine E rbuntertänigkeit" in der P ro­
vinz zu verbreiten und insbesondere dahin zu wirken, daß sich die B ehörden durch 
diese Schrift eine richtige J( enntnis des J nhalts und der A bsichten des Olrtober-Erlilrts 
versclw fll.en. A ußerdem sollen die R edakteure der schlesischen Provinzbliitter zu einer 
aus/ührlichen empfehlenden A nzeige der Schr1:/t au/ gefordert werden. 

869. Stein an Götzen Königsberg, 27. Oktober 1808 
Druck: Hassei, Preußische Politik S . 558 f. ; dnnnch Alte Ausgabe II S. 555 !. und hier. 

E rgebnis der V erlwndlu.ngen in E r/urt. Trotz der dar, erreichten Milderungen der 
P ariser B edingungen u.nd der B emiilw ngen, mit England zu einem Frieden ztt kom­
men, glaubt Stein nicht an eine J\l!äßigung der P oliti:lr Napoleons und riit, die Vor­
bereitungen zu.m bewaflncten E ingrei/en im Falle eines ./(onfl ilrts zwischen Fran.lrreich 
und Preußen /ortzu/ ühren. 

[Vermerk Götzens:] Präsentiert Glatz, am 9. November 1808. 

Je n'ai pas r e<;u de reponse de vous, Monsieur le Comte, sur m es lettres du 
23 de septembre1 et sur celle qui vous est parvenue par M. de Malachowski . 

1 S iehe oben N r. 82G. 
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L'ent revue d'Erfurt a abouti, quant a nou s, a faire modifier la convention 
d e Paris en tant que Ja contribut ion est fixee a cent-vingt millions de livres 
payables en trois ans et [a] des stipulations en cas d'une guerre contre l 'Au­
triche . 
Quant aux affaires generales, les deux empereurs ont fait des offres de la 
paix a l'Anglet erre, lesquelles, cependant, ne seront vraisemblablement 
point acceptees, a m oins que la Fn m ce n 'assure l'independance de l'Espagne 
et ne se por te encorc a des sacrifices cn Allemagn e. J e doute que l'amhition 
fou gueuse de Napoleon lui permette de revenir a un systeme de m oderation. 
Il faudrai t toujours continuer a entret enir l'esprit public dans de bonnes 
dispositions, a preparer tout dans l ' interieur par acheter des armes, des 
form ations masquees du militaire et c., pourqu'en t emps de guerre contre 
l'Autriche, Oll puisse parvenir a briser les chaines. 
J 'attends avec impatience de vos nouvelles d'une reponse sur mes lettres 
anterieures. 

870. Gedicht Süverns auf Stein [Königsberg, Ende Oktober 1808) 
Verölfcntlicltt in der "Königsberger Zeitung„ vom 27. Oktober 1806. Duno.ch Perlt., Stein II S. 274; Alte Ausgnhc II 
S. 592 und hier. 

An d e n, d e m es g ilt. 

F est, Edler st eh! ein Fels, an dem in grausen Wettern 
Des Sturmes Grimm vertobt, der W ogen Drang sich bricht. 
E mpörtes E lement um schlag'ihn rings - zerschmettern, 
Verrücken m ag es ihn, den Ur-Granit-Stein, nicht! 

Bleib unser Hort! Geführt von Dir, mit Dir verbündet, 
H offt noch der Biedermann, hegt unverzagten Mut! 
Und unerschüttert steht, unwandelbar gegründet 
Der Bau , der fest auf Dir, dem st arken Grundstein ruht! 

W er Dich besitzt ist reich , ist sicher in Gefahren 
Ein Sch atz v on Geist und Kraft, vereint in Dir, ist sein. 
0 mög er sorgsam Dich , dem Volk zum H eil, bewahren, 
Dich , seines Diadems kostbars ten E delstein. 

871. lmmediatbericht Steins Königsber g, 28. Oktober 1808 
Stcin-A.: Konzept (cigcnhüudig). - Hnusurchiv, jetzt DZA ll Merseburg, Friedrich \Vilhclm III. Rep. 49 E lll Nr. 5: 
Am1fcrtigung (cigcuhiindigJ. - Noch der Ausfertigung. 
Druck : P crtz, St ein II S . • 62- 264; Alte Ausgabe II S. 556f. (noch dem Konzept). 

A bänderung des Organisal,ionsplans vom 28. November 1807 in folge der durch S I.eins 
bevorslrhendes A llSscheiden aus dem 1'1inisterium veränderten S ituation. T rennung 
der bisher von ihm gemeinsam verwalteten beiden Ministerien . Bildung des Staatsrats 
unter lleranziehung von Staatsräten ohne eigenes R essort, die St.ein die Möglich/reit 
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geben soll, weiterhin in dieser E igenschaft die Fortführung der R eform zu 1.mler· 
stützen und z u überwachen. Der früher erörterte Plan , S tein ohne offiz ielle llerbin· 
dung mit der R egierung als geheimen B erater heranzuziehen, wird als undurchführbar 
auf gegeben. 

E. K. M. überreiche ich alleruntertänigst in der Anlage die Skizze eines 
Plans zur Organisation der obersten Staatsbehörde der preußischen 
Monarchie1 • Der vorliegende Entwurf unterscheidet sich von dem bereits 
in Memel von E. K. M. genehmigten nur in folgendem : 
1. die Stelle des Ministers der Finanzen und des Innern wird getrennt -
und zwei besondere Ministerien gebildet; 

2. das Plenum sämtlicher Ministers und Geh. Staat sräte wird hier Staats· 
rat genannt - eine Benennung, die im Preußischen bis auf den h eutigen 
Tag immer gewöhnlich war und die m an in allen europäisch en Staaten 
wiederfindet . 
Der Staatsrat als die oberste Behörde wird b etrachtet, als handele er 
unmittelbar unter den Augen E . M„ sämtliche einzelnen Verwaltungs· 
zweige werden von den einzelnen Abteilungen des Staatsrat s verwaltet, 
und das K abinett bildet sich aus den Ministern und den auf beständig oder 
bei einzelnen Veranlassungen dazu berufenen Geh. Staatsrät en . 
Diese stehen t eils gewissen Geschäftsabteilungen vor, teils nehmen sie nur 
an den Verhandlungen und Beratschlagungen derselben einen allgemeinen 
Anteil oder erhalten einzelne Aufträge . Meine Stelle wäre unter den Geh. 
Staatsräten der letzteren Klasse, ich würde auf diese Art wirken können 
durch Teilnahme an den Beratschlagungen in dem Staat srat, durch Antr äge 
in demselben, durch Sorge für Aufrechterhaltung richtiger Verwaltungs­
grundsätze, durch Übernahme und Ausführung wichtiger einzelner Auf­
träge. 
Ich würde nach Maßgabe der im Plan v orgeschlagenen Verfassung bei 
einzelnen bedeutenden Veranlassungen aufgeforder t werden können, an 
den Verhandlungen im Kabinett t eilzunehmen. 
Auf diese Art bleibe ich in einer regelmäßigen Verbindung mit dem Ge­
schäftsgang und den Geschäftsmännern und erlange auf beide einen be­
stimmten Einfluß. 
Dieser Einfiuß wird sich gründen auf das Zutrauen E . M., auf die Rücksicht, 
welche H öchstdieselben zu nehmen geruhen auf meine Vorschläge in Hin­
sicht auf Sachen und P ersonen , auf die Übereinstimmung der Verwaltungs­
grundsätze, zu welchen die gewählten P ersonen sich bekennen mit den 
m eiuigen, endlich auf ihre persönliche Verbindung mit mir . 
Der größte Teil dieser Vorteile verschwinde t durch einen ansch einenden 
gänzlich en Au tri t t aus dem Dienst mit Beibeh altung eines geheimen Ein­
flusses. - Soll ich in einer geheimen Verbindung mit Geschä ften und Ge-

1 V gl. die folgende N r. 872. 
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schäftsmännern bleiben, so kann dieses nur schriftlich oder mündlich ge­
schehen, und ein solcher, eine geraume Zeit fortdauernder Verkehr mit 
Sachen und Menschen kann nicht verheimlicht bleiben. Der dadurch erhal­
t ene Einfluß ist immer sehr unvollkommen, d a man an den Verhandlungen 
selbst nicht teilnimmt und also auch sie nicht kennen zu lernen, noch darauf 
zu wirken imstande ist. 
Ich rate also alleruntertänigst, ent·weder den ersten von mir in Antrag 
gebrachten \Veg einzuschlagen und mir eine Stelle unter den Geh. Staats­
räten anzuweisen, oder mich gänzlich zu entlassen und mich aller geheimen 
Teilnahme an der Verwaltung zu entbinden. 

872. Aufzeichnung Steins zum Organisationsplan 
ohne Datum [Oktober 1808] 

PrGStA„ jetzt DZA 11 Merseburg, Rcp. 92 Altenstein A III Nr. 10: cigcuhiindig. 

U m.bildung der obersten Staatsbehörden. Einrichtung des Staatsrats und selbstän ­
diger Minist.erien /iir Inneres und Finanzen 1

• 

ad. 1. Oberste allgemeine Leitung der Geschäfte. 
Staatsrat unter dem König. 

Er besteht a) aus den Prinzen des Hauses, 
b) aus den Minist ern, 
c) aus Geheimen Staatsräten, so zugleich Dirigenten sind ein­

zelner Departements -
d) aus Geheimen Staatsräten, so dergleichen nicht haben und im Staatsrat 
stimmen und sitzen -
Hiezu können auch Geschäftsmänner, die die Administration niedergelegt 
haben, ernannt werden -
Der König bestimmt den Präsidenten des Geheimen Staatsrats aus seinen 
Mitgliedern -
Die Geschäfte des Ministers der Finanzen und des Innern werden zerlegt 
in die 
Geschäfte des Ministers der Finanzen und der des Innern. 
Der Minister der Finanzen kann zugleich den öffentlichen Schatz unter sich 
haben, und fällt die Stelle eines Geheimen Staatsrats des öffentlichen 
Schatzes hinweg. 
Der Minister des Innern kann zugleich 
das Departement der allgemeinen Polizei unter sich haben -
Es wäre ein Minister mehr aber 2 dirigierende Staatsräte weniger, hingegen 
drei bis vier Konsultierende mehr. 
Diese Konsultierenden könnten gebraucht werden 
a) zur Gutachtung, 

1 Vgl. Ritter, Stein S. 247 ( An.merlrnng 32 u. 3.3). 
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b) zu Visitationen und Aufträgen in den Provinzen und wären eine Be· 
schäftigung für Ministers und administrierende Geheime Staat srät e. 
Man hätte zu besetzen 

1. M[inister] der Fin[ anzen] - St[ aegemann ?]1 

2. M[inister] des Innern. - D[ ohna ]1 

3. Geh. St. R. für Dom[änen] und Forst en - S[?]L 
4. Geh. St. R. für dir[ekte] und ind[irekte] Abg[aben] 
5. Geh . St. R. für öff[ entliehen] Unterricht und Pol[izei]. - H[ umboldt ]1 
6. Geh . St. R . für das D ep . der allgemeinen Gesetzgebung - A[ltenstein]1. 

p. 15. Die dem. Minister der Finanzen und des Innern beigelegten Geschäfte 
würden nun zwischen beiden verteilt , und die für den einen bestimmte Be­
ziehung auf den König oder auf die Geheimen Staatsräte würde nunmehr 
auf die einzelnen Minist er besonders angewandt werden. 
p. 21. Hier wird das Plenum des Staatsrats. 
Den Präsidenten setzt der König ad libitum. 
Die Geschäfte sind die der jetzigen Generalkonferenz und auch die Form. -
Nur erfolgen [die] Expeditionen nomine des Pleni des Staatsrates. 
Die Vota zählen viritim. - der Präsident gibt bei Gleichstimmigkeit den 
Ausschlag. 
Der Staatssekretär, welcher zugleich Kabinettsra t sein kann, führt Proto­
koll und kontrasigniert - h at auch ein Votum.. 

873. Stein an Wittgenstein Königsberg, 28. Oktober 1808 
H nusnrchiv, je tzt Hnuptnrcbiv Dcrlin-Dohlcm , Rep. 192 Wittgcnstcin l l 10: Ausfertigung (dechiffriert). 
Druck: Alt e Aussnuc II S. 557f. 

Die abschl1:eßenden V erlw.n.dl1tngen :.wischen Goltz und Daru ilber die A us f ilhrung 
des Scptcm/Jervertrages . Dringende Aufforderung, den preitßischen S taa t bei der 
Aufbringung der f (ontrib1tti:on und der Mi:ttel zur B efr iedig1tn.g der S taatsbedii.rf· 
nisse durch energische Forlf ilhrwtg der Unterhandlungen mi:t dem Kurf iirsten von 
H essen und durch B esc/w flung von Krediten in Hamburg zu unterstützen. 

Ew. Durchl. sämtliche Schreiben sind mir bis zum 24. d. richtig zugekom­
m en, und aus dem Bericht des H . von Grote habe ich ersehen, daß der 
letztere Kurier auch wieder glücklich bei Ihnen in Hamburg eingetroffen 
ist. Der Graf Goltz wird Ew. Durchl. auch von allen unseren Angelegen­
heiten Kenntnis gegeben haben, und ich beziehe mich daher in der H aupt­
sache auf diese Mitteilungen. Dieser Minister ist gegenwärtig mit H. Daru 
in Berlin beschä ftigt, um. die letzte Hand an das mühsame K ontributions­
geschäfte zu legen. Nach den demselben von hier zugegangenen Instruk­
tionen und nach den hier getroffenen Zahlungsmaßregeln darf man mit 
Zuverlässigkeit erwarten, daß alle Schwierigkeiten bis zum 1. November 

1 Nacht.rägl1:c1t von Stein gestrichen. 
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beseitigt sind. In 35 Monaten wird unsere ganze Kontribution t eils in barem 
Gelde und Pfandbriefen abgeführt sein, und es wird alles aufgeboten wer­
den, um unsere Verbindlichkeiten zu erfüllen. 
Für die ersten 10 bis 12 Monate ist durch unsere eigen en und die Mittel 
unseres Handelstandes gesorgt. Ich wünsch e unterdessen, den von letzterem 
bezeigten guten Willen möglichst zu erleichtern, und da wir auch noch für 
manche andere Bedürfnisse des Innern sorgen müssen, so kann ich Ew. 
Durchl. nicht dringend genug auffordern, alles aufzubie ten, um uns zu 
unterstützen. Die Unterhandlungen mit dem Kurfürsten, um uns einen 
Teil seiner Mittel zu überlassen, sind Ihnen gänzlich übertragen, man wird 
demselben alle Sich erheit geben, die derselbe verlangen kann. Suchen Sie 
ihn zu disponieren, uns alle Effekten zu überlassen, die wir als Unterpfand 
benutzen können. Reden Sie in Hamburg mit denjenigen Bankiers, zu 
denen Sie n ach Ihrer Lokalkenntnis das m eiste Zutrauen haben, und suchen 
Sie ihre Gedanken und Ansichten über unsere Geldoperationen zu er­
forsch en. 
Nach allem, was ich von Ihnen, dem H. von Grote und H. Niebuhr gehört 
habe, so scheinen mir die Herren Osy und Dehn in Rücksicht der Geschick­
lichkeit, Rechtlichkeit und Zuverlässigkeit das meiste Zutrauen zu ver­
dienen. Such en Sie uns in Hamburg selbst und durch die dortigen Bankiers 
auf anderen Plätzen einen Kredit zu eröffnen und versäumen Sie vorzüglich 
nicht, die Überzeugung zu geben, daß uns unser Kredit über alles heilig ist 
und daß wir wohl wissen, daß nur hiervon unser Wohl abhängt. Meine 
Grundsätze und unsere Mittel sind Ihnen bekannt. Gehen Sie mir bald 
Nachrichten, ich sehe ihnen mit Verlangen entgegen. 

874. Stein an Minister Schroetter Königsberg, 29. Oktober 1808 
J>rGStA., jc lzt DZA II ?tJcrsebu.rg, ß cp. 77 Tit. 303: K onzept (Kanzleihund ), Parnphc Stcins j Autifcrtii;ung (Knn1Jei· 
haod). 
Druck: Alle Ausgnbe 11 S. 558 (Regest). 

Schroctter w1:rd rwf gcfordert, die Frage der neuen Gcsindeordnttng für Preußen 1tm ­
gehend zttr Dis/rus sion in der Gen.eral-[(on.ferenz zit bringen 1.tn.d einen en/.sprcchen­
den Gesetzentwurf dem General-Departement einzureicltcn1• 

875. Immediateingabe von ständisch en Vertre tern u. Einwohnern der Städte 
Königsb erg, Braunsberg u . Kreuzberg Königsberg, 29. Oktober 1808 
PrCS tA .• jetzt DZA II Merscbuq; , Rcp. 92 Friedrich \Vilhclm III. Il Vll n 7 C : Ausfertigung. 
Druck: Alle Ausgubc II S. 592 f. 

Bitte um. ß cibchaltung Steins. 

Der von dem Kriege niedergebeugte Untertan hob sein Auge zu neuem 
Mute empor, als E. K . M. den Staatsminister Freiherrn vom Stein in das 

1 Schroc/.lcrs Antwort vom 13. N ovem ber 1808 in flep. 77 Tit. 303 (J(onzcpt). 
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Ministerium beriefen. E. K. M. Wahl war die Wahl des ganzen Volkes. 
Seine Einsichten, seine Energie für alles Gute und Große haben ihm diese 
Stimmen zugeführt. Er hat bisher die an seinen Ruf gemachten Ansprüche 
befriedigt, soweit es das Vermögen des Staates unddie Umstände gestatteten, 
und mit Freude haben wir es bemerkt, daß die allerhöchste Zufriedenheit 
und Gnade E. K. M. seinen Anstrengungen, das Unglück des Staats zu 
ändern und neues Leben ihm zu schaffen, gefolgt sind. 
Diese schönen Aussichten in die Zukunft, die frohe Stimmung, welche diese 
geben, sollten wir verlieren? Und doch wollen es Gerüchte, welch e das 
Publikum betäuben . Mit beklemmt en Herzen sagt es einer dem andern : der 
Staatsminister vom Stein werde seine Entlassung erhalten. Wir unter­
werfen uns dem allerhöchsten Wollen unseres Königs. Überall hat sich 
E. M. Wille für unser Glück, für unsere Wohlfahrt rein und schön aus­
gesprochen und überall auch wohltätig geäußert. [ ... ] 
Unserm Gehorsam gebietet daher nicht knechtische Furcht, sondern das 
edlere Motiv des Vertrauens. 
Bitten darf aber der preußische Untertan seinen guten König, dieses große 
Vorrecht gab ihm dessen Vaterliebe. 
Mit Milde bescheidet ihn sein Monarch, wenn er ihm die Bitte nicht ge­
währen kann. Sollten wir daher verstummen, wenn der Kummer eine Bitte 
an unseren edlen König in unserm H erzen nährt? Dieses wäre Mißtrauen, 
das sich mit der reinen Untertanenliebe nicht verträgt. Mit dem Mute der 
aufrichtigsten Gesinnungen sprechen wir es daher aus: Wir bitten E. K . M. 
alleruntert änigst, 
Ihnen und dem Staat e den Staatsminist er Freiherrn vom Stein im Ministerio 
zu erhalten. 
Dieses ist die Stimme des Volkes, so wie sie es war, als E. K. M. ihn in das 
Ministerium riefen. 

876. Immediatbericht Steins Königsberg, 1. November 1808 
PrGStA .• je tzt DZA II Mcracburg, R cp. 89 B XXXVII I 1 : Auofortiguu g (Knnzlcihnnd). 

Bei der bevorstehenden Räumung der P rovinzen westlich der W eichsel und der Riiclr· 
gabe der Administration in preußische H ände sei es notwendig, einen lrönigliche11 
J(onunissar zu ernennen, der bis zur Rückkehr des Hofes nach B erlin dort die zen· 
lralen V erwaüungsfunlrtionen übernähme, die Abtragung der J( riegslrontribution, 
sowie die planmäßige E 1:11lcitu.ng der R eformmaßnahmen überwache. Stein schlägt 
Sack für diesen Posten vor u.nd beantragt, V oß von se1:nem ohnehin befristeten A mt 
als Chef der Friedenskommission zu entbinden und Massow erneut als L eiter der 
Z 1:vilverwaltung in Schlesien einzusetzen. 
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877. Immediateingabe einiger ostpreußischer Adliger 
Königsberg, 1. November 1808 

PrGSLA„ jetzt DZA II Merseburg, R cp. 92 Friedrich Will1clm 111. B Vlln 7 C: Ausfertigung. 
Druck : Alte Au•gnbc 11 S . 593 f. 

Protest gegen die von Graf Dohna-lV wullaken in V mlattf gesetzte P eti:tion zttgttnsten 
S teins , die als V erlcitttng dl(S Volkes ztl ttnerlattbten Eingriflen in die Regieru.ngs­
rechte des ](önigs bezeichnet wird. Verweis att/ das B e1:spiel der französischen 
R evolution. 

Der Kriegsrat Graf Dohna-Wundlaken hat, ohne dazu auf irgend ! eine 
Weise berufen zu sein, unter den Adligen und kölmischen Gutsbesitzern 
der Kreise ein Circular und eine Petition zur Unterschrift herumgehen 
lassen, deren Zweck ist, E. K. M. alleruntertänigst zu bitten, den Staats­
minister vom Stein in Diensten zu behalten. Wir glauben, unsere Pflicht, 
treuen Untertanen gemäß, zu erfüllen, indem wir E. K. M. von dem Schritt 
des Kriegsrats Grafen Dohna-Wundlaken alleruntertänigst Anzeige machen 
und zugleich Allerhöchstdieselben alleruntertänigst bitten, allergnädigst 
zu befehlen, daß weder der Verfasser jener Schrift noch andere unberufene 
Briefsteller sich für befugt halten, über Gegenstände, welche die Staats­
verwaltung betreffen, Circulare ergehen zu lassen und Unterschriften zu 
sammeln. 

Unsere Gründe zu diesem alleruntertänigsten Vorstellen sind : 

1. Für den gegenwärtigen Fall dürfte das Circulare des Kriegsrats Grafen 
Dohna-Wundlaken bei der nicht hinlänglich unterrichteten Menge den 
Wahn verbreiten, daß E . K. M. mit dem Staatsminister vom Stein un­
zufrieden sind, wie auch, daß es ihr zukommt, sich auf die ersteAufforderung 
irgend eines Menschen in die Wahl der ersten Staatsbeamten zu mischen. 

2. Dürfte es den Nachteil haben, daß künftig mehrere sich durch dieses 
Beispiel berechtigt glauben, bei Gelegenheiten, welche die Privilegien der 
Krone noch näher betreffen, auch Petitiones zirkulieren zu lassen und 
Unterschriften zu sammeln. 
Die Besorgnis, daß dergleichen Schritte das Volk an ähnliche Schritte 
erinnern möchte, die in unseren Tagen dem Umsturz eines großen R eichs 
vorhergingen, und es veranlassen dürften, zu glauben, daß man ähnliche 
Folgen dadurch h erbei führen wolle, leitet uns bei unserem allerunter­
tänigst en Vorstellen, weil wir es weder für den Monarchen, noch für den 
gutgesinnten Staatsbürger für gleichgültig halten, daß es jedem erlaubt sei, 
den Geist des Volkes in jedem beliebigen Sinn zu bearbeiten und der Menge 
die Ideen eines Einzelnen auf diese Weise aufzudrängen. 
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878. Stein an Wittgenstein Königsberg, 2. November 1808 
Huusnrohiv, je tzt Hnuplnrchiv ß crlin-Dnhlcm, Rcp. 192 \Vittgcns tc in 1 1 10: Ausfertigung. 
D ruck: Alto Ausga~o 11 S . 560 (R egest). 

Beginn des Verkaufs vo11 Domäne1worwerken. Der E rwerb von Domänengrund­
stüclren als lohnende J<npit.alsanlage bei den wegen des allgeme1:ncn Geldmangels zu 
erwartenden 11icdr1:gen Preisen. l n teresse des Staat.es am A11ftreten :ahlw 1gslträftiger 
}( äu/er. W iUge11stei I L zur 1'V iederau/ nalune der V erlw.ndlunge11 mit dem }(ur/ ürsten 
von llessen au/gefordert und ermächtigt, diesen notfalls in Prag au/zu.suchen . 

879. Räte und Zensor des Tugendbundes an Stein 
Königsberg, 2. November 1808 

Druck: A. Lehmnnn, D er Tugendbund S. 13ßff.; dnnnch Alte Ausgabe 11 S. 558 f. und hier. 

Überreiche11 den „Entwurf zu r E rrichtung öfTentlicher 1'..lbungsanstal tcn in körper­
lichen Fertigke iten" und billen um Unterstützung ihrer Bestrebung und B estätigung 
des E ntwurfs durch den }( önig, sowie wn die Erlaubn is für entlassene Of ßziere und 
Soldaten, als L ehrer bei den gepla.nt.en Anstalten e1:11zut.reten. 

D er sittlich-wissenschaftliche Verein wünscht den gutgemeinten Absichten 
seiner Verfassung möglichst bald zu entsprechen, und die zweite Geschäfts­
abteilung desselben für Volksbildung glaubt, daß sie den Anfang dazu 
machen müsse. Sie hat uns den beigelegt en Entwurf zur Errichtung öffent­
licher Übungsanstalten in körperlichen Fertigkeiten zur Prüfung vor· 
gelegt1 und aus den demselben zugleich beigelegten Aufsätzen, in denen 
die Ansichten deutlich ausgesprochen worden, nach denen die Ausführung 
statthaben soll, werden Ew. Exz. gnädigst zu ersehen geruhen, daß der 
beabsichtigte Zweck bloß und rein sittlich wissenschaftlich sein soll, so wie 
wir auch diesen Gesichtspunkt bei allen unseren Arbeiten mannhaft fest­
halten und keine Abweichungen davon gestatten werden . Im allgemeinen 
sind die Grundsätze des Entwurfs in der Verfassung des Vereins enthalten 
und durch die allerhöchst erfolgte Genehmigung der letzeren die Sache 
selbst von S. K. M. bereit s gebilligt; indessen bleiben wir unserm Vorsatz 
treu, in der Ausführung selbst ohne ausdrückliche spezielle Einwilligung der 
Staatsverwaltungen nichts zu unternehmen, und in dieser Hinsicht wagen 
wir unsere erste diesfällige Bitte, daß Ew. Exz. geruhen mögen, den Ent· 
wurf zur Einführung öffentlich er Übungsanstalten in körperlichen Fertig· 
keiten S. K . M. zur allerhöchsten Best ätigung vorzulegen. 
Die Übungen im Gebrauch der Waffen rechnen wir zu denjenigen Fertig­
keiten, welche dem menschlichen Körper die meiste Gewandtheit geben, 
und daher sind sie in den Entwurf ganz besonders aufgenommen; aber so 
wie zu den Waffenübungen an sich die Einwilligung des Staatsoberhauptes 
notwendig bleibt, so ist auch eben so gewiß, daß die \Vaffenlehrer nur aus 
dem Königlichen Militär gegeben werden können, und da von diesen jetzt 

1 Der Entwurf selbst ist gedmclrt bei A. L ehmann a. a . 0 . S. 140 fl . 
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sehr viele untätig sind, diese aber bei den von uns beabsichtigten Übungs· 
anstalten ohne Zweifel recht gern tätig sein werden, so richten wir unsere 
zweite untertänigste Bitte dahin: 
daß Ew. Exz. zur freiwilligen Anst ellung der jetzt dienstlos umherirrenden 
Offiziere, Unteroffiziere und Soldat en als Waffenlehrer und Vorsteher bei 
den Übungsanstalten von S. K. M. die allergnädigste Erlaubnis auswirken 
mögen. 
Der 2. § des Entwurfs besagt, daß die Übungsanstalten der Aufsicht 
des Staates unterworfen sein sollen, und hiezu rechnen wir denn auch, daß 
die nähere Ausarbeitung des Entwurfs in seinen verschiedenen besonderen 
Teilen nur mit Übereinstimmung der zur Oberaufsicht vom Staate zu 
ernennenden Behörde geschehen könne, und wir bitten daher ferner unter­
tänigst, uns diese Behörde gnädigst wissen zu lassen. Wir glauben übrigens, 
daß Ew. Exz. von der Güte und R einheit unserer Absichten überzeugt sind, 
und in dieser Voraussetzung hoffen wir denn auch, daß Höch stdieselben 
unsere Gesuche bei S. K. M. kräftigst zu unterstützen geruhen werden1 • 

880. Massow an Stein Glatz, 3. November 1808 
Stciu-A.: Ausfcrligung lcigcnhiindig) mit Randbemerkung Steins vom 16. November. 
Druck: Alte Ausgnbc l S. 560. 

D urchführung ein es gerich tlichen Ver fahrens gege11 den /(riegsrat vo11 Coelln wegen 
L andesverrats auf Gr un d sein er „Vertrauten Briefe" . Die S ti111m u.11g in Schles1:en. 

Ew. Exz. geruhen sich zurück zu erinnern, daß von S. K. M. mittels 
Kabinettsordre vom 16. Februar c. mir befohlen worden, den Kriegs- und 
Steuerrat von Coelln, weil er durch seine „Vert rauten Briefe" zu einer Zeit 
des allgemeinen Leidens die Regierung verunglimpft, Unmut verbreitet 
und Nachrichten über den Zustand des öffentlichen Einkommens, Bank 
und Seehandlung zur K enntnis des das Land okkupierenden Feindes ge­
bracht, der einen nachteiligen Gebrauch davon gemacht h at , nach erfolgt er 
Evakaution des Landes arretieren und ein fiskalisches Verfahren auf die 
beiden erwähnt en Momente gegen ilin eröffnen zu lassen, damit er nach der 
Strenge der Gesetze bestraft werde. Da nun die Evakuation der Provinz 
bevorsteht, so werde ich diesen Allerhöch sten Befehl sogleich, als solche 
erfolgt sein wird, pflichtschuldigst befolgen und zeige solches bloß aus dem 
Grund hiermit ganz gehor samst an, weil man im Publiko wissen will, daß 
der p . von Coelln b ei S. K. M. sich ausgewiesen habe, daß er patriotisch 
denke und bei seinen „Vertrauten Briefen" keine st räfliche Absicht gehabt 
habe. 

1 D er Brief ist w ilerschrieben von de111 llerzog von Holslei11-Beck, dem Superinlen denle11 
J ohan n Gott.lieb 11'eiß , dem L eutnant von Baczlro, dem J(a 11fman.11 und Oberbiirgernwister 
D atz, Grol111.a1111 u nd J( rng, letzterem nls Z en sor. Über den llerzog von llolstein- B eck vgl. 
A. L eh11w 11n a. a. 0 . S . 37, A11111erlwng 31. 
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Die Stimmung in Schlesien ist sehr gut. E s bedürfte nur eines Impulses, 
um zu der Medizin zu rekurrieren, die am Ende doch nur die alleinige Uni­
versalmedizin sein wird. 

[Randbemerkung Steins 11om 16. No11ember:] Hievon sei mir nichts bekannt, 
und würde allerdings gegen den Coelln fiskalisch auf den angegebenen 
Grund zu verfahren sein. Bei dem Durchlesen seiner „Vertrauten Briefe" 
würden sich sehr viele Tatsachen zur Begründung eines Kriminalverfahrens 
wegen verletzter Dienst- und Untertanentreue finden.[ ... ] 

881. Gedicht Süverns auf Stein Königsberg, Anfang November 1808 
Veröffentlicht in der „Königsbc.rgcr Zcilu.ng0 v om 3. No\'ctnber 1808. Donnch Pertz, Stein II. S. 274f. , Alte Ausgabe 
II S. 594f. und hier. 

Volkslie d. 

Wie glücklich, König, ist ein Volk, 
Wo den gerechten Thron 
Mit weisem Rat ein Freund beschützt, 
Der sich nicht, nein, dem Lande nützt, 
Und feige Schranzen ßoh'n ! 

Den best en König gabst Du uns, 
so flehten lange wir, 
Nun gib ihm auch den rechten Mann, 
Der ihm das Beste raten kann, 
Das Beste, Gott, vor Dir! 

Und schienst Du gleich auf uns erzürnt, 
Du hast ihn doch verlieh'n, 
Und mit ihm kam in unsre Brust, 
Für H eer und Herrsch er neue Lust 
Und Mut und Stolz auf ihn. 

Schon sanken viel der F esseln ja, 
Von starker Hand gesprengt, 
Womit so Macht als Trug und Wahn, 
Die nicht aufs Heil des Ganzen sah'n, 
Selbst süchtig uns gezwängt. 

Doch mehr noch hegt ein tiefer Sinn, 
Und vieles wird noch neu, 
Auf, daß ein schöner Glück uns blüh', 
Und jeder dem Gedanken glüh', 
Daß er ein Preuße sei. 
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Zu siegen so wie Friederich, 
Ist, freilich, auch kein Spott; 
Des Volkes Bürden abzutun, 
Läßt sänfter doch den Fürst en ruh'n, 
Und macht ihn groß vor Gott. 

Den guten König laß uns, H err, 
Und ihn, den wackern Freund, 
Der angetan mit Geist und Kraft, 
Da, wo er wirkt und wo er schafft, 
Das Wohl des Volkes meint ! 

882. Stein an Minist er Schroett er Königsberg, 6. November 1808 
PrGSLA .• jelzl DZA 11 Merseburg, Rep. 89u Vill Vol. 2: Konzepl (Sack). Paraphe Steins. Abgongsvermcrk: 6. 

Im Il inbliclr au.f die rasche A bl.ragung der J( ontribution sei es notwendig, unverziig­
lich m.it dem V erkauf der Domänen zu beginnen. Das l-J ausgesetz iiber die V n­
vcräußerl1:c1tlieit der Domänen werde in J(ürze auf gehoben. S chroetler wird dringend 
ersuch/., binnen weniger Tage e1:nen entsprechenden V eräußerungsplan zur B eratung 
in der Ceneral-J(onferenz vorzulegent. 

883. Friedrich Wilhelm III. an Stein Königsberg, 6. November 1808 
PrGSLA .• j etzt DZA II Merseburg. Rcp. 92 F riedrich Wilhelm III. D VIIu 7 C: Konzept (cigenhünclig). - Stcin-A.: 
Ausfertigung (eigenhiindig). - Nuch der Ausfert igung. 
Druck: l'ertz. Stein II S. 270 (mit fälschlicher Dotierung vom 9. November); Alte Ausgabe II S. 561. 

B edenken gegen die Vollziehung des Enttvurfs der Prolrlanwt1:on vom 21. Oktober 
1808 vor endgiiltiger Entscheidung iiber Steins V erbleiben oder Abgang. 

Die mir gestern aufs neue vorgelegte abgeänderte Proklamation zu voll­
ziehen habe ich, aus Ihnen bekannten Gründen, noch immer Anstand 
nehmen zu müssen geglaubt. Sie wissen, und es kann Ihnen nicht zweifel­
haft geblieben sein, wie sehr mir an Ihrer Beibehaltung im Ministerio ge­
legen ist ; ich kann mir jedoch den Gedanken nicht erwehren, daß uns noch 
viele Hindernisse hierüber in den Weg gelegt werden könnten und daß es auf 
alle Fälle ratsam sein wird, die Rückkunft des Grafen Goltz abzuwarten, 
ehe und bevor ich meine Endbeschlüsse über diesen und so manchen anderen 
wichtigen Gegenstand zur K enntnis des Publikums kommen lassen möcht e. 
Ihnen dieses frei zu bekennen, war der Gegenstand dieser Zeilen. 

1 Vgl. Schroetters Antwort vom 7. November 1808 (Ausfertigung in R ep. 99 Domiinen ­
sachen Gen. N r. 4). 
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884. Immediatbericht Steins Königsberg, 7. November 1808 
Stcin-A. : Konzept (cigcuhündig). - PrGStA„ jetzt DZA II Merseburg, R ep. 92 Friedrich Wilhelm III. D VII n 7 C: 
Au!lfer1igung (cigcnhiindig). - Nnch der Ausfertigung. 
Druck: Pcrlz, S tein 11 S. 270 f. ; Ahc Auegnbe 11 S. 561 f.; K.Jciuc Ausgabe Nr. 76. 

Der En.t.wur/ der Publikation vom 21. Oktober 1808. Seine Vollziehung wwbhiingig 
von der Frage der B eibehaltung oder E11.t.lassu11g Steins. Das Urteil von Colt: in dieser 
Frage wwwßgcblich. Bitte um seine Entlassung. 

E. K. M. haben !Ihre Bedenklichkeiten gegen Vollziehung der Prokla­
mation und ihre Besorgnisse wegen meiner Beibehaltung im Dienst in sehr 
gnädigen Ausdrücken mir zu eröffnen geruht1. 

Die Proklamation enthält das Anerkenntnis gewisser Verwaltungs- und 
Regierungsgrundsätze, deren Wahrheit unabhängig von meiner persön­
lichen Teilnahme an öffentlichen Geschäften ist, die größtenteils bereits zur 
Anwendung gekommen sind und deren Zurücknahme verderblich sein wird. 
E. M. werden auch immer Männer in diesem Staat finden, die sie ohne mein 
Zutun in das Leben zu bringen imstande sind. 
Die Besorgnisse wegen m einer Beibehaltung können nur durch meine Ent­
lassung vollkommen gehoben werden; sie ist mir wünschenswert, weil die 
Fortdauer meiner Teilnahme an Geschäften manche Gemüter beunruhigen 
mag, weil sie vielleicht zum Vorwand dienen kann zur Beschönigung von 
Gewalttätigkeiten, die eine unglückliche Zukunft h erbeiführt, und weil es 
mir scheint, daß nach der Zurückkunft nach Berlin der Kampf des Ge­
meinen und Schwachen mit dem Bessern und Edleren mit mehrerer Hart­
näckigkeit und Kraft beginnen wird. 
Die Ankunft des Grafen Goltz kann nach meiner Meinung nichts ent­
scheiden; die Ansichten dieses gutmütigen, unter mancherlei Druck erlie­
genden Mannes sind bekannt, er rät mit H erz und Mund zur grenzenlosesten 
Nachgiebigkeit, und der Übergang über die Weich sel wird seinen Mut nicht 
stählen. 
Unter diesen Umständen erbitte ich mir untertänigst meine Entlassung 
und hoffe auch, wenn diese erfolgt ist, auf die Fortdauer E . K . M. Gnade, 
worauf ich einigen Anspruch zu haben mich schmeichele durch meine 
unwandelbare Anhänglichkeit an E. K . M. höchst e P erson und an den Staat 
und durch meine Bereitwilligkeit, diese Gesinnungen zu jeder Zeit und 
durch jedes Opfer zu beweisen. 

885. Denkschrift Steins „Über den Entwurf einer R epräsentation" von 
R ehdiger2 Königsberg, 7. November 1808 
S tcin-A . : Konzept (c igcnhiindig). 
Druck : P1:rtz , Gnciscnnu l S. 416 ff. ; Thimmc, S tuntsschri ftcn S. 52 ff.; Thicde. Ausgcw. Schriflcn S. 9 6 IT. ; Slnberock, 
S tein Nr. 29; Alte Ausgubc S. 561Hf. ; Kleine Ausgubc Nr. 64. 

l\"rit.ik des w ngcarbeiteten V erfassu.ngsplans fl ehdigers . St.ein liegrüßt die Durch­
fiihrnn g des stiindisclwn Prin: ips der Repriisentat.ion, insbesondere die Vorschliige 

1 S 1:c/w oben N r. 883. 2 Vgl. Ritt.er, Stein S . 382 fl. 
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über die Vertretung des Eigenlttms , der 1 ntefügenz 1uul die politische Sonderstellung 
des A dels . 1V endet s ich gegen die von 11ehdiger vorgeschlagene besondere l1epräse11-
/.ation von Militär und B camtentwn. Fordert B egriirulnng der Walt l/iihigkeit a tt/ B e­
sitz oder B ildung. Das R echt der R eichstagsau.flüs t1.ng als lröniglichc P rärogative. 
Stellung und W ahl des R e1:chst.agspriisidente11. \!erlangt vülti:gc D t1rch/iihrw1.g des 
ständischen P rinzips auch in der Auswahl der V olksvertreter selbst, indem jeder 
Stand verpflichtet sein soll, seine \! ertreter nur aus den eigenen R eihen =n nehmen. 
A usschalt.u11g des politischen Advo/w trntums und Li:teratenturns. 

Der gegenwärt ige Entwurf einer National-Repräsentation oder eines 
R eich st ages gründet sich auf Geisteskraft und Eigentum j eder Art, be­
günstigt und zeichnet aus das angehäufte1 durch Bildung der Sektion der 
Würden und Stände, der Sektion der großen Eigentümer , er über geht nicht 
das zerstückelte E igentum durch die Sektion für den ansässigen Bauern­
stand, nicht das Mobilar-Eigentum durch die Sekt ion für den Handels­
st and, F abrikenst and und die Sektion städtischer Gemeinden, nicht die 
Geist est ätigkeit durch Zulassung der Sektion für den Gelehrtenst and. 
Die R epräsentation ist also vollständig, sie begreift in sich Eigentum und 
F ähigkeit, sie gibt dem ersteren das notwendige Übergewicht, wodurch die 
Verfassung Stetigkeit erhält und gegen die Veränderlichkeit der mensch­
lichen Ansichten und Meinungen gesich ert wird. 
Dem Adel werden zugleich gewisse Vorzüge beigelegt durch Bildung des 
Kollegiums der Ehren und Würden, durch die Abteilung der großen Grund­
eigentümer in dem K ollegium der Nationalklassen, und es werden diesem 
Stand gewisse Ehrenrechte und eine bedeutende Anzahl von St immen zu­
geteilt. Auf diese Art wird der erblich en Monarchie eine Volksabteilung 
erhalten, die ihr zur Stütze dient, da auch sie ein erbliches R echt auf ge­
wisse Auszeichnungen und Vorzüge besitzt, und die ohne großes Unrecht 
und ohne seh r nachteilige Folgen nicht aufgelöst werden kann, da sie seit 
J ahrtausenden in allen germanischen Völkerschaften vorhanden ist. 
Verbessert und veredelt muß die Verfassung dieser Volksabteilung werden, 
und hierüber kann man die Meinungen verst ändiger Männer einziehen -
die ihnen angewiesene Teilnahme an öffent lichen An gelegenheiten und die 
Maßregeln gegen das Verarmen, gegen das E indringen eines H aufens 
ungebildeter Mitglieder, die ihren Mitbürgern durch ihre Ansprüch e aller 
Art lästig werden, wird diese Veredlung bewirken. 
Das Aufnehmen der fünf säkularisierten Würden in das Standeskollegium 
gibt ihnen ein neues politisches Dasein als Mitglieder eines St aat skörpers ; 
da man sie aber aufzuheben und ihr Vermögen zweck mäßiger zu ver­
wenden gesonnen ist, so müssen sie aus dem Standeskollegium ausgeschlos­
sen bleiben. Die für sie bestimmten Stellen wachsen den Standesherrn und 
Adelsältesten zu. 

1 E rgänze „E igentu m" . 
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Der K önig behält die Befugnis, für das Standeskollegium durch Ernennung 
neuer Standesherrn mehrere Wähler zu bilden . 
D en Militär- und Zivilbeamten werden in dem Kollegium der National­
klassen zwei Abteilungen und 30 Stimmen zugewiesen . Beide sind in ihrer 
Eigenschaf"t als öffentliche Beamte Werkzeuge der Regierung, sie haben 
als solche kein selbständiges Dasein, keine B efugnis, gegen den Willen der 
R egierung eine Meinung zu äußern, zu beschließen. 
Am wenigst en kann der Soldat als eine beratschlagende und beschließende 
Körperschaft erscheinen, da er einzig und allein zum Gehorsam und zum 
kräftigen H andeln bestimmt ist. 
Die auf diese Art eröffnet en 30 Stimmen müßten unter die sech s übrig 
bleibenden Klassen verteilt werden. 
Ich finde wegen der W ahlfähigkeit nichts bestimmt; sollte nicht ein ge­
wisses Eigentum wenigstens bei den Klassen des Gewerbes und der Grund­
besitzer als Erfordernis angenommen werden? 
Die W ahlformen scheinen etwas verwickelt, vielleicht lassen sie sich ver­
einfachen. 
Da jährlich ein Achtel der Gewählten austritt und durch die Neugewählten 
ersetzt wird, so entgeht dem Regenten das Hilfsmittel der Prorogation 
oder der Auflösung des R eichstages, das zur Bändigung einer übelgesinnten 
und störrischen Versammlung mit Nutzen zu gebrauchen ist. 
Dieses Recht, den ganzen R eich stag aufzulösen, selbst das Standeskolle­
gium, muß die Regierung erhalten, nur bleibt sie verpflichtet, ihn nach sechs 
Monaten wieder durch Neuerwählte zusammen zu berufen. 
Der Präsident einer Versammlung bleibt eine bedeutende Person; er leitet 
die Verhandlungen, er hält auf Beobachtung der Formen, innerhalb 
welch er die Versammlung handelt. W er soll den Präsidenten wählen? 
Welches ist die Dauer seines Amtes ? Soll sie nur auf kurze Zeit bestimmt 
werden? 
Es scheint mir nicht ratsam, weil es sonst leicht dem gewählten Subjekte 
an K enntnis der Formen und an Erfahrung fehlen möchte. Ich halte daher 
auch bedenklich, den Präsidenten allein aus der Klas.se der Magnaten zu 
wählen, da die Auswahl zu beschränkt wird; man könnt e allenfalls aus 
ihnen einen Ehrenpräsidenten wählen, der bei der Eröffnung, bei feier­
lichen Gelegenheiten amtierte, dem m an aber einen zweiten Präsidenten 
zur Leitung der Verhandlungen beiordnet e. 
Die Stellvertret er des H andelsstandes müssen aus seiner Mitte genommen 
werden und ein gewisses Eigentum besitzen. Dasselbe gilt von den andern 
Ständen, damit nicht Advokaten, P amphletisten und Schreier in die Ver­
sammlung sich eindrängen, die mit dem Interesse des Standes, der sie 
gewählt hat, unbek annt, alles ihrer Eitelkeit und ihrer Neuerungssucht 
aufopfern. 
Bei den Rustikalbesitzern oder den Bauern muß das Erfordernis zur 
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aktiven und passiven Wahl, zum W ählen und Gewähltwerden eine genaue 
Bestimmung erhalten, da die Verschiedenheit der Verfassung des Bauern­
standes im Preußischen so groß ist. Auch der Bauernstand muß aus seiner 
Mitte wählen und seine Stellvertreter in der Versammlung erscheinen ; dies 
bindet ihn an die Verfassung, hebt ihn, und unter ihm wird man Männer 
von Kraft und schlichtem Verst and finden. 
Er darf seine Stellvertret er weder unter dem Adel noch unter den R echts­
gelehrten suchen. 
Bei der Einrichtung der Sektion für den Gelehrtenst and wird m an dahin 
sehen müssen, daß der m indergebildet e Teil dieses Standes nicht einen 
überwiegenden, den Wissenschaften und dem Staat nachteiligen Einfluß 
erhalte, welches bei dem Mißverhältnis der Wahlbefugnis der oberen 
Klassen der gelehrten Institute zu der der unteren Klassen, als der klein­
st ädtischen gelehrten Schulen(§ 4), und zu den einzelnen Gelehrten und den 
Geistlichen (§ 5) zu befürchten ist . Eine Abänderung dieser Stimmverhält­
nisse wäre also nötig, um dem Teil des Gelehrtenst andes, der mit R echt 
sich dazu rechnet , ein Übergewicht über das H eer der gewöhnlichen 
hommes de lettres jeder Farbe zu geben. 

886. Staegem ann an Stein Berlin, 7. November 1808 
Stein-A. : Ausfertigung (cigcnlaänclig) . 
Druck: Perlz, SLeiu 11 $ .2ß0 f. ; Alle Ausgnbc ll S. 562 fT. 

D ie französischen Auto1·itäten in Berlin, unterstii.tzi von den reaktionären und fran­
zosen./reundlichen Fe1:nden S teins, drängen auf bedin.g1ingsloses AtLSsche.:Clen Steins 
aus dem preußischen D 1:enst. S taegemann sieht im Abgang S teins keine wesentliche 
E rle1:chterw1g der politischen Lage P reußens, da F rankreich ohnehin zur Vernichtung 
Preitßens enr.schlossen sei und eine Besserung nur aus ein.er günstigeren J(on.stellation 
der allgemeinen Politik zu erhoflen sei. Stellt Stein die Entscheidung an.he1:m. 

Da ich vermute, daß der H . Grafv. d. Goltz über die persönlichen Differen­
tien Ew. Exz. mit dem Kaiser Napoleon heut entweder an E w. Exz. selbst 
oder an des K önigs Majestät schreiben werde, so h alte ich mich verpflichtet, 
über diesen Gegenstand auch einige Bemerkungen an Ew. E xz. gelangen 
zu lassen. 
E s ist ganz gewiß, daß die französischen Autoritäten, namentlich der 
Marsch all D avoust, der General St. Hilaire1, Daru und Bignon 2, sich heftig 
gegen Ew. Exz. erklären und die Entfernung Ew. Exz. von der P erson des 
Königs als eine unerläßliche Bedingung des freundsch aftlichen Verhält­
nisses zwischen Frankreich und Preußen laut pr oklamieren . Ich habe 
darüber eine Unterredung mit dem H . v. Goldberg3 gehabt, der sich Ew. 
Exz. ergebenst empfiehlt und der mich versichert , daß dieses nicht allein 

1 Der französische J(o mmandant von Bcrl1:n. 
2 Französischer l nlendant in B erlin. 
3 1-1 ollii ncl1:scher Gesandt.er in B erlin. 
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von ihnen erklärt werde, sondern daß sie hierin auch nur die Sich erheit Ew. 
Exz. vor den Angriffen des Kaisers auf Ihr Vermögen, das nur dann nicht 
in Anspruch genommen werden dürfte, wenn Ew. Exz. sich freiwillig 
zurückziehen, finden1 . H. v. Goldberg hält sich auch überzeugt, daß diese 
französischen Gewalthaber die Gesinnungen des K aisers Napoleon aus­
sprechen, und daß er, als ein Freund Preußens und Ew. Exz., diese Ent­
fernung anraten müsse. 
Es ist indes ebenso gewiß, daß die H erren Davoust etc. sich in dieser Art 
aussprechen, weil sie solche Gesinnungen bei dem K aiser Napoleon voraus­
setzen, und daß sie sich weniger heftig erklären würden, wenn sie nicht von 
hiesigen Übel- und Schwachgesinnten dazu veranlaßt und aufgereizt 
würden . An der Spitze dieser hiesigen H erren steht wie gewöhnlich der 
Fürst Hatzfeld, der das H eil des preußischen Staates nur in einer Premier­
Ministerschaft des H . v. Voß und (wie die ganze in diesem Punkte vereinigte 
Partei) in der Zerstörung der heillosen Prinzipien findet, die uns von dem 
Halben haben entwöhnen wollen. 
Daß diese Partei sehr geschäftig ist, Öl ins Feuer zu gießen, ergeben manche 
einzelne Umstände, die ich Ew. Exz. nicht speziell auseinandersetzen 
darf; z. B. daß nicht bloß von der Entfernung Ew. Exz., sondern von allen 
dem Kaiser Napoleon gehässigen Beamt en (die der H. Gr. Hagen2 dem 
H. Gr. v. d. Goltz aus einem Gespräch mit dem Marschall Soult hergezählt 
h at) die R ede ist; daß man von Seiten der unsrigen die Verlängerung des 
Evakuations-Termins3 (obgleich der Marschall Davoust sich darüber gegen 
den H . Gr. Goltz sehr entschuldigt und es allein dem General Compens bei­
gemessen hat) der noch nicht erfolgten Entfernung Ew. Exz. beimißt, usw. 
Daß dem Marschall Davoust das in die Königsbergische Zeitungeingerückte, 
Ew. Exz. angehende Gedicht4 zugleich mit der Erzählung, daß ich der 
Verfasser sei, insinuiert worden, kann auch nur von unseren Leuten 
geschehen sein. Er hat auch darüber großen Lärm gemacht und mich ganz 
unschuldigerweise bei dem großen Kaiser anschwärzen wollen. 
Daß Ew. Exz. eine geh eime Unterredung mit dem Kaiser Alexander 
gehabt, war auf dem täglichen Polizeirapport bemerkt worden, so wie auch, 
daß man noch vom 22. Oktober Verfügungen mit Ew. Exz. Unter schrift 
gesehen habe. 
Das Resultat wird immer sein: wenn Ew. Ezx. sich auch entfernen und die 
politischen Umstände uns ungünstig sind, so wird unsere Vernichtung eben 
so wohl erfolgen, als wenn Ew. Exz. auf Ihrem Post en bleiben. Sind die 
politischen Konjunkturen uns günstig, so wird es v on keinen Folgen sein, 
wenn Ew. Exz. bleiben . H. Davoust sagte in meinem Beisein zum H. Gr. 

1 Vgl. oben Nr. 850. 
2 Graf Christ. Fricdr. Willi.. von llngen-Möc/rern, Geh. Fina11.:ra/. 
3 D a:tt llau.ssherr, E rfiillw1.g u. B efreiung S . 250 fl. 
' S iehe oben N r. 870. 
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v. d. Goltz, daß zwischen Preußen und Frankreich kein gutes Vernehmen 
jemals m ehr stattfinden könne; die Sache sei unheilbar verdorben. Dies sind 
auch gewiß des Kaisers Gedanken. 
Daß der allgemeine Wunsch der Wohlgesinnten für Ew. Exz. Erhaltung sei, 
obwohl die Furchtsamen unter ihnen den Zorn Napoleons fürchten und 
sogar besorgen, daß die Evakuation nicht erfolgen werde, darf ich Ew. Exz. 
nicht erst sagen . 
Ew. Exz. werden gewiß das Bessere wählen, obwohl, wie Sallust sagt, de 
futuro nerno satis callidus, satisque prudens ftt, quinetiam saepe prava 
m agis, quam bona consilia prospere eveniunt: quia plerasque res fortuna ex 
lubidine sua agitat. 
H. Grafv. d. Goltz gedenkt morgen oder übermorgen die Rückreise mit mir 
anzutreten. Ew. Exz. empfehle ich mich gehorsamst zu fortdauerndem 
Wohlwollen. 

887. Immediatbericht Naglers Königsberg, 8. November 1808 
PrGSLA., je tzt DZA II Merseburg, R cp. 92 Friedrich Wilhelm lll. D Vlln 7 C: Ausfertigung (eigenhiindig). 
Druck: Alte Ausgnbe II S. 595 ff. 

Die A 11sein.anderset.zun.gen in. der Öflen.tlichkeit ii.ber d1:e Ent.lassun.g Steins. N iedrige 
A ngrif/e nn.d Verdächtigungen. gegen S tei1t nnd seine Freunde. Deren angebliche 
Bearbeitung des „ sogenannten Volkes" zu Gunsten Steins . Schlägt vor, allen weitere1i 
Umtri:eben und U nklarheiten durch sofortige Ei1tberufung Dohnas und A ltensteins 
zur' Übernahme ihrer M 1:n1:sterien ein Ende zu machen. 

Huld und Nachsicht wird meine ehrfurchtsvolle Freimütigkeit auch diesm al 
nicht für zudringliche Denunziation, noch unberufene Warnung, sondern 
für Pflichtgefühl eines treuen Dieners halten. 
Poeten und Leichenredner, wenn sie anders das Bild der Sonne gekrönten 
Häuptern vorbehalten, vergleichen das Dienstende der Minister mit dem 
Verlöschen der Gestirne, und jeder rechtliche Mann muß seufzen, wenn ein 
verdienter und kenntnisreicher Minister sich in die Gefahr begibt, wie ein 
Kunstfeuer oder gar wie ein Licht zu endigen. Auch dieses Los bereiten dem 
Herrn Minister vom Stein seine taktlosen Freunde, die durch ihn mehr 
wirken, als er durch sie. Ein einziger Querschritt führt aus der Sternenbahn 
und hat eine Reihe ähnlicher Schritte zur Folge. 
Seit 10 Tagen beobachte ich schweigend, wie diese Freunde des Herrn vom 
Stein auf das sogenannte Volk und auf E. K. M. höchste Person wirken zu 
suchen. Überall in der Stadt spr icht man laut und ohne Rückhalt von Kaba­
len und lntriguen der Herrn und Fra uen von Voß und von Goltz, deren 
Opfer der Minister vom Stein sei. - Was in Berlin geschieht, weiß ich nicht. 
Daß der H err Graf Goltz ein rechtlicher Mann sei, habe ich laut behauptet, 
und wenn ich etwa der Teilnahme der Kabale beschuldigt werde, so will 
ich - solange ich die Beschuldiger nicht erfahre, diesen Trost , wenn es 
einer sein kann, nicht vereiteln. In Verlegenheiten sucht der Mensch gern 
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die Ursachen außer seinem Kreise. Selbst anklage ist schwerer und größer 
als Selbstlob. Existiert eine Kabale, so wäre es für einen Mann von so 
hohem Berufe nach m einer Meinung angemessener, als ein Opfer - nicht 
etlicher H errn und Damen - sondern der politischen Verhältnisse das Mit­
leid der hiesigen Nat ion rege zu machen. 
Mich schmerzt dieser F ehlgriff eines Mannes, der wenn auch nicht viele 
große Eigenschaften, doch viele große Momente mir gezeigt hat. Als dieser 
rechtliche Mann dem H errn von Altenst ein vertraute, daß er ihn zum 
Minist er vorgeschlagen habe, während er einen andern vorschlug, bedauerte 
ich lediglich den H errn v om Stein. Daß er in Eile noch Organisationen 
durchsetzen, seinen Nachfolgern Lehren und Lehrer geben und Verord­
nungen dem längst darauf gespannten Volke erscheinen lassen will, ist ver­
zeihlich, indem er nicht so t at enlos abgehen will, als b oshafte öffentliche 
Blätter ihn schildern. Da er sich nicht in seine Stelle fand - und sich nicht 
aus solcher finden konnte - jetzt weniger leicht als in der Notzeit v on 1806 
scheidet, wo er nicht in Verlegenheit war - so müßte jeder , der ihm gut ist, 
trauern. 
Alles dieses ist aber unwichtiger und verzeihlicher, als daß er alles anwendet, 
um die Lage seiner Nachfolger, die ihn treu unterstützten, schwierig zu 
machen, nachdem ihm selbst die seinige von allen Seiten - leider vergebens 
- so leicht gemacht worden war. 
Zu diesen Bemühungen gehört der Vorschlag, bisherige Minist er zu Staats­
räten umzutaufen, die den neuen Chefs imponieren - amtlich vorgehen, 
sich vorschreiben, auch wohl leichte Stützpunkte neuer Parteien werden 
könnten. 
Sowohl die Vorschläge, womit die H erren v . Schön durch H errn vom Stein 
und dieser durch H errn von Scharnhosrt E . K. M. Neigung und Urteil -
ich wage mit treuer Ehrfurcht den Ausdruck - zu bestechen suchen, um 
neue Parteien zu befestigen und den neuen Chefs ihr schweres Amt schwerer 
zu machen, als die Plane, die der Herr Minist er vom Stein gleichsam zu 
Bedingungen seines Abgangs macht, wird E . K . M. höchste W eisheit ent­
weder sanktionieren, wenn sie der edle reine letzte Wille oder Wunsch 
eines mit W ehmut, Dankbarkeit und Liehe scheidenden Minist ers sind, 
oder verwerfen, wo sie etwa sichtbar aus trüber Quelle eines erbitterten, 
eigenwilligen und mit sich selbst in Widerspruch geratenen Geistes hervor­
sprudeln, oder eine üble Tendenz verraten sollten. 
Mit Ehrfurcht erwartet jeder treue Diener und Untertan den Ausspruch des 
r einst en und weisest en Willens E. K . M. 
Offene Anzeige wird aber zur Pflicht, wo das Bearbeiten des sogenannten 
Volkes zu offen wird. Niemand kennt des H errn vom Stein Nachfolger, da 
alle, die sie wissen, nicht untreu oder vorlaut sie früher nennen, als E. K . M. 
es wollen oder tun. 
H eute erscheint die Städteordnung - nach strenger Geheimhaltung -
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mit Bedauern, daß mit dem Minister der in jener h errschende Geist wieder 
einem schlimmeren weich en müsse, in dem Publikum durch die Zeitung 
und in dieser zum Frontispice die sehr kurze Anzeige: der H err Minist er 
vom Stein hat auf sein Ansuchen seine Entlassung erhalten . Der Effekt auf 
die sog. Nation ist berechnet. Das Publikum ist in Mitleid über die Kabale 
gesetzt und in die Ungewißheit und wahre Besorgnis über den oder die 
unbekannten Nachfolger . Vorläufig wird H err von Voß genannt. Das sog. 
Volk wll-d abermals dahin bearbeitet, sich als gleichsam verwaist oder als 
H erde ohne Hirten zu betrachten, und das ängstliche Summen auf der 
heutigen Börse, wo einige Wölfe in Schafskleidern nicht fehlen werden, ist 
voraus zu hören und resolviert sich vielleicht wieder in Poesie und Petition. 
Die Stockung in den Geschäften ist sieht- und fühlbar. H err vom Stein 
beschränkt sich darauf, die Sachen an Räte zu verteilen oder abzugeben, die 
abermals das Bild der Schafe ohne Hirten liefern . Graf Dohna ist vermutlich 
noch nicht berufen, und die Fremden und Einheimischen wenden sich von 
Pontius zum Pilatus. 
Ich halte für sehr rätlich und dringend, daß E. K. M. den Grafen Dohna 
schleunig einzuberufen und dem Freiherrn von Altenstein zu befehlen 
geruhen, daß er sofort das Ministerium übernehme und dem ersteren nach 
seiner Ankunft sein P ensum abgebe. Übrigens würde es gut sein, daß bei 
Hofe und im Publikum die neuen Minister genannt werden . Ob ich letzteres 
im Publikum auf anständige Art veranlassen soll? Darüber erwarte ich 
E. K. M. allergnädigst en Befehl. 

888. Artikel der „Vossischen Zeitung" Berlin, 8. November 1808 
„Vossiacbc Zeitung" 1806 Nr. 134. Donach Alte Auagnhe II S. 597 f. und hier. 

Hämischer J(ommentar zu dem Gedicht S üvcrns vom 27. Olctober 1808 

Unsern Lesern t eilen wir ein in die Königsberger Zeitung den 27. Oktober 
eingerücktes Wortspiel mit; daß wohl nichts Schädlicheres sei, als ein solcher 
Spaß, wird die Person, welche der Gegenstand dessen ist, zuverlässig 
behaupten . Dieses seltene Stück st ellen wir unsern Lesern dar, bevor wir uns 
einige Betrachtungen darüber erlauben . [Folgt das Gedicht.] 
Man wird beim Durchlesen dieser Strophen zu dem Wunsch geleitet, das 
Geheimnisvolle der Ausdrücke Granitst ein, Grundst ein, E delstein, welche 
das Sinnreiche dieser rätselhaften St rophen ausmachen, zu ergründen. 
Wäre vielleicht nicht der Nam e des angebet et en Ab gotts zauberisch darin 
eingeflochten? 
Es ist das erbärmliche Machwerk eines unsinnig aufgeblähten Kopfes, 
denen nicht unähnlich , welche unserm R egenten und unserm Staat ein so 
großes Übel zugezogen h aben. 
Laßt uns einen Augenblick die vergangene Zeit betrachten . W aren es nicht 
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solche Köpfe, welche die richtigst denkenden Menschen und die R egierung 
von der Politik des Großen Friedrichs ableitet en? Sind die Lehren, die uns 
solche Prahlereien zugezogen haben, schon vergessen und die Erinnerung 
an diese Warnungen schon vertilgt? Tief sind die Wunden des Staat s, 
doch sind sie nicht unheilbar . Nur weise Gesinnungen und Fürsorge für das 
Wohl des Staats können sie heilen. Die Raserei, die uns schon so viel 
geschadet hat, wird hier keinen Nutzen stiften. 
Es gibt ehrlich denkende Schwärmer, es gibt aber auch Treulose; beide 
sind gefährlich, wenn m an sie nicht einzuhalten weiß. Die Schwärmer 
müssen Abgötter haben, denen sie Weihrauch streuen und die sie endlich in 
das Verderben stürzen . E s st eckt viel Wahn in diesen prunkvollen Titeln 
(starker Grundst ein, des Diadems kostbar st er Edelst ein), wenn sie solchen 
Männern gegeben werden, die sich durch glänzende Taten und dem Vater­
lande nützliche Dien st e noch nicht ausgezeichnet haben. Diese Titel dem 
Manne zu geben, der durch das Wortspiel ausgedrückt wird, ist ein wahres 
Blendwerk. 
I st denn der Brief vom 15. August, welcher ganz Europa unter die Augen 
gelegt wurde, schon vergessen? Der Verfasser dieses Briefes kann bloß 
dadurch gerechtfertigt werden, daß man voraussetzt, er hätte ihn in einer der 
bösen Viertelstunden geschrieben, denen , bei übler Laune, ein jeder Mensch 
ausgesetzt ist, und wo man Gedanken niederschreibt, welche einen Augen­
blick hernach in Vergessenheit geraten. Diejenigen, welche diesen Brief 
auf die Art ausdeuten, leist en dem Verfasser einen nützlichem Dienst als 
die Königsberger Muse. 
Wir haben etwas von falschen Schwärmern erwähnt; unglücklicherweise 
gibt es deren sehr viel, selbst unter den Gelehrten. 
So sehr man aufgeklärte Männer schätzen muß, welche ihr Talent dem 
Unterricht ihrer Mitbürger widmen, so sehr sind die zu verachten , deren 
Feder kleine Leiden schaften und H aß verbreiten . So sehr als \Vieland, 
Goethe, Müller zu verehren sind, so sehr müssen wir einen Gentz, einen 
Kotzebue und andere Männer von dem Schlage verachten, deren jede Zeile 
mit Pf. Sterling bezahlt wird. 
Da waren nun viele Betrachtungen über mittelmäßige Strophen! Unsere 
Leser werden uns diese Betrachtungen des Beweggrundes wegen verzeihen; 
ein wahrer Eifer für den Prinzen und für den Staat hat sie uns eingef:lößt. 

889. lmmediatbericht der Minist er Schroetter und Stein 
Königsberg, 9. November 1808 

l'rGStA., /"ctzt DZA II Merseburg, fiep. 77 Tit. 479 Gen. 5 Vol. 2 : Konzept (Wilkens) ; Rcp. 89 u XXV 7 : Ausfertigung. 
- N och < er Aus fcrt.igung. 
Druck : 'l'hie<l c, Am1gew. Schriftcu S. 103 !f.; Stabcro ck, S tein Nr. 26; Alte Ausgabe 11 S. 567 fT. ; Kleine Ausgnbc 
Nr.U. . 

Überreichen die S tädteordn ung zur V ollziehung. Sununa.risclwr Überblick über den 
Gang der V erha.ndlw1gen und die leitenden I deen des ne1.wn Gesetzes. A usdehnung 
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au/ die ganze 111/onarchie. Geschichtliche B egründttng atts der Enlwiclrlw 1g des 
prettßischen S tädtewesens im 18. J ahrhttndert. Wiederlwrslellttng des durch die 
biirolrralische Vergewaltigung der städtischen Selbstverwaltttng verlorenen Gemein­
sinns der städtischen Bürgerschaft ttncl ihre Verbinclttng mit dem L eben des S taates 
als H attptziel der neuen Ordnung. Cnmdziige der neuen Stadtverfassw ig. Befür­
worten eh e Fortdauer der bisher den S liidt.en gewährten finanziellen Z ttscltüsse von 
seilen des S taates. Die ursprünglich geplante Befragung der S tädte im Interesse 
e1:ner beschleunigten Durchführung des Ceset=es aufgegeben. S u/,·=essive Einführung 
der Städteordn ung vorgeschlagen. 

Auf den Antrag der Ältesten der hiesigen Bürgerschaft wegen Bildung einer 
gesetzlichen Repräsentation, um an dem st ädtischen Gemeinwesen auf eine 
rechtskräftige Art Anteil nehmen zu können, haben E . K. M. mir, dem 
Staatsminist er Freiherrn von Schroetter, mittelst Allerhöchster Kabinetts­
ordre vom 25. Juli d. J. unter Zufertigung der alleruntertänigst wieder bei­
gefügten Immediatvorst eUung vom 15. dess. Monats, den huldreichen Auf­
trag zu erteilen geruht, den Plan zu einer vollst ändigen Munizipal-Ver­
fassung mit Rück sicht auf die Verhältnisse der v erschiedenen Städte nach 
ihrem Umfange und ihrer Bevölkerung zu entwerfen , über die Sache selbst 
mit den städtischen Ständen zu konferieren und das Ganze zu E. K . M. 
Allerhöchster Genehmigung einzureichen . 
Nach E. K . M. landesvät erlicher Absicht soll die Verfassung so gebildet 
werden, daß durch solche die städtisch e Gemeine und ihr Vorst eher eine 
zweckmäßige Wirksamkeit erhalten und sie nicht nur von den Fesseln 
unnützer schwerfälliger Formen befreit werden, sondern auch ihr Bürger­
sinn und Gemeingeist, der durch die Entfernung von aller Teilnahme an der 
Verwaltung der städtischen Angelegenheiten vernichtet worden, wieder 
neues Leben empfängt. 
Mit der vollkommenst en Überzeugung von der Nützlichkeit und Notwendig­
keit einer solchen Verfassung hat es mir zur angenehmsten Pflicht gereicht, 
so schleunig, als es der Umfang und die Wichtigkeit des Werks nur erlaubten, 
E . K. M. gnädigem Befehl durch die Ausarbeitung eines den Gegenstand 
umfassenden Gesetzentwurfes zu genügen. 
Nachdem dieser Gesetzentwurf in der General-Konferenz zum Vortrage 
gebracht und dem in Abschrift allergehorsamst angeschlossenen Concluso 
zufolge im Ganzen als dem Zweck völlig entsprechend anerkannt1, in den 
einzelnen Punkten aber, wo Modifikationen gut gefunden sind, darnach abge­
ändert worden ist, verfehlen wir nicht, E. K . M. den solchergestalt zustande 
gebrachten Entwurf zur neuen Städteordnung neb st beigefügter Instruk­
tion hierüber alleruntertänigst zu überreichen. In der General-Konferenz ist 
für nötig erachtet worden, die neue Städteordnung sogleich für sämtliche 
Städte in E . K. M. Staaten ausarbeiten zu lassen, weil alle Städte ein gleich 
dringendes Bedürfn is dieser neuen Einrichtung und den n iimlichen An-

1 Vgl. oben N r. 858 w ul 859. 
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spruch auf die Wohltat haben, welche von Allerhöchstdenselben den preu­
ßischen Städten schon zugedacht ist. 
Wir halten uns verpfüchtet, diese Ausdehnung zu unterstützen und haben 
daher unter verhoffter Allerhöchster Genehmigung E . K. M. die entworfene 
Städteordnung auf sämtlich e Städte der Monarchie richten lassen. 
In Absicht des speziellen Inhalts der Gesetzentwürfe müssen wir zwar, um 
nicht zu weitläufig zu werden, auf die Bei1agen alleruntertänigst Bezug 
nehmen. Erlauben indessen Allerhöch stdieselben, daß wir hier nur in 
Kurzem mit einigen Bemerkungen über die bisherige Verfassung das 
dringende Bedürfnis der neuen Einrichtung belegen und das Wesen der 
letzteren berühren dfu:fen. 
Die jetzige Verfa ssung der Städte ist in Absicht ihres Gemeinwesens zwar 
mehr oder weniger verschieden, je nachdem der Zufall in der Vorzeit die 
Verfassung gebildet hat, die Reste von den alten zum T eil trefflichen 
Einrichtungen sich erhalten haben und mehr oder weniger von den Staats­
behörden in solche eingegriffen worden ist. Bei allen Städten hat aber leider 
das Wesentliche der Verfassung älterer Zeit, die Teilnahme der Bürger­
schaft an dem Gemeinwesen, welcher beinahe alle noch vorhandenen 
größeren guten Einrichtungen in den Städten als Werke des Gemeingeistes 
ihr Dasein verdanken, sich größtenteils verloren. 
Die im Jahre 1723 stattgefundene Einrichtung der Kriegs- und Domänen­
Kammern und des General-Direktorii, besonders aber die Anordnung der 
Steuerräte, erzeugten allmählich die ungünstigen Veränderungen in der 
Verfassung. 
Nachdem zuerst die Kriegs- und Domänen-Kammern die Vormundschaft 
über die Städte nach und nach de facto etabliert hatten, so erfolgten hier­
nächst auch Landesgesetze, die solch e bestätigten. 
So wurde durch das R essort-Reglement vom 19. Juni 1749, besonders aber 
durch das Allgemeine Landrecht im VI. und VIII. Titel des II. Teils und 
speziellen Vorschriften die Einmischung der Kammern und Steuerräte in das 
Gemeinwesen der Städte und die Einschränkungen, welchen dessen Ver­
waltung unterworfen sein sollte, ausdrücklich bestimmt. 
In Übereinstimmung mit dieser Vormundschaft ist au ch die Repräsentation 
der Bfu:gergemeine durch das Allgemeine Landrecht organisiert. Man hat 
sie auf Zunft und Korporations-Verfassung gegründet und so unvoll­
ständigbestimmt, daß der Gesamtwille der Bfu:gerschaftnie zuerfahren ist. 
Die Mängel der städtischen Verfassung wurden aber dadurch vollendet, daß 
in den letzten Jahrzehnten Magistratsstellen mit Invaliden besetzt werden 
mußten und in der R egel auf diese die W ahl beschränkt war, welche ohne­
hin nach dem Landrecht e nicht die Bfu:gerschaft, sondern der Magistrat 
selbst auszuüben hatte. 
Weder die Stadtgemeinen noch der Magistrat durften sich nunmehr ohne 
Genehmigung der K ammern eine Disposition über das städtische Gemein-
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wesen erlauben . Das Kämmerei- und Sozietätsvermögen mußte nach Etats 
verwaltet werden, welche vom Steuerrat der Kammer, der Ober-Rechen­
kammer und der Generalkontrolle r evidiert und fest gesetzt wurden. Keine 
neue Anlage, keine Erhöhung bisheriger Leistungen, wenn auch der Zweck 
noch so gemeinnützig war, keine bessere Benutzung eines Grundstücks war 
ohne höhere Genehmigung erlaubt. Eine solche Aufsicht und Leitung des 
Gemeinwesens durch die Kammern und Steuerrät e mußte nach der Natur 
der Sache in eine formelle, alles lähmende K ontrolle und unfruchtbare 
schädJiche Schreiberei ausarten. 
Der Bürger hatte weder K enntnis vom Gem einwesen noch Veranlassung, 
dafür zu wü-ken, selbst nicht einmal einen Vereinigungspunkt. 
Eifer und Liebe für die öffentlichen Angelegenheiten, aller Gemeingeist, 
jedes Gefühl, dem Ganzen ein Opfer zu bringen, mußten verloren gehen . 
Selbst Bürger zu sein, ward längst nicht einmal m ehr für Ehre gehalten . 
Man erwartet e dagegen alles vom Staat e, ohne Vertrauen zu seinen Maß­
regeln und ohne wahren Enthusiasmus für die Verfassung. Das Gemein­
wesen der Städte ist daher auch seit geraumer Zeit nicht fortgeschritten, 
sondern m ehr und minder zurückgekommen. Besonders aber setzte die 
letzte Unglücksperiode des Staats die früher schon sehr merklich gewesenen 
Nachteile der Verfa ssung des städtischen Gemeinwesens in das hellste Licht. 
Sowie sich die Gefahr einer Stadt näherte oder in solcher kräftige An­
strengung erforderlich war, zeigt e sich die Unzulänglichkeit der best ehen­
den Verfassung. E s blieb nichts übrig, als das Gemeinwesen und was damit 
in Verbindung stand, schnell in die H ände der Bürgerschaft zu geben oder 
sie zu größerer Teilnahme aufzufordern. So wirksam sich solches auch überall 
zeigte, so fühlbar war doch der Mangel an fest en Bestimmungen und 
gehörigem Zusammenhang. 
Alle diese Wahrnehmungen haben die Gesichtspunkte zu der Bearbeitung 
der n euen Städteordnung gegeben. 
Nach solcher erhalten die Bürgerschaften eine zweckmä ßig geordnete Ver­
fassung, um frei von der Vormundschaft handeln zu können . 
Der Umfang der Gemeinebezirke, die Klassen der Einwohner der Städte, 
die Verhältnisse derselben und insbesondere der Bürger, die Repräsentation 
der Bürger durch selbst zu wählende Stadtverordnete, die Organisation und 
Best ellung des Magistrat s und der Geschäftsbetrieb neb st dem Verhältnis 
der Behörden gegeneinander sind fest und angem essen bestimmt. 
Die Bürgerschaft bekommt die unget eilte Verwaltung ihres Gemein­
wesens. Die ganze Einwirkung des Staats beschränkt sich auf die bloße 
Aufsicht, daß nichts gegen den Zweck des Staats vorgenommen werde und 
die best eh enden Gesetze befolgt werden. Er setzt die Ordnung fest, nimmt 
im allgemeinen Kenn tnis vom Zust ande des Gemeinwesens, best ätigt die 
Magistrat sglieder und entscheidet die Streitigkeiten der Bürgersch aft. Zu 
Stadtverordnet en werden von der gesamten Bürgcrgem einc Männer, die ihr 
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Vertrauen besitzen, aus ihrer Mitte auf drei Jahre gewählt. Diese setzen in 
ihren Versammlungen die R egeln der Verwaltung des Gemeinwesens fest 
und kontrollieren die Administration der von ihnen gewählten Behörden. 
Der Magistrat ist die erste Behörde der Stadtgemeine, ihm liegt die Ver­
waltung des Ganzen nach den festgest ellten Regeln ob. Unter ihm besorgen 
die kleinern Gegenstände des Gemeinwesens in den einzelnen Bezirken der 
Stadt die Bezirksvorst eher . Die Verwaltung besonderer Administrations­
gegenstände wird einzelnen st ädtischen Deputationen, aus Magistrats­
gliedern und Bürgern best ehend, übertragen. 
Die Bedürfnisse des Gemeinwesens und die Kost en der Polizei und Justiz­
verwaltung müssen von der Stadt aufgebracht werden. 
Der Magistrat ist verbunden, soweit ihm die Ausübung der Polizei von der 
höchsten Gewalt aufgetragen wird, solche auszuüben, st eht in diesem Ver­
hältnis als Diener unter den Staatsbehörden und hat auch da, wo ihm die 
Polizei nicht übertragen wird, in Erfüllung des Zwecks mitzuwirken . 
Zu dieser allgemeinen Anzeige der Hauptgegenstände des Inhalts der ent­
worfenen Städteordnung bemerken wir noch allergehorsamst, daß jetzt viele 
Kämmereien etatsmäßig bestimmte Zuschüsse auf E. K. M. Kassen erhal­
ten. Da die Kämmereien, welchen solche zuteil werden, schon einen An­
spruch darauf erlangt h aben und in der Regel dieser Zuschüsse zu den not­
wendigsten Ausgaben dringend bedürfen, so werden ihnen dieselben, 
insofern nicht besondere Umst ände in einzelnen Fällen solches rechtfertigen, 
auch nicht entzogen werden können. Überdem sind die Zuschüsse zur Ent­
schädigung für aufgeopferte Nutzungen bewilligt worden, wie dies nament­
lich in Preußen der Fall ist. 
Die Zuschüsse, welche die sämtlichen Städte des Königreich s Preußen aus 
E. K . M. Kassen zu beziehen haben, bestehen nach einer allgemeinen Aus­
mittelung aus: 

36862 Rtlr . 27 Gr. 17 Pf. Kompetenzen und 
2836 Rtlr . 68 Gr. 13 Pf. Gehalts- und andern Zuschüssen . 

Hiervon wurden die Kompetenzen der Städte, welche vor 1772 sch on zu 
E. K. M. Staat en gehörten, im J ahre 1731 den Kämmereien als fixierte Ent­
schädigungen für die damals verlorene Tranksteuer-Einnahme angewiesen, 
und auf ähnliche Art sind nach der Besitznahme von Westpreußen und des 
Ermlands auch für die dortigen Städte die Kompetenzen entst anden. 
In dem Gesetzesentwurfe ist daher wegen der gedachten Zuschüsse kein 
Vorbeh alt zulässig gewesen . 
Die Vernehmung der städtisch en Stände, welche E. K. M. Allerhöchst en 
Kabinettsordre v om 25. Juli d. J. gemäß verfügt werden sollte, dürfte nach 
unserer Meinung jetzt, da das Gesetz nicht bloß für Preußen, sondern für 
sämtliche Städte E . K. M. Staat en entworfen ist, nicht m ehr erforderlich 
sein. Dagegen würde diese Vernehmung überhaupt großen Aufenthalt ver-

932 



Quelle: Freiherr vom Stein (Neubearb.), Bd. 2,2, Berlin 1931 / Internet-Portal "Westfälische Geschichte" 
URL: http://www.westfaelische-geschichte.lwl.org 

9. NOVEMBER 1808 

ursachen und bei dem jetzt so sehr geteilten Interesse der Bürgerschaften 
sicher viele unnütze Weiterungen zu Folge haben. 
Unter verhoffter Allerhöchster Genehmigung E. K. M. ist daher deshalb 
nichts veranlaßt worden. 
In Absicht der Ausführung der entworfenen Städteordnung scheint uns 
nicht ratsam, die dadurch bezweckte neue Einrichtung sofort bei deren 
Publikation gleichzeitig in sämtlichen Städten einzuführen. Wir halten viel­
mehr für angemessener, daß solches zuerst in einigen großen Städten, und 
hiernächst nach den Umständen weiter geschieht. Es ist die Einleitung 
getroffen, daß mit dem 1. Januar 1809 in Königsberg und Elbing die neue 
Einrichtung ihren Anfang nehmen könne. 
Bei E. K. M. tragen wir daher allergehorsamst darauf an: die angeschlos­
sene neue Städteordnung huldreichst zu vollziehen und uns bei Zurück­
fertigung derselben zu deren Publikation und Ausführung in der beabsich­
tigten Art allergnädigst zu autorisieren1• 

890. Friedrich Wilhelm III. an Stein Königsberg, 9. November 1808 
PrGStA., j etzt DZA U Merseburg, R ep. 92 Friedrich Wilhelm III . B Vllu 7 C: K onzept (eigenhündig). - S tcin·A.: 
Ausfertigung (cigcnhündig). - Nach der Ausfertigung. 
Druck: P erlz, Stein II S. 271; Alle Ausga be 11 S. 566. 

L ehnt es ab, vor der Riiclrlrehr des Grafen Goltz sich über die Entlassung Steins zu 
entscheiden. 

In Verfolg Ihres Schreibens vom vorgestrigen Dato2 kann ich nicht anders 
erwidern, als daß ich aus den bereits angeführten Gründen3 nicht von m ei­
nem gefaßten Entschluß abgehen kann und daher die Rückkehr des Grf. 
Goltz auf alle Fälle abzuwarten willens bin. Dem General Scharnhorst habe 
ich umständlich über alles dieses meine Gedanken gesagt, mit dem Auf­
trage, sie Ihnen mitzuteilen. 

891. Kabinettsordre an Kanzler Schroetter 
Königsberg, 9. November 1808 

PrGStA., je tzt DZA l! Merseburg, R ep. ß9n Vllf Vol. 2: Konzept (Snck), P uruphe S te ins, Abgaugsvcrmcr k : 11. 
Druck: Alte Ausgabe II S. 573 (fö.lschlich vom 19. November dnticrl und uuf 1\Hnistcr Schroellcr hczogcn). 

/ ( rit.isclw B emerlm ngen zu Schroetters E ntwurf eines Jlausgesetzes über die Ver­
äußerlich/reit der Domänen . Fordert ausdrückliche und strengste B eschränkung der 
V eräußerlich/reit auf die F älle, in denen sie unbedingt zur Deckung einer /(riegs­
/rontribution oder sonst.iger Staatsschulden benötigt werden . „Eine Veräußerung des 
vollständigen Eigentums kann nur in Füllen der eigentlichen Not des Staats 
erlaubt sein." Die V erschenlmng von Domänen sei ausdrücltlich zu verbieten4• 

1 S iehe un ten N r. 901. 
2 Siehe oben N r. 884. 
a Vgl. oben N r. 862. 
' Vgl. dazu die kurze Notiz S teins a11.f beiliegendem Briefbogen: „Um Mißbriiuchc zu ver-
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892. Kabinettsordre an Kanzler Schroetter 
Königsberg, 10. November 1808 

PrGStA., jetzt DZA ll llleroeburg, Rep. 87 D Rcgul. Gen. Nr. 1 b Bd. 2: Konzept (Schön), Pnropbe Slcins, Abgongs­
vcrmcrk: l 2. 
Druck : Alte Ausgabe II S. 571 (Regest). 

111/angelha/te B ekanntmachung und Durch/iihrung des Oktober-Edikts ciu/ den von 
den Gerichten und Vormw1dsclia/tsgerichten verwalteten Gütern in Schlesien. Da 
dies „ein sehr übles Beispiel gebe", wird Scltroeller au/gefordert, energisch für Ab­
hilfe zu sorgen. 

893. Stein an Minister Schroetter Königsberg, 10. November 1808 
P rGS LA., je tz t DZA JI l\tcrscLurg, Rcp. 99 Domiincnsnchcn Gen. Nr. 4: Kon zept (cigcn_hiind ig) und R cinkonzcpl 
(Konzlc ihuud) mit Paruphc S te ins ; R cp. 99 Gen. Nr. 1 Vol. 2: Ausfcrtigu.ng (Kuuzlcilrnnd mit Zusntz Stein s), Eiu­
gu.ugsvcnnc.rk: 10. Nov. 

Da sich der J(ön.ig noch nicht ::;u den von Schroeller vorgetragenen B edenken h1:n­
sichllich der Veräußerung der Dom.änen/orsten geäußert habe, der Domänenver­
lwu.fsplan aber dringend benötigt werde, m.öge Schroetter vorerst den V erkaufsplan 
/iir die Vorwerke beschlewiigt fertigstellen. G'esicht.spw1kt.e / iir die V eräußerung der 
Forsten. 

894. Stein an Graf Hochberg Königsberg, 10. November 1808 
PrCStA., jetzt DZA II Merseburg Rcp. 87 D Gen. Nr. l h Ild . 2: Konzept (Kanzleihand) mit Korrekturen SchOns ouf 
Grund einer Randbemerkung Schöns zum Schreiben Hochbergs un S tein vom 28. Oktober 1806 (cbcndn), Paraphe 
Stcius, Abgnngsvermerk : J 5. 

"Widerlegung von Bedcnlren gegen die Aufhebung des Dienstzwangs durch das Edilrt 
vom 9. Oktober. Gegen Festsetzung eines Max imallohns. 

Ew. Hochgeb. danke ich verbindlichst für die mir in dem gefälligen Schrei­
ben vom 28. v . M. mitgeteilten Bemerkungen über das Edikt vom 9. Okto­
ber v. J. Ich war zwar schon im voraus von Ew. Hochgeb. Ansicht der 
neueren Einrichtungen überzeugt, weil Einsicht der Notwendigkeit der­
selben und Anhänglichkeit an den Staat, in dem wir leben, Ihre Meinung 
darüber nur bestimmen konnte. Indessen hat das mir vorliegende Schreiben 
dies mir noch anschaulich bestätigt. Ich hoffe, daß mehrere Männer, welche 
wie Ew. Hochgeb. die allgemeine Achtung des Landes haben, den getrof­
fenen Anordnungen eben diese Ansicht gewähren und daher in ihren 
Zirkeln sich bemühen werden, diejenigen, welche hierüber noch nicht zur 
Klarheit gekommen sind, dahin zu führen. 
Ew. Hochgeb . können dagegen auch überzeugt sein, daß Ihre Bedenken in 
Beziehung auf die Aufhebung des Dienstzwangs gewiß meine Aufmerksam­
keit auf sich ziehen, und ich habe daher auch die von Ew. Hochgeb. mitge­
teilten beiden Punkte wegen der Verpflichtung der dienstfähigen Dorfin-

hüten , wird man die Ilefugnis zur Veräußerung der Domänen cinschriinkcn müssen auf 
den Zweck der Schuldentilgung, das Versch enken muß aber schlechterdings verboten 
bleiben." 
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sassen, ihren Wohnort nicht zu verlassen , und wegen Bestimmung eines 
Maximi des Dienstlohns einer besonderen Prüfung unterworfen. Allein Er­
fahrung in auch t eils ebenso, t eils weniger volkreichen Provinzen als Schlesien 
und eine sorgfältige Prüfung und klare Ansicht dieser Sache überzeugen 
mich, daß das von Ew. Hochgeb. besorgt e Übel nicht so bedeutend ist, daß 
Bestimmungen der höchsten Gewalt deshalb nötig wären . 
Die Summ e der Dienstboten oder Arbeitsleute, welche eine Provinz 
gebraucht, ist durch ihren jedesmaligen Kulturzust and beschränkt. Wenn 
also Schlesien bisher etwa 200000 Dienstboten oder Arbeiter der rohen 
H and gegen Lohn gebraucht hat , so wird diese Zahl durch Auf hebung der 
Untertänigkeit nicht vergrößert, und da die Men schen doch ihren Unter­
h alt erwerben müssen, so wird j edermann, so wie Ew. H och geb. sch on 
gelungen ist, freie Menschen miet en können . J a noch mehr, da bekanntlich 
der freie und wohlgenährte Arbeiter mehr als der gezwungene und schlecht 
genährte leist et , so wird die Arbeit, welche vorher 200000 Mensch en der 
letzten Art verrichtet haben, künftig von einer geringeren Anzahl, etwa 
von 150000 verrichtet werden können . Also wird eine bedeutende Zahl 
überschießen, die Erfahrung bestätigt das in allen Ländern. Man findet bei 
einer gleich großen Wirtschaft im Magdeburgischen, wo der Kulturzust and 
höher als in Schlesien ist, weniger Arbeiter als in Schlesien. Dies ergibt 
auch die Natur der Sache und der Menschen. Überdies hängt der Mensch 
und insbesondere der Schlesier - welches seinen Wert erhöht - so sehr an 
seinem Geburtskreis, daß der gute tüchtige Arbeiter einen kleineren Lohn, 
da wo er bekannt ist, dem an einem entfernten Orte vorzieht. Und sollte 
auch wirklich eine Art Arbeit, z. B . bei den Bergwerken, eine besondere Art 
der Spinnerei vorzüglich lohnen und so die Menschen insbesondere an ­
ziehen, so wird bei vollkommener Unbeschränktheit in Arbeitswahl dieses 
Gewerbe bald so überfüllt sein, daß der Ertrag der darauf verwandten 
Arbeit bald dem gleich kommt, welcher durch andere Arbeiten erlangt 
wird. So kann es niemals an Arbeitern fehlen. Im Gegenteil muß, weil 
künftig weniger Menschen ebendas leist en werden, was vorher m ehrere 
taten, Überschuß daran durch die Aufhebung der Untertänigkeit entst ehen. 
Dagegen wiiI'de der Zwang, an dem Geburtsorte dienen zu müssen, wieder 
eine Abart der Untertänigkeit sein, die alle üblen Folgen derselben mit sich 
führen muß. 
Die Höhe des Lohnes kann meines Erachtens eben so wenig Bestimmungen 
der höchst en Gewalt erfordern. Denn hoher Lohn wird t eils diejenigen, 
welche Arbeiter suchen , nötigen, sich in deren Zahl zu beschränken, die 
Bauern veranlassen, selbst mehr mitzuarbeiten, und dadurch werden viele 
Arbeiter entbehrlich, die, weil sie Arbeit suchen müssen, den Arbeitspreis 
ermäßigen; t eils wird der hohe Lohn auch viele Menschen, die zeither für 
sich lebten, veranlassen, als Gesinde oder Tagelöhner Arbeit zu nehmen 
und auch deshalb muß der Preis bald wieder sinken. 
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Die Erfahrung zeigt, daß da wo die Menschen am unbeschränktesten sind, 
der Tagelohn verhältnismäßig immer am kleinsten ist. Im Magdeburgischen 
ist der Tagelohn geringer als er in Neu-Ostpreußen war. 
Auch die Höhe des Lohns glaube ich daher nicht besorgen zu dürfen. Es 
wird fraglich mehr als zeither in Schlesien an Gesindelohn gezahlt werden, 
aber man wird dagegen auch mehr und bessere Arbeit von dem Gesinde 
haben. Beim Übergang von einer Verfassung in die andere können zwar in 
einzelnen Fällen einige auffallende Erscheinungen vorkommen, z. B. daß 
ein Gutsbesitzer, der bekanntlich seine Leute streng behandelt hat, einen 
auffallend hohen Lohn bezahlen muß. Aber dieser trägt nur seines bisheri­
gen Benehmens Schuld, und dies kann auf den, der seine Leute bekanntlich 
gut behandelt und der wie Ew. Exz. auf Ihren Gütern der Arbeiter wegen 
in keiner Verlegenheit ist, keinen weiteren Einfluß h aben als den, daß der 
gute H err dadurch noch um so mehr hervortritt und die Achtung und Liebe 
noch in einem höheren Grade genießt, die jeder rechtliche Mann und treue 
Staatsbürger bei jeder Gelegenheit ihm zu bezeugen sich bemüht. 

895. Stein an Landschaftsdirektor v. Crauß 
Königsberg, 10. November 1808 

PrGStA„ je tzt DZA II Merseburg, Rep. 87 D Gen. Nr. l h Dd. 2: Konzept (Schön), Paraphe Steins, Abgongovcrmcrk : 
12. 

Scharfe Erwiderung a1tf das Schreiben Crauß' vom 18. O!rtober 1808. V erfehlungen 
der Gutsbesitzer als Ursachen für die Bauernunruhen in Schlesien. 

Die speziellen Untersuchungsakten über die in Schlesien vorgefallenen 
Tumulte sind zwar noch nicht eingegangen, allein nach dem auf den Grund 
der abgeh altenen Untersuchung von Gerichts wegen erstatteten Berichte 
sind diese Tumulte auch zugleich dadurch veranlaßt, daß - wie der 
Richter anzeigt: 
1. einzelne Dominia in Rück sicht angesessener Gemeindeglieder [ ?] und 
deren Standes dje alten Wirkungen des Untertänigkeitsnexus fortwährend 
-dem Edikt vom 9. Oktober a. p. durchaus entgegen - geltend machen; 
2. daß die Verordnungen vom 18. Juli 1799 und deren Deklaration vom 
31. Dezember ej . a . von verschiedenen Dominiis nicht beobachtet und 
befolgt sind ; 
3. daß auf einzelnen Gütern der geschehenen Reduktion der Böhmen 
ungeachtet solche auch an Zwangsarbeit er zu 3 [ ... ?] ausgegeben werden, 
endlich 
4. daß einzelne Dominia bei Verteilung der Einquartierungslast und der 
Kriegslast en überhaupt ihren Untertanen nicht die Unterstützung gewährt 
haben, worauf diese rechnen können. 
Durch diese von Gerichts wegen geschehene, also durchaus zweifelsfreie 
Anzeige wird die Stelle hinreichend begründet, welche Ew. Hochwohlgeb. 
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aus meinem Schreiben vom 24·. September c . nach Ihrem gefälligen Schrei­
ben vom 28. v. M.1 auf sich beziehen. Wenn die Spezial-Untersuchungs­
akten eingehen, und daraus hervorgeht, daß keiner dieser vier Punkte auf 
Ihren Gütern stattgefunden hat, werde ich mich freuen, dies daraus zu 
erfahren. Einer neuen Untersuchung bedarf es deshalb nicht. 
Was Ihre Ansichten des Edikts vom 9. Oktober anno p „ welche Sie mir 
mitteilen, betrifft, so kann ich Sie als Antwort darauf deshalb nur auf mein 
Schreiben vom 24. September c . an die Deputierten des adligen Standes in 
Schlesien 2 verweisen und muß wünschen, daß Ihre Ansicht darüber bald 
in eben dem Grade klar werde, als Ihre Anerkenntnis der Pflicht zur unbe­
dingten Befolgung der gegebenen Gesetze meine Achtung verdient. 

896. Kabinettsordre an Minister Schroetter 
Königsberg, 11. November 1808 

PrGSLA., jetzt DZA II Merseburg. R cp. ß9 n XXVIII 7: Konzept (K.Jewitz) nuf Grund der Rondvcrfiigung Steins zum 
lmmcdintbcricbt Schroellcrs vom 6. November 1808 (cbcndn), Pnrnphe Steins, Abgnngsvcrmcrk: 14. 

Genehmigt die von Schroetter vorgeschlagenen l\1aßnahmen zur Unterstützung not­
leidender J( inder im ostpreußischen J(ammer-Departemcnt. 

897. Kabinettsordre an die Minister Schroetter und Stein und den Kanzler 
Schroetter Königsberg, 13. November 1808 
PrGStA .• je tzL DZA ll Merseburg. R ep. 89n L 14: Konzept (Stein) nufCrund seiner Randverfügung zum Immediat~ 
bcricht Mnssows vom 25. Oktober 1808 uud Rcinkonzcpl (Knnzfcihnnd), Pnrnphc Steins, Abgungsvcrmcrk : 15. -
Nach dem Konzept. 
Druck: P crlz, Stein ll S. 286ff. ; Alle Ausgabe II S. 571 (Regest). 

Richtlinien für die Erlassung eines neuen B eamtengesetzes auf Grund der ver­
änderten Lage des preußischen Staates und seiner Verwaltung. Einschrän/mng des 
Pr1:nzips der Unabset.zbarlreit, insbesondere als Folge der notwendig werdenden 
S parmaßnahmen, der Selbstverwaltw1.gseinrichtw1.gen, oder bei Vorliegen politischer 
Unzuverlässig/reit. Neuvereidigung der B eamten, welche den Franzosen den Dienst­
eid geleistet hatten. Zur Vermeidung ähnlicher Vorfälle und ihrer F olgen {Aus­
lieferung des Staatsapparats und der Staatscinhünfte an den F eind} wird für den 
Fall einer netten B esetzung preußischen S taatsgeb1:etes die Auflösung aller oberen 
S taatsbehörden in den besetzten Landesteilen in Aitssicht genommen. 

Die gegenwärtige besondere Lage des Staats erfordert eine feste Bestim­
mung der Ursachen der Entlassung seiner Bea mten und der Form des 
dabei zu beobachtenden Verfahrens, da ein großer Teil der Beamten 
1. übcrfl üssig wird durch die verminderte Größe des Staats, durch Verände­
rungen, so in der Verwaltung vorgenommen werden, z.B. die neueMunizi pal­
Verfassung, oder 

1 S1:ehe oben N r. 857. 
2 S iehe oben N r. 829. 
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2. entfernt werden muß wegen Unfähigkeit und Unbrauchbarkeit oder 
wegen eines zweideutigen , oder wegen eines verbrecherischen Betragens. 
Die Gesetzgebung bestimmt im A. L. R. T. II. Tit. 10 § 98 das Verfahren, 
welches bei Dienst entset zungen beobachtet werden soll - und die Behörde 
welche entscheidet. Das Erstere ist summarisch, das Letztere ist der 
Staatsrat . 
Die Kabinettsordre d . d . Berlin den 23. November 1797 drückt die Ursachen 
aus, warum eine Dienst entlassung statthaben soll, nämlich moralisch e 
oder phys ische Untauglichkeit und Dienst vergehen . Im erst en Fall soll eine 
P ension er teilt werden , im letzten F all keine. 
Können und sollen Offizianten wegen physischer oder moraliscl1er Dienst ­
unfähigkeit entlassen und pensioniert werden, warum sollen sie es nicht 
wenn der Staat zufolge grnßcr äußerer E rschütterungen oder allgen1einer 
Abänderungen in seiner inneren Verfassung ihrer nicht m ehr bedarf? War 
denn nicht das Becl ürfen ihrer Kräfte der Grund, warum er sie anst ellte ? 
Die lnamovihilitä t aller Staatsbeamt en nach richterlichem Erkenntnis 
und gegen volle Entschädigung ist eine Erfindung der neueren deutschen 
Gerichtshöfe. Sie widerspricht dem älteren H erkommen im Einland und 
Ausland, wo alle Stellen mit Ausnahme der namentlich gemachten richter ­
lichen amovibel sind. 
Das Anstellungspatent enthält nichts von der lnamovibilität, und es gibt 
den Staat sbea mten kein mehreres Recht als dem Militärbeamten. Die 
Rechtsgelehrten supponieren einen lästigen Dienstvertrag; warum soll 
denn diese Supposition nicht auch den Soldaten zustatten kommen, 
welches zu behaupten noch niemand eingefallen ist, da eine solche Meinung 
alle Disziplin zerstört. 
Billig ist P ensionierung, unmöglich und ungerecht gegen die übrigen Mit­
glieder des Staats die volle Entschädigung der Entlassenen - das allge­
m eine Unglück wäre ja alsdann für sie ein Grund zur Verbesserung ihrer 
Lage - sie genössen volles Gehalt und hätten den Gebrauch ihrer vollen 
Zeit. 
Die gegenwärtige Lage des Staat s erfordert es, daß der Beamte, dessen 
Betragen zweideutig war, entfernt werde, selbst wenn die Tatsachen nicht 
zu erweisen sind, 
und daß das pfüchtm äßige Urteil der Vorgesetzten, insofern sie selbst Ver­
trauen verdienen, gehörig motiviert, die Stelle des B eweises vertreten und 
ein Grund zur Entlassung sein muß. 
Von den Beamten , die ein V erbrechen begangen haben , rede ich nicht, 
weil auf sie die Gesetze wegen der Staatsverbrechen anzuwenden sind. 
Die Offizianten, welche der fremden Macht einen Eid geleist et, müssen 
einen neuen Diensteid leist en, und gegen die Eidesleistung erst erer Art 
muß eine gesetzliche Bestimmung erfolgen. 
Kein öffentlicher Beamter darf einen solchen Eid ableist en, alle oberen 
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Verwaltungsbehörden müssen b ei der feindlichen Okkupation aufgelöst 
werden, die Unterbehörden bleiben, und j eder gehorcht nur dem gegen­
wärtigen die Gewalt in Händen habenden F eind. 
Es ist unleugbar dem Staat ein großer Nachteil erwachsen durch die 
Bereitwilligkeit der öffentlichen Beamten, für die Bedürfnisse der feind­
lichen Armee zu sorgen und sie mit allen Nachrichten über die Kräfte des 
Staats bekannt zu machen . Hiedurch wurde der Feind in den Stand 
gesetzt die Berechnungen über das Staatseinkommen zu bilden und die dem 
Staat gehörigen Vorräte an Holz, Salz usw. kennen zu lernen und sich 
zuzueignen . 
Über alle diese Gegenstände wird das Gutachten der Staat sminis ter von 
Schroetter und vom St ein und des Kanzlers von Schroetter gefordert. 

898. Immediatbericht von Voß [Berlin, 14./15. November 1808 
Stcin-A . : A bschrift (Knnzlcihuod) mit R andbemerkungen Stcin8. 
Druck : S tern, Rcforuncit S. 30 ff. (gekürzt, mit D aticru11g vom 14. N ovember) ; Alte AuKgobc II S . 600ff. 

B eschwerden Darus gegen Preußen wegen eines Zwischenfalls in D anzig und J\1em.el. 
B elastung der preußischen P olitik durch S tein und die P atrioten. Der angebliche 
Giftanschlag der Frau von V oß auf das Leben Napoleons. V erbindung reaktionärer 
Gesinnung und außenpolitischer Schwäche: Denunziation des Tugendbunds, der Fall 
Schmalz, R at zu unbedingter N achgiebigkeit gegen Frankreich und zur Unter­
drüclwng aller R eform.- und Freiheitsbestrebungen im Innern. 

Le Chamb ellan d'Aubier , reparti ce m atin pour Königsberg, e t que j'ai, 
a son instance, muni d'une lettre pour Votre Majest e, aura CU l'honneur 
de La prevenir deja en general sur l'objet de ce t res humble r apport, peut­
etre meme d'ajouter aux faits que j e suis appele a y exposer divers details 
que ses entretiens confident iels avec les autorites franc;aises p euvent lui 
avoir fournis e t qu'il a cru avoir des r aisons de me la isser ignorer . 
Quoiqu'il en soit, je dois m'en t enir aux notions que j'ai acquises p ar moi­
m eme et remplir sans differer le devoir d'en rendre a Votre Majeste un 
compte fidele. 
Ce fut hier que ]'Intendant General Daru vint m e trouver pour me p orter 
des plaintes ameres sur le traitement que doit avoir eprouve dans le port 
de Memel , le 31 du mois dernier , une chaloupe de Danzig armee, en course 
sous pavillon fran c;ais. A l'arrivee de ce batiment, on a , disait-il, battu la 
generale et ameute Je peuple au son du t ocsin. La garnison a pris les armes, 
quatre pieces de canon ont et e braquees contre Ja chaloupe qui a et c pillee 
et son equipage insulte et maltraite1. J e n'ai pas b esoin d' ajouter que le Sr . 

1 A nm. S teins: „ Das waren r eine Lügen , der Marsch nil Sou lt und einige Danziger Latten 
einen Kaper unter einem fran zösischen K apitän au sgerüstet, der die Gewalttätigkeit 
beging, von der R eede von Pi llau 7 Schiffe hinwegzunchmcn , der en P apiere daselbst 
untersuch t wurden, darauf in Memel in die D nngc einliefe n und hier ein Schiff, das sich 

939 



Quelle: Freiherr vom Stein (Neubearb.), Bd. 2,2, Berlin 1931 / Internet-Portal "Westfälische Geschichte" 
URL: http://www.westfaelische-geschichte.lwl.org 

ZWEITE KÖNIGSBERGER AMTSZEIT 

Daru t ermina son r ecit par la demande d'une satisfaction eclatante de 
l'outrage fait en cette occasion au pavillon de Sa Majeste l'Empereur et Roi. 
Prive jusqu'ici de toute nouvelle officielle sur cet incroyable evenement, 
je dus me borner tant a en renvoyer en doute, du moins les circonstances les 
plus aggravantes, tant a les attribuer a quelque fächeuse m eprise. Toutefois, 
je donnai au Sr. Daru l 'assurance positive que Votre Majest e s'empresserait 
de prescrire sans delai a cet egard les recherches les plus severes. [ .. . ] 
Mon entretien avec cet Intendant General ne se borna pas la. Car l 'affaire du 
batiment maltraite a Memel ne fut en quelque sorte que le t exte clont il 
partit pour developper d'autres sujet s de griefs contre le gouvernement 
prussien. La gestion prolongee du Ministre d'Etat Baron de Stein en etait 
sans doute le principal , mais, selon lui, Votre Majeste se trouvait entouree, 
outre ce ministre, d'un nombre considerable d'autres personnes, toutes plus 
ou moins influentes dans les affaires, et qui toutes se distinguaient par une 
animosite inveteree contre la France et par des dispositions absolument 
incompatibles avec le systeme politique que Vous aviez solennellement 
declare, Sire, vouloir embrasser desormais . Le Sr. Daru eut la francbise 
d'ajouter qu'il ne pretendait pas disconvenir que nous n'avions guere sujet 
d 'aimer la France, que lui, en son particulier, eut desire que nous eussions 
ete menages davantage, que, cependant, l 'on venait de convenir recipro­
quement de passer l'eponge sur ce qui etait arrive, et que, dans tous les cas, 
en admettant meme qu'il ne füt pas en notre pouvoir de nous dcfendre d'un 
Sentiment de rancune, il restait toujours inconcevable que les personnes 
dont il me parlait n'eussent pas seulement le bon esprit d'attendre du moins 
l'evacuation COUSOIDlllCC du pays pour SC laisser aller sans reserve U leurs 
passions. 
Il n'en faut pas davantage pour prouver l'etrange exaltation de leurs t et es, 
continua-t-il , et si le Roi, dont l 'amour que lui porte son p euple fait [le) 
plus b el eloge et aux qualitcs personnelles duquel nous rendons pleine et 
entiere justice, ne parvient point a faire cesser enfin, de sa seule autoritc, 
ce~ etat des choses, il ne saurait finir que par uue guerre, et l 'extinction de 
l'une des deux puissances, de la France ou de la Prusse, doit en etre la suite 
necessaire et immediat e. En vain, je relevai l'exemple du Conseiller prive 
Roux1, pour prouver au Sr . Daru l'empressement avec lequel Votre Majest e 
cherch e a öter a la France tout sujet de plainte ou d'ombrage; en vain, je 
me reclamai des frequeutes occasions qu ' il a eues de se convaincre par lui­
m eme des iutentions droites e t loyales du Comte de Goltz. A l 'exemple du 
Sr. Roux, il m'opposa ceux du Baron de Stein, du Sr. Sack et d'uue foule 

für einen Amerikaner ausgab, hinwcgnehmen wollten. Es entstand ein Volksauflauf, die 
Leute des Kapers wurden vom erbi tterten Volk ergriffen und mußten ihnen durch die 
herbeieilende 'Vache entrissen werden. Der Kaper wurde aus Memel gewiesen, ohne 
weiter für seine Gewalttätigkeit bestraft zu werden." 
1 Vgl. o/Jen Nr. 719. 
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d'autres, ajouta-t-il, clont il me serait aisc de Vous faire une longue cnu­
meration si je ne la jugeais superflue. 
L'extreme chaleur avec laquelle le Sr. Daru revint sans cesse pendant une 
conversation de deux heures a articuler ces plaintes generales sans les 
appuyer sur d'autres faits que ceux qu'il venait d'enoncer, me fit soupc;:onner 
quelque reticence de sa part sur des cvenements que j'ignorais. Malheureu­
sement, j e ne me trompais p <JS. II doit a la loyaute e t a la confiance dont 
le General de St. Hilaire continue a me donner les preuves les plus convain­
cantes, l' avis secret de l'interception d'une lettre dont il me coute d'autant 
plus de Vous rapporter, Sire, le scandaleux contenu, qu'on la dit etre d'une 
personne a laquelle je suis attache par les liens du sang et qui a l'honneur 
d'etre de la societe journaliere de Votre Majest e, en un mot, de la Comtesse 
de Voss, Grande-Maitresse de Sa Majestc Ja R eine. Cette lettre que j'aime 
encore a croirc lui avoir etc attribuee sans fondements est derechef adressee 
au Prince de Wittgenstein, et il [y] est dit entre autres, t emoin la copie que 
j'en joins ici en t elle que, sur ma pressante demandc, le General de St. Hilaire 
a bien voulu m e Ja communiquer, 
„que les peuples du nord, manquant de l'energie que viennent de deployer 
ceux du midi, il ne rest ait pour eux d'autre espoir que celui de voir leur 
delivrance effectuee par la preparation de quelque fabricant de chocolat 
de sante ." 
Il semble presque suffire de Ja signification atroce de cette phrase pour ecar­
t er de la Comtesse de Voss le soupi;on d'en etre l'auteur. Mais quel qu'il 
soit, j'ose penser que s'il est decouvert, Votre Majeste se doit a Elle-niiCmc 
et a !'Etat de ne point le laisser ech apper a la vindicte publique. 
C'est avec un sentiment penible que, justement alarme deja des dangers 
dont ce nouvel incident nous menace, je me vois encore oblige, Sire, de 
fixer Votre attention sur d 'autres perils. Mais je n'ose taire a Votre Majestc 
que j'ai et c averti, il y a deja quelque temps, de l'exist ence d'une societc 
revolutionnaire dans Ies Etats prussiens, clont Ie but ser ait de donner a Ja 
Prusse une forme de gouvernement calquee sur les principes philautropi­
ques de la premiere assemblee nationale de France1• 

Les doutes qui me r es taient a cet egard ont etc ch anges en certitude par 
une confidence que le General de St. Hilaire vient de me faire et d 'apres 
laquelle les autorites fran c;:a ises, informees egalement de l'existence de cette 
societe et de Ja h aine qu 'eile a vouee au gouvernement franc;:ais actuel, met­
t ent tout en oeuvre pour en penetrer le mystcrc et fa ire eventer les projets. 
Le redact eur de Ja feu ille ei-inr.luse du Telegraphe, en relevant l 'incon­
grui.te du second poeme publie dans Ja gazette de Königsbergen l 'h onneur 
du Baron de Stein, a laisse tomber quelques rcflexions2 qui paraissent 

1 A nm. S t.eins: „Das soll der sogenannte Tugendvereiu sein." 
2 Anm. S t.eins: „Der getaufte Jude Lange, der Verfasser der Schmähschriften gcgcu die 
Königin - es ist ein respektabler Zeuge." 
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dirigees contre les max.imes politiques de cette m eme association. On la 
dit originairement fondee par des gens de lettres et des employes civils, et le 
General de St. Hilaire m'assure que dans une reunion recente de personnes 
qui sont censees y appartenir ici, on s'est ouvertement vante que dans 
l'espace de moins de deux mois la Prusse aurait un roi constitutionnel. 
II faudrait avoir oublie l 'his toire de nos jours pour ne pas etre saisi d'effroi en 
songeant aux suites funestes que lcs sourdes menees d 'une association 
pareille peuvent avoir pour la tranquillite de l'Etat. L'impulsion, une fois 
donnee a l'opinion generale, l 'experience DOUS a montre que Süll torrent 
parvient a briser enfin tous les obstacles et entraine loin de leurs propres 
mesures les hommes meme les plus moderes, les plus circonspects et les 
plus consommes dans la politique . Dans les circonstances ou se trouve 
aujourd'hui la monarchie prussienne, non seulement ce danger-la est double­
m ent grand, mais il en resulte un nouveau pour eile des pretext es specieux 
que l'exist ence constatee d'une faction interieure, ennemie de la France, 
offrirait a celle-ci de reprendre contre nous des projets auxquels peut-etre 
eile n'a renonce qu'a regret. Ce ne furent pas d'autres motifs qui deciderent 
du partage final de la Pologne. 
L'activite avec laquelle les autorites fran<;aises cherchent a devoiler le 
secret de la societe enquestion prouveassezl'importance qu'elles y attachent. 
II parait probable que c'est dans l'espoir de faire quelque decouvert e qui 
s'y rapporte que le chariot de poste venant de Hambourg a et e arre te, i1 y 
a quelque jours, a Boetzow et que l'on en a fouille le conducteur et tous les 
passagers1 • Je ne sais si l' arrestation du Conseiiler prive Schmalz de Halle 
s'y rapportait egalement, mais voici ce que j'ai pu apprendre jusqu'ici des 
causes de cet evenement. Le Sr. Schmalz a compose un appel au peuple 
prussien qui devait etre rendu public immediatement apres l'evacuation et 
servir a eclairer la nation sur l 'esprit des nouvelles ordonnances que Votre 
Majest e a fait emaner. Cet appel commen<;ant par la phrase : 
„Enfin nous voila delivres de ces Fran<;ais clont l 'entretien nous a coute un 
demi-million par semaine. 11 est vrni qu'il en rest ent encore parmi nous 
pour continuer a nou~ observer, mais et c." est rempli, dit-on, de plusieurs 
autres tirades assez fortes contre la France2 • Cette circonstance n'a pas 
empeche le Sr. Schmalz de soumettre son ecrit a la censure. Le predicat eur 
Hauchecorne, constitue censeur par les autorites fran<;a ises, lui a refuse 
son imprimatur, et il semble etre survenu a cette occasion, entre l'auteur et 
lui, UD differend qui a determine Hauchecorne a denoncer le Sr. Schmalz. 
11 a ete. mis sous observation, et l'on s'est saisi de ses papiers3 • 

1 Anm. Steins: „\Vas hat man denn gefunden?" 
2 Anm. Steins: „Ce n'cst point vrai. \Vic kann H. v . Voß eine solche Lüge behaupten." 
Vgl. über den ga nzen Vor/all Basse111itz, Die J(urm.arlc III S . 373 fl. 
3 Anm. St.eins: „Da H . S[chmalz] bekanntlich nicht wahnsinnig ist, so konnten also der­
gleichen T irnden nicht _in dem Entwurf der Proklamation stehen, wie sie denn a uch 
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Au nombre de ceux-ci s'est trouvc une scrie de tableaux tres dctaillcs de 
l'administration prussienne depuis Frederic II jusqu'a ce j our. lnterpelle 
de dire sur l'autorisation de qui il avait ecrit cet appel, il a nommc le Con· 
seiller intime Schön de Königsberg1• 

De tous les faits que je viens d'exposer, il n'en est pas un qui ne soit deja 
portc a la connaissance de l 'Empereur des Frarn;:ais, je le sais. 
Pourrais-je, Sire, Vous dissimuler les vives apprehensions que cet etat de 
choses m e fait n aitre ? Au dehors et au dedans de Votre monarchie je vois 
de nouveau d'imminents dangers a prevenir . Que Votre Majeste per­
mette a l'un des plus anciens et des plus zeles de ses serviteurs2 de Lui dire 
avec une respectueuse franchise qu'il n'y a qu'Elle seule qui le puisse. Dieu 
me preserve que dans une occasion ou il s'agit plus que jamais du salut de 
l'Etat, je songe a la ßatter! C'est de pleine conviction que je l'affirme ; il 
n'est personne dans ses conseils capable de la guider mieux qu'Elle ne le sera 
toujours par Sa propre sagesse. 
Que seulement Votre volonte, Sire, soit ferme et immuable. Daignez pro· 
noncer hautement, en donnant sans delai a la France toutes les satisfactions 
que les circonstances exigent, le syst eme que vous avez r esolu de suivre, et 
qu'une juste et prompte punition frappe tous ceux qui oseraient violer les 
lois et Votre autorite souveraine3• 

C'est l'unique moyen de sauver notre monarchie des atteintes du dehors, 
c'est le seul aussi d'etouffer dans l'interieur l'effervescence de l'esprit de 
parti qui commence a s'agiter de toute part; peut -etre que dans peu, il ne 
serait plus t emps d'en user. 
[Postcrit.] La copie de la lettre de Madame de Voss4, annoncee dans mon 

nichts Verfängliches enthielt, daher er auch seines Hau sarrest s bald entlassen wurde. 
Davoust ließ gegen diese Adresse, von der nur eine Probe und ein Korrekturbogen ge­
druckt war, die also niemand gelesen hatte, eine selbstverfaßte \Varnung in die Berliner 
Zeitung rücken, worin er von der Schädlichkeit der Worte Volk, Rechte der Nation 
usw. sprach, deren Sinn kein Mensch faßte, weil das, worauf sie s.ich bezog, niemanden 
zu Gesicht gekommen war." 
1 A nm. Steins: „ II. Schmalz las über Staat swirtschaft." 
2 Anm. Steins: „Wie II. v. Voß ao. 1806 im November in Osterode aufgeforder t wurde, 
seine Erklärung abzugeben, ob er bereit sei, im eintretenden F alle seinen unglücklichen 
Monarchen n ach Rußland zu begleiten, so verweiger te er dieses und ba t für diesen F all 
um seinen Abschied." 
3 Anm. Steins: „Wer ist das ?" 
' Anm. Steins: „Dieser Brief ist nie originali produziert worden , sondern II. Davoust 
und Daru produzierten nur einen fra gmentarischen abschriftlichen Auszug. Der li'ürst 
Wittgenstein hat in einem Schreiben an den H. von Voß, so ihm durch die Postzuge­
kommen und, da alle Briefe eröffnet worden, zur Kenntnis der H . D[aru] und D[avoust] 
gekommen, sehr kräftig die Bosheit und Abgcschmacktheit der Lüge da rgetan, d aß eine 
alte 80jührige F rau in Königsberg mit einem in Ha mburg wohnenden Privatman n 
einen Plan verabredet ha ben solle, den K aiser N apoleon in Bayonne zu vergiften, und 
ihm bemerkt, d aß der P rinz von P onte Corvo in Hamburg an öffentlicher Tafel gesagt 
habe, über die H . Davoust und Daru: ,Ces grcdins ii Berlin font un t ort infini ii l'E mpe-
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tres humble rapport d'aujourd'hui, m'avait ete promise par le General 
Comte de St. Hilaire aujourd'hui, mais je n'ai pu l'avoir puisque la dite 
lettre se trouve dans les mains du Marechal Duc d 'Auerstaedt1, qui, depuis 
huit jours, s' est ctabli a Chadottenbourg dans la maison K amecke. 
Cependant le Comte St. Hilaire me la fera parvcnir surement au bout de 
quelqucs jours, et j'aurai l'honneur de la presenter a Votre Majest e par le 
premier courrier. 
En attendant, j'a i lu la piece en question dans les mains du General St. 
Hilaire qui ne doutait aucunement de son authentieite - comme ce 
n'etait pas la Jettre originale a Jaquelle Oll a vraisemb}ablement donne 
cours, j'a ime toujours a me flatter qu'il y a de l'erreur dans le fait . 

899 . Artikel der „ Vossisch en Zeitung" Berlin, 15. November 1808 
„Vossischc Zeitung„ 1808, Nr. 137 , nus dem ullcrlincr Tclcgrnphu U_bcrnommen. D anach Alte Ausgabe II S. 598 !. 
und hier. 

J-l ämischer ](ommentar zu dem Gcclicht Süverns vom 3. November 1808. 

Es sind uns soeben neue Verse von der Muse zugekommen, wovon wir 
b ereits d as erste Produkt in unserm Blatte vom 8. dieses Monats mitge­
teilt haben . Wir überlassen es unsern Lesern, über das literarische Verdienst 
derselben zu urteilen. Die wenigen R eflexionen, die wir uns hier darüber 
erlauben wollen, werden von dem nämlichen Geist ausgehen, der unsern 
vorhergegangenen Artikel diktiert hat. Wir liefern hier zuerst den buch­
stäblichen Text dieses Stücks - . [Folgt das Gedicht.] 
Hat es nicht den Anschein, daß dieses Lied einzig zur Ehre des Individuums 
gemacht worden ist, den man durch die größte der Unschicklichkeiten 
unaufhörlich dem König auf den Hals zu schieben wagen darf? Wir 
bedienen uns des Worts Unschicklichkeit, weil in der Tat eine solche Ver­
gesellschaftung selbst dann noch übel angebracht und respektwidrig wäre, 
wenn selbst das Individuum, wovon hier die Rede ist, in der Leitung des 
Staats gleich einem andern Richelieu die glänzendsten Ansprüche auf die 
öffentliche Achtung erworben hätte. Die Ehrerbietung, die man gekrönten 
Häuptern schuldig ist, gebietet, daß der Mann, welcher aufgerufen wird, 
ihnen zu dienen, und wär er auch von der Beschaffenheit desj enigen, den 
wir soeben genannt haben, sich selbst vergessen muß, um sich bloß mit dem 
Ruhm seines H errn und mit der Wohlfahrt seines Vaterlandes zu beschäfti­
gen, und über alles muß er sich sehr hüten, es glauben zu machen , daß er der 

reur.' - Der Fürst Wittgenstein hielt in diesem Brief dem H. v. V. sehr derb seine 
Leichtgläubigkeit und seine feige Nachgiebigkeit vor. 
Als Herr von Aubicr mit seinen Nachrichten zu der alten Frau v . Voß ins Zimmer kam 
und sie sehr bestürzt vortrug, so lachte sie ihn aus und behandelte ihn a ls einen Pinsel." 
1 Davoust. 
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kostbare Stein, der Grundstein des Staats sei. Sich erlich, es kann wohl nicht 
hier der Fall sein, wo eine so stolze Anmaßung st attfinden könnte . 
Was bedeutet die übelgesinnte Anspielung auf feige Hofschranzen, die die 
Flucht ergriffen hätten? Es liegt nach unsrer Ansicht in diesen Insinuationen 
ein demagogischer Anstrich, der noch mit e twas Treulosigkeit verstärkt 
wird. Wollte man etwa eine Partei gegen die andere, die verschiedenen 
Klassen der Nation aufregen, das Volk gegen den Adel und die Armee auf­
reizen? Welch ein sei tsames Mittel, die noch so tiefen Wunden des Vater­
landes zu h eilen! Auf welchem Schlachtfelde hat denn der unbescheidne 
Dichter gedient, dessen Ausdrücke zu solchen Dolmetschungen Haum 
geben? Wie auch das Glück des Kriegs gewesen sein mag, das Blut, welches 
die preußische Armee in den Gefechten vergossen hat, muß für dieselbe 
Ehrerbietung und Achtung gebieten. Überwunden zu sein, ist keine Schande, 
wenn man das T errain edlen Gegnern streitig gemacht hat. Die Preußen 
sind nicht entehrt, weil sie den Franzosen gewichen sind, die von Napoleon 
dem Großen geleite t werden ; die Franzosen waren es ehen so wenig, weil 
sie von unserm Großen Friedrich geschlagen wurden . Nicht dadurch, daß 
man die Gemüter gegen die Armee erbittert, kann man ihr ilue Stärke und 
Achtung wiedergeben, nicht durch Schmähungen gegen den Adel dient 
man seinem Fürst en und seinem Vaterlande. Ideen von dieser Gattung 
verbreiten, ein eingebildetes System der Nivellierung oder vielmehr der 
Anarchie in Aufnahme bringen, heißt dem Staate eine unzuberechnende 
Folge von Unordnungen und Unglücksfällen bereiten. Wir wollen uns nicht 
damit befassen, einige sehr obskure metaphysische Phrasen zu erklären, 
welche der Verfasser mit eitlem Prunk aufrollt. Es ist in dieser Mischung 
von übelklingenden Dingen nichts Gutes, ausgenommen die Wünsche für 
das Glück unseres Souverains: wir vereinigen uns mit denselben mit Herz 
und Seele, aber wir tun noch einen Wunsch mehr, indem wir den Himmel 
bitten, unsern guten König zu bewahren, daß er der Sprache solcher Rat­
geber weder sein Ohr leihen, noch sein Herz öffnen werde. 

900. Stein an Minister Schroetter Königsberg, 17. November 1808 
PrGStA., jetzt DZA II Mcrooburg, Rep. 77 Tit. 479 Gen. 5 Vol. 2: Ausfertigung. 
Druck : l'crl.7., Stein II S. 687f.; Alte Ausgobe II S. 572. 

Einreichung des lmmedia.tberichts Pom 9. November und der Städteordnung zur 
Vollziehwig durch den /(önig. Drucklegung der Städteordnung. Die Gebühren für 
den. Erwerb des Bürgerrechts, Neiwereidigw1.g der Bürgerscha.ft. 

Die mir von Ew. Exz. mit dem gefälligen Schreiben vom 9. d. M. mit­
get eilten Konzepte und Reinschriften von der Städteordnung und dem 
gemeinschaftlichen lmmediatberichte habe ich, da ich mit den Abände­
rungen in der Städteordnung einverstanden bin und d en Bericht zweck­
mäßig finde, sämtlich mitgezeichnet, die Heinschriften sogleich abgehen 
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lassen, und ermangele nicht, die K onzepte nebst den übrigen Beilagen Ew. 
Exz. vorliegenden Schreibens hierbei ganz ergebenst wiederzurückzusenden. 
Was die Kosten des Abdrucks der neuen Städteordnung betrifft, so werden 
solche durch deren Verkauf wohl wieder einkommen. Bei dem einem Buch­
händler zu gebenden Verlage dürfte vielleicht das Privilegium des p . Decker 
Veranlassung zu Streitigkeiten geben. E s scheint mir daher ratsam , den 
Druck auf königliche K ost en zu veranlassen und den Verkauf einem Buch­
h ändler gegen Provision zu überlassen. 
In Absicht der von dem Geh. Rat Frey vorgeschlagenen Bestimmung der 
Kostensätze b ei Gewinnung des Bürgerrechts pflichte ich Ew. E xz. dar­
unter völlig bei, daß darauf jetzt nicht einzugehen ist. E s wird die Aus­
mittelung dieser Sätze den Stadtverordnet en zu überlassen sein. Diese 
werden auf die Gründe für einen gleichen Satz selbst Rücksicht nehmen. 
In Ansehung derjenigen P ersonen, welche nach der neuen Städteordnung 
jetzt noch nachholend das Bürgerrecht erlangen müssen, halte ich für billig, 
daß sie dafür denjenigen Satz entrichten, den sie nach der Art ihres Ge­
werbes schon früher h ätten entrichten müssen , und daß nur diejenigen, auf 
welche keine der alten speziellen Sätze passen, den niedrigsten Satz ent­
richten. 
Rücksichtlich der Vereidigungen scheint es mir endlich ratsam, solche förm­
lich vornehmen zu lassen . Die Gelegenheit ist so wichtig, daß sich eine 
neue Vereidigung wohl rechtfertigen läßt, und es wird solche einen größeren 
Eindruck m achen als ein bloßes Verweisen auf früher geleistete Eide. E s 
dürfte daher hierüber nichts Besonderes zu verfügen sein. 

901. Kabinettsordre an die Minist er Schroetter und Stein 
Königsberg, 19. November 1808 

PrGStA., jet zt DZA II Meraeburg, Rep. 89 a XXV 7 : Konzept (Klewitz) mit Korrekturen und Paraphe Steina, Ab­
gangsvermerk: 23 ; R ep. 77 Tit. 479 Gen. 5 Vol. 2 : Au•fertigung.- Noch der Ausfer tigung. 
Druck: l'crtz, Stein U S. 688f. ; Tbiede, Au•gew. Schrüteu S. 111; Alte Au•gnbe II S. 572 (Rcge• t). 

V ollziehung der Städteordnung. Billigt die Ausdehnung derselben auf die ganze 
M onarchie sowie ihre sukzessive Einführung. Die von Stein und Schroetter vorge­
schlagene Fortgewährung der staat.lichen Zuschüsse an die J(ämmereien :.imächst 
nur auf ein Jahr bewilligt. 

Der Wunsch der hiesigen Bürgerschaft nach einer gesetzlichen Repräsen­
tation und der Teilnahme an dem städtischen Gemeinwesen ist gewiß all­
gemein. Beides wird auch den Bürgersinn und Gemeingeist b eleb en. Gern 
habe Ich daher die Mir von Euch am 9. d. M. vorgelegte hierbei zurück­
gehende Städteordnung sogleich für sämtliche Städte Meiner Monarchie 
vollzogen, ohne desh alb noch weitere Rückfragen nötig zu finden ; ge· 
nehmige auch, daß die Ausführung geschehe und damit sogleich in den 
großen Städten der Anfang gemacht und sodann fortgefahren werde. Ihr, 
der Staat sminister Freiherr von Schroetter, werdet für das K önigreich 
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Preußen und Ihr, der Staatsminister Freiherr vom Stein, durch die Imme­
diat-Kommission in Berlin für die übrigen Provinzen wegen der sogleich 
vorzunehmenden Publikation das Nötige verfügen. 
Den Kämmereien die bisherigen Zuschüsse aus landesherrlichen Kassen, 
soweit sie nicht Entschädigung für aufgeopferte Nutzung sind, für immer 
zu belassen, kann Ich Mich nicht entschließen; es wird vorläufig genug sein, 
wenn es für jetzt auf ein Jahr geschieht. Teils kann der Staat nicht mehr 
freigebig sein, t eiJs ist j ede Stadt verpflichtet, die Bedürfnisse des Gemein­
wesens und die Kost en der Polizei- und Justiz-Verwaltung selbst auf­
zubringen. 

902. Ordung für sämtliche Städte der preu ßischen Monarchie mit dazu 
gehöriger Instruktion behufs der Geschäftsführung der Stadtverordneten 
bei ihren ordnungsmäßigen Versammlungen 

Königsberg, 19. November 1808 
PrGStA„ jetzt DZA 11 Merseburg, Rcp. 77 'J'it. 479 Gcu. 5 Vol. 2: Rcincntwurf. gcz. Schrocllcr u . Stein; cbcndu: 
gedruck tes Dchördcncxcmplur, gcz. Friedrich \Vilhclm, gcgcngcz. Schrocller u. S tein. - Stcin-A: Dciluge zum 
146. Stück der „Berlinischen Nnchrichtcn von S tnnts- m1d gelehrten Soeben" vom 6. D ci.cmbcr 1808. 
Gcsctzsnmmlung Sp. 471 ff.; dnnnch AJtmnnu, Ausgcw. Urkunden Nr. 61 A. K rcbsbncl11 Die Preußische Stödtcordnung 
von l BOB (Stuugurt-Köln 1957) und hier. 

I nhaltsübersicht1: 

1. Von den Städten im allgemeinen. 
A . Der B egrifl der „Sta.dtgcmeine" . B . Einteilung der S tädte (n.a.ch der Einwohner­
zahl). C. Das S tadtgebiet. D. Die Einwohnei'. 1. Biirger. 2. Schutzverwa.ndte. 
E. E hrena.mtliche T ätigkeit. 

11. Der HI irlmngskreis der Städte. 
Grundsatz der Universalität des gemeindlichen Wirlwngskreises. D1:e Polizei. 

l II. D ie S tadtPerf assung. 
A . Die Sta.dtPerordnete1wersa.m.mlu.ng. 1. AlrtiPcs V\lahlrccht. 2. PassiPcs lVahlrecht. 
3. Das V\lahlverfahren. 4. Rechtsstellung der Stadtverordneten. B . Der M agistrat. 
Besoldete und unbesoldete 1\1 itglieder. V\! ahlverf ahren. .II mtszeit. Einkommen. 
C. Die Deputationen ( J(om.missionen). D . Z uständiglreitsbegrenztmg zwischen 
S tadtverordneten, J\llagislrat und Deputationen. 

IV. Die Gemeindefinan zen. A . Das B esteuerungsrecht. 
B. Das l(asscn-, Jlaushalts- und R echnungswesen. 

V . Das Aufsichtsrecht des Staates. 

V 1. Zusammengefaßte Grundsätze. 

\"\lir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen etc. etc. tun kund uncl 
fü gen hicmit zu wissen: 
Der besonders in ncucrn Zeiten sich tbar gewordene Mangel on ungemessenen Bestim­
mungen in Absicht des städtischen Gemeinwesens und der Vertretung der Stodt­
gcmcine, eins jetzt nach Klassen und Zünften sich teilende Interesse der Bürger und das 
dringc11d sich iiußcmclc Bedürfnis einer wirksameren Teilnahme der Bürgerschaft an der 
Verwal tun g des Gemeinwesens, überzeugen Uns von der Notwendigkeit, den Städten 

Im Anschluß an die Ausgabe von l(rel.isbach. 
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eine selbständigere und b essere V crfassung zu geb en, in der Bürgergemeine einen fest en 
Vcrcinigungspunkt gesetzlich zu bilden, ihnen eine t ä tige Einwirkung auf die Verw al­
tung des Gcmeinwcsc n s beizulegen und durch diese Teilna hme Gemeinsinn zu erregen 
und zu erhalten. 
Zur Erreichung diese r landcsvätcrlichcn Absicht verleihen Wir kraft dieses aus K önig­
lich er Macht und Vollkommenheit säm tlichen Stiidten unserer Monarchie nachstehende 
Ordnung, indem \Vir mit Aufhebung der der selben zuwiderlaufenden, jetzt über die 
Gegenstände ihres Inh alts bestehenden Gesetze und Vorschriften, na mentlich der auf 
solche Bezug habenden Stellen des Allgemeinen Landrechts, Folgendes v erordnen : 

Tit. I. 

Von der ober s t e n Aufs i cht d es Sta ats üb e r di e St ä dte 

Oberstes Aufsichtsrecht des St aats 

§ 1. D em Staat und den von solch em angeordnet en Behörden bleibt das oberste Auf­
sichtsrecht über die Städte, ihre Verfassung und ihr Vermögen, insoweit nicht in der 
gegenwärtigen Ordnung auf eine T eilnahme an der Verwaltung ausdrücklich Verzicht 
geleistet ist, vorbehalten. 

Ausübung desselben 

§ 2. Diese oberste Aufsicht übt der Staat dadurch aus, daß er die gedruckten R echnungs­
extrakte oder die öffentlich d arzulegenden Rechnungen der Stiidtc über die Verwaltung 
ihres Gemeinvcrmögens e insieht, die Beschwerden einzelner Bürger oder ganzer Abtei­
lungen über das Gemeinwesen entscheidet, n eue Statuten bestät igt nnd zu den Wahlen 
der Magistratsmitglicdcr die Genehmigung erteilt. 

Tit. II. 

Von d e n St ä dten im allge meinen 

Stadtrecht 

§ 3. Das Stadtrecht, so wie überhaupt der U mfang der Städte erst reck t sich auch auf die 
Vorstädte. 

P olizei- und Gemcincbczirk 

§ 4. Zum stiidtischen P olizei- und Gemeinebezirk gehören dah er alle E inwohner und 
sämtliche Grundstücke der Stadt und der Vorstädte. 

·Einwohner 

§ 5. Die E inwohner j eder Stadt b estehen n u r aus zwei Klassen, aus Bürgern oder a us 
Schutzvcrwandtcn oder aus E inwohnern , die das Bürgerrecht gewonnen und solchen, 
die dasselbe n icht erlang t haben. 
Einwohner sind alle diej enigen, welche im Gemeinebezirk ihren \Voh nsitz aufgeschlagen 
haben. 
§ 6. Beide, sowohl Bürger als Schu tzverwandte, werden in allen An gelegenheiten, die a uf 
das allgemeine Interesse der Stadt Bezug haben, n ach dieser Ordnung und den Verfa s­
sungen der Stadt beurteilt. 

Aufhebung des Unterschiedes zwischen mittelba ren und unmit telba ren Stiicltcn 

§ 7. D er Unterschied, welcher bisher zwischen mittelbaren und unmit telba ren Städten 
stattfand, soll in allen Beziehungen auf städtische Angelegenheiten künftig a ufhören. 
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§ 8. Den Gutsherren wird nicht gestattet, über mittelbare Städte dieser Ordnung 
zuwiderlaufende R echte und Befugnisse auszuüben. 

Einteilung sämtlicher Städte in Klassen, 

§ 9. Sämtliche Städte sollen nach der Zahl ihrer Einwohner in der Zukunft in große, 
mittlere und kleine eingeteilt werden. 
§ 10. E s werden unter den großen Städten diejenigen, welche mit Ausschluß des Militärs, 
zehntausend Seelen und darüber haben - unter mittlcrn Städten diejenigen , welche 
ohne Militär drcitausendfünfhundert, allein noch nicht zehntausend Seelen enthalten -
und unter kleinen Städten diejenigen versta nden, welche, das Militär ungerechnet, noch 
nicht dreitausendfünfhundert Seelen zählen. 

Einteilung jeder Stadt in Bezirke 

§ 11. J ed e Stadt, welche über achthundert Seelen enthält, soll geographisch nach Maß­
gabe ihres U mfanges in mehrere T eile geteilt werden, wovon jedoch in großen Städten 
keiner über 1500 und keiner unter 1000 - in mittlern und kleinen aber keiner über 1000 
und unter 400 Seelen enthalten darf. 
§ 12. Diese T eile werden B ezirke genannt, und jeder derselben wird durch einen Bei­
namen nach der darin bclcgen en Hauptstraße oder einem Hauptplatzc etc. etc. von den 
übrigen unterschieden. 

Vorgesetzte Behörde d er Stadt und des Bezirks, 

§ 13. Der ganzen Stadt ist ein Magistrat und j edem Bezirk ein Bezirksvorsteher vorge­
setzt. 

Tit. III. 

Von den Bürg ern und d e m Bürgerre chte 

Begriff a) vom Bürger 

§ 14. Ein Bürger oder Mitglied einer Stadtgcmeinc ist der, welcher in einer Stadt das 
Bürgerrecht b esitzt. 

b) vom Bürgerrechte 

§ 15. Das Bürgerrecht best eht in der Befugnis, städtische Gewerbe zu treiben und Grund­
stücke im städtischen Polizeibezirk der Stadt zu besitzen. \Vcnn der Bürger stirnrnfiihig 
ist, erhält er zugleich das Recht, an der \Vahl der Stadtverordneten teilzunehmen, zu 
öffentlichen Stadtiimtern wahlfähig zu sein, und in d eren Besitze die d amit v erbundene 
Teilnahme an der öffentlieb en Verwaltung nebst Ehrenrechten zu genießen. 

E inheit des Bürgerrechts 

§ 16. In jeder Stadt gibt es künftig nur c i n Bürgerrecht. Der U nterschied zwischen Groß­
und Kleinbürgern und jede ähnliche Abteilung der Bürger in mehrere Ordnungen wird 
daher hierdurch völlig a ufgehoben. 

E rlan gung des Bürgerrechts. Notwendige E igenschaften d er Bewerber 

§ 17. Das Bürgerrecht darf niemandem versagt werden, welcher in der Stadt, worin er 
solches zu erlangen wünscht, sich hiiuslich niedergelassen h at und von unbescholtenem 
Wandel ist. \Venn er bisher a n einem andern Orte gewohnt hat, muß er seine Aufführung, 
und wie er sich bis d ahin ehrlich geniihrt hat, durch Zeugnisse der dasigen Ortsbehörde 
nachweisen. 
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Zulassung des weiblich en Geschlechts 

§ 18. Auch unverheiratete Personen weiblichen Geschlechts können, wenn sie diese 
Eigenschaften besitzen, zum Bürgerrecht gelangen. 

K ein Unterschied des Standes, der Religion etc., 
jedoch mit bemerkten Einschränkungen 

§ 19. Stand, Geburt, R eligion und überhaupt persönliche Verhiiltnisse machen bei 
Gewinnung d es Bürgerrechts keinen Unterschied. Auch h ergebrachte Vorzüge der 
Bürgerkind er und b esondere Arten von Verpflichtungen der Unverheirateten etc. hören 
völlig auf, Kantonnistcn, Soldaten, Minderj ährigen und Juden kann das Bürgerrecht 
aber nur unter den vorscliriftsmäßigen Bedinguugen zugestanden werden. Dieselben, 
imgleicbeu die Menonisten, sind auch n ach Erlangung desselben in Absicht des Erwerbes 
vou Grundstü cken und des Betriebes von Gewerben den Einschriinkungen noch unter­
worfen, welch e durch Laudesgesetzc und Ortsverfassungen bestimmt sind. 

Ausuahme wegen Verbrechen 

§ 20. Jeder, der wegen eiues Verbrechens das Bürgerrecht verlieren würde, wenn er 
dasseliJe sch on besiiße, imgleich en jeder, der wegen eines Verbrechens zur Festung oder 
zu m Zuch thause auf drei Jahre oder zu einer h iir tern Strafe verurteilt ist und diese 
Strafe erlitten, oder noch zu erleiden bat, kann das Bürgerrecht nicht erlangen. 
§ 21. Wer schon zn einer Kriminaluntersuchung gezogen, aber zu einer geringern Strafe 
verurteilt, oder nur v orläufig losgesprochen ist, dem muß auf den Antrag der Stadtver­
ordneten das Bürgerrech t versagt werden. 

W egen Konkurs, Untersuchung und Kura tel 

§ 22. A uch im Konkurs b efan gene, wegen Verbrech en in Kriminaluntersu chung he­
g1·iffcn e und unter K uratel gesetzte P ersonen sind bis zu Ende des Konkurses, der Unter­
suchung und der Kuratel unfähig, das Bürgerrecht zu gewinnen. 

Verpflichtung zum Bürgerwerden. 

§ 23. Wer bis j etzt zum Bürgertum geh örige st1idtischc Gewerbe betrieb en oder Grund­
stücke in einer Stadt erworben haben sollte, ohne das Bürgerrecht b esessen zu haben, 
muß letzteres sogleich nach Publikation dieser Ordnung nachsuch en und erlangen, oder 
beziehungsweise das betriebene städtisch e Gewerbe n iederlegen und das erwor bene 
Grundstück veräußern. 

Wer das Bürgerrecht erteilt. 

§ 24. Das Bürgerrecht wird in allen Städten, sie mögen bisher mittelbare oder unmittel­
bare Städte genannt worden sein, imgleichen b ei allen Bürgern, ohne U nterschied, ob 
sie Deutsche, namentlich: Pfälzer, Franzosen oder von anderer Nation sind, vom Magi­
strat des Orts erteilt. Es fällt daher die Annahme von Bürgern durch a ndere Behörden, 
z. Il. durch dcu akademisch en Senat, ganz weg. Der Magistrat h at j edesmal vor E r­
t eilung des Bürgerrechts das Gutachten der Stadtverordneten darüber ein zuziehen, ist 
aber nur im Fall des § 21, und wenn gesetzlich e E inwendungen gemacht werden, daran 
gebunden. 

Allgem eine Rechte und Pflichten der Bürger, 

§ 25. J eder, der Bürger werden will, ist verbunden, dem Magistrat den Bürgereid zu 
leisten und muß sich darin verpflichten, diese Ordnung aufrecht zu erhalten und das 
Beste der Stadt nach seinen Kräften zu beförd ern. 
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Tragung städtischer Last en. 

§ 26. Einem j eden Bürger liegt die Verpflichtung ob, zu den städtischen Bedürfnissen 
aus seinem Vermögen und mit seinen Kräften die nötigen B eiträge zu leisten und über­
haupt alle städtischen Lasten verhältnismäßig zu tragen. 

Übernahme von Stadtämtern. 

§ 27. Er ist schuldig, öffentliche Stadtämter, sobald er dazu berufen wird, zu übernehmen 
und sich den Auftrügen zu unterziehen, die ihm zum Besten des Gemeinwesens der Stadt 
gemacht werden. 

Leistung anderer persönlichen Dienste 

§ 28 . Alle anderen persönlichen Dienste sind die Bürger zur Sich erheit der Stadt und in 
jedem Notfall zu übernehmen schuldig. 
Da auch eine Schützengilde in der Bürgerschaft zu den notwendigen Anstalten bei jeder 
Stadt gehört, so soll durch ein besonderes R eglement das Nähere darüber zur Achtung 
jedes Bürgers bestimmt werden. 

§ 29. \Venn nicht die persönliche Gegenwart der Bürger wegen außerordentlicher Ge­
fahr ausdrücklich gefordert wird, oder bei besondern Gattungen von Dienstleistungen 
vorgeschrieben ist, so können sie diese persönlichen Dienste durch andere t a ugliche 
P ersonen in ihrer Stelle verrichten lassen. 
§ 30. Kunst- und handwcrksmäßige Dienste sind die Bürger unentgeldlich zu leisten 
nicht v erpilichtet. 
§ 31. Von Staatsdienern und andern Personen im öffentlichen Amte und Berufe kann die 
p ersönliche Gegenwart bei Dien st en , welche sonst in P erson geleistet werden müssen, 
nur insofern, als ihre Amts- und Berufsverrichtung solche zuliißt, verlangt werden. Sie 
sind indessen taugliche Stellvertreter zu b estellen schuldig. 

Keine B efreiungen von persönlichen Leistungen 

§ 32. Befreiungen von allgemeinen persönlichen Leistungen der Bürger, sie mögen in 
Geldbctriigcn, oder in so nstigen Leistungen und Lasten bestehen, finden durchaus nicht 
statt und können so wenig von einzelnen Mitgliedern, als besondcrn Gesellschaften der 
Stadtgemeine erworben werden. Auch mit Einwilligung der Stadtgemcinc darf solches 
zum Nachteil der üb rigen Bürger nicht geschehen. 

§ 33. Bisher genossene persönliche Befreiungen hören daher völlig auf, ohne Unterschied , 
ob solche seither mit gewissen Gescbiiften und Würden nach hergebrachter Verfassung 
verbunden waren, oder ob sie auf and ere W eise erlangt sind. 

Betrieb der Gewerbe 

§ 34. Sämtliche Bürger einer Stadt, welche sieh daselbst häuslich niedergelassen haben, 
sind berechtigt, mit Genehmigung d es Magistrats ein jedes erlaubte Gewerbe zu be­
treiben, welches nicht in eine gewisse Zunft oder Innung eingcschriinkt ist . 
In Absicht d er zünftigen Gewerbe bleibt es bei den allgemeinen und bcsondcrn Vor­
schriften und Verfassungen, insoweit und solange, als der Staat die darnach bestehende 
Einrichtung nicht ändert. 

§ 35. Vorst iidtiscbe Einwohner können nur insoweit die bürgerlichen Gewerbe außer den 
Riugmaucrn der Stadt betreihcn , als n ach der bestehenden indirekten Steuerverfassung 
der Betrieb derselben daselbst erlaubt ist. 
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V crpflichtung abwesender Bürger 

§ 36. Abwesende Bürger sind schuldig, taugliche Stellver treter am Orte selbst zu er­
n ennen, a n welchen man wegen aller L asten und Pflichten sich halten k ann, und die 
überall d ie Stelle des Abwesenden vertreten müssen. 

Verlust des Bürgerrechts durch Veränderung des Wohnsitzes 

§ 37. \Ver seinen \Vohnsitz an einen anderen Ort verlegt, verliert dadurch das Bürger­
recht in der verlassen en Stadt. \Vill er solches erhalten, so muß er binnen drei Mona ten 
n ach seinem Abzuge die E rlaubnis da zu beim Magistra t n achsuchen, welcher diesen 
Antrag den Stadtverordneten zum Gutachten vorzulegen und nach Maßgab e des 
letztcrn die E rla ubnis zu erteilen und zu versagen h a t. 

D urch bloße Entfernung a us der Stadt 

§ 38. Bürger, welche, ohne einen andern \Vohnsitz zu nehmen , sich aus der Stadt ent­
fernen und wegen ihrer bürgerlich en Lasten und Pflichten keinen Stellvertret er a m 
Orte ernennen, verlieren das Bürgerrecht binnen zwei J ahren . 

Durch Verbrechen etc. 

§ 39. ·w er für ehr los erklärt, des L andes verwiesen oder nach ergriffener Flucht des T odes 
schuldig erkannt worden, verliert sein Bürgerrecht sofort. Dasselbe trifft j eden, der 
eines Meineides, Urkundenfälschung, u n redlicher Vormundschafts-Verwaltung und 
sonst eines qualifizier ten Betrugs vom Richter überführt worden ist. Andere Verbrech en 
h aben den Verlust desselben nur alsd ann zur notwendigen F olge, wenn darauf nach 
Vorschr ift der Kriminalgeset ze ausdrücklich erkannt, oder der Verbrech er zum dri tten­
mal mit einer K riminalst rafe für begangene Verbrechen belegt worden ist . Doch k ann 
jeder, d er sich durch niederträchtige H andlungen verdächtig gemacht oder wegen eines 
Verbrech ens Kriminalst rafe erlitten ha t, durch einen Schluß der Stadtverordnet en des 
Bürgerrech ts für verlustig erklärt werden. 

Tit. IV 

V o n d e n S chutzve rwand te n 

Begriff 

§ 40. Alle E inwohn er, welche das Bürgerrech t nicht gewo nnen h aben, heißen in Be­
ziehung auf d as städtische Gerneinevcrh ält nis: Schutzverwandtc. 

R echte und P flichten - Verhiiltnis zur Obrigkeit 

§ 41. Dieselben sind gleich den Bürgern in a llen Polizei- un d Gemeine-, mithin a uch in 
d en Gewerbe-Angelegenheiten der Or tspolizeibehörde, dem Magist ra t nebst den sonst 
d azu bestellten Behörden un d deren Anordn ungen u nterworfen. 

E rlaubnis zum Gcwcrbsbctr icb nach der Verfassung 

§ 42. Solange sie nicht durch E rlangung des B ürgerrechts aus d er Klasse der Schutz­
v erwandten h erau sgetreten sind, dürfen sie nur solche b ürgerlichen Gewerbe betreiben, 
wozu es verfassungsmiißig des B ürgerrech ts nicht bedarf. 

Keine anderen Hechte wirklich er B iirgcr 

§ 43. Auf andere R ech te wirklicher B iirgcr, welche d iesen als Mitglieder der Stndt­
gemeine zukommen, haben sie keinen Anspruch. 
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Konkurrenz zu den Gemeinlasten 

§ 44. Sie sind schuldig, n ach Maßgabe ihres Gewerbes und ihrer Vermögensumst ände, 
in einem angemessenen V crhältnisse mit den Bürgern zu den städtischen Lasten und 
Pflichten, imglcichen zu den öffentlichen Anstalten, wenn sie den Vorteil derselben mit­
genießen, beizutragen; wobei es sich von selbst verst eht, daß die §§ 32 und 33 wegen 
Unzulässigkeit der persönlichen Befreiungen erteilten Bestimmungen auch auf die 
Schutzverwandten Anwendung finden. 

Konkurrenz zu persönlichen Diensten ., 

§ 45. In Ermangelung näherer Bestimmungen sind sie jedoch zu persönlichen Diensten 
nur in dringenden Notfällen, wo die Mitwirkung der eigentlichen Bürger zur Abwendung 
einer der Stadt drohenden Gefahr nicht hinreichen würde, verpflichtet. Wegen der 
Staatsdiener und anderen P ersonen im öffentlichen Amte und Berufe finden dabei die 
Bestimmungen des vorigen Titels auch hier Anwendung. 

Tit. V. 

Von den Stad tg c m e in e n_ 

Begriff 

§ 46. Der Inbegriff sämtlicher Bürger der Stadt macht die Stadtgcmcinc oder die 
Bürgerschaft aus. Alle diej enigen, welche in der Bürgerrolle eingetragen st ehen, sind 
also als Mitglieder der Stadtgemeinc zu betrachten. 

Magistrat, Vorsteher der Stadtgcmcinc 

§ 47. Der Magistrat d es Orts ist der Vorsteher der Stadt, dessen Befehlen die Stadt­
gcmeinc unterworfen ist. Seine Mitglieder und die Subjekte zu den öffentlichen Stadt­
ämtern wählt und präsentiert die Bürgerschaft. 

Stad tvcrordnctc 

§ 48. Die Bürger schaft selbst wird in allen An gelegenheiten des Gemeinwesens durch 
Stadtverordnete vertreten. Sie ist befugt, dieselbe aus ihrer Mitte zu wählen . 

Besondere R echte und Verfassungen der Stadt 

§ 49. Privilegien und K onzessionen, welch e der Stadtgemcine vom Staate erteilt sind, 
sowie auch die unter Genehmigung des Staat s früher bereits abgefaßten Beschlüsse der­
selben und sonstigen Verfassungen dürfen den Bestimmungen dieser Ordnung nicht 
entgegenst ehen und sollen nur insoweit, als dies nich t d er F all ist, gültig sein, zu dem 
Ende aber bei jeder Stadt in ein besonderes Statut zusammengetragen werden. 

§ SO. In diesem Statut, welches der Magistrat des Orts entwirft und worüber die Stadt­
v erordneten sich erklären, soll zugleich n äher bestimmt werden, welche Gewerbe von 
d en Schutzverwandten d er Stadt betrieben werden können und welche das Bürgerrecht 
voraussetzen. 

§ 51. Das Statut selbst aber muß binnen drei Monaten nach Publika tion dieser Ordnung 
zur Prüfung und Genehmigung d er Landesbehörde gelangen, und nueh erfolgter Be­
stätigung desselben kann die Ge meine ohne Vorwissen und Gen ehmigung des Stunts 
eben so wenig dieses Statut als die Ordnung selbst abändern, indem d er Staat allein 
befugt ist, solche zur u!Jgcmcinen Norm für die Zukunft zu erklä ren oder aufzuheben. 
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Gemeinschaftliches Stadtvermögen 

§ 52. Der Bürgerschaft liegt es ob, dahin zu sehen, daß das zu gemeinsamen städtischen 
Zwecken bestimmte Vermögen dem gemäß und zum Besten der Stadt verwandt werde. 

Bürgervermögen 

§ 53. Auch in Ansehung desjenigen Teils des gemeinschaftlichen Vermögens, wovon die 
Nutzungen lediglich für die einzelnen Mitglieder der Bürgergemeinc bestimmt sind, ist 
die Stadtgemeinc berechtigt, zum Besten der Stadt, sowohl für die jetzigen als künftigen 
Mitglieder der Gemeine auf diese Nutzungen Verzicht zu leisten und solche zu gemein­
schaftlichen Zwecken der Stadt zu bestimmen; wobei es keiner gerichtlichen Verhand­
lungen, sondern nur eines gesetzlich abgefaßten Beschlusses der Stadtverordneten und 
dessen Bestätigung von seiten des Magistrats bedarf. 

Vermögen ganzer KJassen und Korporationen 

§ 54. Bei ganzen KJasscn und Korporationen in der Stadtgcmcine, soll nur in den Fällen, 
wenn solche eigene Vorsteher und Verwalter haben, denselben unter Aufsicht der Stadt­
gemeine und d es Magistrats die Verwaltung ihres gemeinschaftlichen Vermögens über­
lassen, sonst aber letztere von der Stadtgemeinc besorgt werden. 

Anstalten und Stiftungen mit ihrem Vermögen 

§ 55. Die zu gemeinsamen oder öffentlichen Zwecken bestimmten, der Stadt zugehörigen 
Anstalten und Stiftungen stehen mit ihrem Vermögen unter der Aufsicht der Stadt­
gcmcine. 

Aufbringung des fehlenden Bedürfnisses 

§ 56. Dieselbe ist indessen verbunden, alles dasjenige, was zur Befriedigung des öffent­
lichen Bedürfnisses der Stadt erfordert wird und aus dem Gemeine-Einkommen nicht 
bestritten werden kann, auf die Stadteinwohner zu verteilen und aufzubringen. 

K eine Prägrnvation einzelner 

§ 57. Die Stodtgcmcine ist nicht berechtigt, durch Stimmenmehrheit einem oder etlichen 
Mitgliedern neue Lasten oder Verpflichtungen aufzuerlegen, oder einem oder dem 
andern gesellschaftliche Rechte zu entziehen oder einzuschränken, sobald nicht gesetz­
liche Gründe solches rechtfertigen . 

Befreiungen auf Privatgrundstücken. 
a) Keinen Erwerb neuer 

§ 58. So wenig als nach dem § 32 seq. im III. Titel Befreiungen von allgemeinen per­
sönlichen Lasten der Stadt künftig unter irgendeinem Vorwande st a ttfinden sollen, 
eben so wenig ist auch die Stadtgemcine befugt, Privatgrundstücke von irgend einer 
Gemeinelost zu befreien, möge solche in Abgaben, andern Leistungen oder Duldungen 
bestehen. Privatgrundstücke, welche nicht bereits bei Publikation dieser Ordnung der­
gleichen Befreiungen rechtsgül tig erworben und besessen haben, können solche über­
haupt auf keine Art mehr erlangen. 

b) Beschränkung der bestehenden auf den Besitz 

§ 59. Bei Privatgrundstücken ober, die sich wirklich im Besitz einer rechtsgültig erwor­
benen Befreiung befinden, wird der Umfang der Befreiung ausdrücklich dahin be­
schränkt, daß solche nur im gewöhnlichen Zustande der Dinge und in keiner weitern 
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Ausdehn ung, als dieselbe bisher von dem einzelnen Grundstücke besessen worden, 
fcrnerweit statt finden sollen und anerkannt werden dürfen. 

c) B efugnis zur Ablösung 

§ 60. Die Stadtgemeine ist au ch befu gt, diese Befreiungen ohne Unterschied, von welcher 
Gattung sie sein mögen, den Besitzern der betreffenden Grundstücke gegen grund­
sätzliche Entschädigung abzukaufen. 
Die Grundsätze zum Verfahren bei dieser Ablösung werden in einer allgemeinen Ver­
ordnung bestimmt werden. 
Sobald dies gescheh en ist, kann die Bürgerschaft von ihrer B efugnis zu jeder Zeit Ge­
brauch m achen. 

Beiträge neuer Mitglieder zu schon vorhandenen Gemcineschulden 

§ 61. J edes Mitglied der Bürgerschaft übernimmt, ohne daß es deshalb einer Bekannt­
machung bei seiner Aufnahme bedarf, die Verpfilchtungen seines Verhältnisses, mithin 
auch die Verbindlichkeit, die nötigen Beiträge zur Berichtigung schon vorhandener 
Gemeinschulden gleich andern Bürgern zu leisten. 

Austritt aus der Gemeine und Ausgleichung wegen der Vorteile und Lasten 

§ 62. Hat ein Mitglied der Stadtgemeine die gesellschaftlichen Vorteile eines Jahres 
ganz oder zum Teil bereits genossen, so kann dasselbe vor Ablauf dieses Jahres nicht 
anders austret en, als wenn es auch alle in dieses Jahr fallenden Last en entrichtet, oder die 
Stadtgemeine dafür entschädigt. Sonst steht es jedem frei, ohne weiteres nach Gut­
befinden auszuscheiden, nur muß dieser Vorsatz j ederzeit dem Magistrat zuvor angezeigt 
werden. 

Befugnis über die einzelnen Mitglieder 

§ 63. Inwieweit Mitglieder der Gemeine, welche dem gemeinschaftlichen Zweck vor­
sätzlich oder sonst beharrlich zuwider handeln, von den Stadtverordneten aus der 
Gemeine gestoßen, ihnen Rechte, die den einzelnen Mitgliedern als solchen zukommen, 
entzogen , ihre Lasten vermehrt, oder sie sonst von ihnen gestraft werden können, soll 
in dieser Ordnung unter den betreffenden Titeln für die einzelnen Fülle, wo die dies­
füllige Berechtigung eintritt, ausdrücklich bestimmt werden. 

§ 64. Dieses Strafrecht gegen die Mitglieder wird ohne besondere Form, bloß mit Be­
obachtung der hierin vorgeschriebenen Modalitäten und innerhalb der hierin bestimmten 
Grenzen ausgeübt. 

§ 65. Die B erufung auf die vom Staate angeordneten Richterstühle findet gegen solche 
Strafverfügungen nicht statt, sobald die Klage nicht darüber geführt wird, daß die 
Grenzen des Strafrechts überschritten seien. 

§ 66. Außer den in dieser Ordnung speziell bestimmten Füllen hat aber die Stadtgemeine 
als solche durchaus kein Strafrecht gegen ihre Mitglieder. 

Ausübung der R echte der Gemeine 

§ 67. Von allen nach I nhalt dieser Ordnung der S tadtgemeine beigelegten oder der­
selben sonst zustehend en Rechten wird einzig und a llein die Befugnis der Stadt­
verordneten-\Vahl von der Stadtgemeinc in der Gesamtheit ausgeübt . 

§ 68. Alle übrigen inneren sowohl als iiußeren Angelegenheiten d er Stadtgemeine werden 
durch Beratschlagungen und Schlüsse ihrer n ach der Vorschrift des folgenden Titels 
erwählten Stadtverordneten angeordnet, es mögen diese Angelegenheiten die Stadt­
gemeine, als eine moralische P erson betrachtet, oder die Mitglieder derselben, als solche, 
betreffen. 
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Tit. VI. 

Von d e n S ta dtv e r o rdn e t e n 

Absch nitt 1 

Von d er Wahl und dem Wechsel derselben 

Notwendigkeit der Stadtverordneten und deren Best ellung 

§ 69. Die Vertretung der St adtgcmeine oder Bürgerschaft durch Stadtverordnete ist 
notwendig, weil j ene a us zu v ielen Mitgliedern besteht, als daß ihre Stimmen über 
öffentliche An gelegenheiten jedesmal einzeln vernommen werden könnten. 
Deshalb soll in jeder Stadt, nach deren Größe, der Wichtigkeit der Gewerbe und d em 
Umfange der Angelegenheiten des Gemeinwesens, eine angemessene R epräsenta tion der 
Bürgerschaft bestellt werden und künftig bestehen. 

:zahl derselben und deren B estimmung 

§ 70. In kleinen Stüdten werden 24 bis 36, in mittlern 36 bis 60 und in großen 60 bis 
102 geeigen schaftctc Mi tglieder der Stadtgemeiue d azu er wählt. 
Innerhalb dieser Grenzen hat jeder Magistra t, mit Zuziehun g der jetzigen Bürgcr­
schaftsvorstehcr, nach dem Bedürfnis des Orts bchufs der ersten Wahl die zu bestellende 
Anzahl zu bestimmen. 

Stellvertreter der Stadtverordneten 

§ 71. Damit aber durch Todesfälle, langwierige Krankheiten und lange Geschäftsreisen 
die Anzahl der Stadtverordneten nicht während des Zeitraumes, für welchen sie best ellt 
sind, vermindert werden möge, so werden jedesmal bei der Wahl der Stadtverordneten 
eben so viele StcUvertreter derselben erwiihlt, als der dritte Teil der neucrwühltcn 
Stadtverordneten ausmacht. 

Wahl nach Bezirken 

§ 72. Die W ahl der Stadtverordneten und Stellvertreter dcrselJien wird in den ver­
schiedenen (nach § 11. seq. im II. Titel zu bildenden) Bezirken der Stadt bewirkt. Die 
Zahl der im Ganzen zu wühlenden Subjekte muß daher auf die W ahlbezirke n ach Ver­
hältnis d er darin vorhandenen stimmfähigen Bürger verteilt werden. 

Nicht nach Ordnung, Zünften und Korporationen, von allen 
stimmfühigen Bürgern 

§ 73. Die Wahl der Stadtverordneten nach Ordnungen, Zünften und Korporationen 
in den Bürgerschaften wird dagegen hierdurch völlig aufgehoben. E s nehmen an den 
Wahlen alle stimmftihigen Bürger Anteil, und es wirkt jeder lediglich als Mitglied der 
Stadtgemciuc ohne alle Beziehung auf Zünfte, Stand, Korporation und Sekte. 

Stimmfühigkeit 

§ 74. Das Stimmrecht zur Wahl der St adtverordneten und Stellvertreter steht zwar in 
der R egel jedem Bürger zu ; jedoch sind als Ausnahmen folgende davon ausgeschlossen: 

a) Diejenigen, welche nach den §§ 20 und 22 im III. Titel unfähig sein würden, das 
Bürgerrecht zu erlangen, wenn sie solches nicht schon besüßen, 
b) Magistratsmitglicder, während der Dauer ihres Amts, 
c) Bürger weiblichen Geschlechts, 
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d) Unangesessen e Bürger - in großen Städten, deren reines Einkommen noch nicht 
200 Rtlr. - und in mittleren und kleinen Städten, deren reines Einkommen noch nicht 
150 Rtlr. jährlich beträg t, und 

c) P er sonen, welchen als Strafe das Stimmrecht entzogen ist. 

§ 75. Außerdem können Bürger , w elche einer v on den § 21 im III. Titel bestimmten 
Vorwürfen trifft, nur mit Einwilligung der Sta dtverordneten-Ver sa mmlung und bis 
dahin, daß let zt er e nach dieser Ordnung organisiert worden, auf keinen Fall eine Stimme 
b ei besagten W ahlen abgeben. 
§ 76. Ob nnangesessene Bürger das § 74 unter d em Buchstaben d) bestimmte reine Ein­
kommen besitzen, soll von den Stadtverordne ten geprüft und bestimmt werden. In der 
R egel genügt die Wissenschaft der prüfenden Stadtverordneten, daß der Bürger das 
geordnet e r eine Einkommen wirklich besitze. 
B ehufs der erst en Stadtverordnetenwahl geschieht die Prüfung und B estimmung vorn 
Magistra t, mit Zuzichung der j etzigen Bürgersch aftsv ors t eher. 
§ 77. W er einmal als s timmfähig angenommen ist und eine r Wahl mit beigewohnt hat , 
kann nur nach sorgfältiger Prüfung und gewissenhafter Ü berzeugung der Stadtver­
ordne ten , durch deren B eschluß deshalb, weil sein jähriges E inkommen zu geringe sei, 
davon wieder au sgeschlossen werden. 
§ 78. Ebenso kann j eder Bürger, welcher aus diesem Grunde bis dahin nicht stimmfähig 
war, zum Stimmrecht gelangen, sobald die Stadtverordneten-Ver sammlung sich über­
zeugt, daß sein E inkommen von dem vorgeschriebenen B elange sei. 

Führung der Bürgerrollen n ach den B ezirken 

§ 79. Der Magistra t h at von der ganzen Stadt, und zwar von j edem Bezirk der selben 
besonders, eine zuverlässige Bürgerrolle zu führen. 
In dieser Bürgerrolle is t in einer besonderen Kolonne zu vermerken, ob der Bürger 
s timmfähig sei oder nicht. 
§ 80. Die Versammlung der Stadtverordneten hat jährlich v or der n euen \Vnhl die 
Bürgerrollen in Beziehung auf Stimmfähigkeit zu untersuchen, diejenigen, welche das 
erforderliche r eine Einkommen e rst erlang t haben, in Zugang zu bringen , und diej enigen, 
deren Vermögen so abgenommen h at, da ß sie das v orschriftsm äßige reine E inkommen 
nicht m ehr besitzen, auszustreichen. 

Erscheinen der Stimmflihigcn in der Wahlver sammlun g ihres B ezirks 

§ 81. Jeder stimmföhige Bürger ist v erbunden, in der \Vahlvcrsammlung des Bezirks, in 
d essen Bürgerrolle er eingetragen st eht, in P erson zu e rscheinen oder sich mit geset z­
lichen Gründen beim Bezirksvorst eh er zu entschuldigen. E r kann weder in einem 
andern Bezirk, noch durch einen Bcvollmlichtigten das Wahlrecht ausüben. Insofern e r 
f!einen Wohnort im Laufe des letzten Jahres in einen andern B ezirk verlegt h a t, muß 
er sich b eim Magistrat erkundigen, ob er auch gehörig in die R olle des B ezirks, worin er 
wohnt, übertragen ist. 
§ 82. B ei j eder Wahlver sammlung werden diej enigen, welche sich eingefund en ha ben , 
mit der Bürgerrolle des B ezirks verglichen. Sollte aus Irrtum jemand erschienen sein, 
der nicht zu dem \Vahlbczirk gehört oder nicht stimmflihig ist, so wird e r deshalb 
bedeutet und muß sich entfernen. 

Nachteilige Folgen des Ausbleibens 

§ 83. Die etwa ausgebliebenen stimmflihigen Bürger werden durch die B eschlüsse der 
anwesenden v erbunden . Sollte jemand so wenig Bürgersinn besitzen, daß er, ohne sich 
auf eine gesetzliche Art entschuldigt zu haben, wicdcrholentlich nicht er schiene, so 
sollen die Stadtver ordnet en befugt sein, ihn durch ihren Beschluß des Stimmrechts und 
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d er Teilnahme an der öffentlichen Verwaltung für verlustig zu erklären, oder auf gewisse 
Zeit davon auszuschließen. 

Wahlfähigkeit 

§ 84. W ahlfähig ist jeder Bürger, der ein Stimmrecht hat, außerdem aber niemand. 
Nur in dem Bezirk , wo der stimmfähige Bürger verzeichnet ist, darf er gewählt werden. 
In d iesem kann solches geschehen , er mag bei der \Vahlversamrnlung anwesend sein oder 
nich t. 
§ 85. Von den in jedem Bezirk zu erwählenden Stadtverordneten und Stellver t retern 
müssen wenigstens zwei Drittel mit Häusern in der St adt angesessen sein. 

Zeitraum, für welchen die Subjekte gewählt werden, und deren Wechsel 

§ 86. Die Stad tverordneten sowohl, als auch die Stellver treter, werden auf drei J ahre, 
und zwar bei der ersten Wahl mit der vollen Anzahl, bei den folgenden \Vahlen aber 
j edesmal mi t einem Dr ittel derselben gewählt. Dagegen scheidet jährlich ein Drittel aus, 
und dieses Drittel wird am E nde des ersten und zweiten Jahres durchs Los, hiernächst 
aber jederzeit durch das Dienstalter bestimmt. Im zweiten J ahr kann aber nur unter 
d enen gelost werden, welche schon zwei Jahre Stadtverordnete gewesen sind, und das­
selbe gilt von den Stellvertretern. 

W ahlversamrnlung 

§ 87. In j edem J ahre versammeln sich die stimmfähigen Gemeindeglieder der Stadt in 
einem für jeden Ort ein für allemal zu bestimmenden Monnt zur Wahl der Stadtver­
ordneten. Sie nimmt allemal nach vorhergegangener gottesdienstlicher H andlung ihren 
Anfang. 

R egulierung derselben 

§ 88. Der Magistrat bestimmt Tag, Stunde und Ort der Versammlung und deputiert für 
jeden Bezirk einen Kommissarius aus seiner Mitte oder den Bezirksvorsteher. Dieser 
Kommissarius hat den Vorsitz, jedoch nur in den hierin ausdrücklich bestimmten F ällen 
eine Stimme bei der Wahlversammlung. 

Einladung dazu 

§ 89. Die Einladung geschieht wenigstens 14 Tage vor dem Wahltage ,und zwar in 
solchen Städten, wo Zeitungen und Intelligenzblätter erscheinen, durch zweimaliges 
Einrücken in diese öffentlichen Blätt er und durch Anschläge an den Kirchentüren und 
anderen dazu schicklichen Orten. In anderen Städten soll solche gleichmäßig durch 
Anschläge zweimal und von den Kanzeln bewirkt werden. 

Eröffnung derselben 

§ 90. Das W ahlgeschäft beginnt in d er Art, daß der Magistr ats-Kommissarius die §§ 79 
bis 104 in diesem Abschnitt laut und deutlich vorliest und hiernächst bekann t macht, wie 
viele Personen überhaupt zu wählen sind und wie viele H ausbesitzer darunter mindestens 
begriffen sein müssen. 

Wahl eines Wahlaufsehers nebst Beisitzer 

§ 91. Sodann schreiten die Versammelten zur W ahl eines W ahlaufsehers und dreier 
Beisitzer aus ihrer Mitte. 
Der Bezirksvorsteher schlägt zu diesem P osten die P ersonen vor, und die anwesenden 
stimmfiihigen Bürger beschließen darüber durch Stimmenmehrheit. 
Wenn die Stimmen gleich sind, gibt die Stimme des Kom missarius den Ausschlag. 
Die St immen werden bei diesem Geschäft auf dem kürzesten Wege, durch Aufhebung 
der H ände, abgegeben. 
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Geschäfte derselben 

§ 92. Dem Wahlaufseher und den Beisitzern liegt es ob, auf den ordnnngsmäßigen Gang 
der Wahl der Stad tvcrordnctcn und Stellvertreter derselben zu achten und die dabei 
vorkommenden speziellen Geschäfte zu besorgen . Von den Beisitzern führt der eine das 
\Vahlprotokoll und der zweite die Kandidatenliste. Der dritte bewirkt den Umlauf des 
Gefäßes zur E insammlung der Stimmen, und der \Vahiaufschcr eröffnet dieses Gefäß. 

Vorschlag der Kandidaten 

§ 93. J edem stimmfähigen Bürger steht es frei, einen Kandidaten laut vorzuschlagen und 
kurz zu b emerken, was zu seiner Empfehlung dient. Dieser wird in der List e der \Vahl­
kandidaten verzeichnet. \Verd en Nichtwahlfähige vorgeschlagen, so protestiert der 
Magistrats-Kommissarius, mit Anzeige d es Grundes, gegen den Vorschlag. Außerdem 
hat er aber k ein Recht, gegen den Vorschlag etwas einzuwenden. 

Stimmensammlung 

§ 94. Über die Wahlkandidaten werden die Stimmen der Reihe nach gesammelt. 
Jedes Mitglied erhält ein weißes und ein schwarzes Zeichen, wovon jenes für und dieses 
wider den Kandidaten gilt. E s geht alsdann ein verdecktes Gefäß herum, in welches von 
jedem eins dieser Zeichen geworfen wird. Das zweite Zeichen muß j edes Mitglied in ein 
anderes verdecktes Gefäß zurücklegen. 

§ 95. Das erstere Gefäß, worin die Stimmen gesammelt worden, wird vor d e r V c r s am m-
1 un g vom \Vahlaufseher geöffnet und die Wahl für richtig erklärt, wenn so viele Zeichen 
von beiderlei Farben zusammen vorgefunden werden, als Wähler gegenwärtig sind. Wer 
die Stimmenmehrheit wider sich hat, wird auf der Kandidatenliste gelöscht. Wer sie für 
sich hat, wird mit der Anzahl der ihm günstigen Stimmen in die Kandidatenliste b emerkt. 
Sind die Stimmen gleich, so entscheidet die Stimme des Kommissarius. 

§ 96. Ist über sämtliche verzeichneten Kandidaten gestimmt, so vergleicht man die 
Anzahl derer, die die Stimmenmehrheit für sich haben, mit der Anzahl der von dem 
betreffenden Bezirk zu wählenden Stadtverordneten und Stellvertreter derselben und 
untersucht, wie viele von j enen Hausbesitzer sind. 

§ 97. Sind die nötigen Subjekte noch nicht vorhanden oder darunter weniger Haus­
besitzer b egriffen, als erfordert worden, so können zur Ergänzung der Fehlenden und zur 
ferncrwcitcn Stimmensammlung Kandidaten sich seihst melden, oder andere Mitglieder 
n eue Vorschläge machen . Die hicrnächst noch fehlenden müssen der \Vahlaufsehcr und 
dessen Beisitzer nach der R eihe vorschlagen. 

Niihcre Bestimmung der Stadtverordneten und Stellvertreter derselben 

§ 98. Von diesen mit d er Stimmenmehrheit verzeichneten Kandidaten werden diejenigen, 
welche die meisten Stimmen für sich haben, Stadtverordnete und die übrigen Stellver­
treter derselben. Sind mehrere Kandidaten mit der Stimmenmehrheit vermerkt, als 
Subjekte zu wählen, so scheiden diejenigen aus, welche die wenigsten Stimmen für sich 
haben. 

§ 99. Findet sich aber, daß bei diesem Verfahren die erforderliche Anzahl von Hausbe­
sitzern unter den Stadtverordneten nicht begriffen sein würde, so werden zuerst so viele 
Hausbesitzer als nötig sind, nach der Rangordnung, welche ihnen die Anzahl der Stim­
men gibt, und hierniichst nur so viele, als a ußerdem erfordert werden, von den übrigen 
mit der Stimmenmehrheit verzeichneten Kandidaten zu Stadtverordneten bestimmt 
und angezeig t. 

§ 100. Ebenso wird es b ei Ernennung der Stellvertreter derselben gehalten. 
Indessen genügt es hierbei schon, wenn so viele Hausbesitzer, als zu Stadtverordneten 
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und Stellvertretern derselben zusammen n ötig sind, sich überhaupt in beiden Klassen 
befinden. 
§ 101. Wenn mehrere mit der Stimmen mehrheit v erzeichnet e K andidat en gleich viele 
Stimmen für sich h aben, so h a t , wenn es darauf ankommt, wer von ihnen Stadtverord­
neter oder Stellvertreter derselben werden oder für diese \'\' ahl ausscheiden soll, allezeit 
der im Bezirk mit einem Grundstück e angesessene Bürger v or dem unangesessenen den 
Vorzug. Läßt sieh hiernach die Sache nicht entsch eiden, so muß solches durchs Los 
geschehen. 

Fassung des Wahlprotokolls 

§ 102. Das W ahlprotok oll soll die Zahl der anwesenden Mitglieder enthalten und mit 
einer n a mentlichen Liste der fehlenden , imglcichen mit den öffentlichen Blättern und 
Attesten der Pfarrer begleitet sein, wodurch die E inladung zu der Wahlversammlung 
geschehen ist. 
§ 103. Die erwählten Stadtverordneten und Stellvertreter müssen sämtlich im Wahl­
protokolle mit ihrem Cha rakter, Gewerbe, Vor- und Familiennamen, imglcichcn mit der 
Bemerkung v erzeichnet werden, oh sie Hausbesitzer sind oder nicht. 
§ 104. Sodann folgt die E rklä rung, daß solchen durch diese ·wahl diejenigen R echte und 
Verbindlichkeiten beigelegt wi.U:den, welche den Stadtverordneten und Stellver tretern 
derselben nach den b esteh enden Gesetzen zukommen. 

Unterschrift desselben 

§ 105. Hierniichst wird d as \Vahlprotokoll der W ahlversammlung von dem Wahlauf­
seher laut vorgelesen und von dem Magistrats-Kornmissarius dem Bezirksvorst eher, 
insofern dieser nicht zu gleich Magistrats-Kommissarius ist, eiern \Vahla ufsch cr, den 
dreien Beisitzern und sechs andern Mitgliedern der Versammlung, die nicht zu erwählten 
Stadtverordneten und Stellvertretern gehören , unterschrieb en. 

Beförderung desselben an den Magistrat 

§ 106. Das W ahlprotokoll wird nach beendigt em Gesch äfte von dem Magistrats-Kommis­
sarius sofort eiern Magistrat übergeb en. 

, Prüfung und Bestätigung der Wahl 

§ 107. Der Magistrat läßt j edes Wahlprotokoll, sowie es eingeht, von der Stadtver­
ordneten-Versammlung prüfen, bestätig t sodann die Wahl, insofern sich dagegen nichts 
wesentliches zu erinnern findet, und fer t igt a uf den Grund der \Vahlprotokollc eine v on 
ihm beglaubigte Nachweisung von sämtlichen solchcrgcstalt erwählten Stadtverord­
n eten und Stellvertretern der Stadtverordneten-Versammlung zu . Bei der er sten \Vahl 
geschieht die Prüfung vom Magistrat mit den jetzigen Bürgerschafts-Vorstehern . 

Abschnitt II. 

Von d e n R ec hte n und V erh ii ltni sscn d er S t a dtve rordn e t e n 

' Gesetzlich e Vollmacht der Stadtverordneten 

§ 108. Die Stadtverordneten erhalten durch ihre \Vahl die unbeschränkte Vollmacht, 
in allen Angelegenheiten des Gemeinwesens der Stadt die Bürgergcmcinc zu v ertret en , 
sämtliche Gcmcine-Angclcgcnhcitcn für sie zu besorgen und in Betreff des gemein­
sch aftli chen Vermögens, der R echte und d er Verbindlichkeiten der Stadt und der Bür­
gersch aft, n a mens derselben, verbindende Erklärungen abzugehen. 
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§ 109. Besonders sind sie b efugt und verpflichtet , die zu den öffentlichen B edürfnissen 
der Stadt nötigen Geldzuschüsse, Leistungen und Lasten auf clie Bürgerschaft zu ver­
t eilen und zu deren Aufbringung ihre Einwilligung zu geb en ; auch iiberbaupt die ge­
m einen Lasten und Leistungen zu regulieren. 

§ llO. Die Stadtverordneten sind berechtigt, alle diese Angelegenheiten, ohne Rück­
sprache mit der Gemeine abzumachen, es mögen solche nach den bestehenden Gesetzen 
bei den K orporat ionen v on der Zustimmung der Mehrheit der Mitglieder oder jedes 
einzelnen Mitglied s abhangen. Sie bedürfen dazu weder einer besonderen Instruktion 
oder Vollmacht der Bürgersch aft, noch sind sie verpßicbtet, d erselben über ihre Be­
schlüsse R ech enschaft zu geben. 
Das Gesetz und ihre Wahl sind ihre Vollmacht, ihre Üb erzeu gung und ihre Ansicht 
vom gemeinen Besten der Stadt ihre Instruktion, ihr Gewissen aber die Behörde, der sie 
desh alb R echenschaft zu geben haben. Sie sind im vollsten Sinne Vertreter der ganzen 
Bürgerschaft, mithin wenig Vertreter des einzelnen Bezirks, der sie gewühlt bat, noch 
einer K orporation, Zunft etc., zu der sie zufällig geh ören. 

Beschränkung des Gebrauchs der Vollmacht 

§ lll. Die Stadtverordneten haben a ber nicht einzeln, sondern nur in der Gesamtheit die 
Befu gnis, durch gemeinscha ftlich e Beschlüsse, nach n ähcr m Inhalte dieser Ordnung, 
von der gesetzlich en Vollmacht Gebrauch zu m achen . 

Bildung einer Versa mmlung 

§ ll2. In jedem Orte bilden die Stadtverordneten eine eigen e Versammlung unter dem 
Namen: Stadtverordneten zu ... 

nur aus Stadtverordneten 

§ ll3. Niemand , der nicht wirklicher Stadtverordneter ist, soll den Sitzungen derselben 
b eiwohnen. 
Die Annahme eines bcsondern, zur Zahl der Stadtverordneten nicht geh örigen Rech ts­
v erständigen für die Versammlungen der Stadtverordneten d arf daher unter keinem 
Vorwande st a ttfinden. 
Der Syndikus des Magistrats wird solchen bei Beratungen über r echtliche Gegenstände 
den Vortrag machen. 

ohne Besoldung 

§ ll4. Alle Stadtverordnetcnstellen müssen unentgeltlich verwaltet werden, und es wird 
j ede R emuner ation einzelner Stadtverordneten um so m ehr ausdrücklich untersagt, als 
die Annahme solcher R emunerationen ohnehin sch on Mangel an Gem einsinn verra ten 
würde. 
Auch Sporteln und Immunitii ten jeder Art sind unzulässig. 
Nur h arc Auslagen dür fen erst attet werden. 
§ ll5. J eder Stadtverordnete wird dagegen durch das Vertrauen, welches die Bürgerschaft 
vermöge d er auf ihn gcfnllcncn \Vahl ihm hczcigt , in einem hoh en Grude geehrt und hat 
d aher unter seinen Mitbür gern auf eine vorzüglich e öffcu tlich c Achtung Anspruch . 

Vorsteher und Protokolliührer 

§ ll6. Die Versammlung d er Stadtverordneten soll einen Vorsteh er und einen Protok oll­
führer, für j eden dieser Posten ab er einen Stellvertreter bcst iindig h uben. Sie werden 
von der Studtvcrordnctcn-Vcrsammlung a us deren Mitte auf ein J ahr gewählt. Nur 
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wirklich e Stnntsdiener und prnktizierende Justizkommissarien sind zu diesen Ämtern 
nicht wahlfäuig. Entsteht im Laufe des Jahres unter dem Vorst eh er und Protokollführer 
ein Abgang, so übernimmt der Stellvertreter das Amt auf die Zeit, in welcher der Ab­
gehende dns Amt zu verwnlten hatte, und dessen Stelle wird durch neu e W nhl besetzt. 

Vollzähligkeit und Ergänzung der Stadtverordneten 

§ 117. Die für jeden Ort bestimmte Anzahl von Stad tverordncten soll beständig voll­
ziihlig vorhanden sein . E s rück en daher b ei ein tretenden E rledigungen die Stellvertreter 
der Stadtverordneten in derjenigen Ordnung, ohne weitere Wahl, an die Stelle der a b­
gegangenen ein, wie sie Stimmen b ei ihrer \Vnbl gehabt ha tten, so da ß diej enigen, 
welche die meisten Stimmen haben , zuerst einrücken. Sie bekleiden die erledigten 
Stellen so lnnge, als selbige die Abgegangenen zu bekleiden haben würden. 
In den Platz ausgeschiedener Ha usbesitzer müssen mit Häusern angesessene Stellver­
treter wieder eintreten , wenn sonst nicht zwei Drittel der Stadtverordneten aus H aus­
besitzern bestehen würden. 

Von den Veränderungen, Anzeige dem Magist ra t 

§ 118. Der Magistrat des Orts muß von den Mitgliedern der Stadtverordneten-Versamm­
lung, deren Vorstehern und Protokollführern, den Stellvertretern der beiden lctztcrn und 
den Stellvertretern der Stadtverordneten jederzeit genau unterrichtet sein. Ibm ist daher 
jede Veränderung mit Benennung der P ersonen, wobei solche eingetreten ist , ohne Ver­
zug von der Stadtverordneten-Versammlung anzuzeigen. 

Sitzungen 

§ 119. Die Stadtverordneten versammeln sich wenigstens monatlich einmal, wo es a ber 
das Bedürfnis erfordert, öfter zu einer ordinären Sitzung. In dringenden Füllen kann der 
Vorsteher außcrordcntlicb c Sitzungen durch einen Umlauf ansagen lassen. 

Befugnis der Bürger zu schriftlichen Vorschlägen 

§ 120. Jedem Bürger, sowie au ch jedem Stadtverordneten steht es frei, über alle, das 
Gemeinwesen der Stadt angehende Gegenst ände der Stadtverordneten-Versammlung 
seine Meinung und seine VorschHige schriftlich einzureichen, sta ttfindende Miingcl a nzu­
zeigen und Verbesserungen in Antrag zu bringen. 

Beschlußfähigkeit der Versammlung 

§ 121. Die Versammlung der Stadtverordneten ist nur dann befugt, zu b eratschlagen 
und Schlüsse zu fassen, wenn wenigstens zwei Drittel der Stadtverordneten anwesend 
sind. Deshalb muß in j edem Beschluß der Stadtverordneten-Versammlung a usdrücklich 
bemerkt werden, ob sämtliche Stadtverordnete, oder wie viele davon anwesend und wie 
viele abwesend waren. 

Sch lüsse durch Stimmenmehrheit 

§ 122. Die Beschlüsse der Versam1nlung werden in allen Angelegenheiten, nach vor­
heriger Beratschlagung, durch eine absolute Stimmenmehrheit gefaßt. Sind die Stimmen 
gleich, so entscheidet die Stimme des Vorsteh ers. Zwischen ordiniiren und außerordent­
lich en Angelegenheiten findet bei den Besch lüssen kein Unterschied statt. 

Unterschrift derselben 

§ 123. Die Beschliisse werden vom Vorsteher, vom Protokollführer und wenigstens v on 
sechs andern Mitgliedern unterschrieben nnd müssen allezeit dem Magistrat eingesandt 
werden. 
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Ernennung von Deputationen 

§ 124. Die Stndtverordnetcn sind zur Prüfung der ihrer Fürsorge anvertrauten Ange­
legenheiten Deputationen zu ernennen befugt. 

Einziehung von Nncbrichtcn 

§ 125. Jede Nachricht über Verfassung und Verwaltung der Zünfte, oder sonst über 
Gegenstände des Gemeinwesens soll den Stadtverordneten auf deren Ansuchen von den 
B ehörden zuverlässig und vollständig mitgeteilt werden. 

Rechtliche Wirkung der Beschlüsse 

§ 126. Die Beschlüsse der Stadtverordneten-Versammlung, wenn solche die allgemeinen 
Angelegenheiten der Stadt betreffen, verbinden alle Einwohner derselben, sie seien 
Bürger oder Schutzverwandte. 

Ausführung derselben 

§ 127. Doch kann die Stadtverordneten-Versammlung keine gefaßten Beschlüsse mit 
öffentlicher Autorität selbst zur Ausführung bringen. Der Magistrat des Orts ist allein 
dazu befu gt und haftet dafür, daß nichts gegen den Staat und gegen die Gesetze aus­
geführt werde. 

Instruktion zur Geschäftsführung bei den Versammlungen 

§ 128. Behufs der Geschäftsführung der Stadtverordneten bei ihren Versammlungen 
erfolgt eine besondere Instruktion hierncben, wonach dieselben sich gcmcsscnst zn 
achten h aben. 

Maßregeln für Ordnung und Ruhe bei den Versammlungen 

§ 129. Nur notwendige Geschäftsreisen, Krankl1eiten und andere dringende Veranlassung 
können das Ausbleiben von Stadtverordneten aus der Sitzung entschuldigen. Sie müssen 
aber dem Vorsteher angezeigt werden. 
Der Vorsteher kann, wenn solches unterlassen wird, das Ausbleiben b cahndcn. 

§ 130. Dasselbe ist bei j edem, die Ordnung und Ruhe störenden Betragen der Fall, wenn 
der Zuruf zur Ordnung nicht beachtet wird. 

§ 131. \Ver zwei- oder gar dreimal hintereinander ohne gehörige Entsehuldignng ausge­
b lieben ist, oder wiederholen tlich Ordnung und Ruhe gestört hat, kann von der Versamm­
lung durch Stimmcnmchrbcit, entweder auf eine bestimmte Zeit oder für immer, aus d en 
Versammlungen ausgeschlossen werden. 

Befugnis der Versammlungen zu Strafbestimmungen künftiger Norm 

§ 132. J eder Stadtverordneten-Versammlung b leibt es überlassen, die Strafen fiir die 
einzelnen Fälle und unter andern auch für den Fall des zu spiiten Ersch einens in den 
Sitzungen durch Beschluß zur künftigen Norm zu bestimmen. Nur dürfen keine auderen 
Gnttungcn von Strafen als d ie vorbcrncrkten und Geldstrafen höchstens bis zu fünf 
Taler angenommen werden. Die Geldstrafen werden de m Magistrat angezeigt und von 
diesem zum Armenfonds eingezogen. 

Entbehrlichkeit der Spezialvollmachten bei Bcvollmiichtigungcn 

§ 133. In ullcn Füllen, wo die Bcvollmiichtigten der Stadtverordneten nach den Ge­
setzen einer Spezialvollmacht von d er Starltverordnctcn-Vcrsammlun g bedürfen würden, 
soll ein vom Vorsteher und sechs Mitgliedern vollzogenes und vom Mngistrnte des Orts 
bcstütigtes Zeugnis : 
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„daß dtirch einen gesetzlich abgefaßten Beschluß der Stadtverordneten-V crsammluug 
die Bevolhniiehtigteu bevollmiichtigt seien," 
die Stelle der Vol1maeht vertreten. Dieses Attest muß jedoch mit dem gesetzlichen 
Stempel begleitet werden. 

Der Ausfertigungen Form 

§ 134. Berichte, Urkunden und Instruktionen werden außer dem Vorsteher und Proto­
kollführer von drei andern Mitgliedern, die übrigen Ausfertigungen und al1e Beglaubi­
gungen aber bloß von jenen unterschrieben. 
Urkunden werden j edesmal besiegelt . 
§ 135. Bei der Unterschrift und in dem Siegel führt die Versammlung d en ihr im § 112 
beigelegten Titel. 

und Kostenfreiheit 

§ 136. Es werden alle Ausfertigungen der Stadtverordneten, ohne Unterschied, ganz 
kostenfrei bewirkt. 

Haftung für Geschiiftsvcrnacbliissigungen 

§ 137. Vorst eher und Protokollführer sind, nebst den Unterbedienten, für die F olgen der 
von ihnen vcrnachliissigten Geschäfte verhaftet. 

Kosten des Geschiiftsbetriebs 

§ 138. Die Kosten des Geschäftsbetriebs der Stadtverordneten trügt die Kümmcrcikasse 
und werden bei solcher verrechnet. 

Gelaß 

§ 139. Das Gelaß fiir die Versammlungen hat für j etzt der Magistrat den Stadtverordneten 
vorzuschlagen und in Ermangelung einer andern schicklichen Gelegenheit auf dem Rat­
hause anzuweisen. Den Stadtverordneten steht es aber frei, künftig nach Gefallen eine 
Änderung damit zu t reffen. 

Tit. VII. 

Von den Magi s traturen und Bezirks vor s t e h e rn 

Nur ein Magistrat für jede Stadt 

§ 140. In jeder Stadt darf für den ganzen Polizeibezi rk derselben nur ein Magistrat sein. 
An Orten, wo mehrere Magis traturen jetzt b estehen, werden solche in einem Magistrat 
vereinigt . Auch für Pfälzer- und französische Kolonien können besondere Magistraturen 
nirgends weiter stattfinden. 

Aus Bürgern 

§ 141. Das Magistratskollegium soll überall aber nur aus Mitgliedern der Bürgerschaft 
bestehen, die d as Vertrauen derselben genießen. 
Jeder mit Gemeinsinn erfüllte Bürger wird, auch ohne Vorteile für seine P erson dabei zu 
beabsichtigen, dieses ehrcnvol1e Amt gern übernehmen. 

Größtenteils unbesoldet 

Zur Verminderung der Administrationsk osten können daher uur diejenigen Magistrnts­
mitglieder für ihre Amtsführung entschädigt werden, welche ihre Zeit derselben ganz zu 
widmen haben. 
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Mitglieder in kleinem Städten 

§ 142. Das Magistratskollcgium soll in kleinen Städten einen besoldeten Bürgermeister 
und einen besoldeten Ratsmann, der zugleich Kämmerer ist, außerdem aber nach Maß­
gabe des Bedürfnisses vier bis sechs unbesoldete Ratsmänner enthalten. 

In mittlern Städten 

§ 143. In mittlcrn Städten soll dasselbe mit einem besoldeten Bürgermeister, einem 
besoldeten Ratsherrn, der zugleich Kümmerer ist, einem besoldeten Ratsherrn zum 
Syndikus und sieben bis zwölf unbesoldeten Ratsherren besetzt werden. 

In großen Städten 

§ 144. In großen Städten bildet sich der Magistrat aus: 
einem besoldeten Oberbürgermeister, 
einem bis zwei besoldeten gelehrten Stadträten, 
(nämlich gcsetz- und verfassungskundigen Männern, die für die öffentliche Geschäfts­
führung vollständig ausgebildet sind) 
einem besoldeten Stadtrat fijrs Baufach, wo derselbe nötig ist, 
einem besoldeten Stadtrat als Syndikus, 
einem besoldeten Stadtrat als Kämmerer und 
zwölf bis fünfzelm unbesoldeten Stad träten. 
Der älteste gelehrte Stadtrat führt in Abwesenheit des Oberbürgermeisters das Präsidium 
und daher den Charakter: Bürgermeister. 
§ 145. Sollte wegen besonderer Umstände die eine oder die andere Stadt neben den 
bestimmten unbesoldeten Magistratsmitgliedern einer größcrn Anzahl besoldeter Mit­
glieder des Magistrats, als vorstehend ungeordnet worden, bedürfen, so steht es den 
Stadtverordneten frei, mit Genehmigung der Provinzial-Polizeibehörde die Ansetzung 
eines oder mehrerer besoldeter Magistratsmitglieder noch zu bewilligen. 

Dauer der Verwaltung 

§ 146. Von allen (§§ 142, 143, 144 und 145) bestimmten Magistratsmitglicdern werden 
allein 
a) die Syndizi und 
b) die gelehrten Stadträte nebst dem Stadtrat für das Baufach 
auf zwölf Jahre, die übrigen aber nur auf sechs Jahre bestellt, so daß von letztem all­
jährlich, oder wo die Anzahl dazu zu klein ist, von zwei zu zwei Jahren immer ein Teil 
ausscheidet und durch neue Mitglieder ersetzt wird. 

§ 147. Unbesoldeten Mitgliedern steht es aher frei , schon am Ende der ersten drei Jahre 
das Amt niederzulegen und sich hierüber zur gehörigen Zeit zu erklären. Nach dem E in­
tritt des vierten Jahres ist jedoch diese Erklärung ohne Erfolg. 

Eigenschaften der Mitglieder 

§ 148. Zu den Magistratsstcllen dürfen nur geachtete, rechtliche, einsichtsvolle und 
gcschiiftskundigc Männer gcla11gen, die wenigstens ein Alter von 26 Jahren erreicht 
haben. 
Oberbürgermeister, Bürgermeister und Kämmerer sollen diese E igenschaften in einem 
vorzüglichen Grade besitzen. Der Kämmerer aber muß ein bemittelter Mann sein. 

Prüfung 

§ 149. Alle nach dem § 146 auf 12 Jahre anzustellenden Magistratspersonen müssen 
überdcm in ihren Fächern hinliinglichc gründliche Kenntnisse besitzen und sich zu dem 
Ende vor ihrer Ansctzung den deshalb anzuordnenden Prüfungen unterwerfen. 
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V crwaud tschaftshindernisse 

§ 150. Auch darf niemand, der zu einer Magistratsstelle gewählt oder v orgeschlagen 
wird, mit den übrigen im Magistrate bleibenden Mitgliedern und dazu sch on erwählten 
und vorgeschlagenen P ersonen im dritten Grade oder näher verwandt oder verschwägert 
sein. 

B efu gnis zum Gewerbebetrieb 

§ 151. Alle nach dem § 146 nur auf 6 Jahre angestellten P ersonen k önnen neben ihrem 
Posten zugleich als Bürger ihr Gewerbe treiben. 

\Vah1, Präsentation und Bestä tigung 

§ 152. Sämtlich e Mitglieder d er Magistrate, mit Ausschluß des Oberbürgermeister s, 
werden na mens d er Stadtgemeine von den Stadtverordneten erwählt und von der 
Provinzial-Polizeibehörde b estiitigt. 

§ 153. Zn dem Posten des Oberbürgermeisters sollen hingegen drei K andidaten von der 
Stadtverordneten-Versammlung präsentiert werden, wov on einer durch landesherrliche 
B estätigung zum Oberbürgermeister ernannt wird. 

§ 154. Werden unqualifizierte Subjekte (§ 152) gewühlt und(§ 153) präsentiert, so muß, 
nach versagter Bestä tigung, die \Vahl und beziehungsweise die Präsentation wiederholt 
werden. 

Gewinnung des Bürgerrechts 

§ 155. Wird jemand , der noch nicht Bürger ist, zum Magistratsmitgliede gewählt und 
bestätigt, so muß er sofort das Bürgerrecht gewinnen . 

Titel 

§ 156. Die Titel: Oberbürgermeister, Bürgermeister, Stadtrat, R a tsherr und Ratsmann 
sind unbedingt mit dem Amte selbst verbund en. \Ver einen dieser Post en verwaltet hat 
und solchen niederlegt, kann keine der ben annten Titel weiter führen. Er wird d agegen, 
wenn er diese Stelle wenigstens 9 J ahre mit Ehren bekleidet, oder sich in solcher n ament­
lich und ganz besonders ausgezeichnet hat, Ältes t e r d er Stadt und b ehält diesen 
Titel als Auszeichnung des Verdienstes von der Stadt leben slang. Sobald eiu Magistrats­
mitglied aber seines P ostens entsetzt wird , so darf ihm der Titel : Ältest er so wenig 
beigelegt werden, als er sich dessen zu b edienen befugt ist. 

Unterbediente 

§ 157. Die Unterbedientcn des Magistrats werden n ach dem Bedürfnis an gen ommen und 
vom Magistrat auf Lebenszeit gewählt. Sie werden aber vor ihrer Ausetzung den Stadt­
v erordneten namentlich bekannt gemacht, und insofern von diesen gegen die Gewühlten 
erheblich e gegründete Ausstellungen gemacht werd en, darf der Magistrat solche nicht 
unbeachtet la ssen. 

Besoldung 

§ 158. In Ansehung des Diensteinkommens der besoldeten Magistratsmitgliedcr und 
Offizianten, ist es zwar in Gemiißheit der Vorschrift des folgenden Titels überhaupt Sach e 
der Stadtverordneten, solches vor der j edesmaligen Ansetzung zu b estimmen. Insbe­
sondere bleibt es a ber bei den nach § 146 nuf12 Jnhrc gewählten Magistrat smitglicdcrn, 
welche durch kein Gewerbe neben ihrem Amt ihren U nterhalt erleichtern k önnen, den 
Stadtverordneten überlassen, sich mit denselben über die Besoldung zu vereinigen, da 
diese Männer bei d er Ungewißheit ihrer L uge n a türlich eine h öhere Belohnung fordern 
werden, die aber au ch bei trclTcndcr Wahl durch nngcstrcngtere Dieustlcistung wieder 
ersetzt werden wird. 
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P ensionierung 

§ 159. Damit nun diese Stellen, welche nur zur Erleichterung einer Veränderun g, nicht 
auf Lebenszeit besetzt werden, von Männern, die die erforderlich en Eigenschaften dazu 
besitzen, mit Bereitwilligkeit angenommen werden m ögen, so wird hierdurch b estimmt, 
daß die nach § 146 auf zwölf Jahre gewühlten Magistratsmitglicdcr, wenn sie nach 
Ablauf der P eriode, für welche sie gewühlt sind, nicht wieder gewühlt werden, 
a) nach 12jiihriger Dienstleistung 
b ei einem Geh alte v on 1500 Rtlr. und drüber wenigstens 800 Rtlr„ 
bei einem Gehalte von 1000 Rtlr. und drüber mindestens 600 Rtlr. 
und 
b ei einem Gehalte unter 1000 Rtlr. wenigstens die Hälfte desselben, 
b) nach 24j ährigcr Dienst leistung, oder wenn sie zweimal gewählt worden sind, 
b ei einem Gehalte von 1500 Rtlr. und drüber wenigstens 1000 Rtlr„ 
b ei einem Geh alte v on 1000 Rtlr. und drüber mindest ens 800 Rtlr. 
und 
b ei einem Geh al te unter 1000 Rtlr. wenigs tens zwei Drittel desselben als Pension jähr­
lich erhalten sollen. 
E s schließen diese B estimmun gen jedoch ei ne höhere Pensionsbewilligung von seilen der 
Bürgerschaft nicht aus, und diese läßt sich sich er erwarten, wenn ein Mann zum drittcu­
mal wieder gewählt ist und dadurch schon einen Beweis des b eson deren Vertrauens und 
der besondcrn Zufriedenheit der Bürgerschaft erhalten bat. Es bleibt also der letz tem 
das \Vcitere deshalb ganz überlassen. 

J ctziges Magistratspcrsonal 

§ 160. Von dem jetzt angestellten Magistratspcrsonal werden nur diejenigen Mitglieder, 
welche wieder gewiihlt werden, und diejenigen Untcrbcdicnten, welche mit wahrem 
Nu tzen für die Stadt fortdi cnen können, beibehalten. 

Dessen Besoldung und Pensionierung 

§ 161. Allen Mitgliedern und Offizianten, die jetzt bei den Magistraten angestell t sind, 
muß, insofern sie von der Bürgerschaft wieder gewählt und beziehun gsweise beibehalten 
werden, wenigstens das bish er ige Diensteinkommen während ihrer ferneren Dienstzeit 
gesich ert werden. Diejenigen, welche nicht wieder gewählt werden, erhalten von dem 
Zeitpunkt ihres Austritts ab die § 159 zu Buchstabe b) in diesem Titel für solche 
Magistratsmitglicder, welche künftig n ach 24jähriger Dienstzeit nicht wieder gewählt 
werd en, bestimmten Pensionen, wen n die Bürgerschaften sich nicht veranlaßt sehen, 
ihnen wegen ihrer früher sich um die Stadt erworbenen Verdienste oder aus andern 
Gründen höhere P ensionen auszusetzen. 

Vollstündige Anstellung der unbesoldeten Mitglieder 

§ 162. Die Anzahl der künftig erforderlichen unbesoldeten Magistratsmitglicdcr wird 
aber auf allen Fall gleich vollständig gewählt und angestellt. 

Bezirksvorst eh er 

§ 163. Der Bezirksvorsteher soll ein in dem betreffenden Bezirke angesessener Haus­
besitzer sein, der die Achtung seiner Mitbürger genießt und Gcschiiftscrfuhrcnhcit mit 
Gemeinsinn und Einsicht verbindet . Er wird von den Stadtverordnet en, namens d er 
Bürgcrgcmeinc, auf sechs J ahre jedesmal gewählt, hat jedoch die Befu gnis, nach drei 
Juhrcn zu erklii ren, daß er die Stelle nicht weiter b ehalten könn e oder wolle. Der Magi­
strat bestätig t ihn . Besoldung oder lmmunitiit is t mit d iese m Amte nich t verbunden. 
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§ 164. In Krankheits- oder Abwesenheitsfällen wird der Bezirksvorst eher durch einen, 
für diesen Fall von den Stadtverordneten zu erwählenden Bürger vertreten, der in dem 
betre ffenden Bezirke ansässig sein muß. 

Tit. VIII. 

Von der Ge schäftsorgani sation und dem Verhältnis 
d e r B e hörden g e geneinander 

Polizei 

§ 165. Die Polizei wird nach den besonderen Vorschriften verwaltet, welche deshalb 
schon bestehen und ferner werden erteilt werden. E s ist also hier nicht der Ort, Grund­
sätze zur Organisation der Polizei in den Städten zu bestimmen. 

§ 166. Dem Staate bleibt vorbehalten, in den Städten eigene Polizeibehörden anzu­
ordnen, oder die Ausübung der Polizei dem Magistrat zu übertragen, der sie sodann 
vermöge Auftrags ausübt. So wie die besonderen Polizeibehörden, welche in den Stiidten 
angeordnet werden, unter d en oberu Polizeibehörden stehen, so steht auch der Magistrat, 
welcher die Polizei vermöge Auftrags erhält, unter diesen höhcrn Behörden rücksichtlich 
alles dessen, was auf die Polizeiübung Bezug hat. Die Magisträte werden in dieser Hin­
sicht als Behörden des Stunts betrachtet . Der Magistrat muß die Ausübung der Polizei, 
so weit sie ihm übertragen "ird, unweigerlich übernehmen, und die ganze Bürgerschaft, 
in diesem Fall sowohl, als auch dann, wenn die Polizei durch eine eigene Behörde ver­
waltet wird, die Polizeiausübung, so weit es gefordert wird, unterstützen. 

§ 167. Da die Ortspolizei jeder Stadt hauptsächlich für die Sicherheit und das Wohl der 
städtischen Einwohner tätig ist, so liegt der Stadtgcmeine auch ob, die Kost en, welche 
die Erhaltung des nötigen Polizeipersonals und die nach der Disposition der Polizei­
behörd e erforderlichen Anstalten notwendig machen, aufzubringen. Ob der Magistrat 
oder eine andere Behörde die Polizei ausübt, macht dabei keinen Unterschied. 

Gemeinwesen 

§ 168. Die Beschaffung dieser Kosten und die Ausführung der Anstalten noch der Dis­
position der Polizeibehörde, imgleichcn die Unterstützung der lctztcrn zur Erhaltung der 
öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung, sind Gegenstände des Gemeinwesens. 

V erwnltung desselben vom Magistrat, mit Konkurrenz d er Bürgerschaft 

§ 169. Die ganze Geschäftsführung in ollen das Gemeinwesen betreffenden Angelegen­
heiten soll sich zwar zur Begründung der E inheit in d em Magistra t konzentrieren und 
von demselben geleitet werden. Der Bürgerschaft wird indessen zur Beförderung einer 
lebendigen Teilnahme an diesen Angelegenheiten die kräftigste Mitwirkung dabei zuge-
standen. ' 

Bei Entwürfen zu neuen E inrichtungen 

§ 170. Nicht nur der Magistrat als Ortsobrigkeit, sondern a uch die Stadtverordneten 
können auf E inführung neuer und Abänderung bestehender E inrichtungen im Gemein­
wesen antragen. 
§ 171. Deshalb gemachte Vorschläge der Stadtverordneten muß der Magistrat, wenn 
danach bestehende Gesetze, Verfassungen und höhcrn Orts genehmigte Einrichtungen 
abgeändert oder neue dadurch nicht begründete Bestimmungen erteilt werden sollen, mit 
seinem Gu tachten begleitet , an die Ortspolizeibehörde befördern, vorausgesetzt, daß 
eine besondere Behörde zur Ortspolizeiverwaltung außer dem Magistrat vorhanden ist. 
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Zu neu en Best immungen, die nicht gegen das Gesetz oder besteh ende Vorschriften sind, 
kann die Ortspolizeibeh örde, insoweit als sie durch die b esondere Instruktion über ihre 
Geschäftsführung dnzu im allgemeinen autorisiert ist, die Zustimmung erteilen . Außer­
dem aber bat dieselbe die Entscheidung der Provinzial-Polizeibehörde über die beab­
sichtig ten Neuerungen einzuholen. 
§ 172. Anträge a uf andere, durch die Gesetze und höhere Genehmigung schon begrün­
det e Gemeine-E inrichtungen , dürfen bloß vom Magistrat geprüft werden . Er k ann solche, 
sobald sie dem Staat, den Gesetzen und Privatrech ten nicht entgegen sind , selbst b e­
stätigen. Findet er dabei Bedenken, so werd en die eingegangenen Vorschläge, mit seinem 
Gutachten begleitet, von ihm an die Ortsp olizeibehörde beför dert, welche da mit, wie im 
vorhergehenden § bestimmt ist, zu verfahren h a t. 

§ 173. Ü ber neue E inrichtungen im Gemeinwesen des Orts oder Ab änderungen sch on 
b estehender Gemeine-E inrichtungen der Stadt, welche nich t von den St ad tverordneten 
selbst in Antrag gebracht werden, soll j edesmal die Stad tverordneten-Versa mmlung mit 
ihrem Gutachten geh ört werd en. Diese ba t ihre Meinung nich t nur über die Zweckmiißig­
k eit der Neu erung, sondern auch über die A usführung derselben a bzugeben. 

Bei der Ausführung 

§ 174. Der Magistra t ist die ausführende Behörde. Er hat aber ohne unmittelbare Teil­
nahme von Bürgern nur die allgemeine L eitung der ganzen Verwaltung des Gemein­
wesens und diejenigen speziellen Geschäftszweige abzumach en, wobei es sich nich t a uf 
eigene Administra tion oder fortwährende L okalaufsich t, sondern h auptsiiehlich auf 
Gesetzes- und V crfossungskunde ankommt. 

§ 175. Alle Angelegenheiten, womit die Administration verbunden , oder die wenigstens 
anhaltende Aufsicht und K ontroUe oder Mitwirkung an Ort und Stelle bedürfen, werden 
hingegen durch Deputationen und K ommissionen besorgt, welch e aus einzelnen oder 
wenigen Magist ra tsmitgliedern, dagegen größten teils aus Stadtverordneten und Bü rgern 
besteh en, die v on d er Stadtverordnet en-Versammlung gewählt un d v om Magistrat 
bestätigt werden. 

§ 176. In diesen Deputa tionen und Kommissionen h at die darin sitzende iiltcste oder 
aUeinige Magistra tsp crson zwar den Vorsit z, allein jedes Mi tglied eine gleiche Stimme, 
mit der Maßga be, dnß bei Gleichheit der Stimmen , ebenso wie in andern K ollegien, dem 
Vorsitzenden die Entsch eidung zust eht. 

§ 177. Die Zahl der Bürgermitglieder in jeder Deputation und K ommission wird nach dem 
Bedürfnis bestimm t und muß auf Verlangen des Magistrats zu jeder Zeit vers tä rk t 
werden. Damit diese Beisitzer aus der Bürgerschaft aber zu den ihrer Ver waltung anzu­
vertrauen den Geschäften die ihnen n ötigen und nützlichen Kenntnisse besitzen, so soll 
der Magistra t vor j eder Wahl die Stadtverordneten d arauf aufmerksa m machen, welche 
Eigensch aften b ei den zu wiihlenden Beisitzern v orzüglich zu wünschen seien. Besol­
dung oder anderes Diensteinkommen ist mit ihrem Am te nicht verbunden. 

Vo m Magistrat allein 

§ 178. Die Geschäfte, welche d er Magistrat allein zu t reiben hat, werden folgende sein : 
a) die Besetzung de r Magistratsstellen, Bezirksvorsteher- und Bürgcriimtcr , n ach der 
\Vahl der St adtverordneten, imgleichen die \Vahl und A nsetzung der Unterbedientcn ; 
h) alle die stlidtiscb e Ver waltung betreffenden Gener alien und die auf den Antrug der 
einzelnen Deputationen und K om missionen zu erteilenden B estimmungen in Spezialien ; 
c) alle B csehwcrdesnchen, sie mögen die Beeintriichtigung einzelner E inwohner der 
Stadt, die V erwnltung oder die verzögerte A bmachung b etreffen; 
d) die Annahme der Bürger, F ührung der B ürgerrollen, Verzeichnung der Grundstücks­
erwerber und E rteilung d er Gewerbs-Konzessionen. 
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Letztere kann aber da, wo der Magistrat nicht zugleich, v ermöge Auftrags, die Polizei­
verwaltung hat, nur nach geschehener Einwilligung d er Polizeibehörde erfolgen. 
c) Handlungs-, Strom-, Schi!fahrts-, Manufaktur- und Fabriken-Angelegenheiten; 
f) die Kontrolle d er öffentlichen Kassen, die E inforderung und Prüfung der Etats, das 
Rechnungswesen und die Bestimmung d er zu den städtischen Bedürfnissen erforder­
lichen Beiträge der Bürgerschaft. 
Außerdem liegt aber dem Magistrat die Aufsicht auf die Geschäftsführung sämtlich er 
Deputationen und Kommissionen und die Kontrolle derselben ob. Besonders ist das 
Magistratspräsidium verbunden, sich darum genau zu bekümmern und die Geschäfts­
führung zu revidieren. 

Von gemischten Deputationen und Kommissionen aus dem 
Magistrat und der Bürgerschaft 

§ 179. Zur Geschäftsverwaltung in Deputationen und Kommissionen sind geeignet: 
a) die kirchlichen Angelegenheiten. 
J ede Kirche erhält einen Obervorsteher aus dem Magistrat und zwei Kirchenvorsteher 
aus der Gemeine, welche die Externa besorgen. 
b) Schulsachen. 
Die Organisation der Behörde zur Besorgung der inncrn Angelegenheiten wird besondcrn 
B estimmungen vorbehalten . 
Die äußern Angelegenheiten besorgt ein Magistratsmitglicd als Obervorsteher mit den 
nötigen Vorstehern aus der Bürgerschaft. 
In großen und mittlcrn Städten, wo gelehrte Schulen bestehen, erhalten diese ihr beson­
deres Vorstchcramt und die übrigen Schulen nach angemessenen Abteilungen ebenfalls 
dergleichen. 
c) Das Armenwesen wird von einer Deputation geleitet. In kleinen Städten soll sie aus 
dem Bürgermeister nebst Stadtverordneten und Bürgern aus verschiedenen Gegenden 
der Stadt bestehen. In größcrn und mittlern Stiidtcn tritt außerdem wenigstens der 
Syndikus und nötigenfalls noch ein anderes Magistrutsmitglicd hinzu. Auch werden 
Geistliche und Ärzte in die Deputation mit aufzunehmen sein. \Vo die Polizei des Orts 
einer bcsondcrn Behörde außer dem Magistrat übertragen ist, soll allezeit auch der Vor­
s teher der Ortspolizei Mitglied derselben sein. 

Unter dieser Leitungsbehörde, die den Namen: 

Armen d ir ek ti on 

führt, wird die Verwaltung des Armenwesens lediglich durch Kommissionen aus der 
Bürgerschaft besorgt und die Stadt zu dem Ende in an gemessene Armenbezirke geteilt. 
In kleinen und mittlern Stiidtcn werden diese Bezirke ganz nach den § 11 bestimmten 
\Vahlbezirken angenommen; in großen Städten können aber, nach den U mstiindcn, 
m ehrere Wahlbezirke in einem Armenbezirk verbunden werden. 
Aus jedem Armenbezirke werden zu der Verwaltung des Armenwesens, nach dem Be­
dürfnis, ein oder mehrere Stadtverordnete oder Bürger b estellt, wovon einer wenigst ens 
zugleich in der Direktion Mitglied ist . 
Diese Stadtverordneten und Bürger sind schuldig, in ihren Bezirken die Armen auszu­
mitteln und ihren Zustand zu untersuch en. 
Ihnen insgesamt liegt aber in Absicht sämtlich er Armen der Stadt die Sorge für Unter­
halt, Krankenpflege, Besch äftigung und Erziehung nebst Unterricht ob. In großen und 
mittlern Städten teilen sie sich n ach diesen vier Hauptzweigen in besondere Abteilungen. 
Auch werden jeder mit dem Armenwesen in Verbindung stehenden Anstalt, als : Hospi­
tälern, Armen-, Kranken-, Pesthäuscrn, milden Stiftungen etc. einzelne oder mehrere 
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Mitglieder der K ornmissionen vorgesetzt, welche die Verwaltung besorgen oder kontrol­
lieren, jedoch die Disposition des Stifter s bei den Stiftungen nicht ändern dürfe n. 
Das ganze Ar menwesen wird also den Hän den der Bürgerscha ft, ihrem Gemeinsinn und 
der Wohltä tigkeit der Stadteinwohner anvertraut. Der Magistrat bleibt aber als Voll­
st recker der Polizeianordnungen v erpflichtet, darauf zu wachen, daß die Straßenbettelei 
a bgestell t werde. 
d) Die F cuersozictä ts-Angelcgcnhciten werden von einer bcsondcrn D eputa tion, be­
stehend aus einem oder zweicn Magistratsmitgliedcrn und mit Grundeigentum ange­
sessenen Stadtverordneten und Bürgern aus den verschiedenen Gegenden der Stadt 
verwaltet . In großen u nd mittlern Städten gehört zu den hierzu zu bestimmenden 
Magistratsmitglicdern auch der Syndikus. 
e) F ür die Sicherungsanst alten, a ls: Nachtwache, F euerd ienst , R evision d er L öschinst ru­
mente, ist ebenfalls eine eigene D ep utation aus einem oder zweien Magistratsgliedcrn 
und aus Stadtverordneten und Bürgern zu bilden, welcher die Polizeibehörde des Orts 
beitri t t , insofern solche außer dem Magistrat besteht. 
f) Für die Anstalt, welche die Sanitä tspolizei erfordert, wird mit Zuziehung des Physikus 
oder eines andern Arztes, Kreis- oder St adtchirurgus eine gleich e Deputation eingesetzt. 
g) E ine Baudcputation, die ebenfalls nur aus einem oder zwcien Magistratsgliedcrn, 
sonst aber aus Stadtverordneten und Bürgern bestehen und wovon in großen Städten 
d er Stadtrat des Baufachs Mitglied sein soll, besorg t alle Bauangelegenheiten, m it In­
b egriff der Straßenpflasterungen, E ntwässerungen, Unterhaltung ö ffentlicher P rome­
naden etc. 
h) Die Kuratel über d ie Kiimmereikassen wird v on einem Magistratsgliede und vier bis 
sech s Stadtverordneten oder Bürgern verwaltet. 
i) Wo ein Ajusticramt der Ma ße und Gewichte, Straßenerleuchtung, Stadthofswirt-, 
Gefängnis-, Zuchtha us- und Arbeitsanst alten, Landwirtschaften der K äm merei, Wa l­
dungen d er selben oder andere ähnlich e Administrations-Gcgenstiinde und Anst alten 
stattfinden und v on der Bedeutung sind, da ß sie eigene Deputationen oder Kommissionen 
erfordern, sind auch für diese dergleichen nötig. 
k) Das Serviswcscn wird ebenfalls mit Konkurrenz der Bürger schaft durch eine besondere 
D eputation verwaltet , die nähere Organisation d erselben j edoch einer h csondcrn V cr­
ordnung vorbeh alten. Bis dahin bleibt es bei der j etzigen Verfassung. 

§ 180. Sämtlichen Kommissionen und D eputationen st eht es frei, die Besorgung spezieller 
Geschäfte wieder einzelnen K ommissaricn zu übertragen und sich nach den Gcgcnstün­
den in der Spezialaufsicht zu teilen. Bei j edem Neuba u wird von zwcicn Bürgern die 
sp ezielle Aufsicht geführt. 

§ 181. Jedes Bürgermitglied der § 179 b estimmten D eputationen b ekleidet seine Stelle 
sech s Jahre, n ach deren Ablauf eine neue 'Vahl eintritt; es bleibt j edoch j edem Mit­
gliede frei, nach drei J a hrcn abzutreten . 

Von den Bezirk svor steh ern als U nterbeh örden 

§ 182. J eder B ezirksvorsteher bildet eine U nterbehörde des Magistrat s. Sein Wirkungs­
kreis erstreckt sich auf den Bezirk, welchem er vors teht. Hierin wird ihm die Besorgung 
der l<lcincrn An gelegenheiten und die K ontrolle d er P olizeianordnungen übertrugen. 
Dahin gehören die Aufsicht auf Straßen, B rück en, Ilrnnncn , ' Vasscrleitungcn et c., der en 
R einigung, kleine Ausbesserungen derselben, Kontrolle der E rleuchtung und Nacht­
wache, Aufsicht auf öffentlichen P liit zcn und deren Hcinigung, Besorgung von Leistun­
gen d ieser Art fiir Rechnun g säumiger P artikulier s, Verwaltung und Aufsicht über 
R ettungsanst alten d es Bezirks und B efolgung der Auftr üge der D eputation en, in Be­
ziehung auf die P olizeia nsta lten. Ihm liegt ob, sich um alle Angelegenheiten des Gemein­
wesen s in seinem Bezirk zu bekümmern. Diejenigen Miingcl, welchen v o11 ihm nicht 
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abgeholfen werden könn en , h at er der b etreffenden Deputation oder Kommission anzu­
zeigen . Dasselbe muß besonders bei Un glück sfällen, drohenden Gefahren gesch ehen , die 
von ihm nicht gleich abgewand t werden können. 

Kontrolle der Verwaltung durch Stadtverordnet e 

§ lß3. Die Stadtverordneten in der Gesamtheit kontrollieren die gan ze Verwaltung des 
st ädtischen Gemeinwesens in allen Zweigen. 
a ) AIJc K ämmerei- und städtisch en K assen-, au ch Nutzungs- un d Verbesserungs-E ta ts, 
n ebst Etats -Überschreitungen , werden der Stadtverordnet en-Versammlung zum Gut­
achten v orgelegt , und der Magist ra t darf deren Erinnerungen, soweit Gesetze ü ber höhere 
Vorschriften ihnen nicht entgegenstehen, nicht unbeachtet lassen. 
b) Neue Geh älter dürfen weder beim Kämmerei- noch beim Armenwesen , mithin über­
haupt a us keinen st ädtischen Fonds ohne Einwilligung d er Stadtverordneten zugestan­
den werden, sobald nicht alJgemeine Vorsch riften solche notwendig machen. 
c) Ü ber anzustellende Prozesse - abzuschließende Vergleiche - Aufnahme und Kündi­
gun g von K apitalien - Veräußerung und Verpfändung der Kämmereigüter - Belegung 
derselben mit Dienstbarkeiten - Pläne zur Bewirtschaftung von Grundstücken -
N utzungen und Ad m.inistrations-Gegenst ände des Gemeinwesens - außerordentliche 
HolzschHigc in den st ädtischen \Valdungen - Bedingungen bei Vererbpachtung von 
Grundstücken und Nutzun gen - die Gebote bei den desh alb gehaltenen Lizitationen -
jeden Neubnu - jeden Lieferungskontrakt - jede R emissionsnnweisung - und über­
haupt über alle Gcmeinegegenst iinde von Wichtigkeit, sollen künftig jederzeit die Stadt­
verordneten sich zuvor erklären und deren E rinnerungen genau berücksichtigt werd en. 
d) Die R echnungen von allen Deputationen, Kommissionen und B ezirksvorst eh ern, mit 
E inschluß der R echnungenen vom Armwesen, imglcichen die Haupt-Kämmereirech­
nungcn, m üssen an die Stadtverordnet en-Versammlung gelangen. J ede verwaltende 
B ehörde ist schuldig, der R echnung ihres R essorts eine Ü bersicht von ihrer Admini­
s tration beizufügen, welche vom Magistra t mit den er fo rderlichen Bemerkungen begleitet 
werden soll. Die Stadtverordneten prüfen die Administ ration und besorgen die R ech­
nungsabnahme durch einen jedesmal zu ernennenden Ausschuß aus ihrer Mitte. Von 
diesem wird in einem durch A nschläge in der Stadt öffentlich bekann t gemachten 
Termin, worin jeder Bürger Zutritt ha t, die eingek ommene R echnung abgenommen. Die 
Stad tverordneten b estimmen hierniichst durch Beschluß die Erinnerun gen und ent­
scheiden nach deren Beantwortung darüber. In großen nnd mittleren Städten werden 
R echnungs-E x t rakte mi t einem Auszuge aus der Ü bersicht der v erwaltenden Beh örde 
und den Bemerkungen des Magistrats, imgleichen die Erinnerungen und hierniich st die 
E ntscheidungen abgedr uckt, wov on jeder Stadtverordnete ein Exemplar umsonst und 
jeder Bü rger auf Verlangen dergleich en gegen Bezahlnng erhält. 
e) J eder Neubau wird v on den Stadtverordneten durch eine Deputation derselben abge­
nommen und es gilt davon dasselbe, was wegen der R echnungsabnahmen angeordnet ist. 
f) Die Stadtverordneten sind befu gt, selbst die Gesch äftsführun g der Deputationen und 
Kommissionen des Magistrats durch Deputation en a us ihrer Mitte zu untersuchen. Sie 
müssen jedoch jedesmal zuvor beim Magistra t auf die Zuordnung eines Magistrats­
gliedes antragen . 

Bescha ffung des fehlenden Geldbedürfnisses 

§ 184„ F ür die Beschaffun g der öffentlichen Geldbedürfnisse haben die Studtvcrordneteu 
zu sorgen . Sie bestehen aus Gemeine-Geldbedürfnissen , P olizeikost en und K osten der 
J ustizvcrwaltung. Die b eiden letztem Gattuugcn von Ausgaben werden vom Staate 
durch dessen Behörden bestimmt und können nicht v ersagt werden , wiewohl der Bür ­
gerscha ft, bei eigener Ausführung d er Polizeianstal ten, jede den Zweck unbesch adet 
zulässige E rsparung unbenommen bleibt. Die Gemcine-Geldbdürfnisse werden vom Magi-
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strat zusammengestellt. Die Stadtverordneten haben aber die Notwcnddigkeit derselben 
zu prüfen und lediglich die Bedarfssumme zu bestimmen. 
Die Art der Deckung der öffentlichen Geldbedürfnisse schlägt der Magistrat der Ver­
sammlung der Stadtverordnet en, mit Rücksicht auf die Kämmcrcietats und R echnungs­
abschlüsse, v or. Die Stadtverordnet en entscheiden darüber und verteilen d as von den 
Stadteinwohnern aufzubringende Quantum auf die Bürger und Schutzverwandtc. 
Findet der Magistrat jedoch bei den B estimmungen der Stadtverordneten erheblich e 
Bedenken, die ihm Gefahr für das Gemeinwesen oder die Erreichung der Staatszwecke 
befürchten lassen, und kann er sich mit der Versammlung der Stadtverordneten nicht 
einigen, so bleibt ihm der R ekurs an die obere Landesbehörde vorbehalten. 

Verantwortlichkeit der Deputa tionen, K ommissionen und 
Bezirksvorsteher und Verhältnis derselben 

§ 185. Die Mi tglieder jeder K ommission oder Deputation sind für den ordnungsmäßigen 
Betrieb ihrer Geschäfte und für die Befolgung der gesetzlichen Vorschriften zunächst 
verantwortlich, und als Kontrolleur derselben h aftet der ganze Magistrat da für subsidia­
risch ; d asselbe gilt von den Bezirksvorstehern und den Mitgliedern der K ommissionen 
und Deputationen, welchen spezielle Gegenstände zur sepa raten Besorgung übertragen 
sind. Bei beiden ha ftet jed och die K ommission oder Deputa tion, v on welcher die An ge­
legenheit ressortiert, subsidiarisch fü r die gehörige Ausführun g. Der B ezirksvorsteher 
ist in diesen Angelegenheiten ihren L eitungen und Anordnungen unterworfen. 

In Absicht der Ausgaben 

§ 186. Damit wegen der Geldmittel k eine Verlegenheit durch die geteilte Administration 
entsteht, so muß 
a) jeder Deputation und Kommission, mit Ausn ahme der Armendirek tion, ihr besonderer 
Etat gegeben werden, dessen Betrag sie ohne Genehmigung des Magistra ts nicht über­
schreiten darf. 
b) Die B ezirksvorsteher und einzelnen Kommissarien erh alten bestimmte Summen, bis 
zu deren Betrag sie, ohne fernere Anweisungen, nur Ausgaben bestreiten dürfe n. 
c) Die Armendirektion wird in den vorhandenen Anstalten un d in der Wohltätigkeit der 
Stadteinwohner die erforderlichen Mittel zu ihren Zwecken find en. Insofern a ber die 
Abstellung der Straßenbettelei und die E rhaltung der ganz hilflosen E inwohner dadurch 
nicht erreicht wird, so müssen die Stadtverordneten hierzu die Mit tel gewähren und 
diese der Armendirektion überwiesen werden. 

und Korrespondenz 

§ 187. Im übrigen soll j ede K orrespondenz zwisch en den Depu tationen und Kommissio­
n en mit dem Magistra tskollegium möglichst vermieden und abgekürzt werden. 
Berichte an die Staatsbehörden werden nicht von den einzelnen Deputationen und 
Kommissionen, sondern nur v om Magis trat erstattet. Wie es hierun ter aber in Absicht 
der Servis- und innern Schulangelegenheiten gehalten werden soll, wird besonders 
bestimmt werden. 

Geschäftsverbindung der Stadtverordneten mit den Staat sbehörden 

§ 188. Mit den Provinzial- und L andespolizeibeh örden stehen die Stadtverordneten zwar 
regelmäßig in keiner offiziellen Geschiiftsverbindung. Insofern sie indessen bei der Ver­
waltung des Magistrnts und dessen Deputationen oder Kommissionen Pflichtwidrig­
keiten entdecken , so sind sie verbunden, sofort der P rovinzial-Polizeibehörde davon 
Anzeige zu machen. 
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Geschäftsverbindungen des Magistrats mit der Provinzial-Polizeibehörde 

§ 189. Der Magistrat besorgt nach dieser Geschäftsorganisation, mit Konkurrenz der 
Bürgerschaft und unter der Kontrolle der Stadtverordneten, die ganze Verwaltung der 
Gcmcincangclcgenhcitcn, und es ist daher in den einzelnen Administrationsfüllen die 
Einholung der Genehmigung der Provinzial-Polizeibehörde nicht weiter erforderlich. 
Inzwischen wird hierdurch fe stgesetzt, daß Veräußerungen von Grundstücken 
1. nur in Fällen der Notwendigkeit und Nützlichkeit, ohne weitere Anfrage b ei der 
obern Staatsbehörde, von d en Stüdten sollen vorgenommen werden können. 
2. In diesem Fall ist durchaus erforderlich: 
a) die Einwilligung d er Stadtverordneten zur Veräußerung -
b) die Veräußerung durch eine öffentliche Licitation, bei deren Bekanntmachung zu­
gleich die Gründe, warum eine dergleichen Veräußerung notwendig und nützlich sei, 
allgemein bekannt gemacht werden - und 
c) eine kurze nachholende Anzeige über die eingetretene Vcründerung bei der Orts­
polizeibehörde. 
3. J eder, der in Ermangelung dieser Erfordernisse bei der Veräußerung mitgewirkt hat, 
bleibt dafür besonders v erantwortlich. 
In Absicht d er Geistlichen- und Schul- imglcichen der Servis- und Einquartierungs· 
Angelegenheiten, wird der Magistrat wegen der Gesch äftsverbindung auf die besonderen 
Verordnungen verwiesen, welche deshalb bestehen und n och zu erwarten sind. Dasselbe 
ist in allen P olizeiangelegenheiten der Fall. Übrigens folgt es a us der Bestimmung des 
§ 1, daß die Geschüftsführung des Magistrats nicht nur der Aufsicht und Kontrolle der 
Provinzial-Polizeibehörde, sondern auch des Departcmcntsrats und j eder andern dazu 
geordneten Behörde unterworfen bleibt. Allen diesen Behörden ist er schuldig, jederzeit 
diejenige Auskunft, welche verlangt wird, zu erteilen und die erforderten Berichte zu 
ersta tteu. 

Entwerfung eines Geschäfts-Regulat ivs 

§ 190. Nach den vorstehend erteilten allgemeinen Bestimmungen soll sofort nach erfolg­
ter Publikation dieser Ordnung für jede Stadt ein besonderes Geschäftsreglement mit 
Rücksicht auf die speziellen Verhältnisse des Orts vom Magistrat mit den Stadtverordne· 
teu entworfen und ohnfehlbar binnen sechs 'Vochen bei der Provinzial-Polizeibehörde 
übergeben, darnach aber sofort für j ede Klasse von Städten ein Geschäfts-Regulativ aus· 
gearbeitet und zur Bestätigung der L andesbehörde eingereicht werden. 

Tit. IX. 

Von der V e rpfli chtung der Bürg e r zur Annahme öffentlic h e r 
Stadtämter, von dem Verlu st derselb en und d e r 

Susp e n s ion von so l chen Stelle n 

Verbindlichkeit zur Annahme mit Ausnahmen 

§ 191. Jeder Bürger ist schuldig, öffentliche Stadtämter zu übernehmen und solche, 
womit kein Diensteinkommen verbunden ist , unentgeltlich zu v errichten. 

§ 192. Bei letztem soll j edoch die Dauer der Verwaltung auf eine bestimmte Zeit be­
schränkt und der Betrag der dabei vorfallenden Kosten von der Gemeine vergütet 
werden. 

§ 193. Insofern die Dauer der Verwaltung nicht in diesem Gesetz bei den einzelnen 
Amtern schon a uf längere Sicht bestimmt ist, findet solche in der R egel auf sechs Jahre 
statt; j edoch bleibt jedem überlassen, die Stelle nach Abla uf von drei Jahren niederzu­
legen. 
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§ 194. Auch sind die Bürger d er Stadt verbunden, spezielle Aufträge des Magistrats zu 
übernehmen und sieb denselben erforderlichen Falls, ohne Rück sich t auf die Dauer des 
Geschäfts, bis zu deren E rledigung zu unterziehen. 

§ 195. Stadtverordnete, Stellvertreter derselben, Bezirksvorsteher und überhaupt Bürger, 
welche ein öffen tliches stiid t isch cs Amt außer dem Magistrat bekleiden, sind verbunden, 
soba ld sie zu Magist ratsmitglicdern gewählt werden, ihr bisheriges A mt niederzulegen 
und dagegen die auf sie gefallene neue W ahl anzunehmen. 

§ 196. Dasselbe ist der F all, wenn B ezirksvorsteher zu wirklichen Stad tverordneten 
gewählt werden. 

§ 197. Ausgeschiedene Stellvertreter der Stad tvcrordnctcn k önnen, wenn sie in die Zahl 
d er Stad tverordneten während der Da uer ihres Amts nicht eingerückt sind, nach ihrem 
Austritt sofo rt zu jeder andern Stelle gewählt werden und müssen solche annehmen. 

§ 198. Bei gewesen en Stadtverordneten, Bezirksvorsteh ern und Magist ra tsmitgliedcrn 
ist zwar eben fall s ihre anderweitige Wahl zu einem dieser P osten gleich nach ihrem Aus­
tritt zulässig; allein wer einem dieser Ämter drei J ahre hindurch v orgest anden h at, kann 
in großen Städten erst nach sechs, in mittlcrn nach vier und in kleinen n ach zwei J ahren 
zur Annahme der neuen Wahl gezwungen werden. Dasselbe gilt a uch von andern Stadt­
ämtern und namentlich von den Stellen der Mitglieder d er Magistrats-Deputationen, die 
j edoch Stadtverordnete zugleich sein k önnen. 

§ 199. Bloß fortdauernde K rankheiten , R eisen, die eine lange Abwesenheit nötig machen, 
die gleichzeitige Verwaltung von drei öffentlichen Ämtern und ein Alter über sechzig 
Jahre sind allgemein gültige Ursachen, die Annahme eines Stadtamtes zu versagen . 

§ 200. Außerdem k önnen Staat sdiener, Geistliche, Professo ren, Schullehrer und andere 
Offizianten öffentlich er Anstalten, imglcichcn praktizierende Arzte mit Einschluß der 
Geburtshelfer und Chirurgen, sowie auch andere zur Rettung und schleunigen Hilfe der 
notleidenden Menschheit besonders berufen e Personen öffentlich e Stadtämter a uch als­
dann ablehnen, wenn deren Verwaltung neb en ihren Amt s- und B erufsgeschäften nicht 
besorgt werden ka nn. 

F olgen beh arrlich er W eigerung 

§ 201. Wer , ohne eine der v ors tehend b estimmten geset zlichen U rsach en für sieh zu 
haben, ein öffentliches städtisches Amt nich t allein auf den ersten An t rug a blehnt, 
sondern a uch a uf die sch riftliche Auseinandersetzung der U nerheblichkeit seiner E in­
wendungen die Annahme dennoch beharrlich verweigert, oder sich auf die zweite Auf­
forder ung binnen d rei T agen nicht erklärt, ist unwürdig an den E hrenrechten eines 
Bürgers weiter t eilzunehmen. 

§ 202. E r verliert alsdann das Stimmrech t bei den \Vahlen der Stadtverordneten und 
alle Teilnahme an der Verwa ltung des Gemeinwesens, muß dagegen a ber vcrh iiltuismäßig 
stärker zu andern Gemcinlasten beitragen . 
Das Verhältnis dieser stärkcrn Konk urrenz wird auf ein Sechst el bis ein D rittel der Ab­
gaben bestimmt, die ihn sonst getroffen h uben w ürden. Die Festsetzung in diesen Gren­
zen wi rd der Stadtverordneten-V crsammlung überlassen . 

§ 203. A uch über die Gültigkeit der E inwendungen soll j edesmal in der Stadtvcrordneten­
Vcrsammlung gest im mt werd en. 

F olgen selbst zugezogener Unfähigkeit 

§ 204. Die § 202 best immte s tärkere Konku rrenz zu den Gcmcinlastcn t rifft überhaupt 
jeden Bürger, der sich den Verlust d es Stimmrech ts selbst zugezogen und d adurch 
unfähig ge macht h a t , a n der Verwaltung des st ädtischen Gemeinwesens teilzuneh men . 
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Entsetzung 

§ 205. Wem ciumal ein öffentliches Stadtamt auf bestimmte oder auf Leb enszeit über­
tragen ist, dem kann es vor Ablauf dieser Zeit in der R egel nur dann von d er Behörde 
wieder entzogen werden, wenn derselbe wegen Vergehen oder schlechter Aufführung 
vom Stimmrecht a usgeschlossen werden muß, oder U rsachen obwalten, weshalb Staats­
diener ihrer Posten entsetzt werden können. 

§ 206. Bei andern öffentlich en Stadtämtern, außer den Magistrats-, Bezirks-, Vorsteher-, 
Stadtverordneten- und Stellvertreter-Stellen muß solches auch alsdanu geschehen, wenn 
die Stad tverordnetcn -V cr sammlung mittels eines durch Stimmenmehrheit gefaßten 
Beschlusses da rauf anträgt. 

Susp ension 

§ 207. Dahingegen soll ohne U nterschied j eder, der eiu öffentliches Stadtamt verwaltet, 
davon susp endiert werden, sobald er in Konkurs gerät , oder unter Kuratel gesetzt wird, 
oder wegen eines Verbrechens zur Kriminaluntersuchung gezogen werden soll. 

Amtskleidung 

§ 208. U m endlich aber das ehrenvolle Amt eines Magistratsmitgliedcs und den hohen 
Beruf der Stadtverordneten, Bezirksvorsteher und Beisitzer der D eputationen und 
Kommissionen auszuzeichnen, wird hierdurch bestimmt, daß die Magistrutsmitglicder 
und Stadtverordneten b ei ihren Zusammenkünften im Dienste der Stadt und bei der 
Ausübung ihres Amts in ganz schwarzer Kleidung, als Amtskleidung, ersch einen, 
außerdem aber dieselben, sowie die Bezirksvorsteher und Bürgerbeisitzer in den Depu­
tationen und Kommissionen dabei nachstehende Amtszeichen tragen sollen . 

1. In großen Stüd ten: 

a) Die Magistratsmitglieder und Stadtverordneten 
goldene K etten mit goldenen Medaillen; 
b) die Bezirksvorsteher und Bürgerbeisitzer in den Deputationen und K ommissionen 
silberne K etten mit silbernen Medaillen. 

2. In mittlcrn Städten: 

a) Die Magistratsmitgliedcr und Stadtverordneten 
silberne K etten mit silbernen Medaillen; 
b) die Bezirksvorsteher und Bürgerbeisitzer in den D eputationen und Kommissionen 
silberne Medaillen an einem Bande mit silberner Einfassung. 

3. In kleinen Städten: 

a) Die Magistra tsmitglicder und Stadt verordneten 
silberne Medaillen an einem Bande mit silberner E infassung; 
b) die Bezirksvorsteher und Bürge rbeisitzer iu den D eputationen und Kommissioueu 
silberne Medaillen a n einfachen Biindern. 

E s wird über die Form der K etten und das Gcpriige der Medaillen da s erfo rderliche 
besonders bestimmt werd en. 

So wie \Vir U ns nun v ersichert halten, daß die E inwohner siimtlichcr Stüdtc U nserer 
Mounrchic Uuscrc lnndcsviitcrlichc Huld, welche Wir denselben durch h rteilu11g dieser 
Ordnung bezeigen, als getreue Untertanen mit Dank erkennen und derselben nachleben 
werden, ebenso befehlen \Vir Un sern sämtlichen Staatsbehörden, allen Magistraten und 
Ilürgersclrnften, so wie überlrnupt j edermann, sich darnach schuldigst auf das genaueste 
zu achten. 
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In s truktion 

Behufs der Geschäftsführung der Stadtverordneten bei ihren 
orclnungsmiißigcn V ersammlungen 

1. Glei ch nach der vollendeten ersten \Vahl treten die gcwäl1ltcn Stadtverordneten unter 
eie rn Vorsitz des ältesten Bürgers von ihnen zusammen. 
2. Sie empfangen von einem Magistratsdcputicrtcn die aus den Wahlprotokollen 
gefertigte beglaubigte Nachwcisung von den erwählten Stadtverordneten und deren 
Stcllvcrtrctcrn zu ihrer Legitimation und rekognoszier en d anach gegenseitig die Richtig­
keit der \Vuhl der versammelten P ersonen. 
3. Nach diesem Geschäfte wählen sämtli che Stadtverordneten durch Stimmenmehrheit 
aus ihrer Mitte zue rst den Vorsteher, sodann den Protokollfohrcr, hicrniichst den Stell­
vertreter des erstem und endlich den Stellvertreter des lctztcrn. 
4. Sie v era breden zugleich Tage und Stunden, a n welchen sie ihre ordinären Zusammen­
künfte halten wollen. 
5. In allen folgenden Jahren tritt ebenfalls das neu erwählte E indrittel der Stacltvcrorcl­
n eten zu derselben Zeit, wo solches im ersten Jah re geschehen, in die Versa mm lung der 
Stadtverordneten ein. Vorh er müssen aber die \Vahlprotokollc geprüft sein. 
6 . Die \Vnhl des neuen Vors tehers und Protokollführers n ebst deren Stellvertre ter 
geschieht er st nach erfolgtem E intritt der hinzugekommenen neuen Stadtverordneten. 
7. Der Vorst eher hat das Recht und die Pflicht, alles zu tun, was zur guten Ordnung in 
den Gcscbüftcn und Verhand lungen und zum gewöhnlichen nützlichen Betriebe der 
gemeinsamen Angelegenheiten erforderlich ist . 
8. Zu seinem Amte gehört es: Versammlungen zu berufen, die Direktion in selbigen zu 
führen, die Gcgcnstünclc der Beratschlagung vorzutragen, oder zu dem E nde an die Mit ­
glieder zu verteilen, die Stimmen zu sammeln und dafür zu sorgen, daß nach selbigen der 
Beschluß abgefaßt werde. 
9. lnsonclcrhcit ist es seine Pflicht, dahin zu sehen, daß nichts wider die R echte des 
Staats vorgenommen und bcseblossc11 und j eder Ilcschluß ei ern Magistrat eingereicht 
werde. 
10. Er hat auf Ruhe und Ordnung in den Versammlungen zu halten. Die Untcrbcclicntcn 
sind seiner Aufsicht und Direktion unterworfen. 
11. Der Protokollführ er hat die nötigen Ausfertigungen zu besorgen. Es bleibt eiern 
Beschluß der Versammlung überlassen , ihm zu den R einschriften e tc. etc. die nötige 
Hilfe au f die Lcste und wohlfeilste Art zu gewähren. 
12. Bei den extraordinären Sitzungen muß in den Kurrenden der Zweck der Versamm­
lung, insofern clcrselbc nicht aus bcsondern Gründen geheim zu halten ist, a ngedeutet 
werden. 
13. Behufs der ordinären Sitzungen ist es in der R egel hinreichend, wenn die Gegenstände, 
worüber in clcnsclbcn eiche t ticrt werden soll, jedesmal vorher verzeichnet worden und die 
Nnchwcisungcn davon am Tage vor der Sitzung im Versammlungssaa le der Stadt­
vcrorclnctem-Vcrsam " ung von jedem eingesehen werden können. 
14. Bei wichtigen Angelegenheiten, die sich zur Publizität eignen , wird aber in großen 
und mittlcrn Städten über den Gegenstand der Beratung ein kurzer A ufsatz abgedruckt 
und nicht nur den Stad tvcrorclncten ein Exemplar davon zugesandt, sondern auch jedem 
Bürger gegen E rlegung der Druckkosten clcrglcichcn überlassen. 
15. A!Jc eingehenden Sachen werden von eiern Vorsteher eröffnet , vom Protokollführer 
aber in den Tagczcttcl eingetragen und alsda nn in der nüchstcn Sitzung zum Vortrag 
gebracht. 
16. Beim Anfang jeder Sitzung werden die nnwcscnclcn Mitglieder der Stacltvcrorclncten­
V crsamm lu ng übcrzühlt und von j crnauclcn a us deren Mit te, den d er Vorsteher dazu 
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beauftragt, namentlich verzeichnet. Sodann wird das Protok oll der vorigen Sitzung ver­
lesen. 
17. Über alle zum Vortrag k ommenden Gegenstände ist j eder Stadtverordnete befugt, 
seine Meinung und was zur E rläuterung der Sach e dient, freimütig zu iiußern . 
18. E s wird darüber so lange beratschlagt, bis die betreffend e Angelegenheit zum 
Beschluß reif ist . Doch kann der Vorsteher verla ngen, daß die Mitglieder nach der Reihe 
ihre Meinung abgeben. 
19. Der Vorsteher darf nicht zulassen , daß die Diskussionen auf a ndere Gegenstiinde als 
auf diejenigen gerichtet werden, worüber die Beratschlagung stattfindet. 
20. Ist der Gegenstand von \Vichtigkeit, oder erfordert derselbe Prüfung an Ort und 
Stelle, so kann der Vorsteher bestimmen, da ß die Angelegenheit durch eine besondere 
Deputation untersucht und zum Beschluß der Versammlung vorbereitet wird. 
21. Dasselbe muß auf Antrag jedes Mitgliedes gescheh en, wenn demselben fünf andere 
Mitglieder beistimmen. 
22. Die Deputation wird aus den Mitgliedern der Versammlung durch Mehrheit der 
Stimmen von derselben erwählt. 
23. Der Vorsteher schlägt die P ersonen der zu deputierenden Mitglieder vor, worüber 
die Versammlung stimmt. 
24. Nötigenfalls werden auch über die Anzahl der zu deputierenden Mitglieder die 
Stimmen gesammelt. 
25. Die Deputation erhält durch den Auftrag der Versammlung die Befugni s und Ver­
pßichtung, sich von d er Angelegenheit, deren Prüfung ihr aufgetragen ist, aufs sorg­
fälti gste zu unterrichten, alles zu einem reifen Beschluß in derselben vorzubereiten und 
ihr Gutachten darüber der Versammlung nach ihrer Ü berzeu gung abzugeben. 
26 . Sie k ann die Untersuchung durch Augenschein. durch Vernehmung solcher P ersonen, 
welche von der Sache \Vissenschaft haben , durch E insicht der Magistrats-, Instituts- etc. 
Akten, R echnungen und Dokumente, oder auf andere Art bewirken. 
27. Doch darf sie die von der Versammlung ihr angegebenen Mittel nicht unbenutzt 
lassen. 
28. Von der Deputation wird, nach untersuchter Sache, der Versammlung der Tatbe­
stand mit ihren durch Gründe unterstützten Gutachten schrift lich oder mündlich vor­
getragen. 
29 . Ist der Auftrag schriftlich erteilt, so muß d arauf schriftlicher Bericht erstattet 
werden . 
30. Behufs der fortlaufenden Kontrolle und Prüfung der Verwaltung teilen die Stadt­
v erordneten sich in Deputationen na. h d en Gesch äftszweigen a b. 
31. In der Regel soll über jeden Gegenstand, der zur Beratung der Versammlung kommt, 
in derselben Sitzung, worin solcher zum Vortrag gebracht ist, ein Beschluß gefaßt oder 
verfügt werden, daß die Sache einer Deputation zur n äh ern Erörterung und zum Gut­
achten übergeben werde. 
32. Tritt der §§ 20 und 21 bestimmte F all nicht ciu, so trägt der Vorst eh er auf Stimmen­
sammlung an . 
33. Sobald indessen von einzelnen oder mehreren Mitgliedern die Fortsetzung der 
Beratschlagung in einer anderweiten außerordentlichen oder in der nächsten ordiniiren 
Sitzung verlangt wird, so werden da rüber zuvörderst die Stimmen gesa mmelt, und die 
Mehrheit entscheidet. 
34. In diesen, sowie in allen Fällen, wo nur etwas bejaht oder verneint werden darf, oder 
sonst die Versammlung nur zwischen zwei bestimmten Meinungen zu wiihlcn hat, soll 
die Stimmensammlung ohne \Vcitlüufigkeit in der Art geschehen, daß entweder die Mit­
glieder , welche der einen Meinung sind, aufstehen und die Hiindc aufheben , und die der 
andern Meinung sitzen bleiben, oder daß di e anwesenden Mitglieder nach Verschieden­
heit ihrer Meinungen in zwei besonderen Abteilungen zusammentreten. 
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35. Sobald die für jede der verschiedenen Meinungen vorhandenen Stimmen laut 
gezählt sind, so wird vom Vorsteher der Beschluß ausgesprochen und vom Protokoll­
führer in das Konferenzprotokoll eingetragen. 
36. I st der Gegenstand des Beschlusses von solchem Umfange, daß der Beschluß wäh­
r end der Sitzung nicht mit der gehörigen Bestimmtheit zu Protokoll gefaßt werden kann, 
so geschieht solches nach aufgehobener Versammlung. 
37. Die Versammlung erwählt dazu uus ihrer Mitte eine Deputation von sechs Mit­
gliedern. 
38. Der Beschluß wird vom Protokollführer mit diesen sechs Mitgliedern zu Protokoll­
genomrnen und von ihnen sowie vom Vorst eher unterschrieben. 
39. Sollte derjenige, d essen Meinung oder Vorschlag die Stimmenmehrheit erhalten hat, 
nicht unter den Mitgliedern dieser Deputation begriffen sein, so ist derselbe dabei 
zuzuzieh en. 
40. Die Stadtverordneten können ihre Gutachten über die Verwaltung drucken lassen. 

903. Denkschrift Steins [Königsberg,] 22. November 1808 
Stcin.A.: Konzept (cigcnl1iindig). 
Druck: Pcrtz, Stci_n 11 S . 296f.j Alte Ausgabe II S . 573JT. 

Frage der Zivec/rniäßiglreit der R üclrlrnhr des Ilofes na.ch B erlin und der R eise nach 
P etersburg. Die erstere wird bejaht, die letztere verneint. B ei Übersiedlung des I-lofs 
nach B erlin w1:rd eine gründliche S ie/Jung des J-Jof personals , E ntfernung des Hof­
marschalls von Massow und des Generals J(öclrritz, sorgfältigere Geheimhaltung der 
Geschäftsvorgänge gefordert, um den H of und d1:e Verwaltung möglichst der fran­
zös1:schen B eoba.chtung zu entziehen. 1 m 1 nteresse der V nabhängiglreit des J< ünigs 
soll von vornhereüt ein ö/terer Wechsel der R esidenz zwischen den drei J-J auptstädten 
der Monarchie (Berlin, Hönigsberg und B reslau) vorgesehen werden. Von der R eise 
nach P etersburg wird aus außenpolitischen Gründen abgeraten. 

Es sind mir die beiden Fragen vorgelegt, ob die Rückkehr des Königs nach 
Berlin und eine Besuchsreise nach P etersburg jetzt oder im Frühjahr nötig 
sei? Die Rückkehr des Königs nach Berlin wird in die Seele seiner zwischen 
Weichsel und Elbe wohnenden Untertanen nach langem Leiden wieder 
Ruhe und Zufriedenheit bringen, sie wird das innere Vertrauen befestigen, 
sie wird auch dem Fremden mehr Z~trauen auf die Dauer der Regierung 
einflößen und die Wiederherstellung der Behörden und des Geschäfts­
ganges erleichtern. 
Der Aufenthalt in Berlin wird aber auch den König in unmittelbare Be­
rührung bringen mit allen jetzt mit so vieler Leidenschaftlichkeit in Be­
wegung gesetzten Triebrädern in- und ausländischer Kabale, er wird sorg­
samer von allen Seiten b eobachtet werden, er wird mit weniger äußerer 
Unabhängigkeit bei den im folgenden Jahr zu erwartenden großen Ereig­
nissen handeln können. 
E s ist also nötig, daß er sich gegen das Einwirken fremder Kabale sichere, 
daß er sich der Beobachtung mehr entziehe und daß er seine äußere Unab­
hängigkeit möglich st erhalte. 
Eines der Hauptwerkzeuge der einländischen Kabale ist der General 
Köcluitz, er ist der V ereinigungspunkt, an den sich eine Menge teils 
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schwach e, furchtsame, die Ruhe liebende, t eils am alten Schlendrian 
hängende, teils unter fremdem Einfluß stehende Menschen anschließen , 
er bringt ihre Meinungen mittelbar an den R egenten und späht seine Ent­
schlüsse aus, d ie, wie ich unten bemerken werde, ihm schlechterdings kund 
werden m üssen, und er hindert sehr oft den Zutritt der Wohldenkenden 
zu dem R egenten. 
Seine Entfernung würde von den wohJtätigs ten F olgen sein, und sie wäre 
ein Beweis von Achtung, welch en der K önig der Meinung der Gu tgesinnten 
und der treuen Anhänger an seine P erson und an seinen Staa t zu geben 
geruhte. 
Um sich der Beobachtung zu entzieh en , muß ein größeres Geschäfts­
geh eimnis beobachte t und der H of möglichst von zweideutigen und Leuten 
gereinigt werden, deren Ruf nicht ganz 1·ein und unbesch ol ten ist . 
D inge von der größten \Vichtigkeit werden im Innern der Fam ilie gelesen 
und besproch en, sehr vieles v on geringerer Bedeutung kommt des Abends 
bei dem Tee trinken vor, das Wohnzimmer der Frau v on Voß w-ird von 
Besuch ern nich t leer, hier ersch einen Gesandte, Soldat en, Gesch ä ftsleute, 
Mensch en aller Art und alles Sinnes - wie ist bei einer solchen Einrichtung 
ein Geheimhalten möglich, u nd die wichtigst en Dinge werden zu Stadt­
gespräch en . - So weiß man z. B ., daß ich dem König d as Memoire v on 
Don Cevallos zugestellt habe, und der Inhal t dieses Napoleon so sehr h erab­
würdigenden Aktenstück es wird b ekannt , so wissen ganz unbedeutende 
Weiber die P ersonen, so ich zu Finanzministern und Minis tern des Innern 
vorgeschlagen, j etzt, wo es v on dem größten Moment ist , da ß m eine Teil­
nahme au allen diesen Wahlen v erborgen bleibe, u . s. w. 
E s ist also nötig, daß der H of nur aus P erson en v on v ollkommener Hech t­
schaffcnheit und Verschwiegenheit bes teh e, d ie es v erdienen, dem Hegenten 
nahe zu stehen. H errn v on Buch1 wirft m an einen Hang zum K latsch en 
und eine Neigung zum Lügen vor . Verdient ein solcher Mann, an dcrn 
ganzen Leben der Königlichen Familie t eil zu nehmen? - Der H ofm arschall 
von Massow2 ist berüchtigt wegen seiner A bsichtlichkeit, seiner H absucht, 
d ie sich auf mancherlei Art äußert, er ist invalide, sein ganzes Äußere eine 
K arikatur. W ie kann ilim die Auswahl un d die Aufsicht über die königlich e 
Dienerschaft anvertraut bleiben? Ich hatte Ursache zu hoffen , daß H err 
v . Maltzalrn3 seine Stelle erhal ten werde, diese H offnung sch eint nun 
v ereitelt. 
Man entferne diese Mensch en, m a n gebe den Visiten , welche die Grä fin 
Voß annimmt, eine andere Einrichtung - sie bes t imme gewisse T age und 
Stunden, wo sie Leute sieht, und d ie übrige Zeit sei sie unzugä nglich . 

1 Georg K arl llollrath v. Buch, J(ammerhcrr der J( ünigin . 
2 Oberltof m arschall Vale11ti n vo1t M asso<v. 
3 D er H ofmarschall des Pri11::.e1t 1 Vilheltn. 
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Wird zum Hofmarschall ein Mann von Achtung und Ehre ernannt, so muß 
sein erstes Geschäft sein, die Sittlichkeit und die Privatverhältnisse aller 
Hof-Subalternen zu prüfen, und alles, was nicht durchaus gut und rechtlich 
ist, zu entfernen. 
Die Erhaltung der äußeren Unabhängigkeit hängt von den größeren 
Ereignissen ab, die das Schicksal der europäischen Nationen betreffen, also 
von der Dauer des spanisch en Krieges, von dem Betragen Österreichs 
u. s. w. Gegenwärtig scheint sie noch nicht bedenklich zu sein. Nur muß 
man den Aufenthalt in Berlin nicht für unwandelbar weder erklären noch 
ansehen, sondern seinen Entschluß, die übrigen Hauptstädte, als Königs­
b erg und Breslau, oft und auf geraume Zeit zu besuchen, kundmachen. 
Sehr ratsam wäre es, den Kronprinzen in Königsberg studieren zu lassen. 
I st die Rückkehr nach Berlin nötig und wohltätig, indem sie die Hoff­
nungen vieler Mensch en erfüllt und ihre Zweifel beruhigt, so müßte die 
P etersburger R eise ausgesetzt bleiben. Diese würde ohnehin im Ausland 
den Anschein einer politisch en R eise erhalten und ohne allen Nutzen ein 
weites F eld zu V crmutungen und Betrachtungen eröffnen, daher es rat· 
sam bleibt, sie auszusetzen bis zu dem Sommer. 

904·. Stein an Grawert Königsberg, 22. November 1808 
PrGSLA„ jclzl DZA Il Merseburg, Rcp. 87 D Rcgul. Gen. Nr. 1 h Ild. 2: Konzept (Schön), Puruphc Sleins. Abgungs­
vcrmcrk: 24. 
Druck: Alle Ausgube II S. 578 (Rcgcsl). 

H ält die Besorgnisse wegen l1'1:ederlwlw1.g der Bauernunruhen nach A bzug der 
franzüsischen B esatzung für unbegründet, da inzwischen die JJevüllrerung über Sinn 
und 1 nhalt des O!rtober-Edilcts hinreichend au.fgeliliirt worden. sei. Deshalb erübr ige 
sich die von Grawert vorgeschlagene P roklamation, durch welche d ie JJevüllrrrnng zur 
Ruhe und Ordnung ermahn t werden sollte; sie sei im Gegenteil nur gee1:g11.et, das 
Andenken vergangener illegaler llandlungen ztt ern euern und miisse „auf den 
größten Teil der dortigen Gutsbesitzer, welchen eine gesetzmäßige und gute 
Behandlung ibrer Gutsbewohner ein gutes Verhültnis sichert, einen iiblen E in­
druck machen". 

905. Wittgenstein an Stein Hamburg, 22. November 1808 
Hnusnrclaiv, jc lzt l·lnupturchiv ßcrli11 ·Dnl1lcrn1 Rcp. 192 \Vittgcnstcin f . 1. 11 .: <lcut13chcs Konzept (cigcnhiiu<lig) und 
Rcinkonzcpl; Stcin-A.: Abschrift der frnnzösischcn Ausfertigung. - Nuch dem Konzept. 
Druck : Alle Ausgnbc 11 S. 575 ff. (nucl1 dem Hciukonzcpt). 

S chroffes Abriiclcen von S tein. Lehnt jede iveitere ch1:flrierte J(orresponden z m1:t ihm 
ab. ß ehanptet k eine Nl ügl1:chlieit z1i ha.be11, iveiterhin au f den J(urfiirsten. von llessen 
wegen des A11/w 11fs prellßisc/wr Do11ul 11en einzuwirken , da dieser aus llolstein nach 
JJühm en verzogen u.nd außerdem 1vege11 sein er J(o111pro111il.t ieru.11g d11.rch S teins ßrief 
vom 15. A11g11st verärgert sei . E11tdcclrt plül zlich, daß der J(urfiirst zum An/rauf vo1i 
Do111iinen finanziell gar nicht in der Lage sei . V enveis a11 f die nachtei ligen l'V irlwngen 
eines übereilten Do111iinerwcrlra 11fs fiir den preußischen S taatskredit. J(rit1:/r an der 
A nle1:hepolitilc Stei11s 11.nd N icbuhrs. B ezeichnet das Gedicht S iiverns auf Ste1:n in 
der ]( önigsbergcr Zeitung als eine politische J( inderei, 1Ji:e im A usla 11d Preußen nur 
schaden lcünne. 
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Ew. Exz. werden mich in der Lage, in der ich mich hier befinde, gewiß 
rechtfertigen, wenn ich den richtigen Empfang Ihres letzteren verehrlichen 
chiffriert en Schreibens, das abermals ohne Datum, ohne Unterschrift und 
mit einem fremden Siegel gesiegelt war, nicht en chiffre anzeige und 
seinen Inhalt selbst nicht chiffriert beantworte. Ew. Exz. verzeihen daher, 
wenn ich mein heutiges Schreiben mit derselben Bemerkung wieder anfange, 
mit der ich mein letztes geschlossen habe, und noch dieses hinzufüge, daß 
es mit Recht für mich eine unangenehme und höchst nachteilige Aufmerk­
samkeit erregen muß, wenn ich mit der Post chiffrierte Briefe erhalte, die 
nicht unterschrieben, ohne Bemerkung des Orts der Absendung, ohne 
Datum und mit einem fremden Siegel ver sehen sind. Ein solches Schreiben 
kann mit R echt zu einer unrichtigen Auslegung die Veranlassung geben, 
und da diese Briefe von Königsberg kommen, selbst dem Interesse des 
Hofes nachteilig werden. Es ist nicht auffallend, wenn einem Gesandten 
oder einem Geschäftsmann von seinem Hofe chiffrierte Briefe zukommen, 
aber dagegen sehr auffallend, wenn sie in der Art abgefaßt sind, wie die 
b eiden letzteren Briefe von Ew. Exz. abgefaßt waren. Ich halte es bei der 
gegenwärtigen Lage der Dinge und besonders nach dem Vorfall mit dem 
abgedruckten Brief für Pflicht, daß man alles vermeidet, was zu dem Ge­
danken führen könnte, daß man sich in Königsberg mit Gegenständen 
beschäftigt, die von einer ganz eigenen Ai·t sind. Die Kompromittierung 
dieser Art von chiffrierten Briefen fällt allein auf mich. Ew. Exz. werden 
mir diese Bemerkung hoffentlich als keine übertriebene Ängstlichkeit oder 
Furcht auslegen, die letztere Empfindung ist mir ganz fremd . Da ich unter­
dessen keine Ursache geben möchte, den Hof durch meine Korrespondenz 
zu komprimittieren, so müssen es Ew. Exz. meinem Charakter zu gut 
h alten, wenn ich mich heute mit einer so großen Freimütigkeit über diesen 
Gegenstand äußere. Ich weiß, Sie lieben diese freimütige Sprache und sind 
daher auch nicht imstande, ihr eine andere Auslegung zu gehen, als sie 
verdient. Um Ew. Exz. unterdessen die Überzeugung zu geben, daß die 
Briefe auch alsdann geöffnet werden, wenn sie unter einem kaufmännisch en 
Couvert eingeschlossen sind, erhalten Sie in der Anlage das Couvert Ihres 
letzteren Schreibens. Sollte mir unterdessen noch ein Schreiben dieser Art 
von Ew. Exz. zukommen, so werde ich dasselbe mit einer den Umständen 
angemessenen Note den hiesigen fra nzösisch en Autoritäten übergeben. Ich 
h abe die Überzeugung, daß ich meinem Allerhöchsten Hofe dadurch einen 
größeren Dienst leist e, als wenn ich den Inhalt dechiffrierte. 
Ew. Exz. haben die Güte gehabt, mich in diesem Briefe von der Notwendig­
keit eines Domänenverkaufs zur Berichtigung der Kontributions-Zahlungen 
und von dem Vorteil , der für den Käufer dieser Grundstücke erwach sen 
würde, zu unterhalten. Ew. Exz. haben mich zugleich aufgefordert, die­
jenigen P ersonen von meiner Bekanntschaft, welche dergleichen Speku­
lationen wohl machen könnten, auf diese Vorteile aufmerksam zu mach en 
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und vorzüglich auf den Kurfürsten von H essen zu wirken, damit derselbe 
seine Kapitalien in solche Güterankäufe anlegte und mich zur Einleitung 
einer solchen Unterhandlung allenfalls selbst zu ihm nach Prag zu begeben. 
Indem ich mich wegen unseren Geldangelegenheiten im allgemeinen und 
m einer Ansicht darüber auf mein letzteres ausführlich es Schreiben vom 
14. d. beziehe, so muß ich in Ansehung des Kurfürsten wiederholen, daß ich 
seit seinem Aufenthalt in Böhmen und folglich seit dem Monat August nur 
einen einzigen unbedeutenden Geschäftsbrief von ihm erhalten, den ich 
Ew. Exz. durch mein letzteres mitget eilt habe, daß ich mich aber sonst 
ohne alle Nachrichten von ihm befinde ; der abgedruckte Brief und die Art, 
wie in demselben seiner erwähnt worden ist, soll einen sehr lebhaften Ein­
druck auf ihn gemacht und er gar nicht die Absicht haben , sich mit unserem 
Hofe in ein näheres Verhältnis zu setzen. Auch ist es mir nicht bekannt, daß 
der Kurfürst bei seinem erlittenen Verlust über bare Fonds disponieren 
kann, die nur von einiger Bedeutung sind. I ch glaube daher, daß auf den 
Kurfürst en bei der gegemvärtigen Lage der Dinge gar nicht zu rechnen ist, 
und muß mich daher in Rücksicht seiner lediglich auf mein letzteres 
Schreiben beziehen. 
Ich h abe mich mit einigen hiesigen Bankiers und Kapitalist en über den 
beabsichtigten Domänenverkaufunterhalten, um die Absicht von Ew. Exz. 
möglichst zu erreichen. Man ist aber allgemein der Meinung, daß ein solcher 
übere ilt er Domänenverkauf dem Ganzen und dem königlichen Interesse 
höch st nachteilig sein und die erste Wirkung davon sich auf unsere Staats­
papiere zeigen würde. Sollten unsere Papiere noch mehr fallen, so geht 
unser auswärtiger Kredit, ohne dem wir uns schwerlich helfen können, ganz 
verloren. Die hiesigen Bankie1·s sind der Meinung, daß in dem gegenwärtigen 
Augenblick das vorzüglichste Augenmerk von Ew. Exz. auf unsere Staats­
papiere und auf die Erhaltung unseres auswärtigen Kredits auch selbst 
alsdann gerichtet sein müsse, wenn beides mit grnßen Aufopferungen ve1·­
bunden sein sollte. D a ich bemerke, daß es Ew. Exz. an Männern fehlt, die 
das Talent b esitzen, sich auswärtigen Kredit zu versch affen und zu be­
nutzen , so besorge ich sehr, daß Ew. Exz. nur mit ganz außerordentlichen 
Anstrengungen die Verbindlichkeiten des Staats erfüllen werden. Sie 
haben für 3 bis 4 Millionen Taler Gegenstände in Händen, mit denen man 
sich mit einiger Klugheit, Gewandtheit und Geschäftskenntnis leicht einen 
Kredit von 8 bis 12 Millionen Tlr. hätte eröffnen können. Freilich hätte 
aber alsdann auch nicht der Anfang gemacht werden müssen, das goldene 
Service zum Einschmelzen mit einem so großen Aufsehen hierher zu senden. 
Unser auswärtiger Kredit wird mit jedem Tag schlechter, und aUes Zu­
trauen geht v erloren, oder man scheint die Absicht zu haben, dasselbe zu 
v erlieren l So unbedeutend die in der Königsberger Zeitung erschienenen 
Verse und die darüber in den Berliner Zeitungen enthaltenen Bemer­
kungen sind, so machen sie doch im Auslande einen nicht zu berechnenden 
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Eindruck; es ist unglaublich, daß die Königsberger Zeitungszensur Ein· 
rückungen die er A.l't gestattet. Durch solche Kindereien erwacht ein 
Parteigeist, der unserer Monarchie schon tiefe Wunden geschlagen hat und 
im Auslande unmöglich Zutrauen geben kann1• 

906. Sack an Stein Berlin, 23. November 1808 
S Lcin·A. : Aus fcrLigun g (cigcnhiindig). 
Druck : Steffens, llricfwcchscl Sacks Nr. 4; Alte Ausgabe II S. 570 ff. 

Bericht iiber seine R eise von H önigsberg nach Berlin. Die Z ustiinde in Danzig, 
E lbing und Pommern . Blii cher. Voß. Seine B estrebungen, wieder ins Ministerii1m 
zu lromm.en. Verb1'.ndw ig der R eaktion mit den Franzosen, gemeinsame Furcht vor 
revolu.tioniiren Neuerungen in Preußen und gemeinsame Gegnerschaft gegen Stein. 
Die Verhaftung von S chmalz. Chasot. Colt~. Verhaftung lVittgenst.eins. Angst der 
Franzosen vor einem .11 u.fst.and in Preußen. 

Ew. Exz. wissen aus meinem Schreiben aus Dirschau2 und meinem heutigen 
offiziellen Bericht, weshalb ich erst gestern hier angekommen und daß ich 
noch immer zeitig genug und, wie man glaubt, noch zu früh hier ange· 
kommen bin3. Unterwegs habe ich nicht die geringste Anfechtung gehabt, 
bin selbst nicht einmal befragt worden, ohngeachtet ich mitten in der Nacht 
in Danzig einfuhr. Auch bei dem Übergang über die W eich sel, Nogat und 
Oder dachte kein Mensch daran, mich zu befragen, und so hätte ich bei mir 
haben können, was ich gewollt, ohne etwas zu befürchten zu haben. Auch 
ist die gauze Straße durch Pommern trotz dem, daß keine Militärbesatzung 
m ehr darin ist, so sicher, daß man mit voller Ruhe die Nächte durchreisen 
kann [ . . .]. Die Gegend um Elbing habe ich mir so schön und den Ort nicht 
so lebhaft gedacht, wozu die Speditionsgeschäfte in dem iiberall sonst so 
trüben Jahre beigetragen haben sollen. Auffallend tot und nieder gedrückt 
ist dagegen Danzig in allen seinen Verhältnissen. H . Labes hat mir das 
Drückende der städtischen und seiner Verhältnisse lebhaft geschildert, 
worüber ich näch stens dem H . M. v . Schroetter den gewünschten Bericht 
erstatten werde. Er legt seine Senator-Stelle ganz nieder und klagt, daß in 
der Stadtregierung nichts Gutes jetzt zu bewfrken sei. - Den H. G. L. v. 
Blücber fond ich sehr traurig, körperlich höchst schwach und selbst in 
Geisteskräften sehr abgenommen\ so daß mir Oberst Bülow und andere 
sagten, daß ich ihn noch in guter Stunde gefunden, er aber gewöhnlich ganz 

1 Vgl . ii.ber den Wandel in der J/a.ltung l \!ittgenstcins und seine Criinde: Ritter, D1'.e Acht11ng 
S teins, Nass. A nn. Bel. 52 (1931) S. 7 fl. und Ritter, Stein S . 3G3 f. 
2 Feh.lt. 
3 Z 11r Übernahme des ihm iibert.ragenen Amts als Zivi llw nunissar f iir ehe durch die R äwnung 
frei werdenden Gebiete z<Vischen l'l'eichscl und E lbe. 
4 Bliicher <var da111als Generalgouverneur von Pommern. Über seine Cemii.tslrra11/rhcit vgl. 
Unger, JJliichcr 1, S. 338 /. und /1 auerlra nt , Bliichers Il ypochondrie, Forsclwngen z. brand.­
preuß. Cesch. JJd. 39 S . 110 fl . 
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schwach sei und sich z. B . vorstelle b ald, daß er gleich s terben müsse, daß 
er schwanger sei. Sein Schaden is t sehr bedenklich. Er will versuch en, hie­
her zu gehen, um sich hier kurieren zu lassen, wünscht, daß der König ihm 
hier freie Wohnung usw. gebe [ ... ] . Bülow gefi el mir sehr gut. Ich glaube 
aber, daß seine Gegenwart in Pommern auf jeden Fall nützlich sein werde, 
da die Küstenbesatzung, Kolberg usw . und andere Dinge seine Anwesenheit 
zu erfordern scheinen. Er, der sonst ein Jugendfreund Zastrows ist , erklärte 
sich sehr laut und bestimmt gegen seinen Egoismus und über das radikale 
Verderben, wenn er wieder an die Spitze der Geschäfte kommen soll te. H ier 
habe ich schon v iel besonderes erfahren. E s hat mir gar keinen Zweifel , daß 
H. v. V[oß] an die Spitze der Geschäfte kommen will. Fast unvel'hohlen 
spricht sich das in al1cu Dingen aus, und Grundursache ist sein E goismus, 
indem er das neue System fürchtet, wobei seine jura utilia e t honorifica hier 
und da einen Stoß leiden könnten . Er m einte auf eine Frage nach seiner 
Gesundheit, daß er nun wieder völlig wohl sei und dem Könige seine volle 
Tätigkeit durch die neu liehen vielen Berichte gezeigt h abe1 . Er glaubte, daß 
Ew. Exz. unmöglich bleiben könnten, wie Graf Gol tz von E rfurt mitge­
bracht und die französischen B ehörden h ier so oft ihnen beiden geäußert 
hätten. Auf meine Frage, daß K[aiser ] N[apoleon] , wenn er dieses wolle, es 
best immt verlangen würde, wußte er nichts zu sagen, als daß derselbe dies­
mal solches von der Kondeszendenz des Königs selbst zu erwarten scheine. 
Auch Daru hätte dies nich t bloß der öffentlichen V crhältnissc von Frank­
reich, sondern der inneren R eformen halber, die revolutionär wären, für 
nötig gehalten - welche unglaublichen Dchauptungen ! - Er meinte : ich 
sei deshalb h ier vorzüglich nicht angenehm in französischen Augen, weil ich 
als Ihr Partisan bekannt und von Ihnen angesehen sei. Manche Äußcrnngen 
von ihm und von anderen, welche die französischen Beh örden getan haben 
sollen, h aben es mir bei allem dem, daß ich d ieses wohl zu würdigen und aus 
obiger Tendenz des H. v. V[oß] zu erklären weiß, doch anger aten, daß ich in 
den ersten Tagen nicht offiziell auftret en werde, wie Ew. Exz. mir das auch 
selbst anrieten. Indessen gehe ich zu Rate in den wichtigeren D ingen, 
betreibe die Hauptsache, als E inziehung der Kriegskontribution und anderer 
Revenuen-Rückstände und bin zu einer, wie ich glaube, dem Ganzen nütz­
lichen Kontrolle hier. Sobald ich nur kann, werde ich sch on weiter ope­
n cren. 
Obige ganze Ansicht des H . v. V[oß] sprach sich besonders lebhaft aus bei 
Gelegenheit des Gespräch s über H . Schmalz' Arretierung2, worüber er mir 
sagte : es sei bei ihm eine Abhandlung über unser neues System gefunden 

1 l1a1tduem.er!r 1111g S teins : „Mit einem Kuriertag 42. Vorher war et· sehr einsilbig und saß 
meistens in H avelberg". 
2 Er war wegen sein er Schri ft „Adresse an die Preußen", welche der Propngn ndci für die 
11eform.gcset:c dienen sollte, verhaftet worden . S iehe B assewi:t z, D ie J(urmarlr 111, S . 373 fl. 
Außerdem S tern, fleform:eit S . 21 f. und S . 31. 
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und 2 Briefe des H. v. Schön, worin er ihn dazu auffordere, solches öffent­
lich zu verkündigen, um dafür die öffentliche Meinung zu gewinnen, aber 
d arin wären erschreckliche Dinge über Aufhebung der Patrimonial­
Gerichte usw., die man nicht dül'fe aufkommen lassen . Die Franzosen 
fänden darin selbst revolutionäre Dinge, die ihnen jetzt so nachteilig sein 
könnten. Sie hätten ihn daher nach Hannover bringen und unter sur­
v eillance setzen wollen, aber hoffentlich werde er ganz loskommen, da er 
hier noch unter mehr surveillance st eht, die er sonst wohl verdient habe. 
Gegen M. Chasot scheint man darum zu schreien, weil man Oberst Kleist 
zum Kommandant hat machen wollen, G. K[alckreuth]1 ist dabei offenbar 
werktätig gewesen und der Kanonikus Lamm2, der hier ist und erst dort 
war, mit ihm immer noch in Verbindung. M. Ch[asot] ist ihnen auf die 
Fährte, und ich werde ihn bestens unterstützen. 
H eute abend habe ich die Ehre gehabt, Ihre Frau Gemahlin zu besuchen 
und sie mit ihren lieben trefflichen Kindern wohl und gesund zu finden. 
[ ... ] Wir haben weitläufig über Ihre Verhältnisse gesprochen und sind 
nach allem der Meinung, daß der Gr. Goltz sich durch Selbstlieb e und Ein­
fluß der hiesigen Partei der Kakodämonen zu seinem dortigen (wahrschein­
l ich gegen Ihr Bleiben abgegebenen) Urteil habe verleiten lassen . Daß 
K[aiser) N[apoleon), wenn er es wolle, sich schon erklärt haben würde und 
daß der König es machen müsse, so wie im Jahre 1672 der Amsterdamer 
Ratsherr urteilte, wie die Schlüssel an Ludwig XIV. abgegeben werden 
sollten, man doch warten kann, daß er sie fordere, wie dies unterblieb und 
Amsterdam gerettet ward . Gäbe der Himmel die Erfüllung dieser meiner 
und so vieler redlich er Patrioten emsigen Wünsche. 
N. S. D aß F. Wittgenstein in Hamburg auf den letzten Brief der Frau 
Gräfin v. Voß arretiert worden, ist gewiß3, aber wie es mit diesem Brief mit 
dem Überbringer, H . d'Aubier, eigentlich zusammenhängt, das ist noch 
sehr dunkel. Das Nachspüren nach Briefen ist mehr als je ini Betriebe. 
Überall fürchtet man Aufstand, und die Wiener Nachrichten werden auf 
das strengste kontrolliert. M[ arschall] Davoust ist das non plus ultra von 
Mißtrauen . M. v. Voß fragte sehr forschend: ob es wahr sei, daß M. Harden­
berg wieder eine Ministerstelle suche und deshalb nach Königsberg gekom­
men sei4• 

l Von Stein ergänzt. 
2 Da=!' 
3 Vgl. den Brief Wittgensteins an Stein vom 20. März 1809, Bd. 111 der vorliegenden 
Ausgabe Nr. 73. 
' Über die Zusammenlriinfte Jlardenbergs mit dem f(önig und der f(ünig1'.n vgl. L ehmann, 
Stein II S . 597 f. und flatissherr, Erfiillung und B efreiung S . 249. 
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907. lmmediatbericht Steins Königsberg, 24·. November 1808 
Hausarchiv, jetzt DZA II 1\Icrscburg, Fried rich \Vilhclm III. Rep. 49 E III Nr. 5: Ausfertigung (cigcnhündig). 
Druck: Alte Ausgabe 11 S . 581 (Regest). 

Überreicht den Organisationsplan für die obersten Staatsbehörden zur Vollziehung. 
Drängt auf Durchführung des Plans, spätestens zum Z eitpunkt der Rüclrlrehr des 
Hofes nach Berlin. Vorschläge zur Besetzung der wichtigsten Ämter außer den 
bereits an Altenstein und Dohna vergebenen Ministerien des 1 nnern und der F inan­
zen: 1-J wnboldt für das Departement der E rziehw1g und des J(ultus, Schön für das 
Departement der allgemeinen Gewerbepolizei, Sta.egemann /ür das Departement der 
allgemeinen Gesetzgebung, Sack /ür das Departement der Domänen und Forsten, 
/-J eydebreck f iir das Departement der direkten und indirekten Abgaben. B erufung 
von Schroetter und Jacobi-J(loest in den Staatsrat vorgeschlagen. R eden soll mit der 
L eitung des Berg- und 11 iittenwesens sowie der Münze, der Minister Schroetter mit 
der L eitung des M edizinalwesens beauftragt werden. Die Gehälter der Minister und 
ihre sonstigen Bezüge. 

908. Friedrich Wilhelm III. an Stein Königsberg, 24·. November 1808 
Hausarchiv, je tzt DZA II Merseburg, Ji'ricdrich Wilhelm III. Rcp. 49 E lll Nr. 5: Konzept (cigcuhündig). - Stcin-A.: 
Ausfertigung (cigcnhiindig). - Nach der Ausfertigung. 
Druck: Pcrtz, S tein II S. 299f.; Alte Ausgnbe 11 S . 58lf. 

Vollziehung des Organisationsplans. Ausführung bis zur Rücldwhr nach Berli1i 
vertagt. P ersonal/ragen sollen erst nach Rücksprache mit Steins Nach.folgern (Dohna) 
erledigt werden. Auf richtiges B edauern über die Notwendig/reit der Entlassung Steins. 

In dem festen Vertrauen auf die Solidität des von Ihnen bearbeiteten, Mir 
schon früher mitgeteilten und Mir jetzt zur Vollziehung vorgelegten Organi­
sationsplans der obersten Staatsbehörden trage Ich kein Bedenken, Ihnen 
solchen vollzogen zu übermachen1 . Die Ausführung selbst wird allerdings 
ausgesetzt bleiben müssen , bis die Rückkehr nach Berlin erfolgt sein wird. 
Gegen die von Ihnen vorgeschlagenen Personen wüßte Ich nichts wesent­
liches einzuwenden, es wäre denn, daß es vielleicht nicht unpassend wäre, 
wenn hierüber zuvor mit den neuen Departements-Chefs Rücksprache 
genommen werden könnte, da diese doch in Zukunft die R esponsabilität zu 
übernehmen haben und von diesen der Graf Dohna abwesend ist. Auf alle 
Fälle werde Ich ganz besonders darauf Bedacht nehmen, jene in Vorschlag 
gebrachten Individuen auf diese oder eine ähnliche Art vorzugsweise anzu­
stellen. Hätten es die Umstände gestatten wollen, daß Sie die oberste Lei­
tung der Staatsgeschäfte ferner behalten hätten, so würde Ich nicht das 
geringste Bedenken tragen, es sogleich zu genehmigen, so aber wird es 
nötig, auf die zukünftigen Führer derselben m it Rücksicht zu nehmen. 

1 Die „Verordnung die veriinderte Verfassung der obersten Verwaltungsbehörden in der 
Preußisehcu Monarchie betreffend" vom 24. November 1808, gedr. bei P ertz , S tein 11 
S. 689 fl., gelangte ni:cht zur A us/iihrw1.g und wurde am 16. Dezember 1808 durch ein 
Pnblilw.ndwn (unten N r. 921) ersetzt, i11 dem der Gedanlre des Staatsrats weitgehend preis­
gegeben wurde. Vgl. Ritter, Stei11 S. 248 fl. 
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E s ist gewiß ein höchst schmerzliches Gefühl für Mich, einem Manne Ihrer 
Art entsagen zu müssen, der die gerechtest en Ansprüche auf Mein Ver­
trauen hatte, und der zugleich das Vertrauen der Nation so lebhaft für sich 
hatte. Auf jeden F all müssen Ihnen diese Betrachtungen, sowie das Be­
wußtsein, den ersten Grund , die ersten Impulse zu einer erneuer ten , 
besseren und kräftigeren Organisation des in Trüm mern liegenden Staats­
gebäudes gelegt zu haben, die größte und zugleich edelst e Genugtuung und 
Beruhigung gewähren . 

909. Kabinettsordre an Stein K önigsberg, 24. November 1808 
Slcin~A.: Ausfertigung. 
Druck: Pcrtz, S tein 11 S. 300f. (mit Faksim ile); A lte Ausgabe 11 S. 582. 

Die erbetene E nt.lassung wird mit dem A usdruclr des B edauerns und der Danlrbarlieit 
bewi:tligt. L et=tc A niveiswigen zur A bwicklung der Geschäfte. R egelung seiner 
P ension sa ns priiche. 

Da die Nachsuchung Eurer Dienstentlassung zur Notwendigkeit geworden 
ist, so erteile Ich Euch solche hierdurch in Rücksicht auf letztere. J e größer 
das Vertrauen war, womit Ich Euch die obere Leitung Meiner gesamten 
Staatsverwaltun g übertrug und je dankbarer Ich Euren Bemühungen, dem­
selben zu entsprechen, Gerechtigkeit widerfahren lasse, desto lebhafter be­
daure Ich den Verlust eines so eifrigen, treuen und ausgezeichnet en Ministers. 
D ie geheimen Papiere Eures Minist erii, besonders über die verschiedenen 
von Euch geleitet en Verhandlungen mit auswärtigen Behörden, habt Ihr Mir 
mit Verzeichnis einzureichen und Mir über diese Verhandlungen und deren 
j etzige Lage Bericht zu erstatten, damit Ich das ganze vollständig übersehe. 
Ich werde an Eurem Wohlergehen stet s aufrichtigen Anteil nehmen, und 
um Euch für die mannigfaltigen Ausgaben, die F olgen Eures \Viederein­
trittes in Meinen Dienst waren, einigermaßen zu entschädigen, habe Ich 
dem Finanzminister , Freiherrn von Altenstein, den Befehl erteilt, E uch 
Eure bisherige Besoldung nach den bestehenden Etats und Regulativs auf 
ein Jabr vom l. Dezember dieses Jahres an bezahlen zu lassen . Ich behalte 
Mir vor , Euch künftig eine an gemessene P ension zu bestimmen , und ver­
bleibe Euer dankbarer und wohlgeneigter König. 

910. Rundschreiben Steins an die Mitglieder des General-Departements, 
sog. „ P olitisches Testament" Steins Königsberg, 24. November 1808 
Ehern. S tnntsnrchiv K önigsberg, jetzt S tnntl. Archi vlager Göttingen, Nnchlnß Schön Nr. 1''4: Konze pt (Schön). 
PrCSlA., jctzl DZA I l .l\ lcrseLurg, Rcp. 92 Hnrdcubcrg H 1: Abschrirl mil Vermerk Klcwitz': 11 Erhullcn den 5. Dczem~ 
bcr 1 ß08, 11 111 Tug der A IJrc isc S . Exz. vorn S lc in'". - Nuch der Al>schrift. 
Vcrfuu cr: Schön ; gezeichnet von Ste in u 1n 5. Dezember 1808. 
Druck: Pcrtz, Stein Il S. 309 0'.; Altmuun, Ausgcw. Urkunden Nr. 7; Alte Ausgabe II S. 582 ff. - Fnksimileubb. in 
Pupicrc Schö11s 111 u nch S . 220. 

Z iele und Ergebnis c der R cform.poli11:1r S teins ( l3a 11crnbcfreiu11g, Städteordnung) . 
D ie Jl11f;;aben der nächsten Zuk unft : Aufhebung der P atrimonialgerichtsbarlreit , des 
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Gesindedienstz<Vangs unter B rechung des VV iderstandes der R eaktion . Bildung 
einer allgemeinen Na tionalrepräsentation. Nollven.diglreit ein.er Adelsreform zur 
Überbrückung und A usgleichung der Gegensät=e z<Vischen den Ständen. llebung und 
Stiirlrnng des Bauernstandes rl11rch Besc1:tigung der Dienste. Neu.belebung des religi­
ösen Sinnes durch R eform der Geistlichkeit und der ge1:stl1:cJwn Unterrichtsanstalten. 
R eform der .J ugerulerziehung 1:m nationalen Geiste. A uflorderung an die Mitglieder 
des Generaldepartement,s, sich auch fernerhin für diese Pläne und Ziele einzusetzen. 

Umstände, deren Darstellung es nicht bedarf, forderten meinen Austritt 
aus dem Dienste des Staats, für den ich lebe und für den ich leben werde. 
In den äußeren Verhältnissen herrscht die Notwendigkeit so stark und 
mächtig, daß die Stimme eines Individuums darin wenig vermag. In der 
Verwaltung des Innern setzte ich mein Ziel. Es kam d arauf an, die Dis­
harmonie, die im Volke stattfindet , aufzuheben, den Kampf der Stände 
unter sich, der uns unglücklich machte, zu vernichten, gesetzlich die Mög­
lichkeit aufzustellen, daß jeder im Volke seine Kräfte frei in moralischer 
Richtung entwickeln könne, und auf solche W eise das Volk zu nötigen, 
König und Vaterland dergestal t zu lieben, daß es Gut und Leben ihnen gern 
zum Opfer bringe. 
Mit Ihrem Beistande, m eine H erren , ist v ieles bereits geschehen. Der 
letzte Rest der Sklaverei, die Erbuntertänigkeit, ist vernichtet , und der 
unerschütterliche Pfeiler jedes Throns, der Wille freier Menschen, ist ge­
gründet. Das unbeschränkte Recht zum Erwerb des Grundeigentums is t 
proklamiert . Dem Volke ist die Befugnis, seine erst en Lebensbedürfnisse 
sich selbst zu bereiten, wiedergegeben. Die Städte sind mündig erklärt, und 
andere minder wichtige Bande, die nur einzelnen nützten und dadurch die 
Vaterlandsliebe lähmten , sind gelöst. Wird das, was bis jetzt geschah, mit 
F estigkeit aufrecht erhalten, so sind nur wenige H auptschritte noch übrig. 
Ich nehme mir die Freiheit , sie Ihnen einzeln aufzuzählen , nicht um Ihre 
Handlungen dadurch zu leiten , denn Ihre Einsicht und I hr P atriotismus 
bedürfen keiner Leitung, sondern um Ihnen zur Beurteilung m einer Hand­
lungen und Absichten einen Maßstab zu geben. 
1. R egierung kann nur vou der höchst en Ge,valt ausgeben. Sobald das Recht, 
die H andlungen eines Mituntertans zu bestimmen oder zu leiten, mit einem 
Grundstücke ererbt und erkauft werden kann, verliert die h öch ste Gewalt 
ihre Würde, und im gekränkten Untertan wird die Anhänglichkeit an den 
Staat geschwächt. Nur der König sei H err, insofern diese Benennung die 
Polizeigewalt bezeichnet, und sein R echt übe n ur der aus, dem er es jedes­
mal überträgt. Es sind cbon Vorschläge zur Au führun g die es Prinzips 
von seiten des General-Departements gemacht. 
2. Derjenige, der Recht sprechen soll, hüngc nur von der höchst en Gewalt 
ab. W enn diese einen Untertanen nöt igt, da R echt zu suchen, wo der 
Richter vom Gegner abhängt , dann scbwiicht sie selbst den Glauben an ein 
unerschütterliches R echt, zerstört die Meinung von ihrer h ohen ·wurde und 
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den Sinn für ihre unverletzbare H eiligkeit. Die Aufhebung der P atrimonial­
J urisdiktion ist bereits eingeleitet. 
3. Die Erbuntertänigkeit ist vernichtet. E s best ehen aber noch in einigen 
Gegenden Gesindeordnungen, welche die Freiheit des Volkes lähmen. Auch 
hat man Versuche gemacht, wie der letzte Bericht des Zivilkommisarii der 
Provinz Schlesien zeigt, durch neue Gesindeordnungen die Erbuntertänig­
keit in einigen Punkten wieder herzustellen. Von dieser Seite wird der hef­
tigste Angriff auf das erste Fundamental-Gesetz unseres Staates, unsere 
Habeas-Corpus-Akte, geschehen. Bisher schienen mir diese Versuche keiner 
Beachtung wert, teils weil nur einige Gutsbesitzer sie machten, die nicht 
das Volk, sondern nur der kleinste T eil desselben sind, insbesondere aber, 
weil niemals die R ede davon sein konnte, diesen Einzelnen auf Kost en der 
Persönlichkeit zahlreicher Mituntertanen Gewinn zuzuwenden . Es bedarf, 
meiner Einsicht nach, keiner neuen Gesindeordnungen, sondern nur der 
Aufhebung der vorhandenen. Das, was das Allgemeine Landrecht über das 
Gesindewesen festsetzt, scheint mir durchaus zureichend. In diesen drei 
Sätzen ist die Freiheit der Untertanen, ihr R echt und ihre Treue gegen den 
König begründet . Alle Bestimmungen, die hiervon ausgehen, können nur 
Gutes wirken. 
Das nächste Erfordernis scheint mir 
4 . eine allgemeine Nationalrepräsentation. Heilig war mir und bleibe uns 
das Recht und die unumschränkte Gewalt unsers Königs ! Aber damit dieses 
Recht und diese unumschränkte Macht das Gute wirken kann, was in ihr liegt, 
schien es mir notwendig, der höchsten Gewalt ein Mittel zu geben, wodurch 
sie die Wünsche des Volkes kennen lernen und ihren Bestimmungen Leben 
geben kann. Wenn dem Volke alle Teilnahme an den Operationen des Staats 
entzogen wird, wenn man ihm sogar die Verwaltung seiner Kommunal-Ange­
legenheiten entzieht, kommt es bald dahin, die R egierung t eils gleichgültig, 
t eils in einzelnen Fällen in Opposition mit sich zu betrachten . Daher ist 
Widerstreit oder wenigst ens Mangel an gutem \Villen bei Aufopferungen für 
die Exist enz des Staates. Wo R epräsentation des Volks unter uns bisher 
stattfand, war sie höchst unvollkommen eingerichtet. Mein Plan war daher, 
j eder aktive Staatsbürger, er besitze hundert Hufen oder eine, er treibe 
Landwirtschaft oder Fabrikation oder Handel, er habe ein bürgerliches 
Gewerbe oder sei durch geistige Bande an den Staat geknüpft, habe ein 
Recht zur R epräsentation. Mehrere mir hierzu eingereichte Pläne sind von 
mir vorgelegt. Von der Ausführung oder Beseitigung eines solchen Plans 
hängt Wohl und W ehe unsers Staats ab, denn auf diesem W ege allein kann 
der Nationalgeist positiv erweckt und belebt werden. 
5. Zwischen unsern beiden Hauptständen, dem Adel und dem Bürger­
stande, herrscht durchaus keine Verbindung. Wer aus dem einen in den 
andern übergeht, entsagt seinem vorigen Stande ganz. Dieses hat not­
wendig die Spannung, die stattfindet, erzeugen müssen. Der Adel ist, um 
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den W ert, den man ihm beilegen kann, zu behaupten, zu zahlreich und 
wird immer zahlreicher. Bei dem Gewerbe, das er bisher allein trieb, und 
dem Staatsdienste, den er bisher ausschließlich bekleidete, hat, zur Erhal­
tung des Ganzen, Konkurrenz gestattet werden müssen. Der Adel wird 
daher zu Geschäften und Gewerben schreiten müssen, die mit der Aus­
zeichnung, auf die er wegen seiner Geburt Ansprüche macht, im Wider­
spruche stehen. Er wird dadurch ein Gegenstand des Spottes und verliert, 
was hald daraus folgt, die Achtung, die ihm schon als Staatsbürger gebührt. 
Jeder Stand fordert jetzt abgesondert den Beistand der höchsten Gewalt, 
und jedes Gute, jedes R echt, das dem einen widerfährt, betrachtet der 
andere als eine Zurücksetzung. So leidet der Gemeingeist und das Ver­
trauen zum Gouvernement. Diese Ansicht hat mir die Meinung von der 
Notwendigkeit der R eformation des Adels veranlaßt. Die Verhandlungen 
darüber liegen Ihnen vor. Durch eine Verbindung des Adels mit den andern 
Ständen ·wird die Nation zu einem Ganzen verkettet, und dabei kann das 
Andenken an edle Handlungen, welche der Ewigkeit wert sind, in einem 
höheren Grade erhalten werden . Diese Verbindung wird zugleich 
6. die allgemeine Pflicht zur Verteidigung des Vaterlandes lebhaft begrün­
den, und auch diese Allgemeinheit muß notw'endig gleichen E ifer für die 
Regierung in jedem Stande erzeugen. Nur der Bauernstand wird deshalb, 
weil er durch Erbuntertänigkeit so lange zurückgeh alten wurde, einiger 
positiven Unterstützung zur Erhöhung seines persönlichen Wertes noch 
bedürfen. Hierzu zähle ich 
7. die Aufst ellung gesetzlicher Mittel zur Vernichtung der Fronen. Be­
stimmte Dienste, die der Besitzer des einen Grundstücks dem Besitzer des 
andern leistet, sind an sich zwar kein Übel, sobald persönliche Freil1Cit 
dabei stattfindet. Diese Dienste aber führen eine gewisse Abhängigkeit und 
willkürliche Behandlung der Dienenden mit sich, die dem Nationalgeiste 
nachteilig ist. D er Staat braucht nur die Möglichkeit der Aufhebung der­
selben (so wie er auch die Gemeinhcits-Auscinandersetzung b efördert) 
gesetzlich festzustellen, so daß ein jeder Ausgleichung unter bestimmten 
Bedingungen verlangen kann. Dieses wird hinreichen, um bei dem Fort­
schritte des Volks, der aus jenen Fundamentalsätzen notwendig folgen 
muß, die Dienstpßichtigcn zu veranlassen, von jener Befugnis Gebrauch zu 
machen. 
8. Damit aber alle diese E inrichtungen ihren Zweck, die innere Entwicklung 
des Volkes, vollständig erreichen und Treue und Glauben, Liehe zum 
Könige und Vaterlande in der Tat gedeihen, so muß der religiöse Sinn des 
Volks neu belebt werden. Vorschriften und Anordnungen allein können 
dieses nicht bewirken. Doch liegt es der Hcgiei.:_ung ob, mit Ernst diese 
wichtige Angelegenheit zu beherzigen , durch Entfernung unwürdiger 
Geistlichen, Abwchrung leichtsinniger oder unwissender Kandidaten und 
Verbesserung der theologischen Vorbereitungsanstalten die \Vürdc des 
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geistlichen Standes wieder herzust ellen, auch durch eine angemessene Ein­
richtung der Pfarrabgaben und durch Vorsorge für anständige Feierlichkeit 
des äußeren Gottesdienstes die Anhänglichkeit an die kirchlichen Anstalten 
zu befördern. 
9. Am meist en aber hierbei, wie im Ganzen, ist von der Erziehung und dem 
Unterrichte der Jugend zu erwarten. Wird durch eine auf die innere Natur 
des Menschen gegründete Methode j ede Geisteskraft von innen heraus ent­
wickelt und jedes edle Lebensprinzip angereizt und genährt, alle einseitige 
Bildung vermieden, und werden die bisher oft mit seichter Gleichgültigkeit 
vernachlässigten Triebe, auf denen die Kraft und Würde des Menschen 
beruht, 

Liebe zu Gott, König und Vaterland 

sorgfältig gepflegt, so können wir hoffen, ein physisch und moralisch 
kräftiges Geschlecht aufwachsen und eine bessere Zukunft sich eröffnen zu 
sehen. Alle kleineren Mängel unserer Verfassung, namentlich unserer Finanz­
einrichtungen, werden gewiß bald sich heben, wenn nur die obigen An­
sichten mit Ernst verfolgt werden . Ich darf Ihnen Glück wünschen, meine 
Herren, zu diesem Geschäfte berufen zu sein, und steht Ihnen auch manche 
Schwierigkeit bevor, so wird doch die Wichtigkeit des W erks und der ent­
schiedene, auch durch die neuen Militär- und Zivil-Einrichtungen bewährte 
Wille und beharrliche Sinn des Königs Ihren Mut stärken und Ihnen das 
Gelingen Ihrer Bemühungen zusichern. 

911. Stein an die Grafen Dohna, Dönhoff und andere 
Königsberg, 26. November 1808 

PrGStA. 1 jetzt DZA II Merseburg, Rep. 15 ln Tit. 1 Seel. 20n: Konzept (Schön) mil Korrekturen und Pnrnphe Steins, 
Ahg11ug1vcnncrk: 28. 
Druck: Alte Ausgabe 11 S. 588 f. 

Die Aufhebung der Patrimonialgerichtsbarlreit. Adel und allgemeine VVehrpflicht. 
Ausdruck seiner Hochachtung für die ihm dienstlich bekannt gewordenen V ertreter 
des ostpreußischen Adels. 

Obgleich ich binnen weniger Tage den Staatsdienst verlasse, also die Beant­
wortung Ihrer gefälligen Zuschrift vom 17. d. M. meinen Nachfolgern über­
lassen könnte, so benutze ich doch gerne diese Gelegenheit, um Ihnen durch 
meine Antwort meine Achtung zu b ezeugen. 
Zuerst benachrichtige ich Sie, daß die H erren Deputierten des adl igen 
Standes des Königreichs Preußen mir bereits ihre Bedenken über Auf­
hebung der Patrimonial-Jurisdiktion mitget eilt haben. Ich füge Ihnen die 
erteilten Antworten in Abschrift bei. Sie werden daraus meine Ansichten 
dieser Sache ersehen und verschiedene Punkte Ihres gefälligen Schreibens 
beantwortet find en. Sie selbst sprechen aber das klarste und richtigste 
Urteil über die Patrimonial-Jurisdiktion in Ihrem gefälligen Schreiben bei 
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der Gelegenheit, wo Sie sagen: denn die Erbuntertänigkeit konnte nie ein 
R echt u sw.1. Diese Äußerung ist das treues te Dokument Ihres hohen W erts 
als Staatsbürger, als Untertanen eines gerecb ten Königs, der für sein Volk 
lebt, und als Mitglieder des ersten Standes des Staates, der dadurch der 
erste ist und bleiben wird, daß er, sobald der Zweck und die Erhaltung des 
Staates es erfordert, nicht allein äußere Auszeichnungen, sondern Gut und 
Leben dem Staat aufzuopfern bereit ist. Männern, die auf dieser Stufe 
st ehen, darf ich zu erwägen geben, daß Einrichtungen , die bei einem 
gewissen Kulturzust ande des Volkes einen anerkannten Wert haben, die in 
einzelnen F ällen , wo Gutsherr und Gutsbewohner die wechselseit ige Ver­
traulichkeit erhalten konnten , auch noch ohne Nachteil sind, d aß diese 
Einrichtungen aber , wenn der Kulturzustand des Volkes sich verä ndert, 
wenn sie die h eftigsten Spannungen unter den Unt ertanen eines Königs 
veranlassen und das gemeinsch aftliche lebhafte Interesse an der E rhaltung 
des Staa ts verrücken, daß diese Einrichtungen alsdann keine Beibehaltung 
verdienen und im Gegenteil dem R egenten nicht u m seinethalben , sondern 
um des Ganzen willen die Pflicht auflegen, das wieder aufzunehmen , was 
im Wesen einer R egierung liegt. Ich gebe dies Ihrer E insicht und Ihrer 
Vat erlandsliebe anheim und darf alsdann darauf rechnen, daß Sie jede 
Anordnung, die den Geist der Nation zu unserem gemeinscha ftlichen 
Zwecke vereinigt und die zu Erhaltung und Belebung des [ . . . ]2 für un­
seren König führt , gewiß gern annehmen und sie im Gegenteil u n terstützen 
werden. 
W as ferner Ihre Ansicht der allgemeinen Konskription3 betrifft, so werden 
Sie in dem hier Gesagten schon m eine Meinung darüber finden. Die E rfah­
rung in unseren T agen bat uns hierin viel gelehrt, und mit Rücksicht 
hierauf glaube ich annehmen zu dürfen, daß Sie bei unserer Erwägung dieser 
Sache eine Anordnung selbst zweckmäßig finden werden, bei der der Stand 
sich nicht der Pflicht der Verteidigung des Vat erlandes entzieht, dessen 
Auszeichnung gerade seine Bereitwilligkeit, Gut und Leben für den Staat 
zu opfern, öffentlich dartut. 
Ich empfehle mich zugleich Ihrer Gewogenheit. E s ist mir viel wert, bei 

1 „Die Erbuntertänigkeit konnte nie als eine r echtsgültige Verfassung betrach tet 
werden", heißt es in der Eingabe der ostpreußischen Adligen an den J(önig vom 17. Novem­
ber, die sie ihrem Schreiben an Stein vom gleichen T ag beigelegt hallen. 
2 Unleserliches lVort. 
3 Bezieht sich auf folgende S telle in der Immediateingabe an den f(önig: „Die allgemeine, 
a uch auf den Adel ausgedehnte Konskription, welche zuerst als die Gebur t einer R evo­
lution das Licht der \Veit erblickt e, die in Frankreich alle bestehenden Ordnungen [ .. . ] 
zertrümmert h atte - die Konskription, die ihrer Natur nach nur a uf dem Begriff einer 
allgemeinen Gleichheit bernhen kann, würde [ ... ] die völlige Vernichtung des Adels 
herbeiführen . Es würden dem Adel nur n och leere und unnü tze Titel übrig bleiben, um 
deren Absch affun g wir selbst bitten müßten, wenn wir unsere R echte, die wenigen uns 
noch übrigen Rechte, vollends verloren h ä tten." 
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meinem Aufenthalt in dieser Provinz einige Herren, von denen das vor­
liegende Schreiben unterzeichnet ist, persönlich kennen gelernt zu haben, 
und ich nehme das Andenken an Sie als würdige Mitglieder des ersten 
Standes des Staates, als vorzüglich treue Untertanen unseres Königs und 
überhaupt als Männer, die die Achtung jedes rechtlichen Mannes verdienen, 
in mein Privatleben mit. 

912. Prinzessin Wilhelm an Stein Königsberg, 26. November [1808) 
PrGStA .• jct7.l DZA 11 Merseburg. Rcp. 92 Kurl v. Stein D 5: Au.Ccrtigung (cigcnhündig). 
Druck: Alte Ausgnbe II S. 589 f. 

J(lage über den A bgang S teins. 

„Da liegen meine R eiche !" 0 meiu Kopf, m ein Kopf. Weinte ich so unver­
siegbare Tränen aus Mitleid mit dem Staate, aus Verachtung gegen die 
kleinlichen, boshaften Menschen, oder aus unendlicher Liebe für ihn, den 
ich so über alles hochachte? 
Nun mögen sie würfeln um die Oberherrschaft - ich interessiere mich für 
keine Staatengescbich te mehr! Ich will wieder einsam leben in mir - die 
W cltgeschich te ist doch nur ein niedriges Gaukelspiel ! 0 diese Tränen haben 
mich alt gemacht! Dies schrieb ich eben in m ein Tagebuch . 

Den nämlichen Abend. 
\Vie ich von Homburg ging- und mir ärger zu Mute war, wie einem sein 
muß, wenn er zum Tode geht - glaubte der, den ich am li e b st e n h atte 
(mein Vater), ich sei gefühllos. -
Und jetz t glauben Sie - oder, ja ich weiß es, Sie haben an mir gezweifelt -
das wird mir ewi g wehe tun. 
Ich wollte es Ihnen sagen, aber ich weiß es, ich werde zu schwach dazu sein, 
drum tue ich es so - ich weiß es, es wird Ihnen leid tun, wie es damals 
m einem Vater tat, wie auch ihm ich es schriftlich ins Herz rief, sein Un­
recht. 
Gottes Segen b egleite Sie - Sie werden immer in meiner Seele leben. 

913. Sack an Stein Berlin, 26. November 1808 
S tcin-A. : Ausfert igung (cigenhiindig). 
Druck: Steffens, Dricfwcchscl Sncks Nr. 5; AJtc Ausgnhc 11 S. 586 if. 

V erbindting der innenpolitischen tind attßeripolit.ischen Opposition mit den Franzosen 
zum. S turze S teins . l laltw1g von Voß, Goltz tind Chasot. Jloflnung, daß S tein in 
irgendeiner F orm in \! crbindung mit der pretißischen S taals/ iihrung bleiben werde. 
D11rch/iihru11g des Seplcmberver/.rags. 13e11orslehcnder Abzug der /ran=ösische11 
JJesat=u n gsbchördc11 . 

In der gespanntes ten E rwartung a uf den Ausgang der Krisis, worin sich 
das Sch icksal Ew. Ex z. und das der guten Sache nach einem Brief von dort-
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her vom 21. d. befunden hat, fahre ich fort, Sie von demjenigen zu ben ach­
richtigen, was mir darüber hier zur Wissenschaft gekommen ist . E s ist nun 
wohl mehr als zu klar, daß die Partei der Kakodämonisten dort und hier in 
Verbindung den Lärm gemacht h at, den wir jetzt in Rücksicht Ihrer und 
der guten Sache um uns erblicken. Da sie dort Ihr Haupt nicht haben 
erbeben können, so haben sie hiebin zu wirken gesucht, und hier sind alle 
Anbet er des alten Syst ems, alle Egoisten von Einfluß zusammen getreten, 
um gegen Sie und alles, was Ihnen anhängt, zu operieren und so das auf­
keimende Gute und Neue zu stürzen. Leicht haben sie die hiesigen fran­
zösischen Behörden in ihr Interesse ziehen können, t eils weil diese in den 
erst en Ton des Moniteur einstimmen zu müssen glauben, t eils weil sie in der 
allergrößten Furcht der U nruhcn u sw. schweben. Mehrere Au genzeugen sind 
da, daß dieselben von jener Partei mit Vorsorge aufgeregt sind . Der M[ajor] 
Ch[ aso ]t1 weiß es ziemlich genau, daß man ihn in ein sehr schwarzes Licht 
zu stellen gesucht hat , und daß dieses selbst vom M[inist er] V[ oß] geschehen 
ist. Man glaubte, von dort schon Gewißheit zu haben , da ß O[berst] K[Ieist] 
K ommandan t werden würde, und daß dieses nicht geschehen , h at sehr 
geärgert. Die Partei spricht sieb aus in dem , was heute über Schrnalz in der 
Zeitung st eht2 , und sie verhehlt es nicht, daß sie auf d as Blut fechten müssen, 
um das ganze neue System umzuwerfen . Das ganze h öhere Publikum ist 
da hinein gezogen , was nicht gleiches Interesse h atte, h a t m an durch die 
Furcht intimidiert, daß man sich in allen Stücken nach dem französisch en 
Verlangen blindlings richten müsse, wenn irgend ein H eil für uns zu hoffen 
sein soll. Doch bin ich überzeugt , daß sobald nur der unmittelbare Druck 
hier aufhören wird , dieser Teil des Publikums bald die Fahnen der Kako­
dämonis ten verlassen werde, da man micl1 von m ehreren Seiten versichert, 
daß der größte Teil der Menschen den größten Haß gegen diese Partei und 
namentlich gegen den M. v . V[oß] habe. 
Von guter H and weiß ich aus einem Briefe eines Sie sehr schätzenden 
Mannes aus P aris3 , daß dieser . ich freut, daß <lie R etraite E w. Exz. n icht 
geschehen sei , und d aß man sich nich t übereilt habe. Dieses scheint das zu 
bestätigen , was mehrere nicht nur mir gesagt haben , daß wenn K[a iser] 
N [ apoleon] solches haben wolle, er sie gefordert h aben würde, daß aber 
jenes nicht der Fall sein müsse. Auf dieses Argument hat mir selbst der H. 
M. v. V[oß] 4 nichts Vernünftiges antwort en können, obgleich er als Ax iom 
annimmt, daß Ew. Exz. nicht bleiben könnten und sich schon im Geiste an 
Ihrer Stelle sieht. Ich hoffe daher nur noch , da ß solche Betrachtungen das 
Übergewicht gegen das gewiß mit jener Partei einstimmig gewesene Be-

1 V on Stein ergän:l ivie alle Namcnsablcü.rz1tngen in diesem Abschnitt. 
2 T elegraph vom 25. November 1808. V gl. Stern, Reformzeit S . 21. 
3 Alexander von 11 wnboldt oder G'ra/ Schlabrendorfl· 
4 Von S tein ergän zt. 
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haupten des Gr. G[ oltz] gehabt haben werden, und daß es tunlich gewesen 
sei, daß Ew. Ex z. in irgend einer Art uns verbleiben werden. Ohne diese 
Hoffnung muß ich an dem Fortbauen des so schön angefan genen neuen 
Gebäudes verzweifeln und sehe voraus, daß bei der starken P ar tei und der 
ganzen Lage der Dinge das alte böse \Vesen wieder die Oberhand ergreifen 
werde. Möchten Ew. Exz. mir doch bald auf sicherem W ege, allein per 
Kurier, etwas Tröstendes darüber zugehen Jassen! 
In den öffentlichen Verhältnissen ist nichts Veränderlich es vorgefallen . E s 
scheint bei den Anst alten des Abmarsches zu bleiben. Das heutige Spanisch e 
Bulletin in unserer Zeitung soll hier fabriziert sein. M. Ch[ asot]1 nimmt sich 
sehr gut, obgleich die Ausführun g der letzten Konventionen wieder neue 
harte Dinge zur Folge haben muß. Z.B. Müncheberg wird auch ein Etappen­
platz für Küstrin , wo also unsere Truppen nicht stehen können , die sich 
überhaupt zwischen den R ayons der F es tungen recht durchwinden müssen. 
- E s heißt heute wieder, daß :in den nächsten drei Tagen H.D[aru ], B[ignon] 
und Marschall D[avoust] weg sein würden2 • Gegen den 1. k . M. gehen die 
Intendanten aus den Provinzen ab. Die General-Kassenführung der 
R evenuen ist unter H. H eymert hier in vollem Gange. H. Labaye wünscht 
die Effektuierung seines Antrags wegen der dortigen Kaufmannswechsel 
sehr3• 

914. Stein an Prinzessin Wilhelm Königsberg, 29. November 1808 
Stciu-A.: K onzept (eigcnhilndig). 
Druck: Pertz, Stein 11 S. 303 IT. ; Alte Ausgabe ll S. 590. 

B illet sie, keinerlei R esignation R aum zu geben, sondern m it ihrem Gemahl als 
Sammelpunkt der Gutgesinnten auch weiterhin zu wirken. 

Überlassen sich E. K. H. nicht Ihrem Unwillen über die Ereignisse dieser 
Tage, und geben Sie den Vorsatz auf, wieder e in s am in s ich zu l e b e n4, 

es liegen in Ihnen zu viele große und edle Eigenschaften, als daß diese nicht 
in unserer verhängnisvollen Zeit in das Leben einwirken müßten . Sie 
besitzen ein tiefes Gefühl für das Große und Edle, einen kräftigen , gebil­
det en Geist , Sie und Ihr Gemahl sind gemacht, das Panier zu erheben, 
unter dem sich die Besseren und Edleren sammeln. Verzweifeln E . K . H. 
an den Menschen nicht, h at gleich Charakterschwäche, Leichtsinn und 
Flachheit der einen , niedriger N eid und Selbst sucht der anderen sehr 
schlimm _in diesen Tagen ihr W esen getrieben , erregt dieses Gemisch der 
elendesten Leidensch aften mit dem dienstfertigen Geklat sche den tiefsten 

1 Von S tein ergänzt. 
2 Sie verließen die S tadt am 2. Dezember, am nächsten T age erfolgte die Räw nitng durch 
die fran~üsischen T ruppen. 
3 Siehe llcw ssherr, E rfiill tmg und Befreiung S. 236 fl. 
' V gl. oben N r. 912. 
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Unwillen, so überzeugt mich doch meine neueste Erfahrung von dem Dasein 
ausgezeichneter vortrefflicher Eigenschaften, von wiederauflebender Vater­
landsliebe, von Bereitwilligkeit, alles in diesem Gefühl aufzuopfern, und ich 
habe von Personen, von denen ich es nicht zu erwarten Ursache hatte, die 
rührendsten Beweise von treuer Anhänglichkeit und Liebe zu der guten 
Sache und mir erhalten. Gewiß sind die Bemühungen der Guten und 
Kräftigen nicht verloren, ewig wahr bleibt : 

„The firm patriot 
Who made the welfare of mankind bis care, 
though still by faction, vice and fortune cross'd, 
Shall find the gen'rous labour was not lost." 

(Cato by Addison) 

Geben E . K. H. den Vorsatz der Abgeschiedenheit auf, dies wäre ein morali­
scher Selbstmord, Ihr Gemahl und Sie müssen die Besseren und Edleren um 
sich sammeln und ihre Anführer in dem Kampf mit dem Gemeinen und 
Schlechten sein - entfernen Sie von sich alles, was zu dem letzteren 
gehört, und erfüllen Sie gewissenhaft den Beruf, den Sie von der Vorsehung 
erhielten , indem sie Sie mit so herrlichen Eigenschaften ausrüstete. 
Erlauben mir E . K. H„ Ihnen von Zeit zu Zeit schriftlich meine ehr­
furchtsvolle unwandelbare Anhänglichkeit zu bezeugen. 
[Nachschrift:] „When vice prevail and impious men bear sway - The post 
of honour is a private station." 

915. lmmediatbericht Steins Königsberg, 1. Dezember 1808 
Stein·A.: Konzept (cigcnbündig). l'rGStA., je tzt DZA II Merseburg, Rep. 92 Friedrich Wilhelm III. D Vlln 7 C: 
Ausfertigung (eigcnhündig). - Noch der Ausfcrligung. 
Druck : Pertz, Stein II S. JOS f. ; Alte Ausgube II S. 591 (Regest). 

Aus Anlaß der vorgesehenen A tt/lösung des ostpreußischen Provinzialdepartements 
wird die E rnennung des J\llinisters Schroetler zum Geheimen Staatsrat und seine 
Auszeiclmwig mit dem Schwarzen A dler-Orden vorgeschlagen. l'V ürdigung seiner 
V erdienste. B evorstehende A breise Steins nach Berlin. 

In meinem alleruutertänigst en Bericht d. d. 24. November a. c.1 trug ich 
auf Ernennung des Staatsminist ers Freiherrn von Schroetter zum Geh. 
Staat srat mit Sitz und Stimme an, es setzten aber E. K. M. die Entsch ei­
dung noch aus, weil AJlerhöch stdieselbe überhaupt die Ausführung des 
Organisationsplans der obersten Staatsbehörde erst nach Dero Zurückkunft 
in Berlin vorzunehmen beschlossen . 
Unterdessen erfolgte die Ernennung und die wirk1iche Anstellung der 
Minist er des Innern und der Finanzen, und beide sind wirklich in Tätigkeit 
gesetzt. Hiedurch entsteht nun eine Kollision mit dem ostpreußischen 

1 Siehe oben N r. 907. 
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Provinzial-Departement , dessen Auflösung der neue Organisationsplan 
voraussetzt, das aber nicht aufgelöst ist. Will man es auch bis zur Zu­
rückkehr n ach Berlin best ehen lassen, welches mit Beobachtung gewisser 
Formen möglich ist , so ist es doch nötig, daß E. K . M. den Minister von 
Schroetter über seine zukünftige Lage beruhigen und ihm Dero Willen 
eröffnen. 
Der Minister von Schr oetter besitzt viele Betriebsamkeit, Geschäfts· 
erfahrung und Empfänglichkeit für liberale und größere Verwaltungsgrund· 
sätze. Er hat in der Zeit m einer Geschäftsführun g sehr kräftig gewirkt, und 
in seinem Departement sind bedeutende Arbeiten gescheh en , z. B . die 
SHidte-Gemeinde-Ordnung, Aufhebung des Zunftzwangs der Bäcker, 
Brauer und Schlächter, das Vorkaufs-Edikt, Aufhebung des Mühlenzwan gs, 
Verleihung des Grundeigentums an die Immediat-Einsassen usw. 
Diese Arbeit h at er geleitet und beschleunigt, er verdient also, daß E. K. M. 
ihn wegen seines zukünftigen Dienstverhältnisses beruhigen und für die 
geleist et en Dienst e auszeichnen durch die Erteilung des Schwarzen Adler· 
Ordens, worauf er als ein Mann, der dem Staat 53 Jahre gedient und gewiß 
vieles Gemeinnützige dargest ellt, einen gerechten Anspruch hat. 
Sollten E. K. M. diesen Antrag zu genehmigen geruhen , so erbitte ich mir 
alleruntertänigs t die E rlaubnis, die Au sfertigung besor gen zu dürfen . 
Zugleich zeige ich E . K. M. alleruntertänigst an , daß ich den 4. Dezember 
von hier abgehen wcrde1 und erbitte mir Dcro Befehle im F all H öch st­
dieselben für gut finden , mir der gleichen zukommen zu lassen . 

916. Friedrich Wilhelm III. an Stein Königsberg, 2. Dezember 1808 
PrGStA., jetzt DZA II Mcrschurg, flcp. 92 F riedrich Wilhelm III. ß Vll n 7 C: Konzept (cigcuhiindig). -Stcin-A. : 
Ausfertigung (cigcn.hiindig). - Noch der Ausfertigung. 
Druck : l'crtz, Stein 11 S . JOG f.; Alte Ausgnbc ll S. 59 1. 

Steins Vorschliigc wegen der A LLSzcich nLLng des M inistcrs Schroctler genehmigt. 
A bsch iedsa LLdienz S teins. 

Die mir von Ihnen mitget eilten Ansichten über die Verhältnisse und das 
P ersönliche des Minist ers von Schroettcr sind ganz übereinstimmend mit 
den meinigen, und weiß ich diesen verdienstvollen treuen Staat sdiener 
gewiß eb enso zu würdigen als zu schätzen , auch h ab e ich bereits den Befehl 
erteilt, ihm den Schwarzen Adler-Orden zuzufertigen . \Vas das v on ihm 
bisher v or gestandeue und noch bis zu meiner Rückkunft nach Berlin von 
ihm vielleicht vorzust ehende Provinzial-Departement betrifft, so sollte 
auch ich meinen, daß solches keine Schwierigkeiten haben könnte, und 
werde ich dem nunmehr angekommenen Graf Dohna Ihre mir hierüber 
gemachten Vorschläge mitteilen. 

1 Vgl. LLnten S . 999 Anm.. 
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Da Sie Ihre Abreise von hier auf den 4·. d. M. festgesetzt h aben1, so wird es 
mir angenehm sein, Sie morgen nachmittag um 4 Uhr noch bei mir zu sehen, 
um Ihnen vor Ihrer Abreise von der Fortdauer meiner Gesinnungen gegen Sie 
die Versicherung geben zu können. 

917. Scheffncr an Friedrich Wilhelm III. Königsberg, 4. Dezember 1808 
Stein-A.: Kouzcpt.-PrCStA„ jetzt DZA ll Merseburg, Rep. 92 Friedrich Wilhelm lll. D Vlln 7 C: Ausfertigung. -
Noch der Ausfertigung. 
Druck: Pcrtz. Stein II S. 307 f. ; Wnrdn-Dicsch, Schcß'ner III S. 50 l ; Alte Ausgnbe 11 S. 605 (nnch dem Konzept). 

S teins Entlassung das W erk einer J n.trige. R egt an, dem scheidenden Minister zum 
Zeichen der Aner/ren.nung seiner L eist1ingen den Schwarzen Adler-Orden zu ver­
leihen. 

E. K. M. muß ich zuvörders t fußfällig bitten, von Nachstehendem gegen 
kein e n etwas zu äußern. 
Nach der einmal vollzogenen Entlassung des Ministers vom Stein ist darin 
nichts mehr zu ändern, allein, so fest ich überzeugt bin, daß es den recht­
lich denkenden Teil der Nation schmerzt, diesen edcln, höchst dicnstver­
ständigen Mann durch lügenhaftes Geschwätz elender, neidischer, nicht 
ausländisch er Mensch en von E. K . M. entfernt zu sehen, so gewiß bin ich, 
daß E. K. M. die c nicht mit Unrecht Trauernden sehr trösten würden, 
wenn Sie ibm im le tzten Mom ent seines Hierseins e inen sichtbaren Beweis 
Ihrer persönlich en Zufricdenhci t und Ihres \Vohl wollens zu geben geruhen 
wollten - sollte aber ein leichterer zu finden sein , als die Verleihun g des 
Schwarzen Adler-Ordens, begleite t von einem Handbillct, wie E. K. M. so 
schön und trcfiend zu schreiben wissen? 
Meinem Antrage andere Gründ e beizufügen, hält mich die Überzeugung ab, 
daß E. K. M. selbige besser wie mir b ekannt sind - ich wiederhole daher 
nur die devoteste Bitte um Verschweigung meines Antrags. 

918. Friedrich Wilhelm III. an Schcffner Königsber g, 4„ Dezember 1808 
PrCStA .• jetzt DZA ll Mcrsclrnrg, Ticp. 92 Friedrich \Vilhclm 111. ß Vllu 7 C: Konzept und Rcinkonzcpt.-Stcin-A. : 
Ausfertigung (c igcnhiind ig ). - Nnch d er Ausfertigung. 
Druck : Pcrtz, Stein 11 S. 308 f.; \Vnrdu-Dicsch, Sclacffncr 111 S . 50 1 f.; Alte Ausgnbc 11 S. 605 . 

Scharfe Z 11rechtweis 11.ng ivegen der in seinem Schreiben vom selben Tage vorge­
tragenen Ansichten. iiber die 11 intergr iinde der Entlass1uig Steins. Die vorgeschlagene 
Aus:eichnung S teins aus politischen Criinden. unmöglich. 

E s befremdet mich sehr zu seh en, daß der sonst so verdienstlich e H err Kriegs­
rat Scheffner die politisch notwendig gewordene Entfernung des allerdings 
edeln, höchst dienstvcrständigcn Minis ters v. Stein aus dem allerverkehrte-

1 S tein reiste erst am 5. Dezember w1:c s ich aus der cw diesem. Tag erfolgten Unterzeichnung 
des „Politischen T estaments" ergibt. 
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st en Gesichtspunkt und wie ihn .höchstens fals c h e Patriote n, üb e l­
gesinnte, oder ganz unwissende Mensc h e n beurteilen mögen, anzu­
sehen beliebt und demnach aburteilt. Könnten Sie also in der Tat auch 
glauben, daß ich , bei dem, ich wiederhole es nochmals, politi sch not ­
w endi g, j a dringend notwendig gewordenen Zurücktritt jenes Ministers 
jetzt etwas unterlassen würde, das so ganz mit der Neigung meines Gemütes 
übereinstimmend ist? Daß jedoch dieses zu tun in unserer jetzigen kritischen 
Lage höchst unpolitisch handeln hieße, ist ebenso gewiß. Meinen Dank 
übrigens für Ihre Freimütigkeit und die ohne Zweifel dabei gehabte edle 
Absicht. 

919. Stein an Merckel Berlin, 12. Dezember 1808 
Druck: Linke, Mcrckcl S. 73. Dnuach hier. 

Steins Abs1:cht., nach B reslau zu reisen. Die neue Regierung in J(önigsberg. 

Das Anerbieten des H errn Fürstbischofs von Breslau\ mir die Benutzung 
seiner Wohnung zu überlasseu, bis dahin, daß ich eine andere Einrichtung 
zu treffen imstande bin, nehme ich mit Erkenntlichkeit an und werde sie 
gegen S. Durchl. selbst äußern. Im Lauf des Monats Januar werde ich nach 
Breslau kommen und während meines Aufenthalts mich bemühen, ein 
anderes Unterkommen auszumitteln. 
Die Männer, denen die Leitung der öffentlichen Angelegenheiten anvertraut 
worden ist, sind bis auf einen oder zwei Männer von Geist und Kraft und 
Einsicht. Ich bin überzeugt, sie werden sich keinen Zurücktritt zuschulden 
kommen lassen. Die Aufrechterhaltung des Edikts vom 9. Oktober fällt in 
den Geschäftskreis des H errn Geh. Staatsrats von Schön, der fortschreiten 
und nichts sinken lassen würde. Die Bemühungen einer Menge erbärmlicher 
Menschen, den Herrn von Voß vorzuschieben, sind vereitelt, und er ist in 
den Privatstand zurückgetreten. 
Wirken also Ew. Wohlgeb. mutig und getrost fort und bleiben Sie der Sache 
der Wahrheit und des Rechtes getreu. 

920. Meldung der „Vossischcn Zeitung" 
Voni•chc Zeitung J g. 1808 Nr. 149. 

An/m n/t t.eins in Berlin. 

Berlin, 13. Dezember 1808 

Gestern trafen S. Exz. der H err Staatsm inister vom Stein alJhicr ein und 
tra ten in der Goldenen Sonne ab. 

1 Joseph Christian Prinz von Ilohenlohe-Wa ldcnburg-Barlenstein, Bischof von B reslau 
1795- 1817. 
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921. „Publikandum betreffend die veränderte Verfassung der obersten 
Staat sbehörden der preußisch en Monarchie in Beziehung auf die innere 
Landes- und Finanzverwaltung". Königsberg, 16. Dezember 1808 
Stein-A.: Beilage zum 155 . Stück der „Derlin ischcu Nachrichten von Staats- und gelehrten Sachen" vo1.n Dezember 
J 808.- Ccsctzsummlung Sp. 527 ß'. , gcz. Friedrich \Vilhclm, gcgcngcz. A ltcn s tciu u. D ohun; Papiere Schöns 11 S. 69 ff. ; 
Allm.nnn , Ausgcw. Urkunden Nr. 8 . - Hier nnch dem T ext der Ccsctzsnmmlung. 

V erkür::t.e und teilweise veränderte F assung des Organisationsplans vom 24. Novem­
ber 18081• 

'Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen e tc. h aben beschlossen, 
den obersten Verwaltungsbehörden für das Iunere und die Finanzen eine verbesserte, 
den Fortschr itten d es Zeitgeistes, der durch iiußcrc Verhältnisse veränderten Lage des 
Staates und den j e tzigen Bedürfnissen desselben angemessene Geschiiftscinrichtung zu 
geben und heben daher die in dieser Hinsicht bestandenen E inrichtungen hiemit auf. 
Die n eue Verfassung bezweckt, der Geschiiftsverwaltung die größtmöglich stc Einheit, 
Kraft und R egsa mkeit zu geben, sie in einem oberst en Punkt zusammenzu fa ssen u nd 
die Gcistcskriiftc der Nation und des einzelnen auf die zweckmiißigste und einfachste 
Art für solche in An spruch zu nehmen. Die Regierungsverwaltung geht zu dem Ende 
künftig von einem dem Oberhaupt des Staates unmittelbar untergeordnet en obersten 
Standpunkt aus. E s wird von dem selben nicht allein d as Ganze übersehen, sondern a uch 
zugleich unmittelbar auf die Administration gewirkt. Eine möglich st kleine Zahl oberst er 
Staatsdiener steht an der Spitze einfach organisierter, nach H auptverwa ltungszweigen 
abgegrenzter Behörden; im genauesten Zusammenhang m it dem R egenten leiten sie die 
öffentlich en Gcsch iiftc n ach dessen unmittelbar ihnen erteilten Befehlen selbständig und 
selbsttätig mit voller Vera ntwortlichkeit und wirken so a uf die Administration der unter­
geordneten, in gleicher Art gebildeten Beh örden kräftig ein. 
Die Nation erhält eine ihrem wahren Best en und dem Zweck angemessene Teilnahme an 
der öffent lichen Verwaltung, und dem ausgezeichneten Talent in jedem Stand und Ver ­
hältnis wird Gelegenheit eröffnet, davon zum allgemeinen Besten Gebrauch zu machen. 
\Vir verordnen demnach : 
1. Die oberste allgemeine L eitung der ganzen Staatsverwaltung vereinig t sich in dem 
S ta a t s ra t unter Unserer un mit telbaren Aufsicht. Die nähern Bestimmungen über dessen 
Organisation und Verfassung b ehalten Wir Un s indessen noch vor. 
2. Das M ini s t e rium besteht aus dem Minister des Innern, dem Minister der F inan zen, 
dem Minister der auswärtigen Angelegenheiten , dem Kriegsministerium, dem Justiz­
minister . J eder Minister ist Chef desjenigen D ep artements, an dessen Spitze er st eh t, und 
d er solchem untergeordneten Abteilungen. E ines j eden D ep artements \Virk samkcit 
erstreckt sich in Rücksicht der Gcgcnst ii ndc d esselben über sämtliche Provinzen. Die 
äußeren Verh iiltni sc der drei letzterwähntcn Minister ien, welche eine v erbesser te Ver­
fassung n ach den n ämlichen Grundsiitzen erhalten, werden durch eine besondc1·c Ver­
ordnung bekannt gemacht werden , und die jetzige bezieht sich daher nur auf die des 
Ministeriums des Innern und der F inanzen. Durch eine besondere Instruktion ist die 
Gesch äftsführung des gesamten Ministcrii als solches näher bestimmt. 
3. Das Ministerium des Inn e rn begreift die ganze innere Landesverwaltung im a usge­
dehntes ten Sinne des \Vorts in sich m it Au nahmc der eigentlichen F ina nz-, Mili tür­
und Rechtsangelegenheiten. Es gehört dah er zu demselben alles, was auf die Grundver­
fa ssung des Staats und das innere Staatsrecht Bezug hat, imglcichen die Polizeiver­
waltung in ihrem ganzen Urnfange, mithin auch d ie Zen surangclcgcnh citcn, jedoch mit 
Ausn ahme der Schriften politischen Gegenstandes, deren Zensur dem Departement der 

1 Vgl. Ritter, Stein S . 248 fl . 
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auswärtigen Angelegenheiten überlassen wird. Auch die polizeiliche Aufsicht ühcr das 
Forst - und Jagdwesen (§ 25) wird gleichfalls ausgenommen. 
4. D as Departement des Innern t eil t sich in folgende Sektionen : 1. d ie Sektion für die 
nllgcmcinc Polizei, 2. die Sektion fiir Gewerbepolizei, 3. d ie Sekt ion für den Kultus und 
öfrcntli cbcn U nterricht, die in zwei Unterabteilungen zerfällt: a ) für den Kultus, b) für 
den öffentlichen Unterricht, 4. die Sektion der allgemei nen Gesetzgebung. Außerdem 
werden 5. die Medizinnlsacheu und 6. die Angelegenheiten d es Bergbaues, der Münze, 
Salzfabrikation und Po rzellain-Manufaktur in besonderen Abteilungen bcarbc;tct. D ie 
er ste Sektion steht unmittelbar unter dem Minister des Innern und seiner L eitung. 
Den Sektionen 2, 3 und 4 sind Geheime Staatsräte als Chefs vorgesetzt, die jedoch dem 
Minister des Innern u ntergeordnet sind. Die Abteilungen 5 und 6 werden, je nachdem die 
Sachen dazu geeignet sind, entweder von dem Minister des Innern unmittelbar oder von 
einem besonderen Dirigenten unter solchem geleitet. 
5. Zu der Sektion der a ll ge mein e n Po li zei gehören alle Zweige der Landespolizei, 
welche nicht in Gewerbepolizei dem weitesten Sinne des 'Vorts nach, in E rziehungs­
polizei und in Mcd izinalpolizei eingreifen. Es ressortiert also n amentlich von dieser 
Sektion : 1. die ganze Sicherheitspolizei, 2. da s Armenwesen, Arbeits- und Kranken­
häu ser und alle dahin gehörigen Anstalten , imglcichcn au ch 'Vitwcnkasscn und ähnli che 
Institute, 3. die Polizei der ersten Lebensbedü rfn isse, Magazine aller Art zur Abwendung 
des Mangels und der Teuerung, 4. alle öffentlichen Anstalten zu r Bequemlichkeit und zum 
Vergnügen ; d ie Thea ter ressortieren jedoch von der Sektion der U nterrichtspolizei ; 5. d ie 
Post unter niibcr zu bestimmenden Mod ifikationen, 6. d ie innere Staatsverfassung, 
namentlich die ständische Verfassung und was darauf Bezug hat, Aufsicht auf stlidtiscbc 
und liind lichc Korporationen, überhaupt alle bisher zum inncrn Staatsrecht gerechneten 
Angclcgcnhcitcn , ferner 7. die Juden und Sektierer, jedoch nicht in Beziehun g auf ihren 
Ku ltus, sond ern bloß a uf ihre Verfassung, das Kantonwcscn und ihren politischen 
Zustand, 8. die Aufsich t und Besetzung der P rovinzial-, F inanz- und Polizeikollegien 
unter :Mitwirk ung des Ministeriums der F inanzen. 
6 . E s sind dem nach dieser Sektion speziell untergeordnet: 1. die Kriegs- und Domäncn­
kammcrn oder, wie sie von Publi kation d er Verord nung über ihre künftige neue Organi­
sa tion beißen sollen, d ie R egierungen , 2. die Stünde und ihre Behörden, insofern darüber 
überh aupt eine Aufsich t des Staates eint ritt, 3. das General-Postamt, welches j edoch 
neu organisiert wird und d ie sclbstiind ig;c Leitung des technischen T eils des Postwesens 
bchiilt, 4. das Polizeid irektorium der Residenz Berlin , welches gleichfalls eine n eue 
Organisation und einen Obcrprti! i dcn tcn an d ie Spitze bekommt. 
7. Die Sektion der G c w e rl.Jcpo li z c i besorg t diese im allgemeinsten Sinn des ' Vorts 
sowohl in Beziehung a uf Produktion als Fabrikation und Handel. Es gehört dah er zu 
ihrem Gescbiiftskrcis : a)dicganzc lan dwirtschaftliche Polizei mitAusschlu ß dcs Domäuen­
und Forstwesens, b) alle Anstalten zur Beförderung der Landwirtschaft, Gcmcinhcits­
tcilun gen, Meliorationen du rch Austrocknung der Sümpfe etc„ das Gcstütswcscn, j edoch 
durchaus lediglich in polizeilich er H insicht, c) das Zunftwesen und was damit in Ver­
bindung steht, Schauanstalten, überhaupt die Polizei der Fabrikation mit Ausschluß der 
für die Bergwerks-Sektion gehörigen g rößcrn metallischen Fabrika tionen, d) das ganze 
Bauwesen und die oberste Leitung der Administration von allen Fabrikationen, welche 
für R cclrnung des Staats betrieben werden, insofern solche nicht, wie die Porzclla in­
Manufaktur, Salzwerke etc. andern Sektionen oder wie d ie Pulvc rfabrikation dem 
Militiirdcpartcmcnt besonders beigeleg t sind, c) die ga nze polizeiliche L eitung des Münz­
wesens ; die Münzfabrikn t ion selbst ressortiert jedoch von der Sektion für den Bergba u 
und die Münze; f) die Hnudclspolizci im weitesten Umfange des 'Vorts, mithin alle 
Bestimmungen über d en in- und uusliindischcn Handel, inso weit nicht rücksichtlich des 
lctztcrn die ' Virksamkcit des Departements der answlirtigcn Angclcgcnbcitcn, von wel­
ch em die Handcls-Kommissiirs ressortieren, eintritt; die Marktrechte, Taxen, alle An-
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stalten und Meliorationen zur Beförderung des Handels, insonderheit die Fürsorge wegen 
der Seehüfcn , Sehiffbarmachung der Ströme, Anlegung von Kan älen, Chansseen und 
Landstraßen ; g) die polizeiliche Aufsicht über die Geldinstitute der Stünde, Korpora­
tionen und Gemeinden, mithin auch über die landschaftlichen Kreditsysteme, insoweit es 
auf deren dem Ganzen unschädlich e und zweckmäßige Einrichtung, insoweit es dabei aber 
auf ständische und Kommunitätsvcrfossung ankommt, gehört die Sache nach § 5 und 6 
vor die Sektion der allgemeinen Polizei; b) die Art der Teilnahme der Sektion der Gewerbe­
polizei in Absicht der Dank wird durch ein besonderes Reglement bestimmt werden. 

8. Dieser Sektion werden unmittelbar untergeordn et: 1. die zu errichtende technische 
Gcwcrbs- und Ilandelsdeputation. Sie soll bestehen aus einigen Staatsbeamten, aus 
Gelehrten, Künstlern, Landwirten, Manufukturicrs und Kaufleuten, welche die erforder­
lich e wi ssenschaftlich e oder praktische Bildung haben . Ihr Zweck ist, das wissenschaft­
liche der ganzen Gewcrbkundc in ihren Fortschritten zu verfolgen und unter Mitteilung 
der Resultate mit ihrem Gutachten der Sektion an die Hand zu geben. Eine besond ere 
Verordnung wird ihre innere Organisation bestimmen. 2. Die technische Baudcputation 
und das Hofbauamt, welches letztere der Kontrolle der ersteren unterworfen wird, beide 
aber gleichfalls eine neue E inrichtung erhalten. Die technische Baudeputation bleibt die 
Examinationsbchördc für Baukünstler und F eldmesser. 3. Die Fabriken-Kommissarien 
stehen zwar zunüchst unter den pp. Kammern (Regierungen), die für die R esidenz aber 
in unmittelbarer Verbindung mit der Sektion. 
9. Bei der Sektion für den Kultu s und öffentlichen Un t c rri cht steht die Abteilung für 
den Kultus unter spezieller Direktion eines vo rsitzenden Staatsrats, die für den öffent­
lichen Unterricht aber unter unmittelbarer Leitung des Geheimen Staatsrats und Sek­
tion s-Chefs. 
10. Zum Gcschüftskrcisc der Abteilung des öffentlichen Unterrichts gehören : a) alle 
höheren wissenschaftlichen Kunstvereine, welche vom Staate unterstützt werden, die 
Akademicu der Wissenscha ften und Künste, imglciehcn die Bauakademie zu Berlin, 
insoweit der Staat sich eine E inwirkung uuf solche vorbchultcn hut oder sie durch neue 
Konstitutionen fes tsetzt, wenigstens rücksichtlich ihrer Fonds und deren Verwaltung, 
b) alle Lehranstalten, Univcrsitütcn, Gymnasien, gelehrte, E lementar-, Bürger-, Indu­
strie- und Kunstschulen ohne Unterschied der Religion, c) alle Anstalten , w elche, wie das 
Theater, Einfluß auf die allgemeine Bildung haben, d) die Zensur aller Schriften, welche 
nicht politischen Inhalts sind. 
11. Unter dieser Abteilung stehen unmittelbar: 1. die zu organisierend e wissenschaft­
liche D eputation für den öffentlichen Unterricht. Sie tritt an die Stelle des Ober-Schul­
kollegiums und hat zum Zweck, für den öffentlichen Unterrich t zu leist en, was die 
technischen D eputationen für andere Zweige der Staatsverwaltung leisten sollen. Die 
vorzüglichsten Miinner in allen l"üchern, welche auf den öffentlichen U nterricht E influß 
haben, werden zu Mitgliedern der Deputation erwählt, selbst wenn sie abwesend sind. Sie 
ist die E xaminationsbehörde für höhere Schulbedientc. Ihre übrige Ein richtung wird 
durch eine besondere Verordnung bestimmt werden. 2. Die Akademien der Wissenschaf­
ten und bildenden Künste und die Bauakademie, soweit sie nicht von besonderen Kura­
toren abhängen . 3. Die U niversitii tcn, bei welchen der Wirkungskreis der Kurutoren 
besonders bestimmt werden wird. 4. Die König l. Theat er und ühnlichc Anstultcn, inso­
weit sie nicht von besonderen Direktionen ressortieren. Die Schulen und L ehranstalten 
stehen nur mittelbar durch die pp. K a mmern (Regierungen) unter dieser Abteilung. 
12. Die Abteilung fiir clen Kultus erh iilt alle R echte der obersten Aufsicht und Fürsorge 
des Staats in Beziehung auf R cligionsi.ibung (jus circa sacru), wie diese R echte das 
Allgemeine Landrecht Teil 2, Titel 11, § 113 seqq. bestimmt ha t, ohne U ntcrsclticd der 
Gluubensverwandtcn. rach Maßgabe der d en verschiedenen R eligionsparteien zuge­
s tandenen Verfassung hat sie auch die Konsistorialrechte (jus sacrorum) na mentlich in 
Absicht cler Protestanten nach § 143 um angeführten Orte des AUgcm. L a ndrechts. Ihr 
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gebührt die Beurteilung w egen Tolerierung einzelner Sekten ; auch die Juden st eh en 
in Beziehung auf ihren Got tesdienst unter ihr. N icht minder gebührt ihr die Aufsicht des 
Religionsunterrichts bei der Erziehung. 
13. D a die Angelegenheiten d es Kultus j edesmal durch die pp. K am mern (Regierungen) 
gehen , so h at diese Sektion keine Beh örden, welche ihr unmit telbar untergeordnet sind, 
außer ·den Deputationen für Geist liche und Schulsa chen in den K ammern, und insoweit 
k a tholisch e geistliche Sachen und die Aufsicht auf den Kultus tolerierter Sekten ein 
Gegen stand der L andesh oheit sind, d ie D eputationen der K ammern, welche die L andcs­
h ohcitsgcgcnstände b earbeiten. 
14. Die Sektion der allgemeinen G ese tz g e bun g h at eigentlich k einen administ rativen 
\Virkungskrcis. Sie ist bestimmt , bei neuen Einrichtungen, Gesetzen und g rößeren 
Stuatsoperntioncn ihr Gutachten mit ste ter Rück sicht auf die in der \Vissensch aft 
gem achten F ortschritte abzugeben und die allgemeine Qualifik ation künftiger höherer 
Staatsdiener durch die Aufsicht bei ihrer Prüfung zu kontroUicrcn. 
15. Ihr sind unmitt clbnr untergeordnet : 1. die Obcr-Examina tions-Kom mission, welche 
die Prüfung sä mt licher Räte in d en Geschäf t szweigen der Ministerien des Innern und der 
Finanzen b esor gt. Sie erh ält eine an derweitige Orgnnisation und neue Inst rukt ion. 2. Die 
Gcsctzkommission . Sie wird gleichfalls n eu organisiert und mit einem bcsondern Ge­
sch äftsreglement versehen . Sie erhäl t die Prüfung a ller neuen Gese tzesvorschläge, in 
welch es D epartement sie auch einschlagen m ögen, und sobald sie organisier t ist, soll 
k ein Gesetz emaniert werden, worüber sie ihr Gutach ten nicht abgegeben hat . F ür ihr 
Gutachten erhält sie die möglichste Freiheit und Unabhängigkeit , und sie ist nur a Uein 
Uns unmittelbar dafür verantwortlich. Die Mitglieder werden von U ns un mi ttelbar 
ernannt. Die Gcsctzkommission hat den ersten Vorschlag der Kandidaten, und der 
Minister des Innern schlägt sie U ns nach eingeh oltem Gutachten des Sektionsch efs vor . 
In Ab sicht der Just izmitglied er geschieh t der Vorschlag von ihm gemeinsch aft lich mit 
d em Großkanzler . \Vir behalten U ns v or, auch ständische Hcprüscntan tcn zu Mitgliedern 
der Gcsetzkommission zu ernennen, imgleichen auswürtigc Männer von her vorstehendem 
T alent zu außerorden tlichen Mitgliedern. 
16. Die Abteilung für das M cdi z in a lw csc n leitc t die ganze Mcdizin ulpolizci mit allen 
Anstalten des Staats für die Gesundheitspflege. Dieselbe h at fe rner die oberste A ufsicht 
auf die Qualifikation des Medizinalpersonals und dessen Anstellung im Staate, auch unter 
Mitwirkung der Sektion für die allgemeine Polizei die oberste Leitung aller K ranken­
a nst alten . Ihr geb ührt ferner eine T eilna hme an dem Militär-Medizinnlwesen, welche 
jedoch n äh er durch eine besondere Verordnung bestimmt werden wird. Vorläufig wird 
indessen festgesetzt, daß dieselbe bei den Bildungsanstalten des Militär-Mediziualwesens 
und bei der Prüfung der Qualifikation der Subjekte mitwirkt. 
17. Dieser Abteilung sind unmittelbar unter geordnet: 1. die zu errichtende wissen schaft ­
liche Deputa tion für das Medizinalwcscn. Sie besorgt den wissenschaftlichen Teil des 
Mcdizin alwescns, prüft die darin gemachten F ort schritte, teilt selbige zur Anwendung in 
polizeilich er Hinsicht der Abteilung mit und unterstützt dieselbe mit ihrem Gutachten 
über Gegenstände, wobei es auf k unst verständige und wissenschaftliche K enntnisse 
ankommt. Sie bildet in den Provinzen ähnlich e D eput ationen, durch welche sie die 
b enötigten Na chrichten einzieht und mit denen sie in fortwährender Verbindung steht. 
Sie v ertritt künftig die Stelle des Obcr-Collegii mcdici et sanitatis und erh ält durch eine 
b esondere Verordnung ihre Organisation. 2. Die allgemeinen Bildungsanstalten für das 
Mcdizinalwcsen. 3. Die größeren K rankenanstalten in den Hauptst ädten, soweit sie 
eigene Direktionen ha ben und nicht der pp. K a mmer untergeordnet sind. 
18. Die Abteilung für d en B e r g b a u, die Müuzc, Salzfabrikation und P orzcllain-Ma nu­
faktur besorgt: 1. die ganze Bergwerks- und H üttenver waltung im a usgedehn tes ten 
U mfange sowohl in polizeilicher als administrativer und technischer Hücksicht. Sie hat 
daher die Aufsicht und Leitung der Berg- und Hüt t enwerke, welche für Hechnung des 
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Sta ats betrieben werden , der dazu geh örigen E tablissements, ihrer Bewirtsch aftung und 
ihres E inbringen s, des H andels mit den gewonnenen bergmännischen P rodukten und 
Materialien, der Aufsuchung, Gewinnung und F ortsch a ffung der Brennmaterialien, 
Steinkohlen, Brennk ohlen, des Torfs auf D omänen. Sie hat ferner die L eitung aller 
k öniglichen und die Aufsicht a uf alle privatcbemischen F abrikationen , imgleichen der 
Gießereien, vorzüglich des Geschützes und der Ammunition, Gewehrfabriken, 1-Inmmer­
werkc, D rahtzüge etc. 2. Die technische F abrikation der Münzen. Die Best immung des 
Miinzfuß es und der Münzarten h äng t von d er Sek t ion der Gewerbepolizei ab. 3. Die 
Salzfabrika tion, die Anlegung und Betrieb der Salzwerke und den T ransport des Salzes. 
D as Salzregal selbst wird aber von der Sektion der direkten und indirekten Abgaben 
verwaltet . 4. D en Betrieb der P orzellain-Ma nufaktur. 
19. Unter dieser Abt eilung stehen unmittelba r : 1. d ie Ober-Bergämter und Bergwerk s­
beh örden, insofern sie nicht mit den pp. Kammern vereinigt werden oder einen bcsondern 
Berghauptmann vorgesetzt erhalten und derselbe dem Minister des Innern direkt unter­
geordnet wird, 2. die mineralischen Produkten-Debits-Behörden, imgleichcn d ie T orf­
administrationen , im Fall sie nicht bloß mit telbar durch die pp . Kam mern unter der 
Sek tion stehen, 3. die Miinze, P orzcllain-Ma nufaktur- und Salzwerksdirektionen, welche 
sämtlich m it neuen Instruktionen werden v ersehen werden. 
20. Der Minister d es Innern ist iibrigens auch Chef der Behörde, welche zur Sammlung 
und ZusammcnsteUung s t a ti s ti s c h e r Nachrich ten eingerich tet und zu dem E nde 1n it 
einer besondcrn Inst ruktion versehen werd en soll. 
21. Das Ministeriu m der F i n an zc n leite t und verwaltet die gesa mte Staa tseinnah me, 
sie bestehe a us D omänen oder landesherrlichen Aufk ünftcn. Die Staatsausgaben ressor­
tieren nur insoweit von diesem D ep artement, als sie durch d ie F inanzverwaltung selbst 
veranlaßt werden. Die Bedü rfnisse der übrigen Verwalt ungszweige weist der Minister 
der Finanzen den bet reffenden Depa rtcmentsch efs nach einer gemeinsch aftli ch mit 
solchen vorgenommenen Ausmittclung des Bedarfs in voller Summe an , u nd d iese sowie 
die ihnen untergeordneten Sektionen h aben nachher die weitere Disposition darüber. E s 
gehört hingegen vor das F inan zministerium die Verwaltu ng d er Ü berschüsse, die Leit ung 
des Staatsschuldenwesen s und der unmittelbaren Gcldinstitnte des Staats, n amentlich 
d er Bank und der Seehandlung, wenngleich deren F onds a us Priva tvermögen bes teht. 
22. Das D epartement der F inanzen t eilt sieh gleich falls in folgende Sektionen : 1. die 
Sekt ion des Generalkassen-, Bank -, Seehandlung- und Lotteriewesens, 2. die Sek t ion für 
die Domänen u nd Forsten, 3. die Sektion der direkten und indirekten Abga ben. Die erste 
Sektion steht unter unmittelba rer Leitung des Ministers der Finanzen. Den beiden 
letzter en Sektionen werden Geheime Staatsr äte zur besonderen L eitung als Chefs vorge­
setzt, die j edoch dem Minister der F inanzen untergeordnet sind . 
23. Zum R essort d er ersten Sektion oder der G e n e r a lka s se n-, Bank- und Lotterie­
sektion gehört die Verwaltung der Überschüsse des baren Staatsvermögens, die Bear­
b eitung des Staatsschuldenwesens, die Leitung sämtlicher Geldinstitute des Staates. Sie 
h at die Kuratel über die Generalst aat skasse und die Anweisung aller außerordentlich en 
Zahlungen. Das ganze Pension swesen gehört für solche, insoweit nich t einer oder der 
andern P artie ein eigener P ensionsfo nds zur Verwalt ung überlassen wird. Die Stifter 
r essor t ieren, insoweit eine königliche Disp osition über solche eintritt, v on dieser Sek t ion. 
Bei solcher wird die Staatskasscnbuchhalterci unter der L eitung eines St aatsrat s 
geführt. 
24. Ihr sind unmittelbar untergeordnet : 1. die Generalst aatskasse, in welche sich sämt­
liche bisher stattgefund enen Generalkassen vereinigen, und verschiedene Ausgnheknsscn 
a) für die Militärausgaben, b) für die auf die Zivilliste Bezug habenden Ausgaben, e) für 
alle auf das Staatsschuld enwesen Bezug h a benden Ausgaben, 2. die Bank, 3. die See­
handlung, 4. die Lotterie, bei welcher ein gleiches st attfindet . 
25. Die Sektion der D o mäne n u nd Forsten ha t die Verwaltung der D om iinen und 
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landesherrlichen Forsten im weitesten Umfange, sowohl in Absicht der Disposition über 
ihre Substanz als ihre Nutzungen, mithin a uch der Domänenabgaben und J agdnutzun­
gen. Sie führt zugleich die Verwaltung der Forstpolizei in Absicht der Privatforsten und 
Jagden. 
26. Die technische Oberforstdeputation, imgleichen die Forstkartenkammer ist der­
selben unmittelbar untergeordnet. Die technische Oberforstdcputation ist gleichfalls 
eine wissenschaftliche konsultative Behörde, welche die L eitung der Administration 
durch Mitteilung der R esultate ihres wissenschaftlichen Forschens unterstützt und das 
nötige zur Verbesserung der Administration vorbereitet. Sie ha t die Leitung der Forst­
unterrichtsanstalten und die Prüfung der Forstbedienten. Durch diese zieht sie sich die 
erforderlichen Nachrichten ein, und der Oberlandforstmeister ist Direktor derselben. In 
Fällen, wo es auf die Anwendung technischer oder wissenschaftlicher Agrikulturgrund­
siitze ankommt, bedient sich die Sektion zu einem gleichen Behuf der Deputation für den 
Ackerbau, welche eine Abteilung der technisch en Gewerbs- und Handelsdeputation ist. 
27 . Zum Geschäftskreise d er Sektion der direkten und indirekten Abgab e n gehört die 
Verwaltung aller direkten und indirekten landcsherrliehen Abgaben in der ausgedehnte­
sten Bedeutung, mithin aller E inkünfte, welche nicht aus den Domänen oder besond ern 
Instituten entspringen. Sie zerfiillt in zwei Abteilungen: a) für die direkten und b) die 
indirekten Abgaben, welche j edoch b eide unter unmittelbarer L eitung des Geheimen 
Staatsrats und Sektionschefs stehen . Zu der ersten Abteilung gehören namentlich alle 
unter dem Namen Kontribution oder andern Benennungen begriffenen Grundsteuern, 
imgleieben die bchufs des Milittirs best ehenden Fourageabgabe1J. Zu der letztem gehören 
die Akzise und Zoll-, auch die Stempel- und Salzrevenücn, imglcicb en die Leitung des 
innern Salzdcbits. 
28. Dieser Sektion sind unmittelbar untergeordnet: a) die H auptstempelkammer, b) die 
Akziscdircktionen, solange sie noch nicht mit den pp. Kammern vereinigt sind, c) die 
Akzisedeputationen in den pp. Kammern (Regierungen). 
29. Die 0 berre e h e n kam mcr steht künftig unter dem gesamten Staatsrat und vorerst 
unter den gesamten Ministerien(§ 1). Ihr Zweck und R essort ist bekannt. Sie crhült eine 
neue Organisation und Instruktion, wobei sie rücksichts des Ma teriellen ihrer Geschüfts­
fiihrung möglichst selbst ändig und una bhiingig werden soll. Sie bleibt in Ansehung der­
selben nur Un s unmittelbar v erantwortlich und erhält auch von U ns unmittelba r die 
erforderlichen Befehle. Nur in Absicht des formalen Gesch äftsbetriebs wird sie dem 
Staatsrat(§ 1) untergeordnet und muß demselben darüber R echenschaft ablegen. 
30. Unmittelba r unter dem Staatsrat und unter dem Vorsitz eines von U ns zu ernennen­
den Geheimen Staatsrats steht das Plenum der technischen und wissenschaftlichen, bei 
den speziellen Sektionen benannten D e p u t a ti on c n, die eine nähere Berührung unter 
sich haben. Dies ist namentlich der Fall in Absicht der technischen und wissenschaft­
lichen Deputationen: a) der Gewerbepolizei mit ihren Abteilungen , b) des Bauwesen s, 
c) des Forstwesens. E in besonderes R eglement wird darüber das Nähere bestimmen . 
31. Die einzelnen Sektionen und Abteilungen v erfügen in ihrem Namen unter der 
Benennung der Sektion des betreffenden Departements, z.B. Sektion des F inanzdeparte­
m ents für Domänen und l~orsten, die Minister: auf Spezialbefehl. Bei Gcgcnstünden, die 
in das Ressort mehrerer Ministerien, Sektionen oder Abteilungen eingreife n, wirken diese 
gemeinscha ftli ch. Das Nähere hierüber bestimmt die Geschiiftsinstruktion der obersten 
Staatsbehörden. 
32. Die Mini s t e r sind als D epartcmentscbcfs zwar so b efugt als verpflichtet, die 
Gcsch llftsvcrwaltung der einzelnen ihnen untergeordneten Sektionen und Abteilungen 
zu beobachten, den Vortrügen in denselben beizuwohn en, sich von dem Detail der Admi­
nistration zu unterrichten und Müngel darin abzustellen. \Ver sich indessen bei den Ver­
fü gungen einzelner Sektionen oder Abteilungen nicht b cruliigeu zu könn en glaubt, ist 
b efug t, seine Beschwerde unmittelbar bei Uns anzubri11gen; nur muß er die von den 
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Behörden erhaltenen Besch eide d en bestehenden Vorschriften gemiiß im Original bei­
legen. 
33. Insofern nicht vorstehend besondere Behörden angeordnet sind, führen die Minister, 
Sektionen und Abteilungen die Geschäftsverwaltung in den Provinzen durch die pp. 
K ammern (Regierungen) aus. Diese sind daher auch sowohl den Ministern des Innern 
und der Finanzen als den einzelnen Sektionen und Abteilungen beider D epa rtements in 
Absicht ihres Ressorts untergeordnet und müssen darin ihren Anweisungen Folge leisten . 
E s bleibt ferner das bi sherige Dicn stvcrhültnis der pp. Kammern gegen das Ministerium 
der auswärtigen Angclcgcnbeitcn, das Kriegsministerium und die Oberrechenkammer 
nnveriindcrt. 
34. Zu mehrerer Belebung des Geschäftsganges in den Provinzen werden 0 b erp r ii s i­
d e n t e n angesetzt, einer für die Provinzen Ostpreußen, Litau en und \Vcstpreußen, 
einer für die Kurmark, Neumark und Pommern, einer für Schlesien. Sie sind zwar den 
pp. Kammern vorgesetzt, aber keine Zwischeninstanz zwischen ihnen und dem Mini­
stcrio , sondern als p erpetuierliche Kommissaricn des letztem zu betrachten, um in ihrem 
N amen an Ort und Stelle eine gen aue und lebendige, nicht bloß formale Kontrolle 
sowohl über die öffentliche Verwaltung an sich als die Treue und Dextcritiit der Beamten 
zu führen . Sie haben zwar die Befu gnis und Verpflichtung, sich von dem Gescbliftsbctricb 
b ei den pp. Kammern in genaue Kenntnis zu se tzen, ihn von Zeit zu Zeit an Ort und 
SteUe oder auch durch E inforderung von Nachrichten und Akten zu revidieren und 
Miingeln abzuhelfen, sie nehmen indessen a n der D etailverwaltung keinen Anteil. Sie 
haben die allgemeine Aufsicht auf die ständische Verfassung der Provinzen ihres R essorts, 
führen als landesherrliche Komm issa rien den Vorsitz bei den allge meinen stiindischen 
Versammlungeu und die polizeiliche Aufsicht über die stiindischcn Geldinstitute. Außer­
dem gehören zu ihrem speziellen Geseh üftskreise diej enige n Gegenstände der Staats­
verwaltung, bei denen es von \Vichtigkcit ist, einen größ eren Vercinigungspunkt in 
Absicht der Ausführun g als von einem einzelnen Kammerdepartemen t zu haben . Dahin 
gehören z. B. die Sich erheitsanstalten für das Land, welche sich auf mehrere Provinzen 
zugleich erstrecken, größere Saniliitsanstaltcn, Viehseuch enkordons, Sperre e t c., ferner 
Pläne zu neuen Anlagen, Meliorationen, welche m ehrere Provinzen betreffen. E ine 
b esondere Instruktion wird deshalb das N üherc bestimmen. 
Die Oberpräsidenten versammeln sich der R egel nach alle Jahr einmal zu einer bestimm­
t en Zeit in Berlin, um nicht allein über die ganze Verwaltung R apport zu erstatten, 
sondern auch durch gcgenseiti gc Mitteilung ihrer Erfahrungen und Beobachtungen die 
Administration möglichst zu v ervollkommnen. Sie sind Mitglieder des Staatsrats (§ 1) 
und Geheime Staatsrütc. 
35. Auch wird der Polizeiverwaltung der Stadt Berlin ein Geheimer Staatsrat als Ober­
präsident vorgesetzt. Da dessen R essort von clcrn der übrigen Oberpräsidenten wesent­
lich unterschieden ist, so wird deshalb das Nötige b esonders bekanntgemacht werden. 
36. Die Provinzial-, Finanz- und Polizeibehörden erhalten durch eine besondere Ver­
ordnung gleichfalls eine der j etzigen angemessene Organisation. 
Dadurch und durch die vorstehend veränderte Verfassung der obersten Verwaltungs­
behörden, verbunden mit einer sorgfältigen Auswahl der Individuen wird es möglich 
werden, die Grundsiitzc einer v erbesserten Staatsverwaltung in Anwendung zu bringen, 
durch deren Anwendung das Glück des Staats nJJcin dauerhaft neu gegründet werden 
kann. 
Dies zu tun ist U nser fe ster landcsvätcrlichcr Wille, und es ha t sich daher ein j eder, den es 
angeht, nach den vorstehenden Bestimmungen zu achten. 
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